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Vorwort 

Mit den Jahresbänden 1986 wird zum vierundzwanzigsten Mal eine Sammlung 
von Dokumenten aus dem Politischen Archiv des Auswärtigen Amts unmittelbar 
nach Ablauf der 30jährigen Aktensperrfrist veröffentlicht.  
Das Erscheinen der vorliegenden Bände gibt Anlaß, allen an dem Werk Betei-
ligten zu danken. So gilt mein verbindlichster Dank dem Auswärtigen Amt, vor 
allem dem Politischen Archiv und seiner neuen Leiterin Professor Dr. Elke 
Freifrau von Boeselager. Gleichermaßen zu danken ist dem Bundeskanzleramt 
für die Erlaubnis, unverzichtbare Gesprächsaufzeichnungen in die Edition auf-
zunehmen. Herrn Bundeskanzler a.D. Dr. Helmut Kohl danke ich für die Ge-
nehmigung zur Einsichtnahme in wichtige und die amtliche Überlieferung er-
gänzende Schriftstücke aus seinem Privatbesitz.  
Die beiden vorliegenden Bände markieren zugleich einen personellen Ein-
schnitt im Herausgebergremium. Seit 1993 war Professor Dr. Dr. h.c. mult. 
Horst Möller einer der Herausgeber, seit 2005 in der Nachfolge von Professor 
Dr. Dr. h.c. Hans-Peter Schwarz Hauptherausgeber der Akten zur Auswärti-
gen Politik der Bundesrepublik Deutschland. 2015 ist er nach Erreichen der 
Altersgrenze ausgeschieden. Er hat zwei Jahrzehnte bundesdeutscher Außen-
politik wissenschaftlich begleitet und maßgeblich dazu beigetragen, daß sie aus 
den Akten heraus greifbar wird. Herausgeber und Bearbeiter schulden Horst 
Möller großen Dank für seine unermüdliche und so ertragreiche Arbeit an den 
AAPD.  
Großer Dank gebührt ferner den Kollegen im Herausgebergremium, die sich 
ihrer viel Zeit in Anspruch nehmenden Aufgabe mit beeindruckender Kompetenz 
gewidmet haben. Gedankt sei schließlich auch dem präzise arbeitenden Verlag 
De Gruyter Oldenbourg sowie den in der Münchener Zentrale des Instituts für 
Zeitgeschichte Beteiligten, insbesondere der Verwaltungsleiterin Frau Christi-
ne Ginzkey. 
Das Hauptverdienst am Gelingen der zwei Bände haben die Bearbeiter, Herr 
Dr. Matthias Peter und Frau Dr. Daniela Taschler, zusammen mit der Wissen-
schaftlichen Leiterin, Frau Dr. Ilse Dorothee Pautsch. Ihnen sei für die erbrachte 
Leistung nachdrücklichst gedankt.  
Wesentlich zur Fertigstellung der Edition beigetragen haben überdies: Herr 
Dr. Jens Hofmann durch das Erstellen des Personenregisters, Herr Dr. Wolf-
gang Hölscher und Frau Britta Durstewitz, M.A., durch die Herstellung des 
Satzes, Frau Jutta Bernlöhr und Frau Brigitte Hoffmann durch Schreibarbeiten 
sowie Frau Kathrin Meißner, M.A., und Frau Sara Stammnitz. 
 
Berlin, den 1. November 2016     Andreas Wirsching
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Vorbemerkungen zur Edition 

Die „Akten zur Auswärtigen Politik der Bundesrepublik Deutschland 1986“ 
(Kurztitel: AAPD 1986) umfassen zwei Bände, die durchgängig paginiert sind. 
Den abgedruckten Dokumenten gehen im Band I neben Vorwort und Vorbemer-
kungen ein Dokumentenverzeichnis, ein Literaturverzeichnis sowie ein Abkür-
zungsverzeichnis voran. Am Ende von Band II finden sich ein Personen- und 
ein Sachregister sowie ein Organisationsplan des Auswärtigen Amts vom Mai 
1986. 

Dokumentenauswahl 

Grundlage für die Fondsedition der „Akten zur Auswärtigen Politik der Bundes-
republik Deutschland 1986“ sind die Bestände des Politischen Archivs des Aus-
wärtigen Amts (PA/AA). Schriftstücke aus anderen Bundesministerien, die in 
die Akten des Auswärtigen Amts Eingang gefunden haben, wurden zur Kom-
mentierung herangezogen. Verschlußsachen dieser Ressorts blieben unberück-
sichtigt. Dagegen haben die im Auswärtigen Amt vorhandenen Aufzeichnungen 
über Gespräche des Bundeskanzlers mit ausländischen Staatsmännern und Di-
plomaten weitgehend Aufnahme gefunden, ergänzt durch eine Auswahl von im 
Bundeskanzleramt überlieferten Gesprächsaufzeichnungen. Um die amtliche 
Überlieferung zu vervollständigen, wurde zusätzlich die Sammlung Bundeskanz-
ler a. D. Dr. Helmut Kohl, Ludwigshafen-Oggersheim, eingesehen. 
Entsprechend ihrer Herkunft belegen die edierten Dokumente in erster Linie 
die außenpolitischen Aktivitäten des Bundesministers des Auswärtigen. Sie ver-
anschaulichen aber auch die Außenpolitik des jeweiligen Bundeskanzlers. Die 
Rolle anderer Akteure, insbesondere im parlamentarischen und parteipoliti-
schen Bereich, wird beispielhaft dokumentiert, sofern eine Wechselbeziehung 
zum Auswärtigen Amt gegeben war. 
Die ausgewählten Dokumente sind nicht zuletzt deshalb für ein historisches 
Verständnis der Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland von Bedeutung, 
weil Schriftstücke veröffentlicht werden, die bisher der Forschung unzugänglich 
waren. Zum überwiegenden Teil unterlagen sie als Verschlußsachen (VS) der 
Geheimhaltung. Dank einer entsprechenden Ermächtigung wurden den Bear-
beitern die VS-Bestände des PA/AA zugänglich gemacht und Anträge auf Her-
abstufung und Offenlegung von Schriftstücken beim Auswärtigen Amt ermög-
licht. Das Bundeskanzleramt war zuständig für die Deklassifizierung von Ver-
schlußsachen aus den eigenen Beständen. Kopien der offengelegten Schriftstük-
ke, deren Zahl diejenige der in den AAPD 1986 edierten Dokumente weit über-
steigt, werden im PA/AA zugänglich gemacht (Bestand B 150). 
Nur eine geringe Zahl der für die Edition vorgesehenen Aktenstücke wurde 
nicht zur Veröffentlichung freigegeben. Hierbei handelt es sich vor allem um 
Dokumente, in denen personenbezogene Vorgänge im Vordergrund stehen oder 
die auch heute noch sicherheitsrelevante Angaben enthalten. Von einer Deklassi-
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fizierung ausgenommen war Schriftgut ausländischer Herkunft bzw. aus dem 
Bereich multilateraler oder internationaler Organisationen wie etwa der NATO. 
Unberücksichtigt blieb ebenfalls nachrichtendienstliches Material. 

Dokumentenfolge 

Die 377 edierten Dokumente sind in chronologischer Folge geordnet und mit 
laufenden Nummern versehen. Bei differierenden Datumsangaben auf einem 
Schriftstück, z. B. im Falle abweichender maschinenschriftlicher und hand-
schriftlicher Datierung, ist in der Regel das früheste Datum maßgebend. Meh-
rere Dokumente mit demselben Datum sind, soweit möglich, nach der Uhrzeit 
eingeordnet. Erfolgt eine Datierung lediglich aufgrund sekundärer Hinweise 
(z. B. aus Begleitschreiben, beigefügten Vermerken usw.), wird dies in einer An-
merkung ausgewiesen. Bei Aufzeichnungen über Gespräche ist das Datum des 
dokumentierten Vorgangs ausschlaggebend, nicht der meist spätere Zeitpunkt 
der Niederschrift. 

Dokumentenkopf 

Jedes Dokument beginnt mit einem halbfett gedruckten Dokumentenkopf, in 
dem wesentliche formale Angaben zusammengefaßt werden. Auf Dokumenten-
nummer und Dokumentenüberschrift folgen in kleinerer Drucktype ergänzende 
Angaben, so rechts außen das Datum. Links außen wird, sofern vorhanden, das 
Geschäftszeichen des edierten Schriftstücks einschließlich des Geheimhaltungs-
grads (zum Zeitpunkt der Entstehung) wiedergegeben. Das Geschäftszeichen, 
das Rückschlüsse auf den Geschäftsgang zuläßt und die Ermittlung zugehöri-
gen Aktenmaterials ermöglicht, besteht in der Regel aus der Kurzbezeichnung 
der ausfertigenden Arbeitseinheit sowie aus weiteren Elementen wie dem in-
haltlich definierten Aktenzeichen, der Tagebuchnummer einschließlich verkürz-
ter Jahresangabe und gegebenenfalls dem Geheimhaltungsgrad. Dokumenten-
nummer, verkürzte Überschrift und Datum finden sich auch im Kolumnentitel 
über dem Dokument. 
Den Angaben im Dokumentenkopf läßt sich die Art des jeweiligen Dokuments 
entnehmen. Aufzeichnungen sind eine in der Edition besonders häufig vertretene 
Dokumentengruppe. Der Verfasser wird jeweils in der Überschrift benannt, 
auch dann, wenn er sich nur indirekt erschließen läßt. Letzteres wird durch 
Hinzufügen der Unterschrift in eckigen Klammern deutlich gemacht und in ei-
ner Anmerkung erläutert („Verfasser laut Begleitvermerk“ bzw. „Vermuteter 
Verfasser der nicht unterzeichneten Aufzeichnung“). Läßt sich der Urheber et-
wa durch den Briefkopf eindeutig feststellen, so entfällt dieser Hinweis. Ist ein 
Verfasser weder mittelbar noch unmittelbar nachweisbar, wird die ausfertigen-
de Arbeitseinheit (Abteilung, Referat oder Delegation) angegeben. 
Eine weitere Gruppe von Dokumenten bildet der Schriftverkehr zwischen der 
Zentrale in Bonn und den Auslandsvertretungen. Diese erhielten ihre Informa-
tionen und Weisungen in der Regel mittels Drahterlaß, der fernschriftlich oder 
per Funk übermittelt wurde. Auch bei dieser Dokumentengruppe wird in der 
Überschrift der Verfasser genannt, ein Empfänger dagegen nur, wenn der 
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Drahterlaß an eine einzelne Auslandsvertretung bzw. deren Leiter gerichtet 
war. Anderenfalls werden die Adressaten in einer Anmerkung aufgeführt. Bei 
Runderlassen an sehr viele oder an alle diplomatischen Vertretungen wird der 
Empfängerkreis nicht näher spezifiziert, um die Anmerkungen nicht zu über-
frachten. Ebenso sind diejenigen Auslandsvertretungen nicht eigens aufgeführt, 
die nur nachrichtlich von einem Erlaß in Kenntnis gesetzt wurden. Ergänzend 
zum Geschäftszeichen wird im unteren Teil des Dokumentenkopfes links die 
Nummer des Drahterlasses sowie der Grad der Dringlichkeit („cito“, „citissime“ 
und „citissime nachts“) angegeben. Rechts davon befindet sich das Datum und – 
sofern zu ermitteln – die Uhrzeit der Aufgabe. Ein Ausstellungsdatum wird nur 
dann angegeben, wenn es vom Datum der Aufgabe abweicht. 
Der Dokumentenkopf bei einem im Auswärtigen Amt eingehenden Drahtbericht 
ist in Analogie zum Drahterlaß gestaltet. Als Geschäftszeichen der VS-Draht-
berichte dient die Angabe der Chiffrier- und Fernmeldestelle des Auswärtigen 
Amts (Referat 114). Ferner wird außer Datum und Uhrzeit der Aufgabe auch 
der Zeitpunkt der Ankunft festgehalten, jeweils in Ortszeit. 
In weniger dringenden Fällen verzichteten die Botschaften auf eine fernschrift-
liche Übermittlung und zogen die Form des mit Kurier übermittelten Schriftbe-
richts vor. Beim Abdruck solcher Stücke werden im Dokumentenkopf neben 
der Überschrift mit Absender und Empfänger die Nummer des Schriftberichts 
und das Datum genannt. Gelegentlich bedienten sich Botschaften und Zentrale 
des sogenannten Privatdienstschreibens, mit dem außerhalb des offiziellen Ge-
schäftsgangs zu einem Sachverhalt Stellung bezogen werden kann; darauf wird 
in einer Anmerkung aufmerksam gemacht. 
Neben dem Schriftwechsel zwischen der Zentrale und den Auslandsvertretungen 
gibt es andere Schreiben, erkennbar jeweils an der Nennung von Absender und 
Empfänger. Zu dieser Gruppe zählen etwa Schreiben der Bundesregierung, ver-
treten durch den Bundeskanzler oder den Bundesminister des Auswärtigen, an 
ausländische Regierungen, desgleichen auch Korrespondenz des Auswärtigen 
Amts mit anderen Ressorts oder mit Bundestagsabgeordneten. 
Breiten Raum nehmen die Niederschriften über Gespräche ein. Sie werden als 
solche in der Überschrift gekennzeichnet und chronologisch nach dem Gesprächs-
datum eingeordnet, während Verfasser und Datum der Niederschrift – sofern er-
mittelbar – in einer Anmerkung ausgewiesen sind. 
Die wenigen Dokumente, die sich keiner der beschriebenen Gruppen zuordnen 
lassen, sind aufgrund individueller Überschriften zu identifizieren.  
Die Überschrift bei allen Dokumenten enthält die notwendigen Angaben zum 
Ausstellungs-, Absende- oder Empfangsort bzw. zum Ort des Gesprächs. Er-
folgt keine besondere Ortsangabe, ist stillschweigend Bonn zu ergänzen. Hält 
sich der Verfasser oder Absender eines Dokuments nicht an seinem Dienstort 
auf, wird der Ortsangabe ein „z. Z.“ vorangesetzt. 
Bei den edierten Schriftstücken handelt es sich in der Regel jeweils um die er-
ste Ausfertigung oder – wie etwa bei den Drahtberichten – um eines von meh-
reren gleichrangig nebeneinander zirkulierenden Exemplaren. Statt einer Erst-
ausfertigung mußten gelegentlich ein Durchdruck oder eine Ablichtung heran-
gezogen werden. Ein entsprechender Hinweis findet sich in einer Anmerkung. 
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In wenigen Fällen sind Entwürfe abgedruckt und entsprechend in den Über-
schriften kenntlich gemacht. 

Dokumententext 

Unterhalb des Dokumentenkopfes folgt – in normaler Drucktype – der Text des 
jeweiligen Dokuments, einschließlich des Betreffs, der Anrede und der Unter-
schrift. Die Dokumente werden ungekürzt veröffentlicht. Sofern in Ausnahme-
fällen Auslassungen vorgenommen werden müssen, wird dies durch Auslas-
sungszeichen in eckigen Klammern („[...]“) kenntlich gemacht und in einer An-
merkung erläutert. Bereits in der Vorlage vorgefundene Auslassungen werden 
durch einfache Auslassungszeichen („ ... “) wiedergegeben. 
Offensichtliche Schreib- und Interpunktionsfehler werden stillschweigend kor-
rigiert. Eigentümliche Schreibweisen bleiben nach Möglichkeit erhalten; im Be-
darfsfall wird jedoch vereinheitlicht bzw. modernisiert. Dies trifft teilweise auch 
auf fremdsprachige Orts- und Personennamen zu, deren Schreibweise nach den 
im Auswärtigen Amt gebräuchlichen Regeln wiedergegeben wird. 
Selten vorkommende und ungebräuchliche Abkürzungen werden in einer An-
merkung aufgelöst. Typische Abkürzungen von Institutionen, Parteien etc. wer-
den allerdings übernommen. Hervorhebungen in der Textvorlage, also etwa ma-
schinenschriftliche Unterstreichungen oder Sperrungen, werden nur in Aus-
nahmefällen wiedergegeben. Der Kursivdruck dient dazu, bei Gesprächsauf-
zeichnungen die Sprecher voneinander abzuheben. Im äußeren Aufbau (Absätze, 
Überschriften usw.) folgt das Druckbild nach Möglichkeit der Textvorlage. 
Unterschriftsformeln werden vollständig wiedergegeben. Ein handschriftlicher 
Namenszug ist nicht besonders gekennzeichnet, eine Paraphe mit Unterschrifts-
charakter wird aufgelöst (mit Nachweis in einer Anmerkung). Findet sich auf 
einem Schriftstück der Name zusätzlich maschinenschriftlich vermerkt, bleibt 
dies unerwähnt. Ein maschinenschriftlicher Name, dem ein „gez.“ vorangestellt 
ist, wird entsprechend übernommen; fehlt in der Textvorlage der Zusatz „gez.“, 
wird er in eckigen Klammern ergänzt. Weicht das Datum der Paraphe vom Da-
tum des Schriftstückes ab, wird dies in der Anmerkung ausgewiesen. 
Unter dem Dokumententext wird die jeweilige Fundstelle des Schriftstückes in 
halbfetter Schrifttype nachgewiesen. Bei Dokumenten aus dem PA/AA wird auf 
die Angabe des Archivs verzichtet und nur der jeweilige Bestand mit Bandnum-
mer genannt. Dokumente aus VS-Beständen sind mit der Angabe „VS-Bd.“ ver-
sehen. Bei Dokumenten anderer Herkunft werden Archiv und Bestandsbezeich-
nung angegeben. Liegt ausnahmsweise ein Schriftstück bereits veröffentlicht 
vor, so wird dies in einer gesonderten Anmerkung nach der Angabe der Fund-
stelle ausgewiesen. 

Kommentierung 

In Ergänzung zum Dokumentenkopf enthalten die Anmerkungen formale Hin-
weise und geben Auskunft über wesentliche Stationen im Geschäftsgang. An-
gaben technischer Art, wie Registraturvermerke oder standardisierte Verteiler, 
bleiben in der Regel unberücksichtigt. Wesentlich ist dagegen die Frage, welche 
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Beachtung das jeweils edierte Dokument gefunden hat. Dies läßt sich an den Pa-
raphen maßgeblicher Akteure sowie an den – überwiegend handschriftlichen – 
Weisungen, Bemerkungen oder auch Reaktionen in Form von Frage- oder Aus-
rufungszeichen ablesen, die auf dem Schriftstück selbst oder auf Begleitschreiben 
und Begleitvermerken zu finden sind. Die diesbezüglichen Merkmale sowie damit 
in Verbindung stehende Hervorhebungen (Unterstreichungen oder Anstreichun-
gen am Rand) werden in Anmerkungen nachgewiesen. Auf den Nachweis sonsti-
ger An- oder Unterstreichungen wird verzichtet. Abkürzungen in handschriftli-
chen Passagen werden in eckigen Klammern aufgelöst, sofern sie nicht im Ab-
kürzungsverzeichnis aufgeführt sind. 
In den im engeren Sinn textkritischen Anmerkungen werden nachträgliche Kor-
rekturen oder textliche Änderungen des Verfassers und einzelner Adressaten 
festgehalten, sofern ein Konzipient das Schriftstück entworfen hat. Unwesentli-
che Textverbesserungen sind hiervon ausgenommen. Ferner wird auf einen sy-
stematischen Vergleich der Dokumente mit Entwürfen ebenso verzichtet wie auf 
den Nachweis der in der Praxis üblichen Einarbeitung von Textpassagen in ei-
ne spätere Aufzeichnung oder einen Drahterlaß. 
Die Kommentierung soll den historischen Zusammenhang der edierten Doku-
mente in ihrer zeitlichen und inhaltlichen Abfolge sichtbar machen, weiteres Ak-
tenmaterial und anderweitiges Schriftgut nachweisen, das unmittelbar oder mit-
telbar angesprochen wird, sowie Ereignisse oder Sachverhalte näher erläutern, 
die dem heutigen Wissens- und Erfahrungshorizont ferner liegen und aus dem 
Textzusammenhang heraus nicht oder nicht hinlänglich zu verstehen sind. 
Besonderer Wert wird bei der Kommentierung darauf gelegt, die Dokumente 
durch Bezugsstücke aus den Akten der verschiedenen Arbeitseinheiten des Aus-
wärtigen Amts bis hin zur Leitungsebene zu erläutern. Zitate oder inhaltliche 
Wiedergaben sollen die Entscheidungsprozesse erhellen und zum Verständnis 
der Dokumente beitragen. Dadurch wird zugleich Vorarbeit geleistet für eine 
vertiefende Erschließung der Bestände des PA/AA. Um die Identifizierung von 
Drahtberichten bzw. -erlassen zu erleichtern, werden außer dem Verfasser und 
dem Datum die Drahtberichtsnummer und, wo immer möglich, die Drahterlaß-
nummer angegeben. 
Findet in einem Dokument veröffentlichtes Schriftgut Erwähnung – etwa Ab-
kommen, Gesetze, Reden oder Presseberichte – , so wird die Fundstelle nach 
Möglichkeit genauer spezifiziert. Systematische Hinweise auf archivalische oder 
veröffentlichte Quellen, insbesondere auf weitere Bestände des PA/AA, erfolgen 
nicht. Sekundärliteratur wird generell nicht in die Kommentierung aufgenom-
men. 
Angaben wie Dienstbezeichnung, Dienststellung, Funktion, Dienstbehörde und 
Nationalität dienen der eindeutigen Identifizierung der in der Kommentierung 
vorkommenden Personen. Bei Bundesministern erfolgt ein Hinweis zum jewei-
ligen Ressort nur im Personenregister. Eine im Dokumententext lediglich mit 
ihrer Funktion genannte Person wird nach Möglichkeit in einer Anmerkung na-
mentlich nachgewiesen. Davon ausgenommen sind der jeweilige Bundespräsi-
dent, Bundeskanzler und Bundesminister des Auswärtigen. 
Die Bezeichnung einzelner Staaten wird so gewählt, daß Verwechslungen aus-
geschlossen sind. Der in der Forschung üblichen Praxis folgend, wird in der 
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Kommentierung, den Verzeichnissen sowie den Registern der Begriff DDR für 
die Deutsche Demokratische Republik verwendet. Das Adjektiv „deutsch“ findet 
nur dann Verwendung, wenn eine eindeutige Zuordnung gegeben ist. Der west-
liche Teil von Berlin wird als Berlin (West), der östliche Teil der Stadt als Ost-
Berlin bezeichnet. 
Die zur Kommentierung herangezogenen Editionen, Dokumentationen und 
Memoiren werden mit Kurztitel angeführt, die sich über ein entsprechendes Ver-
zeichnis auflösen lassen. Häufig genannte Verträge oder Gesetzestexte werden 
nur bei der Erstnennung nachgewiesen und lassen sich über das Sachregister 
erschließen. 
Wie bei der Wiedergabe der Dokumente finden auch in den Anmerkungen die 
im Auswärtigen Amt gebräuchlichen Regeln für die Transkription fremdsprachli-
cher Namen und Begriffe Anwendung. Bei Literaturangaben in russischer Spra-
che wird die im wissenschaftlichen Bereich übliche Transliterierung durchge-
führt. 
Die Kommentierung enthält schließlich auch Hinweise auf im Internet veröf-
fentlichte Dokumente. Dabei wurden nur solche Dokumente berücksichtigt, die 
in gedruckter Form nicht ermittelt werden konnten. Die benutzten Internet-
adressen waren zum Zeitpunkt der letzten Prüfung (24.10.2016) gültig. Ein 
Ausdruck von jedem über das Netz ermittelten und zitierten Dokument mit 
dem Datum des jeweiligen Zugriffs befindet sich in den Akten der Editions-
gruppe. 

Verzeichnisse 

Das Dokumentenverzeichnis ist chronologisch angelegt. Es bietet zu jedem Do-
kument folgende Angaben: Die halbfett gedruckte Dokumentennummer, Datum 
und Überschrift, die Fundseite sowie eine inhaltliche Kurzübersicht. 
Das Literaturverzeichnis enthält die zur Kommentierung herangezogenen Pu-
blikationen, die mit Kurztiteln oder Kurzformen versehen wurden. Diese sind al-
phabetisch geordnet und werden durch bibliographische Angaben aufgelöst. 
Das Abkürzungsverzeichnis führt die im Dokumententeil vorkommenden Ab-
kürzungen auf, insbesondere von Organisationen, Parteien und Dienstbezeich-
nungen sowie sonstige im diplomatischen Schriftverkehr übliche Abbreviaturen. 
Abkürzungen vor Firmen und Medien werden dagegen im Sachregister unter 
den Schlagwörtern „Wirtschaftsunternehmen“ bzw. „Presse und Nachrichten-
agenturen, Rundfunk- und Fernsehanstalten“ aufgelöst. Nicht aufgenommen 
werden geläufige Abkürzungen wie „z. B.“, „d. h.“, „m. E.“, „u. U.“ und „usw.“ sowie 
Abkürzungen, die im Dokumententext oder in einer Anmerkung erläutert sind. 

Register und Organisationsplan 

Im Personenregister werden in der Edition vorkommende Personen unter Nen-
nung derjenigen politischen, dienstlichen oder beruflichen Funktionen aufge-
führt, die im inhaltlichen Zusammenhang der Dokumente wesentlich sind. Das 
Sachregister ermöglicht einen thematisch differenzierten Zugriff auf die einzel-
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nen Dokumente. Näheres ist den dem jeweiligen Register vorangestellten Hin-
weisen zur Benutzung zu entnehmen. 
Der Organisationsplan vom Mai 1986 zeigt die Struktur des Auswärtigen Amts 
und informiert über die Namen der Leiter der jeweiligen Arbeitseinheiten.
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Dokumentenverzeichnis 

 
1 06.01. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von 

Braunmühl 
S. 3

Braunmühl befaßt sich mit den Reaktionen der UdSSR auf die 
Entscheidung der Bundesregierung vom 18. Dezember 1985, 
mit den USA Verhandlungen über eine Beteiligung an der SDI-
Forschung aufzunehmen. 

2 07.01. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
französischen Außenminister Dumas in Paris 

S. 7

Im Mittelpunkt stehen Maßnahmen zur Intensivierung der 
deutsch-französischen Zusammenarbeit und ein gemeinsames 
Auftreten bei der KVAE in Stockholm. Erörtert werden ferner 
das Verhältnis der EG- zu den RGW-Mitgliedstaaten, schließ-
lich das Landwirtschaftsprojekt der katholischen Kirche in Po-
len, EUREKA, die Bekämpfung des internationalen Terroris-
mus und Fragen der bilateralen industriellen Kooperation. 

3 08.01. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Oesterhelt S. 16

Oesterhelt resümiert den Stand der Bemühungen um eine 
Freilassung des sowjetischen Bürgerrechtlers Schtscharanskij 
und weiterer Personen sowie von drei in der UdSSR inhaftier-
ten Geschäftsleuten aus der Bundesrepublik im Austausch ge-
gen fünf für östliche Geheimdienste tätige Agenten. 

4 09.01. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 19

Braunmühl bewertet eine auf die DDR zurückgehende Initiati-
ve, der zufolge beide deutsche Staaten die Ausreise von Andrej 
Sacharow im Gegenzug zur Freilassung des in Südafrika inhaf-
tierten Nelson Mandela vermitteln sollten. 

5 10.01. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
bangladeschischen Außenminister Choudhury 

S. 23

Choudhury berichtet vom Außenminister-Treffen der Organi-
sation der Islamischen Konferenz in Fes. Weitere Themen sind 
die regionale Zusammenarbeit südasiatischer Staaten im Rah-
men der SAARC und die Möglichkeiten der Zusammenarbeit 
mit den Europäischen Gemeinschaften, ferner Libyen, die ame-
rikanisch-sowjetischen Rüstungskontrollverhandlungen in Genf, 
die Nord-Süd-Beziehungen sowie bilaterale Fragen. 

6 10.01. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Jelonek S. 33

Jelonek resümiert den Erkenntnisstand hinsichtlich der Liefe-
rung von zur Herstellung chemischer Kampfstoffe geeigneten 
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Produkten an Syrien durch Firmen aus der Bundesrepublik 
und unterbreitet einen Vorschlag für das weitere Vorgehen. 

7 10.01. Ministerialdirigent von Ploetz an die Botschaft in 
Washington 

S. 36

Ploetz informiert über das Gespräch des Bundesministers Gen-
scher mit dem amerikanischen Botschafter Burt. Thema war 
die Unterstützung der amerikanischen Sanktionen gegen Libyen 
nach den Anschlägen auf die Flughäfen in Rom und Wien. 

8 15.01. Aufzeichnung des Botschafters Citron, z. Z. Bonn S. 40

Citron faßt den Verlauf von KVAE-Gesprächen mit Frankreich, 
Großbritannien und den USA zusammen. Erörtert wurden ein 
Text über den Gewaltverzicht sowie die weitere Verhandlungs-
strategie. 

9 15.01. Botschafter van Well, Washington, an das Auswärtige 
Amt 

S. 46

Van Well rekapituliert den Fall des Iwan (John) Demjanjuk, 
der in Israel wegen der Beteiligung an NS-Verbrechen unter 
Anklage gestellt werden sollte, und äußert sich zum Ersuchen 
der Verteidigung um Mithilfe bei der Beschaffung von Entla-
stungsmaterial. 

10 16.01. Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit Staatspräsident 
Mitterrand in Baden-Baden 

S. 48

Hauptthemen sind die Erweiterung der Produktlinie des Air-
bus, die Wirtschaftslage in der Bundesrepublik und in Frank-
reich, die militärisch-strategische Zusammenarbeit, SDI, die 
Teilnahme der Bundesrepublik am Bau der Raumfähre „Her-
mes“ und die Bekämpfung des internationalen Terrorismus. 

11 16.01. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Trumpf S. 56

Ausgehend vom Wunsch der Türkei nach Wiederbelebung der 
Assoziationsbeziehungen mit den Europäischen Gemeinschaf-
ten legt Trumpf die Interessen der Bundesrepublik in den Fra-
gen der Freizügigkeit türkischer Arbeitnehmer, der Deblockie-
rung des Finanzprotokolls und eines möglichen EG-Beitritts 
der Türkei dar.  

12 20.01. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
stellvertretenden amerikanischen Außenminister 
Whitehead 

S. 62

Themen sind die amerikanischen Sanktionen gegen Libyen 
und die Frage, wie die Bundesrepublik diese trotz bestehender 
Vorbehalte durch eigene Maßnahmen unterstützen könnte.  
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13 20.01. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
jugoslawischen Außenminister Dizdarevič 

S. 71

Die Gesprächspartner erörtern die bilateralen Handelsbezie-
hungen und die Rückzahlung der Kapitalhilfe aus den 1970er 
Jahren, die Beziehungen Jugoslawiens zu den Europäischen 
Gemeinschaften und den jugoslawischen Wunsch nach Um-
schuldung der internationalen Verbindlichkeiten. Sie widmen 
sich ferner bilateralen Themen, darunter der Situation jugosla-
wischer Arbeitnehmer und den Aktivitäten von Emigrantenor-
ganisationen in der Bundesrepublik sowie Rechts- und Konsu-
larfragen. 

14 21.01. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
jugoslawischen Außenminister Dizdarevič 

S. 80

Im Mittelpunkt stehen die amerikanisch-sowjetischen Rüstungs-
kontrollverhandlungen in Genf, SDI, die europäische Zusam-
menarbeit im Bereich der Forschung, Technologie und Kultur 
sowie der KSZE-Prozeß. 

15 21.01. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 85

Braunmühl rekapituliert den Stand der Bemühungen, in der 
NATO Konsultationen zum Thema der strategischen und rü-
stungskontrollpolitischen Auswirkungen von SDI einzuleiten. 
Er erläutert das Interesse der Bundesregierung, diese Fragen 
auch im bilateralen Rahmen und in der WEU zu erörtern. 

16 22.01. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
sowjetischen Sonderbotschafter Kwizinskij 

S. 89

Erörtert werden die Abrüstungsvorschläge des Generalsekre-
tärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, vom 15. Januar, insbe-
sondere der Stufenplan zur Abschaffung aller Atomwaffen und 
die Frage der Friedenssicherung danach. 

17 22.01. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
japanischen Außenminister Abe 

S. 96

Abe unterrichtet über den Stand der Beziehungen zur UdSSR 
nach dem Besuch des sowjetischen Außenministers Scheward-
nadse in Japan. Weitere Themen sind die Abrüstungsvorschlä-
ge des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, vom 
15. Januar, die Beteiligung der Bundesrepublik und von Japan 
an der SDI-Forschung sowie die Vorbereitung des Weltwirt-
schaftsgipfels in Tokio. 

18 24.01. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
amerikanischen Sonderbotschafter Kampelman  

S. 106

Themen sind die amerikanisch-sowjetischen Rüstungskontroll-
verhandlungen in Genf sowie die weitere Behandlung der Ab-
rüstungsvorschläge des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, 
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Gorbatschow, vom 15. Januar, vor allem hinsichtlich eines INF-
Zwischenabkommens und eines nuklearen Teststopps. 

19 24.01. Aufzeichnung des Botschafters Ruth S. 113

Ruth analysiert die Abrüstungsvorschläge des Generalsekre-
tärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, vom 15. Januar. Er be-
schreibt Möglichkeiten, einige Elemente der Vorschläge aufzu-
greifen, ohne die Friedenssicherung in Europa zu gefährden. 

20 24.01. Bundesminister Genscher an den amerikanischen 
Außenminister Shultz 

S. 122

Auf amerikanische Bitte äußert sich Genscher zu den Aussich-
ten, die Menschenrechtslage in Rumänien zu verbessern und 
hierzu die von den USA gewährte Meistbegünstigung für ru-
mänische Exporte als Hebel zu benutzen. 

21 24.01. Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), an das 
Auswärtige Amt 

S. 124

Hansen berichtet von einer Sitzung des Ständigen NATO-Rats 
mit den KVAE-Delegationsleitern der NATO-Mitgliedstaaten 
zum Verhandlungsstand in Stockholm. Erörtert wurden die be-
vorstehenden Redaktionsarbeiten an einem Schlußdokument, 
die Haltung zu einem Text über den Gewaltverzicht sowie die 
Zusammenarbeit zwischen den Delegationen und den NATO-
Gremien in Brüssel. 

22 26.01. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Jelonek  S. 130

Jelonek analysiert den Stand der internationalen Bemühun-
gen, die Verschuldungskrise der Entwicklungsländer zu über-
winden, und erörtert die Möglichkeiten der Bundesrepublik, 
hierzu Beiträge zu leisten. 

23 29.01. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 146

Braunmühl legt dar, daß der amerikanische Kongreß die Pro-
duktion binärer chemischer Waffen unter der Bedingung gebil-
ligt habe, daß die NATO in die Ziel- und Stationierungspla-
nung eingebunden werde. Er legt die Interessen der Bundesre-
publik dar und unterbreitet Vorschläge für die Bündniskonsul-
tationen. 

24 29.01. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats 
Blankenstein 

S. 152

Blankenstein informiert über den Absturz der amerikanischen 
Raumfähre „Challenger“ und stellt Überlegungen zu den Fol-
gen für die amerikanische und europäische Raumfahrt an. 
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25 30.01. Gespräch des Bundesministers Schäuble mit dem 
amerikanischen Botschafter Burt 

S. 154

Im Mittelpunkt steht die mögliche Ausreise des sowjetischen 
Bürgerrechtlers Schtscharanskij im Rahmen eines Agenten-
austauschs und die Freilassung von drei in der UdSSR inhaf-
tierten Geschäftsleuten aus der Bundesrepublik. Weitere The-
men sind die mögliche Freilassung von Andrej Sacharow und 
Nelson Mandela sowie der geplante Besuch des Präsidenten der 
Volkskammer der DDR, Sindermann, in der Bundesrepublik. 

26 30.01. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 160

Braunmühl setzt sich mit dem Zusammenhang zwischen der 
vor allem von den USA gewünschten Freilassung des sowjeti-
schen Bürgerrechtlers Schtscharanskij und der zeitnahen Haft-
entlassung der drei Geschäftsleute aus der Bundesrepublik 
durch die UdSSR auseinander. 

27 30.01. Bundeskanzler Kohl an den Generalsekretär des ZK der 
KPdSU, Gorbatschow 

S. 162

Kohl legt die Haltung der Bundesrepublik zu den sowjetisch-
amerikanischen Rüstungskontrollverhandlungen in Genf sowie 
zum nuklearen Teststopp, zum Verbot chemischer Waffen, zu 
MBFR und zur KVAE dar. 

28 30.01. Ministerialdirektor Edler von Braunmühl an die 
Botschaft in Washington 

S. 169

Als Antwort auf die beim Besuch des stellvertretenden ameri-
kanischen Außenministers Whitehead am 20./21. Januar auf-
geworfenen Fragen erläutert Braunmühl die von der Bundesre-
gierung unilateral sowie im Rahmen der EPZ ergriffenen Maß-
nahmen gegen Libyen. 

29 31.01. Gespräch des Bundesministers Genscher mit Präsident 
Mubarak 

S. 173

Mubarak äußert sich zum Stand des Friedensprozesses im Na-
hen Osten und geht dabei auf die Rolle von Jordanien, Syrien, 
Saudi-Arabien und der PLO ein. Weitere Themen sind der ira-
kisch-iranische Krieg und die amerikanischen Maßnahmen ge-
gen Libyen. 

30 03.02. Bundeskanzler Kohl an Präsident Reagan S. 176

Kohl äußert sich zur zukünftigen Rüstungskontrollpolitik nach 
dem amerikanisch-sowjetischen Gipfeltreffen 1985 in Genf. Er 
betont die Bedeutung eines geschlossenen Auftretens der NATO-
Mitgliedstaaten. 
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31 07.02. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
amerikanischen Sonderbotschafter Nitze 

S. 182

Die Gesprächspartner befassen sich mit den Abrüstungsvor-
schlägen des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, 
vom 15. Januar und erörtern Aspekte einer möglichen ameri-
kanischen Antwort. 

32 07.02. Runderlaß des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Pleuger 

S. 189

Pleuger informiert über den Besuch des Bundesministers Gen-
scher in der ČSSR. Im Mittelpunkt standen bilaterale Fragen, 
auch im wirtschaftlichen und kulturellen Bereich, sowie der 
Stand der Ost-West-Beziehungen nach dem amerikanisch-so-
wjetischen Gipfeltreffen 1985 in Genf. 

33 08.02. Gespräch des Botschafters Ruth mit dem 
amerikanischen Sonderbotschafter Nitze 

S. 194

Ruth und Nitze erörtern die Abrüstungsvorschläge des Gene-
ralsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, vom 15. Januar 
und die mögliche amerikanische Antwort hierauf. Außerdem 
wird der Stand der amerikanisch-sowjetischen Rüstungskon-
trollverhandlungen besprochen. Die Gesprächspartner befas-
sen sich zudem mit der SRINF-Problematik. 

34 09.02. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
indischen Außenminister Bhagat 

S. 205

Themen sind die indischen Beziehungen zu den USA, der 
UdSSR, Pakistan und der Volksrepublik China, der Afghani-
stan-Krieg, die Ost-West-Beziehungen, die internationale Ver-
schuldungskrise und der Nord-Süd-Dialog sowie bilaterale Fra-
gen, besonders die Aktivitäten von Sikhs in der Bundesrepublik. 

35 10.02. Botschafter Citron, Stockholm (KVAE-Delegation),  
an das Auswärtige Amt 

S. 212

Citron berichtet über ein Gespräch mit der amerikanischen, 
britischen und französischen KVAE-Delegation zum weiteren 
Vorgehen beim Thema Gewaltverzicht und informiert über die 
französische Absicht, einen eigenen Textvorschlag einzubringen. 

36 12.02. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten von Ploetz S. 215

Ploetz informiert über Truppenstärke, Zusammensetzung und 
Bewaffnung der in der DDR stationierten sowjetischen Streit-
kräfte sowie der Nationalen Volksarmee und analysiert deren 
Angriffspotential. 

37 12.02. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Sulimma S. 219

Sulimma erörtert die Haltung der verschiedenen Konfliktpar-
teien im Nahen Osten sowie der USA, der UdSSR und der EG-
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Mitgliedstaaten zur Frage einer internationalen Nahostkonfe-
renz und wägt die Erfolgsaussichten ab. 

38 12.02. Botschafter Ruth, z. Z. Brüssel, an das Auswärtige Amt S. 227

Ruth berichtet von der Diskussion in der Special Consultative 
Group (SCG) der NATO über eine Antwort auf die Abrüstungs-
vorschläge des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorba-
tschow, vom 15. Januar. Erörtert wurden insbesondere die Im-
plikationen einer modifizierten Null-Lösung. 

39 13.02. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Jelonek S. 231

Jelonek gibt einen Sachstand zur Frage der Ausfuhrgenehmi-
gung für Komponenten zum Weiterbau des geplanten Kern-
kraftwerks in Bushehr. Er legt die Handlungsoptionen der Bun-
desregierung dar und geht auf mögliche Auswirkungen auf die 
Beziehungen zum Iran ein. 

40 14.02. Vortragender Legationsrat Weiß an die Botschaft in 
Warschau 

S. 236

Weiß informiert über Erkenntnisse, wonach es in der polnischen 
Regierung Meinungsverschiedenheiten wegen der anhaltenden 
Revanchismusvorwürfe gegenüber der Bundesrepublik und de-
ren Folgen für die bilateralen Beziehungen gebe. 

41 14.02. Ministerialdirektor Jelonek an Bundesminister 
Genscher, z. Z. Tunis 

S. 238

Jelonek berichtet über den Stand der Verhandlungen mit den 
USA über eine Beteiligung an der SDI-Forschung und skizziert 
die Haltung der einzelnen Ressorts bezüglich der den USA zu 
übergebenden Abkommensentwürfe. 

42 14.02. Runderlaß des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Pleuger 

S. 243

Pleuger unterrichtet über die Internationale Konferenz zum 
Schutz von Baum und Wald („Silva“) in Paris und würdigt die 
Ergebnisse. 

43 15.02. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
Generalsekretär der Arabischen Liga, Klibi, in Tunis 

S. 247

Im Mittelpunkt stehen der irakisch-iranische Krieg und dessen 
Auswirkungen auf die Golf-Region, ferner der internationale 
Terrorismus, der Nahost-Konflikt, die Belebung des Europä-
isch-Arabischen Dialogs sowie eine verbesserte Zusammenar-
beit zwischen den EG-Mitgliedstaaten und dem Golf-Koopera-
tionsrat. 
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44 15.02. Botschafter Montfort, Rabat, an das Auswärtige Amt S. 250

Montfort berichtet über ein Gespräch des Bundesministers Gen-
scher mit König Hassan II. Themen waren die wirtschaftlichen 
Beziehungen Marokkos zur Bundesrepublik und zu den Euro-
päischen Gemeinschaften sowie der Nahost-Konflikt. 

45 17.02. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Teltschik, 
Bundeskanzleramt 

S. 256

Teltschik resümiert ein Gespräch mit dem ungarischen Stell-
vertretenden Ministerpräsidenten Marjai. Im Mittelpunkt stan-
den die wirtschaftliche Lage Ungarns und die Bemühungen um 
engere Beziehungen zu den Europäischen Gemeinschaften, 
ferner die Kontakte zwischen den Europäischen Gemeinschaf-
ten und dem RGW. 

46 17.02. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Jelonek S. 258

Jelonek befaßt sich mit einem Antrag der Kraftwerk Union AG 
auf Ausfuhrgenehmigung für abgereichertes Uran in den Iran 
und erläutert die zivile bzw. militärische Verwendbarkeit des 
Materials sowie die Nichtverbreitungsaspekte. Außerdem legt 
er die Haltung anderer Staaten und rechtliche Aspekte dar. 

47 17.02. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Schlagintweit S. 264

Schlagintweit resümiert ein Gespräch mit einem für Außenpo-
litik zuständigen Vertreter der PLO in Tunis zum Nahost-Kon-
flikt. Erörtert wurden vor allem eine internationale Friedens-
konferenz und die Rolle der EG-Mitgliedstaaten. 

48 19.02. Botschafter Bente, Tunis, an das Auswärtige Amt S. 266

Bente berichtet über ein Gespräch des Bundesministers Gen-
scher mit dem tunesischen Außenminister Essebsi. Thema wa-
ren die außenpolitischen Ziele Tunesiens in der Region vor dem 
Hintergrund der Politik Libyens und der Westsahara-Frage. 
Darüber hinaus wurden die Beziehungen der Europäischen Ge-
meinschaften zu den Maghreb-Staaten, der internationale Ter-
rorismus sowie der Nahost-Konflikt und die Lage in Südafrika 
erörtert. 

49 20.02. Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit 
Ministerpräsident Craxi 

S. 273

Besprochen werden die Beteiligung Italiens an währungspoliti-
schen Beratungen („Fünfergruppe“), der Weltwirtschaftsgipfel 
in Tokio, die Erweiterung des Airbus-Programms und die wirt-
schaftliche Lage in der Bundesrepublik. Weitere Themen sind 
die Ost-West-Beziehungen, Rüstungskontrollfragen, die Betei-
ligung der Bundesrepublik bzw. Italiens an der SDI-Forschung, 
die Einheitliche Europäische Akte, der Status Spaniens in der 
NATO sowie die Spannungen zwischen den USA und Libyen. 
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50 20.02. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
italienischen Außenminister Andreotti 

S. 283

Themen sind die Beziehungen Italiens und der Bundesrepublik 
zu den Warschauer-Pakt-Staaten, MBFR, die KVAE und die 
KSZE-Folgekonferenz in Wien. Behandelt werden außerdem 
die Abrüstungsvorschläge des Generalsekretärs des ZK der 
KPdSU, Gorbatschow, vom 15. Januar und mögliche Reaktio-
nen darauf, der irakisch-iranische Krieg sowie die amerikani-
sche Politik gegenüber Libyen. 

51 20.02. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 290

Braunmühl befaßt sich mit deutsch-französischen Überlegun-
gen hinsichtlich einer Bewertung des SDI-Konzepts und weist 
auf grundlegende Auffassungsunterschiede zu Frankreich, aber 
auch zum Bundesministerium der Verteidigung hin. 

52 23.02. Aufzeichnung des Botschafters Ruth S. 293

Ruth bewertet die Antwort des Präsidenten Reagan auf die Ab-
rüstungsvorschläge des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, 
Gorbatschow, vom 15. Januar und geht dabei insbesondere auf 
die Aussagen zu LRINF ein. 

53 24.02. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
spanischen Außenminister Fernández Ordóñez 

S. 296

Im Mittelpunkt stehen das Referendum zur Mitgliedschaft Spa-
niens in der NATO, die Entwicklung auf den Philippinen, die 
Politik gegenüber der Junta in Chile, die künftige Nutzung des 
Gebäudes der ehemaligen spanischen Botschaft in Berlin, die 
innerdeutschen Beziehungen sowie die Beziehungen Spaniens 
zur DDR. 

54 24.02. Ministerialdirektor Edler von Braunmühl an die 
Ständige Vertretung bei der NATO in Brüssel 

S. 302

Braunmühl erklärt, warum die Bundesregierung eine Diskus-
sion der strategischen und rüstungskontrollpolitischen Impli-
kationen von SDI in der NATO für erforderlich hält. 

55 25.02. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 305

Braunmühl legt den Stand der Beziehungen zu jüdischen Or-
ganisationen in den USA nach der Bitburg-Kontroverse von 
1985 dar und analysiert die Hintergründe für deren verstärk-
tes Interesse am Dialog mit der Bundesrepublik. Ferner unter-
breitet er Vorschläge für eine Förderung der Zusammenarbeit. 
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56 27.02. Gespräch des Botschafters Ruth mit dem 
amerikanischen Sonderbotschafter Tower 

S. 309

Tower unterrichtet über den Stand der amerikanisch-sowjeti-
schen Rüstungskontrollverhandlungen in Genf. 

57 27.02. Gespräch der Bundesminister Genscher und Wörner 
mit dem französischen Außenminister Dumas und 
Verteidigungsminister Quilès in Paris 

S. 314

Themen sind die Beratungen über das Vorgehen im Falle eines 
Einsatzes französischer Nuklearwaffen, die Rede des General-
sekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, auf dem Parteitag 
sowie die Antwort des Präsidenten Reagan auf die sowjetischen 
Abrüstungsvorschläge vom Januar, insbesondere die Null-Lö-
sung. Besprochen werden außerdem die deutsch-amerikanischen 
Verhandlungen über eine Beteiligung an der SDI-Forschung, 
die Erörterung von SDI im Rahmen der WEU, ein Beitritt Por-
tugals und Spaniens zur WEU, die Zusammenarbeit im Be-
reich der erweiterten Luftverteidigung, die gemeinsame Aus-
bildung von Offizieren und die Rüstungszusammenarbeit. 

58 28.02. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 328

Braunmühl analysiert die Auswirkungen einer möglichen Null-
Lösung bei INF-Systemen auf die Ziele des NATO-Doppelbe-
schlusses von 1979 sowie der Reduzierungs- bzw. Modernisie-
rungsbeschlüsse der Nuklearen Planungsgruppe (NPG) von 
1983 („Montebello-Beschlüsse“) und geht auf Risiken für die si-
cherheitspolitische Lage in Europa ein. 

59 28.02. Botschafter Holik, Wien (MBFR-Delegation),  
an das Auswärtige Amt 

S. 333

Holik bewertet den von den Warschauer-Pakt-Staaten vorge-
legten Entwurf für ein erstes MBFR-Abkommen und unterbrei-
tet Vorschläge für das weitere Vorgehen der NATO-Mitglied-
staaten. 

60 03.03. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Nagel 

S. 336

Vor dem Hintergrund wiederholt vorgetragener Bitten Groß-
britanniens faßt Nagel den Sachstand in der Frage zusammen, 
ob die Bundesrepublik die Auslieferung von Torpedos an Ar-
gentinien genehmigen solle. 

61 03.03. Botschafter Schoeller, Paris, an das Auswärtige Amt S. 338

Schoeller berichtet von der Plenarsitzung der deutsch-französi-
schen Konsultationen am 28. Februar. Themen waren die Vor-
bereitung eines „Kulturgipfels“, die Vertiefung der Zusammen-
arbeit, einschließlich einer engen Abstimmung der Auslands-
vertretungen, die Entwicklung der Devisenmärkte, die interna-
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tionale Verschuldungskrise sowie die industrielle, rüstungs-
wirtschaftliche und technologische Kooperation. Schließlich ka-
men Fragen der Telekommunikation und die Reform der EG-
Agrarpolitik zur Sprache. 

62 06.03. Drahterlaß des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
von Studnitz 

S. 348

Studnitz faßt das Ergebnis des Vierertreffens der Politischen 
Direktoren zusammen. Im Mittelpunkt standen das bevorste-
hende KSZE-Expertentreffen über Menschliche Kontakte in 
Bern, die KSZE-Folgekonferenz in Wien und die weitere Ent-
wicklung der amerikanisch-sowjetischen Beziehungen. Behan-
delt wurden ferner die Lage in Griechenland, der Türkei, Zy-
pern und Spanien, die Antwortschreiben an den Generalsekre-
tär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, auf dessen Rüstungskon-
trollvorschläge vom Januar sowie die Zusammenarbeit bei der 
Bekämpfung des internationalen Terrorismus. 

63 07.03. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Bertele S. 358

Bertele rekapituliert den Stand der Beratungen in den USA 
über eine Ratifizierung der Zusatzprotokolle vom 8. Juni 1977 
zu den Genfer Abkommen von 1949. Angesichts der ablehnen-
den Haltung der Vereinigten Stabschefs unterbreitet er Vor-
schläge für das weitere Vorgehen der Bundesregierung. 

64 07.03. Bundeskanzler Kohl an Ministerpräsident Zhao Ziyang S. 361

Kohl äußert den Wunsch, den bestehenden Meinungsaustausch 
mit der Volksrepublik China auszubauen und regelmäßige 
Konsultationen über aktuelle Fragen der Weltwirtschaft sowie 
der Ost-West-Beziehungen und der Rüstungskontrolle durch-
zuführen. 

65 10.03. Bundeskanzler Kohl an Präsident Reagan S. 367

Hinsichtlich der deutsch-amerikanischen Verhandlungen über 
eine Beteiligung an der SDI-Forschung legt Kohl die Position 
der Bundesrepublik zu den noch offenen Fragen einer politi-
schen Bekräftigung des SDI-Projekts und der Einbeziehung von 
Berlin (West) in die Abkommen dar.  

66 11.03. Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit dem polnischen 
Stellvertretenden Ministerpräsidenten Szałajda 

S. 370

Die Gesprächspartner erörtern die bilateralen Beziehungen, 
zunächst auf dem Gebiet der Wirtschaft, anschließend unter 
Einbeziehung der beiderseitigen Geschichts- und Erinnerungs-
politik. 
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67 11.03. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Jelonek S. 380

Jelonek schildert die Arbeiten an den neuen „Grundlinien der 
Entwicklungspolitik der Bundesregierung“ und stellt die wich-
tigsten inhaltlichen Neuerungen vor. 

68 13.03. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Heyken 

S. 383

Heyken legt eine Bewertung des XXVII. Parteitags der KPdSU 
vor, insbesondere mit Bezug auf die Veränderungen in der Par-
teiführung, die möglichen Auswirkungen auf die sowjetische 
Gesellschaft, die Konsequenzen für die übrigen Warschauer-
Pakt-Staaten, für die kommunistische Weltbewegung sowie für 
die Ost-West-Beziehungen.  

69 14.03. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 387

Braunmühl unterbreitet eine Darlegung über die Zuständigkei-
ten innerhalb der Bundesregierung für Gespräche mit der DDR. 
Erörtert werden insbesondere der Rahmen der politischen Kon-
taktpflege für das Auswärtige Amt, ohne den besonderen Cha-
rakter des deutsch-deutschen Verhältnisses zu beeinträchtigen. 

70 14.03. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Schneppen 

S. 389

Schneppen skizziert die möglichen Auswirkungen der Ermor-
dung des Ministerpräsidenten Palme auf die schwedische Au-
ßenpolitik und geht dabei im besonderen auf dessen vielfältige 
friedenspolitische Initiativen ein. 

71 14.03. Botschafter Citron, Stockholm (KVAE-Delegation), an 
das Auswärtige Amt 

S. 392

Citron schildert den Verlauf der neunten Runde der KVAE, be-
sonders den Beginn der Redaktionsarbeiten in den Arbeitsgrup-
pen. Er beurteilt ferner die Aussichten für eine Einigung. 

72 15.03. Drahtbericht des Ministerialdirektors Schomerus, 
Bundesministerium für Wirtschaft, z. Z. Washington 

S. 402

Schomerus berichtet über den Verlauf der dritten Runde der 
deutsch-amerikanischen Verhandlungen über eine Beteiligung 
an der SDI-Forschung, bei der die Einbeziehung von Berlin 
(West) und die Einrichtung einer SDI-Koordinierungsstelle un-
geklärt blieben. 

73 17.03. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 407

Vor dem Hintergrund der Finanzkrise der Vereinten Nationen 
äußert sich Braunmühl zu den möglichen Konsequenzen der 
Gesetzesinitiativen des amerikanischen Kongresses, die Bei-
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träge zum VN-Haushalt zu kürzen. Er legt Schlussfolgerungen 
für das gemeinsame Vorgehen der Bundesrepublik und der üb-
rigen EPZ-Mitgliedstaaten dar. 

74 18.03. Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit Präsident Diouf S. 413

Gegenstand des Gesprächs sind zunächst bilaterale Themen 
wie die Unterrichtung der deutschen Sprache im Senegal, Ent-
wicklungshilfeprojekte und die kulturelle Zusammenarbeit. Er-
örtert werden ferner die Politik gegenüber Südafrika, insbeson-
dere die Frage der Sanktionen, sowie die Lage in Namibia und 
Angola. 

75 18.03. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 420

Mit Blick auf die im November beginnende KSZE-Folgekonfe-
renz in Wien entwirft Braunmühl Zielvorstellungen für den 
Ausbau des zwischenstaatlichen Verhaltenskodexes, die Fort-
setzung der konventionellen Rüstungskontrolle in Europa so-
wie für die Zusammenarbeit in den Bereichen Wirtschaft und 
Umwelt (Korb II) und den Ausbau der „humanitären Dimen-
sion“ (Korb III). 

76 18.03. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Seitz S. 431

Seitz wägt die Aussichten einer weiteren Nord-Süd-Gipfelkon-
ferenz („Cancún II“) ab und nennt Voraussetzungen für eine 
Neuorientierung des Nord-Süd-Dialogs. 

77 19.03. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 435

Braunmühl resümiert den Stand der Vorbereitungen auf das 
KSZE-Expertentreffen über Menschliche Kontakte in Bern und 
legt die Verhandlungslinie für die Delegation der Bundesrepu-
blik dar. 

78 19.03. Ministerialdirigent von Ploetz, z. Z. Wien, an das 
Auswärtige Amt  

S. 441

Ploetz faßt ein Gespräch des Bundesministers Genscher mit 
dem österreichischen Außenminister Gratz zusammen. Vor dem 
Hintergrund der bevorstehenden KSZE-Folgekonferenz in 
Wien wird die Vertiefung des KSZE-Prozesses behandelt. Wei-
tere Themen sind das Verhältnis Österreichs zu den Europäi-
schen Gemeinschaften und zur DDR. 

79 20.03. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
sowjetischen Botschafter Semjonow 

S. 448

Themen sind das Agrément für den künftigen sowjetischen 
Botschafter Kwizinskij, die sowjetische Außenpolitik nach dem 
XXVII. Parteitag der KPdSU, die Rüstungskontrolle, der KSZE-
Prozeß sowie die bilateralen Beziehungen, darunter die wirt-
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schaftliche Zusammenarbeit und der Neubau der Botschafts-
gebäude in Moskau und Bonn. 

80 20.03. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats  
von Arnim 

S. 456

Vor dem Hintergrund der wiederholten sowjetischen Forderung 
nach Beseitigung aller Atomwaffen setzt sich Arnim mit der 
Frage auseinander, welche militärische und politische Bedeu-
tung die Nuklearfähigkeit für die UdSSR besitzt.  

81 21.03. Botschafter Holik, Wien (MBFR-Delegation), an das 
Auswärtige Amt 

S. 459

Holik bewertet den Stand der MBFR-Verhandlungen in Wien 
nach Abschluß der 38. Verhandlungsrunde. Er unternimmt ei-
nen Ausblick auf die kommende Runde und äußert sich zur Zu-
kunft von MBFR.  

82 24.03. Botschafter Holik, Wien (MBFR-Delegation),  
an das Auswärtige Amt  

S. 462

In der Fortsetzung seines Berichts widmet sich Holik vor allem 
der Reaktion der Warschauer-Pakt-Staaten auf die Initiative 
der teilnehmenden NATO-Mitgliedstaaten vom Dezember 1985 
und der Ablehnung ihres Konzepts der Verifikation durch den 
Osten.  

83 25.03. Gespräch des Ministerialdirigenten Schlagintweit mit 
dem libyschen Gesandten Bukhreis 

S. 466

Themen sind die militärischen Zwischenfälle während eines 
amerikanischen Seemanövers in der Großen Syrte sowie die 
Frage der Ausdehnung der libyschen Hoheitsgewässer über die 
12-sm-Zone hinaus. 

84 25.03. Ministerialdirektor Schomerus, Bundesministerium für 
Wirtschaft, z. Z. Washington, an das Auswärtige Amt 

S. 469

Schomerus berichtet vom Abschluß der deutsch-amerikanischen 
Verhandlungen über eine Beteiligung an der SDI-Forschung, 
einschließlich der Einigung auf eine Berlin-Klausel und die 
technische Durchführung der Vereinbarungen. 

85 26.03. Botschafter Kastl, Moskau, an das Auswärtige Amt S. 471

Kastl analysiert den Stand der Beziehungen zwischen den USA 
und der UdSSR und stellt Überlegungen hinsichtlich einer Fort-
setzung der sowjetisch-amerikanischen Gipfeldiplomatie an. 

86 27.03. Ministerialdirigent Schlagintweit an die Botschaft in 
Riad 

S. 477

Schlagintweit erläutert die Haltung der Bundesrepublik im 
irakisch-iranischen Krieg und rekapituliert ihre Bemühungen, 
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auf beide Konfliktparteien mit dem Ziel einer Beendigung der 
Kampfhandlungen einzuwirken. 

87 27.03. Gesandter Wallau, Washington, an das Auswärtige Amt S. 480

Wallau berichtet über ein Gespräch mit dem amerikanischen 
Sonderbotschafter für Terrorismusbekämpfung, Oakley, über 
mögliche Anschläge auf amerikanische Einrichtungen in der 
Bundesrepublik als Reaktion auf den Konflikt zwischen den 
USA und Libyen in der Großen Syrte. Weiteres Thema ist die 
Rückkehr von Mitarbeitern amerikanischer Unternehmen nach 
Libyen.  

88 02.04. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Randermann 

S. 482

Randermann äußert sich zur Ankündigung der amerikanischen 
Regierung, als Reaktion auf die Regelungen zum EG-Beitritt 
Portugals und Spaniens Handelsbeschränkungen im Agrarbe-
reich einzuführen. Er legt die Position der Europäischen Ge-
meinschaften dar und unterbreitet Vorschläge zum weiteren 
Vorgehen. 

89 04.04. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Jelonek S. 488

Jelonek analysiert die durch Frankreich erzwungene Neufest-
setzung der Paritäten im Europäischen Währungssystem. Er 
geht auf Konsequenzen für die EG-Agrarpolitik und die Inter-
essenlage der Bundesrepublik ein. 

90 04.04. Aufzeichnung der Ministerialdirigentin Finke-Osiander S. 491

Finke-Osiander befaßt sich mit der Modernisierung amerikani-
scher Chemiewaffen und legt die Haltung der Bundesregierung 
zur Frage des Abzugs von Altbeständen und zur Verbringung 
neuer binärer Chemiewaffen in die Bundesrepublik im Even-
tualfall dar. 

91 07.04. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
polnischen Außenminister Orzechowski 

S. 497

Die Gesprächspartner erörtern die Ost-West-Beziehungen, ins-
besondere Rüstungskontrollfragen, die KSZE, die KVAE, MBFR 
und SDI, ferner die Beziehungen zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und dem RGW sowie die Lage in Afghanistan. 

92 07.04. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Strenziok und des Vortragenden Legationsrats Heldt 

S. 507

Strenziok und Heldt fassen den Stand der Ermittlungen zum 
Anschlag auf die Diskothek „La Belle“ in Berlin (West) zusam-
men und gehen vor allem auf die Rechtslage und die politi-
schen Aspekte einer Urheberschaft Libyens ein. Ferner erläu-
tern sie die Wirtschaftsinteressen der Bundesrepublik in Liby-
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en und die möglichen Konsequenzen einer von den USA gefor-
derten Schließung des libyschen Volksbüros in Bonn. 

93 08.04. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
polnischen Außenminister Orzechowski 

S. 513

Thema ist der Vorschlag Orzechowskis für eine deutsch-polni-
sche Stiftung und die von ihm gewünschte Verknüpfung mit 
der Rückzahlung von Krediten an Polen. Ferner werden die 
Lage der Deutschstämmigen in Polen und die Ursachen für de-
ren Ausreisewunsch besprochen. 

94 10.04. Ministerialdirektor Sudhoff an Botschafter Enders, 
Tripolis 

S. 520

Nach dem Anschlag auf die Diskothek „La Belle“ in Berlin 
(West) übermittelt Sudhoff eine Mitteilung des Bundesmi-
nisters Genscher an Oberst Gaddafi. Gegenstand sind die Ver-
bindungen Libyens zum internationalen Terrorismus und die 
Folgen für die bilateralen Beziehungen. 

95 12.04. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
britischen Außenminister Howe in Hannover 

S. 522

Genscher und Howe sprechen über die Lage in Südafrika, die 
Rolle Libyens beim Anschlag auf die Diskothek „La Belle“ in 
Berlin (West) und ein mögliches amerikanisches Vorgehen ge-
gen Libyen. Weitere Themen sind die EG-Agrarpolitik sowie 
die Beziehungen der Europäischen Gemeinschaften zu den USA, 
die Ost-West-Beziehungen, vor allem Rüstungskontrollfragen, 
und die Raumfahrtpolitik. 

96 12.04. Botschafter Enders, Tripolis, an das Auswärtige Amt S. 529

Enders berichtet über ein Gespräch des Ministerialdirigenten 
Schlagintweit mit dem libyschen Außenminister Mansour über 
die bilateralen Beziehungen und die Verbindungen Libyens zum 
internationalen Terrorismus. 

97 13.04. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
amerikanischen VN-Botschafter Walters in Wachtberg-
Pech 

S. 532

Genscher und Walters sprechen über die Entscheidung des 
Präsidenten Reagan zu einem militärischen Vorgehen gegen 
Libyen wegen dessen Verbindungen zum internationalen Ter-
rorismus, speziell beim Anschlag auf die Diskothek „La Belle“ 
in Berlin (West). 

98 14.04. Botschafter Haas, Tel Aviv, an das Auswärtige Amt S. 535

Haas berichtet über den Aufenthalt des Bundesministers Wör-
ner in Israel und geht dabei auf die Atmosphäre des ersten Be-
suchs eines Verteidigungsministers der Bundesrepublik in Is-
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rael und den Stand der bilateralen Zusammenarbeit auf dem 
Rüstungssektor ein. 

99 14.04. Gesandter Graf zu Rantzau, Brüssel (NATO), an das 
Auswärtige Amt 

S. 538

Rantzau unterrichtet über eine Sitzung des Ständigen NATO-
Rats mit den Leitern der KVAE-Delegationen der NATO-Mit-
gliedstaaten über den Stand der Konferenz in Stockholm und 
die weitere Vorgehensweise. 

100 15.04. Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit 
Ministerpräsident Cavaco Silva 

S. 542

Die Gesprächspartner befassen sich mit der wirtschaftlichen 
Lage der Europäischen Gemeinschaften, der amerikanischen 
Militäraktion gegen Libyen in der Nacht zuvor und dessen 
Verbindungen zum internationalen Terrorismus, ferner mit den 
bilateralen Beziehungen sowie der Lage im südlichen Afrika. 

101 15.04. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
Stabschef des Weißen Hauses, Regan, in Washington 

S. 547

Themen sind die amerikanische Militäraktion gegen Libyen, 
die internationale Zusammenarbeit im Kampf gegen den Terro-
rismus, der Weltwirtschaftsgipfel in Tokio sowie die Handels-
beziehungen zwischen den Europäischen Gemeinschaften und 
den USA. 

102 15.04. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Bertele S. 550

Bertele befaßt sich mit den völkerrechtlichen Aspekten der ame-
rikanischen Militäraktion gegen Libyen, besonders der Frage 
einer Beistandsleistung der Bundesrepublik. 

103 15.04. Gesandter Graf zu Rantzau, Brüssel (NATO), an das 
Auswärtige Amt 

S. 553

Rantzau berichtet über eine Sitzung des Ständigen NATO-Rats 
zur amerikanischen Militäraktion gegen Libyen, in der der ame-
rikanische NATO-Botschafter Abshire die Beweggründe für 
dieses Vorgehen darlegte. Des weiteren wird über die Reaktion 
verschiedener NATO-Mitgliedstaaten informiert. 

104 15.04. Botschafter van Well, Washington, an das  
Auswärtige Amt 

S. 555

Van Well informiert über ein Gespräch des Bundesministers 
Genscher mit dem amerikanischen Außenminister Shultz. The-
men waren die amerikanische Militäraktion gegen Libyen und 
die Bekämpfung des internationalen Terrorismus. 
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105 15.04. Botschafter van Well, Washington, an das  
Auswärtige Amt 

S. 560

Van Well berichtet über ein Gespräch des Bundesministers 
Genscher mit dem amerikanischen Außenminister Shultz zum 
Stand der Ost-West-Beziehungen, vor allem im Bereich von 
Abrüstung und Rüstungskontrolle. Ein weiteres Thema war 
die Verbringung binärer amerikanischer Chemiewaffen in die 
Bundesrepublik im Ernstfall. 

106 16.04. Gespräch des Ministerialdirektors Sudhoff mit dem 
libyschen Gesandten Bukhreis 

S. 563

Im Mittelpunkt stehen die amerikanische Militäraktion gegen 
Libyen, die Verbindungen Libyens zum internationalen Terro-
rismus sowie deren Auswirkungen auf die bilateralen Bezie-
hungen. 

107 16.04. Brigadegeneral Freiherr von Uslar-Gleichen, 
Washington, an das Auswärtige Amt 

S. 566

Uslar-Gleichen unterrichtet über ein Gespräch des Bundesmi-
nisters Genscher mit dem amerikanischen Verteidigungsmini-
ster Weinberger. Besprochen wurden die amerikanische Mili-
täraktion gegen Libyen, der mögliche Abzug amerikanischer 
Truppen aus der Bundesrepublik aufgrund von Haushaltskür-
zungen, die weitere Einhaltung der SALT-II-Bestimmungen 
durch die USA, die Voraussetzungen eines nuklearen Test-
stopps, die amerikanisch-sowjetischen Rüstungskontrollver-
handlungen in Genf sowie die Verbringung binärer amerikani-
scher Chemiewaffen in die Bundesrepublik im Ernstfall. 

108 16.04. Ministerialdirektor Edler von Braunmühl,  
z. Z. Washington, an das Auswärtige Amt 

S. 568

Braunmühl berichtet über ein Gespräch des Bundesministers 
Genscher mit Präsident Reagan zu der amerikanischen Mili-
täraktion gegen Libyen, der Zusammenarbeit im Kampf gegen 
den internationalen Terrorismus, den Handelsbeziehungen 
zwischen den Europäischen Gemeinschaften und den USA, den 
amerikanisch-sowjetischen Beziehungen auf dem Gebiet der 
Rüstungskontrolle sowie zur KSZE. 

109 17.04. Gespräch des Bundesministers Genscher mit 
Ministerpräsident Chirac 

S. 573

Erörtert werden die Bekämpfung des internationalen Terroris-
mus, die EG-Agrarpolitik, die Zusammenarbeit im technologi-
schen Bereich, die Außenpolitik der neuen französischen Re-
gierung und der Besuch von Genscher am 21./22. Mai in Paris. 
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110 17.04. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
rumänischen Außenminister Văduva 

S. 579

Thema ist die bilaterale Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem 
Gebiet, vor allem beim Industrieprojekt in Temeschwar. 

111 17.04. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
rumänischen Außenminister Văduva 

S. 583

Gegenstand sind die Lage der Deutschstämmigen in Rumänien 
und ihre Ausreisemöglichkeiten bzw. die Verbesserung ihrer 
Lebensbedingungen. 

112 18.04. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
rumänischen Außenminister Văduva 

S. 586

Genscher und Văduva sprechen über Fragen der Rüstungskon-
trolle, den KSZE-Prozeß und die bilateralen Beziehungen. 

113 18.04. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Sudhoff S. 591

Vor dem Hintergrund der amerikanischen Militäraktion gegen 
Libyen stellt Sudhoff Überlegungen an zu einer Intensivierung 
der bilateralen Kontakte mit verschiedenen Staaten des Nahen 
und Mittleren Ostens und skizziert deren Stellung in der Region. 

114 18.04. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Hartmann 

S. 598

Hartmann analysiert die Vorschläge des Generalsekretärs des 
ZK der KPdSU, Gorbatschow, für eine Reduzierung der kon-
ventionellen Streitkräfte und Rüstungen in Europa und unter-
breitet Vorschläge, wie darauf reagiert werden könnte. 

115 18.04. Botschafter Pfeffer, Warschau, an das Auswärtige Amt S. 603

Pfeffer berichtet über Vorgeschichte und Verlauf eines Ge-
sprächs mit Lech Wałeşa und gibt eine Einschätzung von des-
sen Persönlichkeit. Besprochen wurden die Aussichten für Re-
formen in Polen, die Ziele der Gewerkschaft Solidarność, die 
Lage der polnischen Wirtschaft und die Frage, ob ein Kommu-
niqué über das Gespräch veröffentlicht werden sollte. 

116 18.04. Gesandter Graf zu Rantzau, Brüssel (NATO), an das 
Auswärtige Amt 

S. 614

Rantzau gibt eine Einschätzung der Stellung Spaniens in der 
NATO nach dem Referendum und äußert sich zur künftigen 
spanischen Mitarbeit im Bündnis. 

117 21.04. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 618

Braunmühl informiert über eine Demarche des sowjetischen 
Botschafters Semjonow bei Staatssekretär Ruhfus zur angebli-
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chen Beteiligung der Bundesrepublik an einem Raketenab-
wehrsystem für Westeuropa („Europäische Verteidigungsinitia-
tive“) und stellt dem Überlegungen des Bundesministeriums 
der Verteidigung zur Erweiterung der Luftverteidigung in Eu-
ropa gegenüber. 

118 21.04. Drahterlaß des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
von Studnitz 

S. 623

Studnitz unterrichtet über ein Vierertreffen der Politischen Di-
rektoren. Themen waren der KSZE-Prozeß, die jeweiligen bila-
teralen Beziehungen zu den osteuropäischen Staaten, die so-
wjetische Außenpolitik nach dem Parteitag der KPdSU, der 
Stand der amerikanisch-sowjetischen Rüstungskontrollverhand-
lungen in Genf, die strategischen Aspekte von SDI, der politi-
sche Teil des Weltwirtschaftsgipfels in Tokio sowie die Zusam-
menarbeit im Kampf gegen den internationalen Terrorismus. 

119 22.04. Gespräch des Bundesministers Genscher mit Präsident 
Cossiga 

S. 635

Genscher und Cossiga sprechen über den internationalen Ter-
rorismus und seine Ursachen sowie die Folgen der amerikani-
schen Militäraktion gegen Libyen. 

120 22.04. Bundeskanzler Kohl an Präsident Reagan S. 639

Kohl legt seine Haltung bezüglich eines nuklearen Teststopps 
dar. Er schlägt die Aufnahme von amerikanisch-sowjetischen 
Verhandlungen über eine Begrenzung und schließliche Einstel-
lung von Nukleartests vor sowie ferner Expertengespräche im 
Rahmen der NATO über eine Reaktion auf sowjetische Vor-
schläge. 

121 22.04. Runderlaß des Ministerialdirektors Sudhoff S. 641

Sudhoff erteilt Weisung, gegenüber den Gastregierungen Vor-
stellungen des Bundesministers Genscher zur Zusammenar-
beit im Kampf gegen den internationalen Terrorismus und sei-
ne Ursachen darzulegen. 

122 25.04. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 644

Braunmühl resümiert ein Gespräch mit dem Abteilungsleiter 
im französischen Außenministerium, Morel, zur Zusammenar-
beit im Kampf gegen den internationalen Terrorismus und 
zum diesbezüglichen Verhalten der USA. 

123 25.04. Aufzeichnung des Botschafters Ruth S. 645

Ruth vermerkt ein Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit dem 
amerikanischen Sonderbotschafter Nitze. Gegenstand war die 
weitere Einhaltung der Bestimmungen des SALT-II-Vertrags 
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durch die USA und die westliche Reaktion auf die sowjetischen 
Abrüstungsvorschläge. 

124 28.04. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
algerischen Außenminister Ibrahimi in Algier 

S. 649

Erörtert werden die Lage im Mittelmeerraum nach der ameri-
kanischen Militäraktion gegen Libyen, der internationale Ter-
rorismus und seine Ursachen sowie eine engere bilaterale Zu-
sammenarbeit im Sicherheitsbereich. 

125 30.04. Generalkonsul Sönksen, Kalkutta, an das  
Auswärtige Amt 

S. 653

Sönksen berichtet über ein Gespräch mit Mutter Teresa. Ge-
genstand waren ihre Eindrücke aus dem Gespräch mit Bundes-
kanzler Kohl sowie ihr karitatives Wirken. 

126 30.04. Gespräch des Bundesministers Genscher mit Präsident 
Assad in Belgrad 

S. 655

Im Mittelpunkt stehen die Bekämpfung des internationalen 
Terrorismus, die Aufnahme von Gesprächen hierüber im Rah-
men des Europäisch-Arabischen Dialogs sowie der Weltwirt-
schaftsgipfel in Tokio. 

127 30.04. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats Mann S. 660

Mann rekapituliert den Stand der Erkenntnisse zum Unfall im 
sowjetischen Kernkraftwerk Tschernobyl. Er geht dabei insbe-
sondere ein auf die Gefährdung durch radioaktive Strahlung, 
die internationalen Reaktionen, die Bemühungen der Bundes-
regierung und anderer Regierungen, Aufklärung durch die 
UdSSR zu erhalten, sowie auf die Lage der Deutschen in dem 
betroffenen Gebiet. 

128 30.04. Gespräch des Staatssekretärs Ruhfus mit dem 
sowjetischen Gesandten Terechow 

S. 665

Thema ist der Unfall im sowjetischen Kernkraftwerk Tscherno-
byl, besonders die aktuelle Informationslage, die Hilfsangebote 
der Bundesregierung und das Ausmaß der Gefährdung. 

129 02.05. Botschafter Schödel, Neu Delhi, an das Auswärtige Amt S. 668

Schödel resümiert den Besuch des Bundeskanzlers Kohl in In-
dien, in dessen Verlauf zahlreiche Erklärungen zum Ausbau 
der bilateralen Beziehungen unterzeichnet wurden, darunter 
zur Ausweitung der finanziellen, wirtschaftlichen, technologi-
schen und kulturellen Zusammenarbeit sowie zum Abschluß 
eines Auslieferungs- und eines Rechtshilfeabkommens. 
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130 02.05. Ministerialdirektor Edler von Braunmühl an die 
Botschaften in den EG-Mitgliedstaaten 

S. 672

Braunmühl übermittelt die Ergebnisse der WEU-Ministerrats-
tagung. Im Mittelpunkt standen Abrüstungsfragen, besonders 
das Verhältnis zwischen taktischen Nuklearwaffen, Mittel-
streckensystemen und konventioneller Rüstungskontrolle. Fer-
ner wurden die Bekämpfung des internationalen Terrorismus 
sowie der Stand der Wiederbelebung der WEU behandelt. 

131 02.05. Botschafter Holik, Wien (MBFR-Delegation), an das 
Auswärtige Amt 

S. 677

Holik nimmt Stellung zu den Vorschlägen des Generalsekre-
tärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, vom 18. April über kon-
ventionelle Rüstungskontrolle. Er erörtert die möglichen Fol-
gen für die MBFR-Verhandlungen und für die KVAE und legt 
Elemente einer gemeinsamen Haltung der NATO dar. 

132 04.05. Gespräch der Außenminister der G 7 in Tokio S. 682

Hauptthema ist die Bekämpfung des internationalen Terroris-
mus. Ferner erörtern die Minister die Lage in Asien, vor allem 
auf den Philippinen, in Korea und der Volksrepublik China, so-
wie die Frage eines Abzugs sowjetischer Truppen aus Afghani-
stan. 

133 05.05. Gespräch der Außenminister der G 7 in Tokio  S. 689

Vor dem Hintergrund wachsender Gewalt in Südafrika erör-
tern die Außenminister die Aussichten für eine Überwindung 
der Apartheid. Weitere Themen sind die Lage am Horn von 
Afrika, die VN-Sondergeneralversammlung über Afrika sowie 
die Entwicklung in Zentralamerika. Schließlich widmen sich 
die Außenminister Fragen der Abrüstung und Rüstungskon-
trolle. 

134 07.05. Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit 
Ministerpräsident Nakasone in Tokio 

S. 700

Die Gesprächspartner erörtern die Tendenzen der sowjetischen 
Außenpolitik, die japanisch-sowjetischen Beziehungen sowie 
bilaterale Themen, darunter die kulturelle Zusammenarbeit 
und den möglichen Erwerb von Jagdflugzeugen des Typs „Tor-
nado“ und von Zivilflugzeugen des Typs „Airbus“ durch Japan. 

135 08.05. Gespräche des Bundesministers Genscher in Manila S. 705

Hauptthemen sind die Ankurbelung der philippinischen Wirt-
schaft nach dem Machtwechsel im Februar 1986 und der Vor-
schlag von Genscher, im Herbst ein deutsch-philippinisches 
Wirtschaftssymposium durchzuführen. 
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136 09.05. Botschafter Kastl, Moskau, an das Auswärtige Amt S. 710

Kastl analysiert das Krisenverhalten der sowjetischen Regie-
rung nach dem Unfall im Kernkraftwerk Tschernobyl, nament-
lich die Informationspolitik gegenüber dem Westen. Er weist 
ferner auf die möglichen Folgen für das Verhältnis der UdSSR 
zu den übrigen Warschauer-Pakt-Staaten und für die Glaub-
würdigkeit der sowjetischen Rüstungskontrollpolitik hin. 

137 10.05. Runderlaß des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Pleuger 

S. 715

Pleuger informiert über die Ergebnisse des Weltwirtschaftsgip-
fels vom 4. bis 6. Mai in Tokio. Außenpolitische Themen waren 
die Bekämpfung des internationalen Terrorismus, das Ost-West-
Verhältnis sowie regionale Krisen in Asien und dem Mittleren 
Osten. Schwerpunkte im wirtschaftspolitischen Bereich bilde-
ten die Koordinierung und Überwachung der Wirtschaftsent-
wicklung, die Verbesserung der Lage in den Entwicklungslän-
dern, eine neue GATT-Runde und der Unfall im sowjetischen 
Kernkraftwerk Tschernobyl. 

138 13.05. Bundeskanzler Kohl an den Generalsekretär des ZK der 
KPdSU, Gorbatschow 

S. 721

Im Zusammenhang mit dem Unfall im Kernkraftwerk Tscher-
nobyl bittet Kohl um mehr Informationen über die Ursachen 
und die weitere Entwicklung der Strahlenbelastung. Er kün-
digt ferner an, eine Sondersitzung des IAEO-Gouverneursrats 
zu beantragen sowie zu einer internationalen Konferenz über 
Reaktorsicherheit einzuladen. 

139 13.05. Bundeskanzler Kohl an Präsident Reagan S. 724

Kohl rekapituliert die Absprachen mit den USA über Abzug und 
Vernichtung der in der Bundesrepublik lagernden Altbestände 
amerikanischer Chemiewaffen sowie die Verbringung neuer 
binärer Chemiewaffen im Eventualfall in die Bundesrepublik. 

140 16.05. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats Eickhoff S. 727

Eickhoff resümiert eine Sitzung des Auswärtigen Ausschusses 
zu den nachrichtendienstlichen Erkenntnisse über die Hinter-
gründe der Anschläge auf das Büro der Deutsch-Arabischen 
Gesellschaft und auf die Diskothek „La Belle“ in Berlin (West).  

141 17.05. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten von Ploetz S. 730

Ploetz resümiert eine Tagung der High Level Group (HLG) der 
NATO. Themen waren Stand und Perspektiven der Ost-West-
Rüstungskontrolle, die amerikanische Haltung zu einem um-
fassenden nuklearen Teststopp und der Unfall im sowjetischen 
Kernkraftwerk Tschernobyl. Auf deutsch-britische Initiative 
begannen die Teilnehmer ferner mit der Erörterung der Frage 
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möglicher Auswirkungen von Rüstungskontrollvereinbarungen 
auf die nukleare Verteidigungsfähigkeit der NATO.  

142 20.05. Aufzeichnung des Referats 201 S. 737

Dargelegt werden der Stand der Durchführung des NATO-Dop-
pelbeschlusses von 1979, der Umsetzung der Reduzierungs- 
bzw. Modernisierungsbeschlüsse der Nuklearen Planungsgrup-
pe (NPG) von 1983 („Montebello-Beschlüsse“) und der Arbeiten 
an einer Neufassung der Richtlinien für den Einsatz von Nu-
klearwaffen der NATO („General Political Guidelines“). 

143 21.05. Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit 
Ministerpräsident Martens 

S. 740

Wichtigste Gesprächsthemen sind die wirtschaftliche Entwick-
lung in der Bundesrepublik und Belgien, der Unfall im sowjeti-
schen Kernkraftwerk Tschernobyl, dessen Bedeutung für die 
Umweltbewegungen, der Bau einer Schnellbahnverbindung 
Paris–Brüssel–Köln und der Weltwirtschaftsgipfel in Tokio. 

144 21.05. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Oesterhelt S. 748

Vor dem Hintergrund der Fernsehansprache des Generalsekre-
tärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, vom 14. Mai zum Unfall 
im Kernkraftwerk Tschernobyl analysiert Oesterhelt das Kri-
senmanagement der sowjetischen Regierung und dessen mög-
liche Auswirkungen auf die Gesellschaft der UdSSR, deren 
Wirtschaft, das Verhältnis zu den übrigen Warschauer-Pakt-
Staaten und die Ost-West-Beziehungen. Er zieht Schlüsse für 
das weitere Vorgehen der Bundesrepublik gegenüber der 
UdSSR. 

145 21.05. Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), an das 
Auswärtige Amt 

S. 753

Hansen übermittelt die Bitte der belgischen Regierung, bei der 
Vernichtung von Resten deutscher chemischer Munition aus 
dem Ersten Weltkrieg zu helfen, etwa durch Nutzung der 
Kampfmittelbeseitigungsanlage Munster. 

146 22.05. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
französischen Außenminister Raimond  

S. 754

Mit Blick auf die NATO-Ministerratstagung in Halifax werden 
die transatlantischen Beziehungen und Fragen der konventio-
nellen Rüstungskontrolle in Europa besprochen, vor allem 
MBFR, KVAE und die KSZE-Folgekonferenz in Wien. Weitere 
Themen sind das Verbot chemischer Waffen und der Unfall im 
sowjetischen Kernkraftwerk Tschernobyl. 
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147 22.05. Runderlaß des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Kaestner 

S. 761

Kaestner bilanziert den Besuch des bulgarischen Außenmini-
sters Mladenow. Die behandelten Fragen der internationalen 
Politik umfaßten u. a. den KSZE-Prozeß, die KVAE, den Nah-
ost-Konflikt und den Reaktorunfall in Tschernobyl. Im Zen-
trum der bilateralen Themen standen die Zusammenarbeit bei 
der Bekämpfung des Terrorismus, die Pflege deutscher Kriegs-
gräber, der Wunsch der Bundesrepublik nach Eröffnung eines 
Kulturinstituts in Sofia und der Ausbau der Wirtschaftsbezie-
hungen. 

148 22.05. Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), an das 
Auswärtige Amt  

S. 766

Hansen schildert den Verlauf der Ministersitzung der Euro-
group („Eurodinner“), in dessen Mittelpunkt die Frage stand, 
wie der Wirkung der Rüstungskontrollvorschläge des General-
sekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, auf die Öffentlich-
keit begegnet werden könne. Weitere Themen waren die NATO-
Streitkräfteziele im Bereich der chemischen Waffen, die Si-
cherheitspolitik der neuen norwegischen Regierung und die 
Ausgestaltung künftiger Ministersitzungen der Eurogroup. 

149 22.05. Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), an das 
Auswärtige Amt  

S. 770

Hansen faßt die Aussprache im kleinen Kreis der Ministersit-
zung des Ausschusses für Verteidigungsplanung (DPC) der 
NATO zusammen. Themen waren der Aufbau einer erweiter-
ten Luftverteidigung, die Entwicklung des amerikanischen Ver-
teidigungshaushalts und die Mitarbeit Spaniens in der NATO. 

150 22.05. Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), an das 
Auswärtige Amt  

S. 772

Hansen berichtet von der Verabschiedung der Streitkräfteziele 
im Bereich der chemischen Waffen durch den Ausschuß für 
Verteidigungsplanung (DPC) der NATO und referiert die Stel-
lungnahmen der Verteidigungsminister der Mitgliedstaaten. 

151 23.05. Botschafter Citron, Stockholm (KVAE-Delegation),  
an das Auswärtige Amt 

S. 778

Citron gibt einen Überblick über Verlauf und Ergebnisse der 
zehnten Runde der KVAE in Stockholm. Schwerpunkt war die 
redaktionelle Arbeit an einem Schlußdokument, die trotz Ver-
abschiedung einiger Texte keine Fortschritte in den Substanz-
fragen erbrachte. 

152 24.05. Botschafter Schoeller, Paris, an das Auswärtige Amt  S. 788

Schoeller stellt den Verlauf des Gesprächs des Bundesmini-
sters Genscher mit Ministerpräsident Chirac dar, das der Ver-
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tiefung der deutsch-französischen Zusammenarbeit gewidmet 
war. Erörtert wurden die Kooperation in den Bereichen Wirt-
schaft, Rüstung und Weltraum sowie die Abstimmung bei der 
Reform der EG-Agrarpolitik. Weiteres Thema war die konven-
tionelle Rüstungskontrolle in Europa. 

153 27.05. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 793

Braunmühl widmet sich dem Beschluß des amerikanischen 
Kongresses von 1985 über die Produktion binärer Chemiewaf-
fen durch die amerikanische Regierung und äußert sich zur 
Frage, ob die geforderten Konsultationen der USA mit den üb-
rigen NATO-Mitgliedstaaten auf Bündnisebene oder bilateral 
durchgeführt werden sollten.  

154 27.05. Ministerialdirigent von Ploetz, z. Z. Ankara, an das 
Auswärtige Amt 

S. 796

Ploetz schildert den Verlauf des Gesprächs des Bundespräsi-
denten Freiherr von Weizsäcker mit Ministerpräsident Özal. 
Dabei kamen die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwick-
lung der Türkei, ihre Aussichten auf einen EG-Beitritt, die 
Frage der Freizügigkeit türkischer Arbeitnehmer in der Bun-
desrepublik und die Möglichkeiten der bilateralen Zusammen-
arbeit zur Sprache. 

155 28.05. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Jansen, z. Z. Halifax 

S. 800

Jansen faßt das Gespräch des Bundesministers Genscher mit 
den Außenministern Howe (Großbritannien), Raimond (Frank-
reich) und Shultz (USA) am Vorabend der NATO-Ministerrats-
tagung zusammen. Themen waren die wirtschaftliche Entwick-
lung der afrikanischen Staaten, Fragen der Rüstungskontrolle 
im nuklearen und konventionellen Bereich sowie die Entschei-
dung des Präsidenten Reagan hinsichtlich der Weiterbeach-
tung von SALT II. 

156 28.05. Runderlaß des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Pleuger 

S. 806

Pleuger faßt den Verlauf des KSZE-Expertentreffens über 
Menschliche Kontakte in Bern zusammen, das trotz Vereinba-
rung einer Reihe neuer Regelungen ohne Annahme eines 
Schlußdokuments beendet wurde. 

157 28.05. Botschafter van Well, Washington, an das  
Auswärtige Amt 

S. 811

Van Well informiert über das Briefing der NATO-Mitgliedstaa-
ten sowie Japans und Australiens im amerikanischen Außen-
ministerium zur Entscheidung des Präsidenten Reagan, sich 
hinsichtlich der Modernisierung strategischer Waffensysteme 
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künftig nicht mehr an die Bestimmungen von SALT II gebun-
den zu fühlen.  

158 30.05. Botschafter Hansen, z. Z. Halifax, an das  
Auswärtige Amt 

S. 814

Hansen berichtet von der NATO-Ministerratstagung im klei-
nen Kreis. Im Mittelpunkt standen Themen der Abrüstung und 
Rüstungskontrolle und der Stand der transatlantischen Bezie-
hungen. Dabei wurden die Entscheidung des Präsidenten Rea-
gan in der Frage der Weiterbeachtung von SALT II angespro-
chen, ferner die amerikanische Militäraktion gegen Libyen und 
die Wirkung der sowjetischen Rüstungskontrollvorschläge auf 
die öffentliche Meinung. 

159 30.05. Ministerialdirektor Edler von Braunmühl, z. Z. Halifax, 
an das Auswärtige Amt 

S. 821

Braunmühl resümiert die Aussprache im kleinen Kreis auf der 
NATO-Ministerratstagung über SDI, den Besuch des Minister-
präsidenten González in der UdSSR und die Einführung neuer 
Paßvorschriften für den innerstädtischen Berlin-Verkehr durch 
die DDR.  

160 02.06. Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit 
Ministerpräsident Lange 

S. 825

Die Gesprächspartner befassen sich mit der sicherheitspoliti-
schen Lage Neuseelands und der Bundesrepublik, Wirtschafts-
fragen, den Ost-West-Beziehungen, der französisch-neuseelän-
dischen Kontroverse um den Anschlag auf das Schiff „Rainbow 
Warrior“ sowie der Zukunft Neukaledoniens. 

161 03.06. Aufzeichnung des Botschafters Ruth S. 832

Ruth notiert Informationen des amerikanischen Außenmini-
sters Shultz über sowjetische Vorschläge zur Einhaltung des 
ABM-Vertrags und zur Reduzierung nuklearer Systeme bei den 
Rüstungskontrollverhandlungen in Genf. 

162 04.06. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten von Ploetz S. 833

Ploetz faßt ein Gespräch mit dem amerikanischen Gesandten 
Dobbins zusammen. Themen waren die Modernisierung ame-
rikanischer chemischer Waffen sowie das Scheitern der Bemü-
hungen um ein Abschlußdokument des KSZE-Expertentreffens 
über Menschliche Kontakte in Bern. Weitere Themen waren 
der Verlauf der NATO-Ministerratstagung in Halifax, die 
KVAE, die europäische Einigung, die Lage in Nicaragua, MBFR, 
der amerikanische Haushalt sowie die Besorgnis der Bundes-
regierung über eine mögliche Verlagerung der Nachschubwege 
für amerikanische Streitkräfte von Bremerhaven nach Rotter-
dam. 
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163 04.06. Aufzeichnung des Botschafters Massion S. 841

Massion bilanziert die wichtigsten Ergebnisse der VN-Sonder-
generalversammlung über Afrika und geht auf den Inhalt des 
verabschiedeten Aktionsprogramms ein, im besonderen zu den 
Themen Strukturanpassung, internationale Verschuldungskri-
se, Handel, Rohstoffe und Entwicklungshilfe. 

164 05.06. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Seitz S. 847

Seitz informiert über Planungsstabsgespräche mit der Volksre-
publik China. Erörtert wurden die chinesischen Wirtschaftsre-
formen, die bilateralen Beziehungen, die europäische Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet von Technologie und Forschung, die 
Politik des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, 
sowie die chinesisch-sowjetischen Beziehungen. Weitere The-
men waren die Lage im pazifisch-ostasiatischen Raum, der 
Kambodscha-Konflikt, Afghanistan, die Situation auf der korea-
nischen Halbinsel sowie die chinesisch-japanischen Beziehun-
gen. 

165 09.06. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Jelonek S. 856

Jelonek resümiert den Stand der Initiative des Bundeskanzlers 
Kohl zur Einberufung einer internationalen Konferenz über 
Reaktorsicherheit und äußert sich zum weiteren Vorgehen. 

166 09.06. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Holthoff 

S. 861

Holthoff gibt eine Einschätzung der Wahl Kurt Waldheims 
zum Bundespräsidenten und der Folgen der Kontroverse um 
dessen mögliche Verstrickung in Verbrechen der Wehrmacht 
während des Zweiten Weltkriegs für die außenpolitische Stel-
lung Österreichs. 

167 09.06. Aufzeichnung der Vortragenden Legationsrätin 
Gnodtke 

S. 864

Gnodtke faßt ein informelles Treffen der Außenminister der 
EG-Mitgliedstaaten im Rahmen der EPZ zusammen. Im Mit-
telpunkt standen die Zukunft des Contadora-Prozesses, die 
Aussichten für eine Demokratisierung Chiles, die bevorstehen-
de Entscheidung des Internationalen Gerichtshofs in der Klage 
Nicaraguas gegen die USA, der Nahost-Konflikt sowie die Lage 
im südlichen Afrika. Zur Vorbereitung der Tagung des Euro-
päischen Rats wurden ferner wirtschaftliche Fragen, die Agrar-
politik, die Sicherheit der Kernenergie, EUREKA und die Ver-
tiefung der europäischen Integration besprochen. 
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168 12.06. Botschafter Freiherr von Wechmar, London, an das 
Auswärtige Amt 

S. 874

Wechmar befaßt sich mit den deutsch-britischen Beziehungen 
und dem Stellenwert beider Staaten für den jeweils anderen im 
Vergleich zu den Beziehungen zu den USA bzw. Frankreich. 

169 13.06. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
Generalsekretär der KPCh, Hu Yaobang 

S. 880

Die Gesprächspartner erörtern die bilateralen Beziehungen 
und die multipolare Weltordnung der Zukunft, insbesondere 
die Rolle der Volksrepublik China und der Europäischen Ge-
meinschaften in der Dritten Welt. 

170 13.06. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
sowjetischen Sonderbotschafter Karpow 

S. 884

Karpow erläutert die jüngsten sowjetischen Vorschläge zur Re-
duzierung strategischer Waffen bei den Rüstungskontrollver-
handlungen in Genf. Ferner wird der ABM-Vertrag diskutiert. 

171 13.06. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Jelonek S. 890

Vor dem Hintergrund einer amerikanischen Demarche unter-
richtet Jelonek über die irakischen bzw. iranischen Schulden 
in der Bundesrepublik und die Bürgschaftspraxis gegenüber 
beiden Staaten. Ferner unterbreitet er Vorschläge zur Beant-
wortung der Demarche. 

172 13.06. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Jelonek S. 894

Jelonek informiert über amerikanische Pläne, die gegen Libyen 
verhängten Sanktionen auch durch Maßnahmen gegen auslän-
dische Tochtergesellschaften amerikanischer Unternehmen aus-
zudehnen. 

173 13.06. Drahterlaß des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Gerz 

S. 897

Gerz informiert über die Einbestellung des südafrikanischen 
Botschafters Retief durch Bundesminister Genscher und Staats-
sekretär Meyer-Landrut aus Anlaß der erneuten Verhängung 
des Ausnahmezustands in Südafrika. 

174 16.06. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Jelonek S. 900

Jelonek faßt den Inhalt des Entwurfs für den vierten Bericht 
des Koordinators für die deutsche Luft- und Raumfahrt zusam-
men. Dabei geht er auf die Trägerrakete „Ariane“, das Projekt 
„Columbus“, den Weltraumtransporter „Hermes“, das britische 
Projekt „HOTOL“ und den von Frankreich geplanten Beobach-
tungssatelliten ein. Ferner befaßt er sich mit dem „Jäger 90“, 
dem deutsch-französischen Panzerabwehrhubschrauber sowie 
der Weiterentwicklung des Airbus. 
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175 16.06. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Hartmann 

S. 908

Hartmann bewertet die jüngsten sowjetischen Vorschläge zur 
Reduzierung strategischer Waffen bei den Rüstungskontroll-
verhandlungen in Genf sowie Äußerungen des sowjetischen 
Sonderbotschafters Karpow zu INF und ASAT. 

176 17.06. Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit Staatspräsident 
Mitterrand in Rambouillet 

S. 915

Kohl und Mitterrand erörtern die internationale Rolle und wirt-
schaftliche Entwicklung der Volksrepublik China, die Lage auf 
der koreanischen Halbinsel, die Einberufung einer internatio-
nalen Konferenz über Reaktorsicherheit und die Landtagswah-
len in Niedersachsen. Außerdem werden Fragen der Europapo-
litik besprochen, insbesondere die Agrarpolitik. Sie befassen 
sich zudem mit dem deutsch-französischen Panzerabwehrhub-
schrauber, der bevorstehenden Reise Mitterrands in die 
UdSSR, den Aussichten für ein amerikanisch-sowjetisches Gip-
feltreffen sowie der französisch-neuseeländischen Kontroverse 
um den Anschlag auf das Schiff „Rainbow Warrior“. 

177 18.06. Botschafter Pfeffer, Warschau, an das Auswärtige Amt S. 924

Pfeffer berichtet über ein Gespräch mit dem Primas von Polen, 
Kardinal Glemp. Themen waren die Förderung einer Hand-
werksschule der Salesianer in Auschwitz, das Landwirtschafts-
projekt der katholischen Kirche sowie ein ähnliches Projekt der 
Rockefeller-Stiftung, ferner das Machtgefüge in Polen zwischen 
Kirche, Staat und der Gewerkschaft Solidarność. Außerdem 
wurden die internationale Lage und die Entwicklung in der 
UdSSR thematisiert. 

178 23.06. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 931

Braunmühl faßt den Stand der Arbeiten an der Neufassung 
der Richtlinien für den Einsatz von Nuklearwaffen der NATO 
(„General Political Guidelines“) zusammen und geht darauf 
ein, welche Interessen der Bundesrepublik berücksichtigt wur-
den und wo weitere Beratungen nötig sind. 

179 28.06. Hausbesprechung S. 937

Themen sind die von der NATO eingesetzte High Level Task 
Force (HLTF) zur konventionellen Rüstungskontrolle in Euro-
pa, die Erklärung der Tagung des Politischen Beratenden Aus-
schusses des Warschauer Pakts („Budapester Appell“) sowie 
der Fortgang der KVAE in Stockholm. 

180 30.06. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Trumpf S. 943

Trumpf befaßt sich mit dem Verhältnis der Europäischen Ge-
meinschaften zur Türkei und geht dabei auf die Einberufung 
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des Assoziationsrats, die Verwirklichung der Zollunion, die fi-
nanzielle Zusammenarbeit und die Regelung der Freizügigkeit 
ein. Ferner erörtert er die Aussichten für einen EG-Beitritt der 
Türkei. 

181 30.06. Runderlaß des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Pleuger 

S. 949

Pleuger informiert, daß auf der Tagung des Europäischen Rats 
in Den Haag die Politik gegenüber Südafrika erörtert wurde, 
und geht vor allem auf die Frage der Verhängung von Sanktio-
nen ein. 

182 03.07. Gespräch des Bundesministers Genscher mit Kronprinz 
Hassan in London 

S. 953

Themen sind jordanische Entwicklungspläne für das Westjor-
danland, die Situation in Ägypten, der irakisch-iranische Krieg, 
die Beziehungen Jordaniens zu Syrien, zur PLO und zu Israel 
sowie die Entwicklung in Libyen.  

183 03.07. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 957

Vor dem Hintergrund kürzlicher Entscheidungen der amerika-
nischen Regierung diagnostiziert Braunmühl Anzeichen eines 
Unilateralismus der USA in der Außen- und Sicherheitspolitik. 
Dabei geht er auf die Folgen für das europäisch-amerikanische 
Verhältnis ein und äußert sich zu möglichen Reaktionen der 
EPZ-Staaten. 

184 04.07. Botschafter Holik, Wien (MBFR-Delegation), an das 
Auswärtige Amt 

S. 969

Holik resümiert den Verlauf der 39. Runde der MBFR-Ver-
handlungen in Wien, in deren Mittelpunkt die Frage der Verifi-
kation und die Rüstungskontrollvorschläge des Warschauer 
Pakts vom 18. April und 11. Juni („Budapester Appell“) stan-
den. Ferner stellt er Überlegungen an über die Einbeziehung 
von MBFR in ein Gesamtkonzept der konventionellen Rüstungs-
kontrolle für ganz Europa. 

185 07.07. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
ungarischen Außenminister Várkonyi 

S. 975

Im Mittelpunkt stehen die Erklärung der Tagung des Politi-
schen Beratenden Ausschusses des Warschauer Pakts („Buda-
pester Appell“) und die Weiterentwicklung der Ost-West-Bezie-
hungen, vor allem die Aussichten für ein amerikanisch-sowjeti-
sches Gipfeltreffen, die Frage der nuklearen und konventionel-
len Rüstungskontrolle und der KSZE-Prozeß. 
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186 07.07. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
sowjetischen Sonderbotschafter Karpow 

S. 980

Themen sind die konventionelle Rüstungskontrolle in Europa, 
vor allem mögliche Fortschritte bei der KVAE und bei MBFR, 
sowie die Verhandlungen über ein Verbot chemischer Waffen 
in Genf. 

187 08.07. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
amerikanischen Sonderbotschafter Lehman  

S. 984

Erörtert werden der Stand der amerikanisch-sowjetischen Rü-
stungskontrollverhandlungen in Genf, darunter der sowjeti-
sche Vorschlag zur nuklearen Rüstungskontrolle vom 11. Juni 
und mögliche Elemente einer amerikanischen Antwort.  

188 09.07. Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit  
VN-Generalsekretär Pérez de Cuéllar 

S. 989

Die Gesprächspartner erörtern die Vermittlungsversuche der 
Vereinten Nationen zur Lösung des Afghanistan- und des Zy-
pernkonflikts, ferner die Finanzkrise der Vereinten Nationen 
und die Notwendigkeit einer Strukturreform sowie einer Re-
form der UNESCO. 

189 10.07. Schrifterlaß des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Schilling 

S. 997

Schilling stellt wesentliche Elemente der Einheitlichen Euro-
päischen Akte vor und erläutert deren Bedeutung als vertragli-
che Festschreibung der bisherigen Praxis der Europäischen Po-
litischen Zusammenarbeit. 

190 10.07. Brigadegeneral von Wietersheim, Paris, an das  
Auswärtige Amt 

S. 999

Wietersheim berichtet von Plänen der französischen Streitkräf-
te zur Bestückung der Trägerrakete „Hades“ mit zweierlei nu-
klearen Gefechtsköpfen, darunter einen mit hoher Strahlen-
wirkung (Neutronenwaffe).  

191 10.07. Ministerialdirektor Edler von Braunmühl,  
z. Z. Washington, an das Auswärtige Amt 

S. 1001

Braunmühl schildert die Diskussion beim Vierertreffen der Po-
litischen Direktoren über die Lage in Südafrika nach Verhän-
gung des Ausnahmezustands am 12. Juni. Im Mittelpunkt stand 
das Für und Wider von Sanktionen.  

192 11.07. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Oestreich 

S. 1006

Oestreich untersucht die Versorgung der Wirtschaft in der 
Bundesrepublik mit strategischen Rohstoffen aus Südafrika 
und beurteilt die Auswirkungen von Lieferstörungen. Er be-
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schreibt den Aufbau von Rohstofflagern in anderen Industrie-
staaten und weist auf das Fehlen einer Rohstoffbevorratung in 
der Bundesrepublik hin. 

193 11.07. Drahterlaß des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 1011

Braunmühl informiert über das Vierertreffen der Politischen 
Direktoren, in dessen Mittelpunkt die gegenseitige Informie-
rung über die Beziehungen zur UdSSR und den übrigen osteu-
ropäischen Staaten sowie die nukleare und konventionelle Rü-
stungskontrolle standen. Weitere Themen waren die KVAE und 
die KSZE-Folgekonferenz in Wien, schließlich der internationa-
le Terrorismus und Berlin-Fragen. 

194 14.07. Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit 
Ministerpräsident Junejo  

S. 1023

Im Mittelpunkt stehen die sowjetische Afghanistanpolitik und 
die Lage der afghanischen Flüchtlinge in Pakistan. Weitere 
Themen sind die indisch-pakistanischen Beziehungen und die 
Rückkehr Pakistans zur Rechtsstaatlichkeit. 

195 14.07. Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit dem 
sowjetischen Botschafter Kwizinskij 

S. 1030

Nach Übergabe einer Mitteilung des Generalsekretärs des ZK 
der KPdSU, Gorbatschow, für Bundeskanzler Kohl erörtern die 
Gesprächspartner den geplanten Abschluß eines Rahmenab-
kommens über wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit 
mit drei Ressortabkommen und dazugehörigen Programmab-
sprachen sowie die Einbeziehung von Berlin (West) in die Ab-
sprachen. 

196 16.07. Ministerialdirektor Edler von Braunmühl, z. Z. Moskau, 
an das Auswärtige Amt 

S. 1033

Braunmühl resümiert den ersten Tag der Verhandlungen mit 
der UdSSR über ein Abkommen über wissenschaftlich-techni-
sche Zusammenarbeit und weitere Ressortabkommen. Offen 
sei weiterhin die Einbeziehung von Vertretern von Organisa-
tionen aus Berlin (West) in die dazugehörigen Programmab-
sprachen.  

197 17.07. Botschafter Negwer, Ankara, an das Auswärtige Amt S. 1037

Negwer konstatiert, daß sich die deutsch-türkischen Beziehun-
gen zum Nachteil der Bundesrepublik entwickelt hätten. Er 
bezieht sich dabei auf die Situation türkischer Arbeitnehmer in 
der Bundesrepublik bzw. von in der Türkei lebenden deutschen 
Staatsangehörigen sowie auf die Behandlung von Angehörigen 
fremder Missionen und amtlichen Besuchern aus der Bundes-
republik durch die türkische Regierung. 
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198 17.07. Ministerialdirektor Edler von Braunmühl, z. Z. Moskau, 
an das Auswärtige Amt  

S. 1040

Braunmühl berichtet, daß sich die sowjetische Haltung bei den 
Verhandlungen über ein Abkommen zur wissenschaftlich-tech-
nischen Zusammenarbeit und weitere Ressortabkommen ver-
härtet habe. Er nimmt ferner Stellung zu einer Weisung des 
Bundeskanzleramts in der Frage der Einbeziehung von Perso-
nen aus Berlin (West) in die Programmabsprachen.  

199 18.07. Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit Präsident 
Mubarak 

S. 1043

Hauptgesprächspunkt ist die Bitte von Mubarak um Unterstüt-
zung bei den Anstrengungen Ägyptens zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen Lage, insbesondere in den Kreditverhandlun-
gen mit dem IWF. Weitere Themen sind die Politik von Oberst 
Gaddafi, die ägyptisch-israelischen Beziehungen und die Bezie-
hungen zwischen Israel, Jordanien, Irak und Syrien. 

200 18.07. Gespräch des Bundesministers Genscher mit 
Staatspräsident Mitterrand in Paris 

S. 1049

Mitterrand informiert Genscher über seine Gespräche mit dem 
Generalsekretär des ZK der KPdSU in Moskau. Er zeichnet ein 
Bild von der Persönlichkeit Gorbatschows und seiner Reform-
ziele. Weitere Aspekte sind dessen Rüstungskontrollpolitik, 
Gorbatschows Haltung zu Europa und seine Einschätzung der 
deutsch-französischen Beziehungen.  

201 18.07. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats Bertram  S. 1054

Bertram äußert sich zur mangelnden Unterrichtung durch das 
Bundesministerium der Verteidigung über die Gespräche des 
Generalinspekteurs der Bundeswehr, Altenburg, mit dem Chef 
des französischen Generalstabs, Saulnier, über Nuklearfragen. 

202 18.07. Ministerialdirektor Edler von Braunmühl, z. Z. Moskau, 
an das Auswärtige Amt  

S. 1056

Braunmühl berichtet über die Verhandlungen mit der UdSSR 
über ein Abkommen zur wissenschaftlich-technischen Zusam-
menarbeit und weitere Ressortabkommen. Im Mittelpunkt stan-
den ein weiterer Vorschlag der Bundesregierung zur Einbezie-
hung von Wissenschaftlern aus Berlin (West) in die Programm-
absprachen und die sowjetische Anregung, beim Besuch des 
Bundesministers Genscher vom 20. bis 22. Juli vorerst nur das 
Rahmenabkommen zu unterzeichnen. 

203 18.07. Botschafter Citron, Stockholm (KVAE-Delegation),  
an das Auswärtige Amt  

S. 1061

Citron schildert den Verlauf der elften Runde der KVAE. In 
deren Verlauf hätten die NATO-Mitgliedstaaten einen Vermitt-
lungsvorschlag gemacht und ihre Elemente zum Gewaltver-
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zicht eingebracht, während die UdSSR Flexibilität hinsichtlich 
der Berücksichtigung von Luftaktivitäten und der Frage von 
Inspektionen vor Ort gezeigt habe.  

204 20.07. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
amerikanischen Sonderbotschafter Nitze  

S. 1070

Die Gesprächspartner erörtern die geplante amerikanische Ant-
wort auf den sowjetischen Vorschlag zur nuklearen Rüstungs-
kontrolle vom 11. Juni, darüber hinaus die Weiterbeachtung 
des ABM-Vertrags und die Bedeutung von erfolgreichen MBFR-
und KVAE-Verhandlungen für die konventionelle Rüstungs-
kontrolle. 

205 21.07. Vortragender Legationsrat I. Klasse Hartmann an die 
Botschaft in Moskau 

S. 1074

Hartmann nimmt Stellung zu dem vom amerikanischen Son-
derbotschafter Nitze am Vortag übermittelten voraussichtli-
chen Inhalt einer Antwort des amerikanischen Präsidenten auf 
den sowjetischen Vorschlag zur nuklearen Rüstungskontrolle 
vom 11. Juni.  

206 22.07. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Duisberg 

S. 1078

Duisberg äußert sich zu den völkerrechtlichen Aspekten des 
Minenlegens inner- und außerhalb des Küstenmeeres sowie im 
Bereich der Wirtschaftszone und des Festlandsockels, die au-
ßerhalb der Hoheitsgewalt eines Küstenstaates liegen. 

207 22.07. Botschafter Ruth, z. Z. Moskau, an das Auswärtige Amt S. 1080

Ruth berichtet über das Gespräch des Bundesministers Gen-
scher mit dem sowjetischen Außenminister Schewardnadse über 
Fragen der Rüstungskontrolle. Im einzelnen wurden die Arbei-
ten in Genf an einem Abkommen über das Verbot chemischer 
Waffen, die Bedeutung der konventionellen Rüstungskontrolle 
und die amerikanisch-sowjetischen Verhandlungen zur nuklea-
ren Rüstungskontrolle erörtert. 

208 22.07. Ministerialdirektor Edler von Braunmühl, z. Z. Moskau, 
an das Auswärtige Amt 

S. 1086

Braunmühl übermittelt weitere Informationen über das Ge-
spräch des Bundesministers Genscher mit dem sowjetischen 
Außenminister Schewardnadse. Behandelt wurden die Neu-
ausrichtung der sowjetischen Innenpolitik, der Ausbau der bi-
lateralen Beziehungen, die KSZE-Folgekonferenz in Wien und 
die friedliche Nutzung der Kernenergie. 
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209 22.07. Ministerialdirektor Edler von Braunmühl, z. Z. Moskau, 
an das Auswärtige Amt  

S. 1090

Braunmühl schildert das Gespräch des Bundesministers Gen-
scher mit dem Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorba-
tschow. Besprochen wurden die Möglichkeiten, die Ost-West-
Beziehungen auf eine neue Grundlage zu stellen, die Weiter-
entwicklung der wirtschaftlich-technischen Zusammenarbeit 
zwischen der Bundesrepublik und der UdSSR, die Rüstungs-
kontrollpolitik der UdSSR und der USA, der KSZE-Prozeß und 
die Rolle der Bundesrepublik beim Abbau der Spannungen in 
Europa. 

210 22.07. Botschafter Kastl, Moskau, an das Auswärtige Amt S. 1106

Kastl berichtet über das Gespräch des Bundesministers Gen-
scher mit dem sowjetischen Außenminister Schewardnadse im 
Kreis der Delegationen. Er informiert über die Unterzeichnung 
des Abkommens über wissenschaftlich-technische Zusammen-
arbeit und die Paraphierung der drei Ressortabkommen. Wei-
tere Themen waren die Vereinbarung von Konsultationen in 
den Bereichen der Rüstungskontrolle, der Reaktorsicherheit 
und zu politischen Themen, ferner die Einreise von Asylbewer-
bern über Ost-Berlin nach Berlin (West), der irakisch-iranische 
Krieg, der Nahost-Konflikt, Afghanistan und die Frage von 
Maßnahmen gegen Südafrika. 

211 22.07. Botschaftsrat I. Klasse Pieck, Tel Aviv, an das 
Auswärtige Amt  

S. 1114

Pieck informiert über den Bericht zweier Vertreter der Interes-
senvertretung der „Mengele-Zwillinge“ (CANDLES) nach ihrer 
Rückkehr von einem Besuch in der Bundesrepublik. Er äußert 
sich ferner zur bisherigen Position der Bundesregierung zu 
weiteren Entschädigungsleistungen für diese Opfergruppe. 

212 22.07. Runderlaß des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Pleuger 

S. 1117

Pleuger informiert über die Vorgeschichte und die beim Besuch 
des Bundesministers Genscher in der UdSSR erreichte Lösung 
zur Einbeziehung von Berlin (West) in das Abkommen über 
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit sowie weitere 
Ressortabkommen und Programmabsprachen. 

213 23.07. Sitzung des deutsch-französischen Ausschusses für 
Sicherheit und Verteidigung 

S. 1122

Erörtert werden zunächst Grundsatzfragen der jeweiligen Ver-
teidigungspolitik, die Zusammenarbeit im Prozeß der Über-
nahme größerer verteidigungspolitischer Verantwortung sowie 
Fragen der Bedrohungsanalyse und der konventionellen Rü-
stungskontrolle in Europa. Anschließend diskutieren die Teil-
nehmer Aspekte der militärischen Kooperation, insbesondere 
die Unterstützung des Einsatzes der Force d’action rapide im 
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Kommandobereich Europa-Mitte und die gemeinsamen Hee-
resübungen 1986 und 1987. 

214 23.07. Bundeskanzler Kohl an Präsident Reagan S. 1140

Kohl nimmt Stellung zum Inhalt einer Antwort des amerikani-
schen Präsidenten auf den sowjetischen Vorschlag zur nuklea-
ren Rüstungskontrolle vom 11. Juni. Er thematisiert insbeson-
dere die Frage des Verhältnisses von Offensiv- und Defensivsy-
stemen, die Weiterbeachtung des ABM-Vertrags, eine Zwischen-
lösung für die nuklearen Mittelstreckensysteme, die Notwen-
digkeit einer Einigung im Bereich der konventionellen Rü-
stungskontrolle in Europa sowie ein Verbot chemischer Waffen. 

215 23.07. Vortragender Legationsrat von Arnim an das 
Bundeskanzleramt 

S. 1144

Arnim trägt den Wunsch vor, den im Zuge der Stationierung 
amerikanischer Mittelstreckensysteme vom Bundesministeri-
um der Verteidigung neugefaßten Alarmplan für die Bundes-
wehr zu ändern. Er legt die Gründe dar, warum dem Kabinett 
die Entscheidungsbefugnis für die Erstverlegung dieser Syste-
me zukommen und das Auswärtige Amt bei der Vorbereitung 
beteiligt werden solle. 

216 24.07. Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit dem 
argentinischen Außenminister Caputo 

S. 1147

Im Mittelpunkt stehen die wirtschaftliche Entwicklung Argen-
tiniens, die geplante Wirtschaftsintegration mit Brasilien so-
wie die Lage in Chile. Erörtert werden ferner die Wirtschafts- 
und Sicherheitspolitik der Bundesrepublik, eine engere privat-
wirtschaftlicher Kooperation und die Aussichten für eine Ver-
stärkung der Beziehungen zwischen den Europäischen Gemein-
schaften und Lateinamerika.  

217 25.07. Bundeskanzler Kohl an Bundesminister Genscher S. 1154

Kohl übermittelt seine Einschätzung zur Einrichtung einer 
Gedenkausstellung auf dem Gelände des ehemaligen Konzen-
trationslagers Auschwitz. Zugleich solle die Bundesregierung 
weiter die Bemühungen unterstützen, in Auschwitz eine Ju-
gendbegegnungsstätte aufzubauen und in Kreisau zum Geden-
ken an die Widerstandsgruppe „Kreisauer Kreis“ eine Tafel an-
zubringen.  

218 25.07. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 1157

Braunmühl bilanziert den Besuch des Bundesministers Gen-
scher in Moskau. Er hebt insbesondere die Bedeutung des Ge-
sprächs mit dem Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorba-
tschow, hervor, ferner den Abschluß des Abkommens zur wis-
senschaftlich-technischen Zusammenarbeit und weiterer Res-
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sortabkommen sowie die Absprachen zur Intensivierung der bi-
lateralen Konsultationen. 

219 25.07. Aufzeichnung des Botschafters Ruth S. 1162

Ruth faßt die Gespräche des Bundesministers Genscher mit 
dem amerikanischen Außenminister Shultz zusammen, in de-
nen Genscher über die rüstungskontrollpolitischen Teile seiner 
Gespräche vom 20. bis 22. Juli in der UdSSR informierte. 

220 28.07. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Hellbeck S. 1169

Hellbeck stellt die Mitarbeit des Auswärtigen Amts bei den Be-
mühungen der Bundesregierung dar, der steigenden Zahl von 
Asylanträgen entgegenzutreten, etwa durch die Eindämmung 
des Mißbrauchs der Sichtvermerkserteilung und der Einreise 
von Asylbewerbern über Ost-Berlin nach Berlin (West), ferner 
durch Gesetzesänderungen, die Harmonisierung der europäi-
schen Asylpolitik sowie die Abschiebung rechtskräftig abge-
lehnter Asylbewerber. 

221 29.07. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 1177

Braunmühl faßt den Stand der Vorbereitungen des Senats von 
Berlin und der DDR für die 750-Jahrfeiern 1987 zusammen. Er 
geht ferner auf die Teilnahme hochrangiger Vertreter der Drei 
Mächte und auf Verhaltensrichtlinien für die Beteiligung von 
Vertretern aus der Bundesrepublik und dem befreundeten Aus-
land ein. 

222 04.08. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Hartmann 

S. 1183

Hartmann geht der Frage nach, ob die SRINF in die amerika-
nisch-sowjetischen Rüstungskontrollverhandlungen einbezogen 
werden sollten. Er rekapituliert die Bündnisposition sowie die 
Haltung des Bundesministeriums der Verteidigung und des 
Auswärtigen Amts. 

223 15.08. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Hartmann  

S. 1187

Vor Beginn der 40. Verhandlungsrunde erörtert Hartmann die 
Zukunft von MBFR und die Aussichten für deren Fortsetzung 
im Falle einer Einigung bei der KVAE. Er widmet sich ferner 
der Frage des Forums für Verhandlungen über konventionelle 
Rüstungskontrolle in Europa unter dem Dach der KSZE. 

224 21.08. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten von Ploetz S. 1195

Ploetz nimmt Stellung zum amerikanischen Vorhaben, ein 
„Emergency Support Team“ im Raum Frankfurt am Main zu 
stationieren. Aufgabe der Einheit solle sein, technische Unter-
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stützung im Rahmen der Bekämpfung des internationalen Ter-
rorismus außerhalb des NATO-Gebiets zu leisten.  

225 26.08. Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit Präsident 
Mitterrand in Heidelberg 

S. 1199

Die Gesprächspartner erörtern den Fall Rudolf Heß, Fragen der 
Agrar- und Haushaltspolitik der Europäischen Gemeinschaften 
sowie die Rüstungskontroll- und Reformpolitik des Generalse-
kretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow. Weitere Themen sind 
die Vorbereitungen zur neuen GATT-Runde, die Rolle Großbri-
tanniens in Europa sowie Themen der nächsten deutsch-fran-
zösischen Konsultationen, insbesondere die Förderung des Spra-
chenunterrichts und der gemeinsame Bau eines Panzerabwehr-
hubschraubers. 

226 28.08. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
österreichischen Außenminister Jankowitsch in Wien 

S. 1206

Themen sind die geplante Wiederaufarbeitungsanlage in Wak-
kersdorf, die jeweiligen Beziehungen zur ČSSR und zu Ungarn, 
der Stand der KVAE und der Fortgang des KSZE-Prozesses, 
ferner die bevorstehende Europa-Reise des amerikanischen VN-
Botschafters Walters sowie die Lage in Südafrika und die Fra-
ge wirtschaftlicher Sanktionen. 

227 28.08. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Witte S. 1212

Witte gibt einen Überblick über gesellschafts- und außenpoliti-
sche Positionen des DGB und nimmt dabei auch dessen Stel-
lung im internationalen Gewerkschaftssystem, seine Haltung 
zu Südafrika und zur Türkei, zum Asylrecht sowie zum europä-
ischen Binnenmarkt in den Blick. 

228 29.08. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Hellbeck S. 1217

In der Folge eines Kabinettsbeschlusses zur Asylpolitik befaßt 
sich Hellbeck mit den Schritten, die das Auswärtige Amt zu 
dessen Umsetzung zu tätigen hat. 

229 02.09. Aufzeichnung der Ministerialdirigentin Finke-Osiander S. 1223

Finke-Osiander faßt eine Vorlage des Bundesministeriums der 
Verteidigung für den Bundessicherheitsrat zusammen. Gegen-
stand ist die geplante Verabschiedung der Richtlinien für den 
Einsatz von Nuklearwaffen der NATO („General Political Guide-
lines“). Sie gibt eine Bewertung und unterbreitet Vorschläge 
zum weiteren Vorgehen. 

230 03.09. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
amerikanischen VN-Botschafter Walters 

S. 1228

Walters informiert über amerikanische Erkenntnisse hinsicht-
lich der Verbindungen Libyens zum internationalen Terroris-
mus. Ferner gibt er eine Einschätzung der wirtschaftlichen La-
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ge Libyens und geht auf die Unterstützung von Terroristen 
durch andere Staaten ein. Weitere Themen sind der Nahost-
Konflikt und die mögliche Verhängung von Sanktionen gegen 
Südafrika sowie bilaterale Fragen im kulturellen Bereich. 

231 04.09. Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit 
Ministerpräsident Carlsson in Stockholm 

S. 1234

Im Mittelpunkt stehen die beiderseitige Haltung zur Kernener-
gie und die Sondersitzung der IAEO-Generalkonferenz über 
Reaktorsicherheit, ferner die Ost-West-Beziehungen sowie die 
Beziehungen Schwedens zu den Europäischen Gemeinschaften. 

232 04.09. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats  
von Arnim 

S. 1241

Arnim übermittelt Informationen des Bundesministeriums der 
Verteidigung zur Zusammenarbeit mit Israel auf dem Rü-
stungssektor. 

233 05.09. Botschafter von Stülpnagel, Genf (CD), an das 
Auswärtige Amt 

S. 1244

Stülpnagel gibt einen abschließenden Bericht über die Jahres-
tagung der Genfer Abrüstungskonferenz und geht dabei insbe-
sondere auf die amerikanische bzw. sowjetische Haltung ein. 
Im einzelnen befaßt er sich mit den Themen nukleare Abrü-
stung, Verhinderung eines Atomkrieges, nuklearer Teststopp 
sowie Weltraum- und chemische Waffen. 

234 05.09. Botschafter Citron, Stockholm (KVAE-Delegation),  
an das Auswärtige Amt 

S. 1250

Kurz vor dem Abschluß der Konferenz informiert Citron über 
den Stand der KVAE und bewertet die bisher erzielten Ergeb-
nisse. Ferner behandelt er noch offene Fragen bei Manöverbe-
obachtungen und Inspektionen. 

235 05.09. Botschafter Kullak-Ublick, Santiago de Chile, an das 
Auswärtige Amt 

S. 1253

Kullak-Ublick berichtet über ein Gespräch mit dem Mitglied 
der chilenischen Militärjunta, General Matthei. Gegenstand 
waren die Aussichten für einen Übergang Chiles zur Demokra-
tie sowie die Haltung verschiedener Mitglieder der Junta ge-
genüber Präsident Pinochet. 

236 08.09. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Klaiber 

S. 1256

Klaiber informiert über das informelle Treffen der Außenmini-
ster der EG-Mitgliedstaaten im Rahmen der EPZ in Brocket 
Hall. Erörtert wurden mögliche Sanktionen gegen Südafrika, 
engere Konsultationen mit den USA sowie die KSZE-Folgekon-
ferenz in Wien. 
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237 08.09. Staatssekretär Meyer-Landrut an Bundesminister 
Schäuble 

S. 1261

Meyer-Landrut äußert sich zum Anliegen der USA, im Raum 
Frankfurt am Main Experten zur Terrorismusbekämpfung zu 
stationieren („Emergency Support Team“). Dabei geht er auf 
notwendige Bedingungen aus Sicht des Auswärtigen Amts ein. 

238 08.09. Drahterlaß des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 1263

Braunmühl berichtet über ein Vierertreffen der Politischen Di-
rektoren. Themen waren die amerikanisch-sowjetischen Bezie-
hungen und die Aussichten für ein Gipfeltreffen, die deutsch-
sowjetischen Beziehungen, das jeweilige Verhältnis zu ver-
schiedenen osteuropäischen Staaten, die KSZE-Folgekonferenz 
in Wien, die Rüstungskontrollverhandlungen in Genf, die KVAE, 
die konventionelle Rüstungskontrolle in Europa, MBFR, che-
mische Waffen sowie der nukleare Teststopp. Ferner wurden 
die Asylproblematik und die 750-Jahrfeier von Berlin bespro-
chen. 

239 08.09. Drahterlaß des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 1275

Braunmühl unterrichtet über die Erörterung der transatlanti-
schen Beziehungen beim Vierertreffen der Politischen Direkto-
ren. 

240 08.09. Vortragender Legationsrat Hiller an die Botschaft in 
Pretoria 

S. 1278

Hiller informiert über ein Gespräch des Bundesministers Gen-
scher mit dem Generalsekretär der SWAPO, Toivo ya Toivo, in 
dessen Mittelpunkt die Lage in Namibia und die Politik der 
Bundesrepublik gegenüber Südafrika standen. 

241 11.09. Aufzeichnung des Botschafters Ruth S. 1281

Ruth befaßt sich mit amerikanisch-sowjetischen Expertenge-
sprächen über INF und Überlegungen für ein Zwischenergeb-
nis. Ferner legt er das Interesse der Bundesrepublik dar, die 
SRINF in einem Zwischenabkommen zu berücksichtigen. 

242 14.09. Botschafter Citron, Stockholm (KVAE-Delegation),  
an das Auswärtige Amt 

S. 1286

Mit Blick auf die Endphase der KVAE erläutert Citron Mög-
lichkeiten, auf die Haltung der USA in der Frage des Inspekti-
onssystems Einfluß zu nehmen, um ein substantielles Ergebnis 
zu erzielen. 
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243 15.09. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von 
Braunmühl 

S. 1289

Braunmühl analysiert die militärische und strategische Bedeu-
tung eines Verzichts auf Pershing II und somit einer Kombina-
tion aus ballistischen Raketen und Marschflugkörpern im Falle 
eines INF-Zwischenabkommens. Dabei geht er auch auf die 
Haltung des Bundesministeriums der Verteidigung ein. 

244 16.09. Botschafter Eickhoff, z. Z. Brüssel, an das  
Auswärtige Amt 

S. 1296

Eickhoff berichtet über die Konsultationen der NATO-Mitglied-
staaten zur Vorbereitung der KSZE-Folgekonferenz in Wien 
und legt die Haltung der Bündnispartner zu inhaltlichen und 
prozeduralen Fragen dar. 

245 17.09. Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), an das 
Auswärtige Amt 

S. 1300

Hansen resümiert eine Unterrichtung der NATO-Mitgliedstaa-
ten über den Stand der Rüstungskontrollverhandlungen in 
Genf durch die amerikanischen Unterhändler. Dabei seien vor 
allem die amerikanischen Vorschläge zu START und Abwehr-
systemen im Weltraum erläutert worden. Ferner sei über ein 
INF-Zwischenabkommen gesprochen worden. 

246 17.09. Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), an das 
Auswärtige Amt 

S. 1304

Hansen informiert über dänische Bedenken, der Neufassung 
der Richtlinien für den Einsatz von Nuklearwaffen der NATO 
(„General Political Guidelines“) zuzustimmen. 

247 18.09. Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit 
Ministerpräsident Rifa’i 

S. 1309

Im Mittelpunkt stehen die Lage in Jordanien und der Nahost-
Konflikt, besonders die Aussichten für eine internationale Frie-
denskonferenz. Rifa’i legt ferner Pläne für eine Verbesserung 
der Situation in den besetzten Gebieten dar und bittet um fi-
nanzielle Unterstützung durch die Bundesrepublik. 

248 18.09. Aufzeichnung des Botschafters Ruth S. 1315

Ruth faßt seine Konsultationen mit der DDR über Rüstungs-
kontrolle zusammen. Themen waren die amerikanisch-sowjeti-
schen Verhandlungen in Genf sowie die Aussichten für ein Gip-
feltreffen, ferner die Frage eines nuklearen Teststopps, die 
KVAE, die konventionelle Rüstungskontrolle in Europa, chemi-
sche Waffen und die Einladung von Manöverbeobachtern. 
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249 19.09. Aufzeichnung des Botschafters Ruth S. 1321

Ruth analysiert die neuen amerikanischen Vorschläge zu 
START und bewertet die Aussichten auf ein Abkommen mit 
der UdSSR. 

250 19.09. Aufzeichnung des Botschafters Ruth S. 1324

Ruth befaßt sich mit der amerikanischen Position bei den Welt-
raum- und Defensivwaffen und stellt die sowjetische Haltung 
gegenüber. 

251 22.09. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
chinesischen Außenminister Wu Xueqian in New York 

S. 1327

Die Gesprächspartner erörtern die chinesisch-sowjetischen Be-
ziehungen, das innerdeutsche Verhältnis sowie die bilateralen 
Beziehungen der Bundesrepublik und der Volksrepublik Chi-
na, auch im wirtschaftlichen und kulturellen Bereich. 

252 22.09. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Trumpf S. 1332

Trumpf faßt den Stand multilateraler Konsultationen über ei-
ne abgestimmte Politik auf dem Gebiet des Exports nuklearfä-
higer Raketen zusammen und erläutert die bislang erarbeite-
ten Dokumente. Ferner geht er auf die Interessenlage der Bun-
desrepublik und das weitere Vorgehen ein. 

253 22.09. Botschafter Citron, Stockholm (KVAE-Delegation),  
an das Auswärtige Amt 

S. 1337

Citron informiert über den Abschluß der KVAE, rekapituliert 
die Verhandlungen und bewertet den Inhalt des „Dokuments 
der Stockholmer Konferenz“. 

254 22.09. Botschafter Ruth, z. Z. New York, an Staatssekretär 
Meyer-Landrut 

S. 1343

Ruth unterrichtet über eine Absprache zwischen Bundeskanz-
ler Kohl und Bundesminister Genscher zur Frage eines INF-
Zwischenabkommens und der Einbeziehung von SRINF. 

255 23.09. Gespräch des Bundesministers Genscher mit Vertretern 
lateinamerikanischer Staaten in New York 

S. 1344

Die Teilnehmer erörtern den Stand des Contadora-Prozesses 
und die Vertiefung der Beziehungen zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und den lateinamerikanischen Staaten. 

256 23.09. Gesandter Wallau, Washington, an das Auswärtige Amt S. 1347

Wallau übermittelt amerikanische Informationen über die Ge-
spräche der Außenminister Shultz (USA) und Schewardnadse 
(UdSSR). Neben dem Fall des in der UdSSR verhafteten ame-
rikanischen Journalisten Daniloff seien Menschenrechtsfragen, 
des weiteren INF, ein nuklearer Teststopp, die KVAE, chemi-
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sche Waffen sowie die konventionelle Rüstungskontrolle be-
sprochen worden. Außerdem seien die Lage im südlichen Afri-
ka und im Nahen Osten sowie der irakisch-iranische Krieg, der 
internationale Terrorismus und bilaterale Themen erörtert 
worden. 

257 24.09. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
nigerianischen Außenminister Akinyemi in New York 

S. 1353

Im Zentrum steht die Frage von Sanktionen gegen Südafrika. 
Besprochen wird außerdem ein möglicher Überbrückungskre-
dit für Nigeria. 

258 25.09. Vortragender Legationsrat I. Klasse Jansen,  
z. Z. New York, an das Auswärtige Amt 

S. 1357

Jansen informiert über ein Gespräch des Bundesministers 
Genscher mit dem Außenminister der DDR, Fischer. Themen 
waren der Ausgang der KVAE, die amerikanisch-sowjetischen 
Beziehungen und die Aussichten für ein Gipfeltreffen sowie die 
innerdeutschen Beziehungen, auch mit Blick auf die Einreise 
Asylsuchender nach Berlin (West) über Ost-Berlin. 

259 25.09. Ministerialdirektor Edler von Braunmühl,  
z. Z. New York, an das Auswärtige Amt 

S. 1362

Braunmühl berichtet über ein Gespräch des Bundesministers 
Genscher mit dem amerikanischen Außenminister Shultz. Be-
sprochen wurden die amerikanisch-sowjetischen Beziehungen 
nach der Verhaftung des amerikanischen Journalisten Daniloff 
in der UdSSR und die Aussichten für ein Gipfeltreffen. Weitere 
Themen waren die Rüstungskontrollverhandlungen in Genf, 
die konventionelle Rüstungskontrolle in Europa sowie die Fra-
ge von Sanktionen gegen Südafrika. Im bilateralen Bereich 
wurden der Termin für die D 2-Weltraummission, das Zusatz-
abkommen zum Auslieferungsvertrag und die Idee eines 
deutsch-amerikanischen Jugendwerks erörtert. 

260 25.09. Gespräch des Bundesministers Genscher mit den 
Außenministern Howe (Großbritannien), Raimond 
(Frankreich) und Shultz (USA) in New York 

S. 1368

Die Teilnehmer befassen sich mit der Lage in Südafrika, dem 
Forum für Verhandlungen über konventionelle Rüstungskon-
trolle in Europa und der Politik gegenüber Polen. 

261 25.09. Botschafter van Well, Washington, an das  
Auswärtige Amt 

S. 1374

Van Well berichtet, er sei vom Direktor der amerikanischen 
Rüstungskontroll- und Abrüstungsbehörde, Adelman, auf die 
angebliche Lieferung von Ausrüstungen und Vorprodukten zur 
Herstellung chemischer Waffen an den Irak durch Firmen aus 
der Bundesrepublik angesprochen worden, und bittet um Wei-
sung. 
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262 25.09. Botschafter van Well, Washington,  
an das Auswärtige Amt 

S. 1376

Van Well nimmt Stellung zum Wunsch des „Holocaust Memorial 
Center“ bei Detroit, im Gegenzug zu einer finanziellen Beteili-
gung der Bundesrepublik den ehemaligen Staatssekretär Duck-
witz neben anderen Persönlichkeiten in einer Gedenkstätte zu 
würdigen.  

263 26.09. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Trumpf S. 1378

Trumpf skizziert die finanzielle Lage der Europäischen Ge-
meinschaften und weist auf Risiken für den Haushalt der Jah-
re 1986 und 1987 hin. Er befaßt sich mit der Möglichkeit einer 
Erhöhung der Eigeneinnahmen und geht auf längerfristige Fi-
nanzierungsperspektiven und Reformmöglichkeiten ein. 

264 26.09. Ministerialdirektor Edler von Braunmühl, z. Z. New 
York, an das Auswärtige Amt 

S. 1384

Braunmühl berichtet über ein Gespräch des Bundesministers 
Genscher mit dem sowjetischen Außenminister Schewardnadse. 
Im Mittelpunkt standen die KSZE-Folgekonferenz in Wien, 
Fragen der Abrüstung und Rüstungskontrolle und die ameri-
kanisch-sowjetischen Beziehungen. Erörtert wurde außerdem 
die Frage der Ausreise von Deutschstämmigen aus der UdSSR. 

265 26.09. Botschafter Ruth, z. Z. New York, an das  
Auswärtige Amt 

S. 1390

Ruth informiert über ein Gespräch des Bundesministers Gen-
scher mit dem sowjetischen Außenminister Schewardnadse. 
Themen waren die KVAE und die KSZE-Folgekonferenz in 
Wien, die Frage eines nuklearen Teststopps, der Stand der Rü-
stungskontrollverhandlungen in Genf sowie die chemischen 
Waffen. 

266 27.09. Ministerialdirigent Loosch, Bundesministerium für 
Forschung und Technologie, z. Z. Wien, an das 
Auswärtige Amt 

S. 1394

Loosch berichtet über die Sondersitzung der IAEO-Generalkon-
ferenz zur Reaktorsicherheit und die dort unterzeichneten 
Konventionen über Frühinformation und Hilfeleistung bei nu-
klearen Unfällen. 

267 30.09. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Hartmann 

S. 1399

Hartmann bilanziert die KVAE und geht dabei besonders auf 
die Bedeutung der vereinbarten Maßnahmen und die Rolle und 
Interessen der verschiedenen Teilnehmerstaaten ein. Er beur-
teilt die Bedeutung des KSZE-Rahmens für die konventionelle 
Rüstungskontrolle in Europa. 
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268 30.09. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Randermann 

S. 1404

Randermann gibt einen Überblick über die Ministertagung des 
GATT, auf der die Eröffnung einer neuen Runde multilateraler 
Handelsverhandlungen („Uruguay-Runde“) beschlossen wurde. 
Er weist auf die Erweiterung der zu verhandelnden Themen 
hin, die u. a. auch Dienstleistungen und den Schutz geistigen 
Eigentums einschließen sollten. 

269 06.10. Botschaftsrat I. Klasse Fröwis, Bangkok, an das 
Auswärtige Amt 

S. 1410

Fröwis nimmt Stellung zur Frage, ob die Bundesregierung Bun-
desbürgschaften für Rüstungslieferungen an Thailand über-
nehmen sollte. Dazu skizziert er den Stand der bilateralen Be-
ziehungen und beurteilt die Stellung Thailands innerhalb von 
ASEAN, seine Rolle im Kambodscha-Konflikt sowie seine in-
nenpolitische Stabilität.  

270 06.10. Vortragender Legationsrat I. Klasse Freiherr von 
Pfetten-Arnbach an Botschafter Kastl, Moskau 

S. 1413

Pfetten-Arnbach übermittelt eine Mitteilung des Bundeskanz-
lers für den Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow. 
Darin nimmt Kohl Stellung zum Stand der bilateralen Bezie-
hungen, begründet das Interesse der Bundesrepublik an einem 
INF-Zwischenabkommen, an einer Regelung für die strategi-
schen Nuklearsysteme und an Gesprächen über SRINF. Er stellt 
die Bedeutung des KSZE-Prozesses sowie von Verhandlungen 
über die Reduzierung der konventionellen Streitkräfte heraus 
und umreißt seine Erwartungen an das Treffen zwischen Prä-
sident Reagan und Gorbatschow in Reykjavik. 

271 07.10. Bundeskanzler Kohl an Präsident Reagan S. 1419

Vor Beginn des Treffens zwischen Präsident Reagan und dem 
Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, in Reykja-
vik legt Kohl die Position der Bundesrepublik zur Rüstungs-
kontrolle dar. Er geht besonders auf die Fortsetzung des KSZE-
Prozesses, die Berücksichtigung der SRINF in den Genfer Ver-
handlungen, die konventionelle Rüstungskontrolle in Europa 
und den nuklearen Teststopp ein. Er bittet Reagan ferner, die 
Frage rückläufiger Ausreisegenehmigungen für Deutschstäm-
mige anzusprechen. 

272 08.10. Aufzeichnung des Botschafters Eickhoff S. 1423

Eickhoff benennt die Ziele der Bundesrepublik für die KSZE-
Folgekonferenz in Wien und legt die von der Delegation zu ver-
folgende Verhandlungslinie dar. 



Oktober 
 

LXIII 

273 08.10. Botschaftsrat I. Klasse Henatsch, Teheran, an das 
Auswärtige Amt 

S.1425

Henatsch berichtet über den Verlauf der Demonstrationen vor 
der Botschaft der Bundesrepublik in Teheran und das gewalt-
same Eindringen von Demonstranten auf das Botschaftsgelän-
de. Er äußert sich ferner zu den vermutlichen Hintergründen 
der Zwischenfälle.  

274 09.10. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Kastrup  S. 1429

Kastrup informiert über die deutsch-türkischen Staatssekre-
tärsgespräche. Im Zentrum standen die Beziehungen zwischen 
den Europäischen Gemeinschaften und der Türkei, die Vertei-
digungshilfe einschließlich der Modalitäten einer Rüstungsson-
derhilfe, die Beteiligung der Bundesrepublik an einem Indu-
strialisierungsfonds zur Investitionsförderung sowie Rechts- und 
Konsularfragen. 

275 09.10. Runderlaß des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Pleuger 

S. 1434

Pleuger informiert über die Ergebnisse des Vorbereitungstref-
fens zur KSZE-Folgekonferenz in Wien. Er umreißt deren Stel-
lenwert, stellt die Interessen der Bundesrepublik hinsichtlich 
der Durchführung des Konferenzmandats sowie die einzubrin-
genden Vorschläge vor und beschreibt den Stand der Vorberei-
tungen im Rahmen von NATO und EPZ. 

276 09.10. Botschafter Kastl, Moskau, an das Auswärtige Amt S. 1439

Kastl berichtet über ein Gespräch mit dem sowjetischen Außen-
minister Schewardnadse anläßlich der Übergabe einer Mittei-
lung des Bundeskanzlers Kohl für den Generalsekretär des ZK 
der KPdSU, Gorbatschow, zu Fragen der Rüstungskontrolle. 
Weiteres Thema sind die Erwartungen an die KSZE-Folgekon-
ferenz in Wien. 

277 09.10. Gesandter Graf zu Rantzau, Brüssel (NATO),  
an das Auswärtige Amt 

S. 1442

Rantzau schildert den Verlauf der Konsultationen des Ständi-
gen NATO-Rats mit dem amerikanischen Sonderbotschafter 
Nitze und der Abteilungsleiterin im amerikanischen Außenmi-
nisterium, Ridgway, über die Themen des bevorstehenden Tref-
fens zwischen Präsident Reagan und dem Generalsekretär des 
ZK der KPdSU, Gorbatschow, in Reykjavik und zur amerikani-
schen Entscheidung über ein Forum für Verhandlungen über 
konventionelle Rüstungskontrolle in Europa.  

278 10.10. Entwurf eines Schreibens an Bundeskanzler Kohl S. 1449

Thema des Schreibens sind die Verzögerung im Ratifizierungs-
verfahren der Einheitlichen Europäischen Akte und die Dring-
lichkeit, dem Bundesrat die Gegenäußerung der Bundesregie-
rung sowie den Entwurf des Zustimmungsgesetzes umgehend 
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zuzuleiten, um das parlamentarische Verfahren noch in der 
laufenden Legislaturperiode abzuschließen. 

279 10.10. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Hartmann 

S. 1452

Hartmann analysiert die Entscheidung des Präsidenten Rea-
gan in der Frage eines Forums für Verhandlungen über kon-
ventionelle Rüstungskontrolle in Europa. Er erwägt Möglich-
keiten, die USA davon zu überzeugen, die Verhandlungen in 
den KSZE-Prozeß einzugliedern und damit eine Teilnahme 
Frankreichs zu erleichtern. 

280 10.10. Botschafter Schoeller, Paris, an das Auswärtige Amt S. 1455

Schoeller berichtet von einem Gespräch im französischen Au-
ßenministerium über den Rahmen von Verhandlungen zur kon-
ventionellen Rüstungskontrolle in Europa und über den ame-
rikanischen Wunsch, diese direkt zwischen den beiden Bünd-
nissen zu führen. 

281 11.10. Ministerialdirigent von Ploetz an die Botschaft in Paris  S. 1457

Ploetz schildert den Verlauf eines Gesprächs des Ministerialdi-
rektors Edler von Braunmühl mit dem französischen Botschaf-
ter Boidevaix. Behandelt wurden die deutsch-französische si-
cherheitspolitische Zusammenarbeit, die Rolle Frankreichs und 
der USA für die europäische Verteidigung sowie die Frage ei-
nes Forums für Verhandlungen über konventionelle Rüstungs-
kontrolle in Europa. 

282 13.10. Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), an das 
Auswärtige Amt 

S. 1463

Hansen übermittelt Einzelheiten der Unterrichtung des Stän-
digen NATO-Rats durch den amerikanischen Außenminister 
Shultz über das amerikanisch-sowjetische Treffen in Reykjavik. 

283 13.10. Vortragender Legationsrat I. Klasse Kaestner,  
z. Z. Budapest, an das Auswärtige Amt 

S. 1470

Kaestner resümiert das Gespräch des Bundesministers Gen-
scher mit dem ungarischen Außenminister Várkonyi über die 
Ergebnisse des amerikanisch-sowjetischen Treffens in Reykja-
vik und über die daraus zu ziehenden Schlüsse für den Fort-
gang der Rüstungskontrollverhandlungen. 

284 14.10. Aufzeichnung des Botschafters Ruth S. 1472

Ruth stellt den Verlauf des amerikanisch-sowjetischen Tref-
fens in Reykjavik dar, bewertet seine Ergebnisse und unter-
breitet Vorschläge für die künftige rüstungskontrollpolitische 
Position der Bundesregierung. 
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285 15.10. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
sowjetischen Sonderbotschafter Karpow  

S. 1482

Die Gesprächspartner erörtern Verlauf und Ergebnis des ame-
rikanisch-sowjetischen Treffens in Reykjavik. Karpow beant-
wortet ferner Fragen zur sowjetischen Position hinsichtlich der 
Einhaltung des ABM-Vertrags, der Fortführung der amerika-
nisch-sowjetischen INF-Verhandlungen und des Forums für 
Verhandlungen über konventionelle Rüstungskontrolle in Eu-
ropa. 

286 16.10. Gespräch des Bundesminister Genscher mit dem 
amerikanischen Sonderbotschafter Kampelman 

S. 1491

Im Zentrum steht das amerikanisch-sowjetische Treffen in Reyk-
javik, insbesondere die Frage eines Junktims zwischen der so-
wjetischen Forderung nach Einschränkung der SDI-Forschung 
und einem Abkommen über die Reduzierung der nuklearen 
Mittelstreckensysteme. Weiteres Thema ist der Rahmen zu-
künftiger Verhandlungen über konventionelle Rüstungskontrol-
le in Europa.  

287 16.10. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten von Ploetz  S. 1499

Ploetz faßt den zweiten Bericht der deutsch-französischen SDI-
Expertengruppe zusammen. Im Zentrum der Analyse stehen 
das Kräfteverhältnis zwischen den USA und der UdSSR im Be-
reich strategischer Waffen, deren Entwicklung bis zum Jahr 
2000 sowie eine Prognose für die Zeit nach dem Jahrtausend-
wechsel. 

288 16.10. Hauserlaß des Staatssekretärs Meyer-Landrut  S. 1501

Meyer-Landrut kündigt eine nach der Ermordung des Ministe-
rialdirektors Edler von Braunmühl notwendig gewordene Über-
prüfung der personellen und materiellen Sicherheitslage des 
Auswärtigen Amts an.  

289 16.10. Ministerialdirigent Kastrup an die Botschaft in 
Washington  

S. 1502

Nach wiederholten amerikanischen Vorsprachen stellt Kastrup 
die Position der Bundesregierung zur Frage der Lieferung von 
Vorprodukten und Ausrüstungen zur Herstellung chemischer 
Waffen an den Irak dar. 

290 17.10. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
französischen Außenminister Raimond  

S. 1505

Genscher und Raimond tauschen ihre Einschätzung des ameri-
kanisch-sowjetischen Treffens in Reykjavik aus. Ferner erör-
tern sie die Frage der SRINF und die Folgen einer amerika-
nisch-sowjetischen Einigung im Bereich der LRINF für die west-
liche Verteidigung. 
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291 17.10. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
französischen Außenminister Raimond  

S. 1510

Gegenstand sind die geplanten Verhandlungen über konventio-
nelle Rüstungskontrolle in Europa, vor allem der französisch-
amerikanische Gegensatz in der Frage des Forums und ihre 
Bedeutung im Gesamtrahmen der amerikanisch-sowjetischen 
Rüstungskontrollgespräche.  

292 17.10. Aufzeichnung des Botschafters Ruth S. 1513

Ruth analysiert die amerikanischen und sowjetischen Interpre-
tationen des ABM-Vertrags von 1972 im Hinblick auf die Zu-
lässigkeit der Entwicklung und Erprobung von Komponenten 
eines weltraumgestützten Abwehrsystems. Er stellt ferner Über-
legungen für eine Kompromißlösung an. 

293 17.10. Botschafter Ruth, z. Z. Brüssel, an das Auswärtige Amt S. 1518

Ruth informiert über die Sitzung der Special Consultative Group 
(SCG) der NATO und die Sitzung der Stationierungsländer für 
amerikanische Mittelstreckensysteme mit den USA („Quint“). 
Themen waren das amerikanisch-sowjetische Treffen in Reyk-
javik und die Präsentation der Position der Bundesregierung 
zur Einbeziehung von SRINF in ein INF-Zwischenabkommen. 

294 20.10. Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit König Birendra S. 1521

Im Zentrum stehen die Technische und Finanzielle Zusam-
menarbeit, vor allem die Förderung von Projekten zum Bau ei-
nes Wasserkraftwerks und zur Abfallbeseitigung. Weitere The-
men sind die Beziehungen Nepals zur Volksrepublik China so-
wie zu Tibet, Indien und Pakistan.  

295 20.10. Botschaftsrat Wendler, Tel Aviv, an das  
Auswärtige Amt 

S. 1526

Wendler schildert die Reaktionen in Israel auf die Kontroverse 
unter Historikern in der Bundesrepublik über den Umgang mit 
der deutschen Geschichte und die Frage der Einzigartigkeit des 
Holocaust („Historikerstreit“). Er analysiert ferner die Hinter-
gründe für das große Interesse der israelischen Öffentlichkeit 
an der Debatte. 

296 23.10. Botschafter van Well, Washington, an das  
Auswärtige Amt  

S. 1532

Van Well faßt ein Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit Prä-
sident Reagan zusammen. Themen waren Fragen der Ost-
West-Rüstungskontrolle im Anschluß an das amerikanisch-so-
wjetische Treffen in Reykjavik, ferner die Förderung des 
deutsch-amerikanischen Jugendaustauschs, die 750-Jahrfeier 
von Berlin und das Forum für Verhandlungen über konventio-
nelle Rüstungskontrolle in Europa. 
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297 23.10. Ministerialdirektor Freiherr von Richthofen,  
z. Z. London, an das Auswärtige Amt 

S. 1536

Richthofen berichtet von der Unterredung zwischen Bundes-
kanzler Kohl und dem amerikanischen Vize-Präsidenten Bush. 
Besprochen wurden die Reformpolitik des Generalsekretärs 
des ZK der KPdSU, Gorbatschow, sowie die Entwicklung in Po-
len, Ungarn und der Tschechoslowakei. Erörtert wurden ferner 
der unterschiedliche Stellenwert rüstungskontrollpolitischer 
Themen für die Gesellschaften in der Bundesrepublik und den 
USA sowie die Bedeutung von Erleichterungen im innerdeut-
schen Reiseverkehr. 

298 23.10. Ministerialdirektor Freiherr von Richthofen,  
z. Z. Washington, an Staatssekretär Meyer-Landrut 

S. 1541

Richthofen resümiert das Gespräch des Bundeskanzlers Kohl 
sowie der Bundesminister Genscher und Wörner mit dem ame-
rikanischen Außenminister Shultz. Im Mittelpunkt standen die 
Menschenrechtslage in der UdSSR, der angekündigte Abzug 
sowjetischer Streitkräfte aus Afghanistan, der Rahmen für 
Verhandlungen über konventionelle Rüstungskontrolle in Eu-
ropa sowie das weitere Vorgehen zur Lösung der Krisen in Süd-
afrika und im Nahen Osten. 

299 23.10. Gesandter Wallau, Washington, an das Auswärtige Amt S. 1549

Wallau faßt das Treffen des Bundeskanzlers Kohl mit dem 
amerikanischen Finanzminister Baker zusammen. Themen 
waren die Steuerreform der Bundesregierung und die Wachs-
tumsaussichten für die deutsche Wirtschaft als Voraussetzung 
dafür, protektionistischen Tendenzen in den USA wirksam zu 
begegnen. 

300 23.10. Brigadegeneral von Uslar-Gleichen, Washington,  
an das Auswärtige Amt 

S. 1552

Uslar-Gleichen informiert über die Begegnung zwischen Bun-
deskanzler Kohl und dem amerikanischen Verteidigungsmini-
ster Weinberger. Dabei wurden u. a. der Stand der Verhandlun-
gen über die Zukunft der amerikanischen Militärbasen in Spa-
nien, der Rahmen für Verhandlungen über konventionelle Rü-
stungskontrolle in Europa, der Besuch von Weinberger in der 
Volksrepublik China und Fragen des Technologietransfers in 
die UdSSR besprochen. 

301 24.10. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Seitz S. 1556

Seitz stellt die Bedeutung der Entscheidung der Bundesregie-
rung heraus, sich an der Vorbereitungsphase der Entwicklung 
des Weltraumtransporters „Hermes“ zu beteiligen. Er formu-
liert Bedingungen für eine angemessene und gegenüber Frank-
reich gleichrangige Rolle bei der Durchführung des Projekts. 
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302 24.10. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten von Ploetz S. 1559

Ploetz informiert über die Ministersitzung der Nuklearen Pla-
nungsgruppe (NPG) der NATO in Gleneagles, auf der eine Be-
wertung des amerikanisch-sowjetischen Treffens in Reykjavik 
vorgenommen wurde. Weitere Themen waren die Verabschie-
dung des amerikanischen Verteidigungshaushalts, die Richtli-
nien der NATO für den Einsatz von Nuklearwaffen („General 
Political Guidelines“), die Umsetzung der Reduzierungs- bzw. 
Modernisierungsbeschlüsse der NPG von 1983 („Montebello-
Beschlüsse“) sowie das neue Konzept für die Alarmbereitschaft 
von Nuklearwaffen. 

303 24.10. Gesandter Wallau, Washington, an das Auswärtige Amt S. 1564

Wallau resümiert das Gespräch des Bundesministers Genscher 
mit dem amerikanischen Außenminister Shultz, in dem Ab-
sprachen zur besseren Abstimmung der Nahost- und der Rü-
stungskontrollpolitik getroffen sowie Themen der Wirtschafts- 
und Finanzpolitik erörtert wurden. 

304 27.10. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Freiherr von 
Richthofen, z. Z. Frankfurt am Main 

S. 1568

Richthofen vermerkt die Ergebnisse des Treffens der Bundes-
minister Genscher und Wörner mit ihren französischen Amts-
kollegen Raimond und Giraud, in dessen Mittelpunkt die bila-
terale verteidigungspolitische Zusammenarbeit stand. Weitere 
Themen waren die Perspektive künftiger Rüstungskontroll-
verhandlungen nach dem amerikanisch-sowjetischen Treffen in 
Reykjavik und der Rahmen von Gesprächen über die konven-
tionelle Rüstungskontrolle in Europa. 

305 29.10. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
amerikanischen Sonderbotschafter Glitman 

S. 1571

Im Zentrum stehen die laufende Runde der amerikanisch-so-
wjetischen Rüstungskontrollverhandlungen in Genf sowie die 
von den USA im Anschluß an das amerikanisch-sowjetische 
Treffen in Reykjavik eingebrachten Vorschläge zu START und 
INF. 

306 29.10. Ministerialdirektor Freiherr von Richthofen,  
z. Z. London, an das Auswärtige Amt 

S. 1575

Richthofen berichtet vom Treffen der vier Politischen Direkto-
ren. Wichtigste Themen waren das weitere Vorgehen im Be-
reich der Ost-West-Rüstungskontrolle, einschließlich der KSZE-
Folgekonferenz in Wien und der konventionellen Rüstungskon-
trolle in Europa, die Lage in Jugoslawien, Polen und im südli-
chen Afrika sowie die 750-Jahrfeier von Berlin. 
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307 30.10. Gespräch des Ministerialdirigenten Schlagintweit mit 
dem amerikanischen Sonderbotschafter Bremer 

S. 1586

Angesichts der Verbindungen der syrischen Regierung zum in-
ternationalen Terrorismus erläutert Bremer die amerikani-
schen Gegenmaßnahmen im politischen und wirtschaftlichen 
Bereich und bittet um die Unterstützung der Bundesrepublik. 
Schlagintweit trägt die Haltung der Bundesregierung nach 
dem Anschlag auf das Büro der Deutsch-Arabischen Gesell-
schaft in Berlin (West) vor. 

308 30.10. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Teltschik, 
Bundeskanzleramt 

S. 1590

Teltschik vermerkt eine Vorsprache des sowjetischen Botschaf-
ters Kwizinskij bei Bundesminister Schäuble wegen Äußerun-
gen des Bundeskanzlers Kohl über den Generalsekretär des ZK 
der KPdSU, Gorbatschow, im Rahmen eines Interviews mit dem 
amerikanischen Nachrichtenmagazin „Newsweek“.  

309 30.10. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Heyken 

S. 1592

Heyken analysiert Inhalt und Ziele der Politik der „Glasnost“ 
des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow. Er geht 
dabei auch auf die außenpolitischen Aspekte einer neuen In-
formationspolitik und deren Ausrichtung auf die öffentliche 
Meinung in den NATO-Mitgliedstaaten ein. 

310 31.10. Gespräch des Ministerialdirektors Freiherr von 
Richthofen mit dem sowjetischen Ersten 
Stellvertretenden Außenminister Kowaljow in Moskau 

S. 1598

Inhalt des Gesprächs sind die Äußerungen des Bundeskanzlers 
Kohl über den Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorba-
tschow, in einem Interview mit dem amerikanischen Nachrich-
tenmagazin „Newsweek“ und das sowjetische Verlangen nach 
einer Entschuldigung von Kohl. 

311 31.10. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats Dane S. 1604

Dane faßt den Verlauf des Treffes der Außenminister der EG- 
und ASEAN-Mitgliedstaaten in Jakarta zusammen. Schwer-
punkte waren Kambodscha und die Verbesserung der Lage der 
Flüchtlinge sowie die Ost-West-Beziehungen nach dem ameri-
kanisch-sowjetischen Treffen in Reykjavik. Weiter wurden Wirt-
schaftsfragen erörtert, darunter die neue GATT-Runde und das 
Problem der Agrarüberschüsse, sowie Südafrika. 

312 31.10. Runderlaß des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Pleuger 

S. 1607

Pleuger informiert über die deutsch-französischen Konsulta-
tionen in Frankfurt am Main, deren Schwerpunkt auf der kul-
turellen Zusammenarbeit lag. Daneben wurden Fragen der Si-
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cherheitspolitik im Lichte des amerikanisch-sowjetischen Tref-
fens in Reykjavik, die europäische Raumfahrtpolitik sowie die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Verteidigung, bei der Ter-
rorismusbekämpfung und des Umweltschutzes erörtert. 

313 03.11. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Freiherr von 
Richthofen 

S. 1612

Richthofen faßt seine Gespräche im sowjetischen Außenministe-
rium zusammen. Behandelt wurden die KSZE-Folgekonferenz 
in Wien, die konventionelle Rüstungskontrolle in Europa sowie 
die Folgen des amerikanisch-sowjetischen Treffens in Reykjavik. 
Im Zentrum der bilateralen Themen standen der Ausbau der 
politischen Konsultationen, die Familienzusammenführung, die 
Aufnahme von Verhandlungen über die Umsetzung des Kultur-
abkommens, über ein Rechtshilfe- und ein Umweltschutzab-
kommen sowie das Interview des Bundeskanzlers Kohl mit dem 
amerikanischen Nachrichtenmagazin „Newsweek“. 

314 03.11. Runderlaß des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Nöldeke 

S. 1620

Nöldeke informiert über das Gespräch des Bundesministers 
Genscher mit einer Delegation von Vertretern blockfreier Staa-
ten, die über die Situation in Südafrika berichteten, weiterge-
hende Sanktionen forderten und die Erwartung einer Beteili-
gung der Bundesrepublik an einem Solidaritätsfonds für Afrika 
aussprachen. 

315 04.11. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Witte S. 1624

Witte analysiert den kulturpolitischen Schwerpunkt der 
deutsch-französischen Konsultationen in Frankfurt am Main, 
insbesondere die Absprachen im Bereich der Schulen und Hoch-
schulen sowie der Zusammenarbeit bei Film und Fernsehen.  

316 05.11. Ministerialdirektor Freiherr von Richthofen, z. Z. Wien, 
an Staatssekretär Meyer-Landrut 

S. 1628

Richthofen berichtet über den ersten Teil des Gesprächs des 
Bundesministers Genscher mit dem sowjetischen Außenmini-
ster Schewardnadse, in dessen Mittelpunkt das Interview des 
Bundeskanzlers Kohl mit dem amerikanischen Nachrichten-
magazin „Newsweek“ stand. 

317 05.11. Botschafter Ruth, z. Z. Wien, an das Auswärtige Amt S. 1633

Ruth resümiert den rüstungskontrollpolitischen Teil des Ge-
sprächs des Bundesministers Genscher mit dem sowjetischen 
Außenminister Schewardnadse. Die Gesprächspartner bewer-
teten das amerikanisch-sowjetische Treffen in Reykjavik und 
besprachen die Rolle der KSZE-Folgekonferenz für Verhand-
lungen über die konventionelle Rüstungskontrolle in Europa. 
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318 06.11. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten von Ploetz S. 1637

Ploetz befaßt sich mit dem Stand der Überlegungen innerhalb 
der NATO zur Ablösung des nuklearen Kurzstreckensystems 
Lance. 

319 07.11. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
jugoslawischen Außenminister Dizdarević in Wien 

S. 1640

Erörtert werden das Forum für Verhandlungen über konven-
tionelle Rüstungskontrolle in Europa und der Fortgang des 
KSZE-Prozesses. 

320 07.11. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
schweizerischen Außenminister Aubert in Wien 

S. 1644

Themen sind die bilateralen Wirtschaftsbeziehungen, die KSZE 
und das Forum für Verhandlungen über konventionelle Rü-
stungskontrolle in Europa sowie die Beziehungen der Schweiz 
zu den Europäischen Gemeinschaften. 

321 11.11. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Freiherr von 
Richthofen 

S. 1649

Richthofen informiert über ein Gespräch mit dem amerikani-
schen Sonderbotschafter Bremer, das die amerikanischen Plä-
ne zur Stationierung von Experten zur Terrorismusbekämp-
fung („Emergency Support Team“) im Raum Frankfurt am Main 
zum Inhalt hatte. 

322 11.11. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten von Ploetz S. 1650

Ploetz unterrichtet über Konsultationen mit Frankreich, Groß-
britannien und Italien zur sicherheits- und bündnispolitischen 
Lage nach dem amerikanisch-sowjetischen Treffen in Reykja-
vik und zu den Folgen für die Sicherheit Europas. 

323 11.11. Vortragender Legationsrat I. Klasse Schilling an die 
Botschaften in den EG-Mitgliedstaaten 

S. 1658

Schilling informiert über die Konferenz der Außenminister der 
EG-Mitgliedstaaten im Rahmen der EPZ. Themen waren die 
Frage eines KSZE-Expertentreffens über Menschenrechte in 
Moskau, die Asylproblematik und die Politik gegenüber Süd-
afrika. 

324 11.11. Gesandter Wallau, Washington, an das Auswärtige Amt S. 1662

Wallau berichtet über die bislang bekannten Einzelheiten der 
amerikanisch-iranischen Geheimkontakte und der offenbar un-
ter Beteiligung Israels erfolgten Waffenlieferungen. Ferner gibt 
er einen Überblick über die Reaktionen anderer Staaten und 
das weitere Vorgehen der amerikanischen Regierung. 
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325 12.11. Aufzeichnung des Botschafters Ruth S. 1667

Vor dem Hintergrund einer Pressekonferenz des sowjetischen 
Außenministers Schewardnadse befaßt sich Ruth mit dem Stand 
der amerikanisch-sowjetischen Rüstungskontrollverhandlungen 
und der unterschiedlichen Auslegung des Verlaufs des ameri-
kanisch-sowjetischen Treffens in Reykjavik. 

326 13.11. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Freiherr von 
Richthofen 

S. 1674

Anläßlich einer Anfrage der Grünen zur amerikanischen Mili-
täraktion gegen Libyen untersucht Richthofen den Status des 
amerikanischen Hauptquartiers USEUCOM in Stuttgart und 
dessen Rolle bei amerikanischen Einsätzen außerhalb des 
NATO-Bündnisgebiets. 

327 13.11. Botschafter Ruth an die Ständige Vertretung bei der 
NATO in Brüssel 

S. 1681

Mit Blick auf die Konsultationen des Ständigen NATO-Rats 
mit den Leitern der amerikanischen Delegationen in Genf legt 
Ruth die Haltung der Bundesregierung zum weiteren Vorge-
hen bei den amerikanisch-sowjetischen Rüstungskontrollver-
handlungen dar. 

328 13.11. Botschafter Kastl, Moskau, an das Auswärtige Amt S. 1684

Kastl berichtet über den Besuch einer Delegation der Grünen 
in der UdSSR. Im Mittelpunkt der Gespräche mit dem Vorsit-
zenden des Präsidiums des Obersten Sowjet, Gromyko, und dem 
sowjetischen Außenminister Schewardnadse standen Menschen-
rechtsfragen, die Frage der Souveränität der osteuropäischen 
Staaten sowie Abrüstungsthemen. 

329 14.11. Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), an das 
Auswärtige Amt 

S. 1688

Hansen schildert eine Sitzung des Ständigen NATO-Rats mit 
den Mitgliedern der amerikanischen Delegation bei den Rü-
stungskontrollverhandlungen in Genf über Stand und Perspek-
tiven der Gespräche. 

330 16.11. Botschaftsrat Hauswedell, London, an das  
Auswärtige Amt 

S. 1692

Hauswedell unterrichtet über die WEU-Ministerratstagung. Be-
sprochen wurden die europäischen sicherheitspolitischen Per-
spektiven, Rolle und Struktur der WEU sowie die Fragen der 
Rüstungskontrolle nach dem amerikanisch-sowjetischen Tref-
fen in Reykjavik. 
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331 18.11. Vortragender Legationsrat I. Klasse Nagel an die 
Botschaft in Washington 

S. 1698

Nagel bewertet erneute amerikanische Vorwürfe, Firmen aus 
der Bundesrepublik würden an der Herstellung chemischer 
Kampfstoffe durch den Irak mitwirken. Er gibt einen Überblick 
über die Maßnahmen der Bundesregierung zur Unterbindung 
entsprechender Exporte und erteilt Weisung für ein Gespräch 
im amerikanischen Außenministerium. 

332 19.11. Deutsch-spanisches Regierungsgespräch in Madrid S. 1701

Themen sind die Lage in Lateinamerika, die Menschenrechts-
situation auf Kuba, EUREKA, der Anteil Spaniens am Airbus, 
die wirtschaftliche Kooperation in Drittstaaten, die bilateralen 
Wirtschafts- und Kulturbeziehungen und die 750-Jahrfeier von 
Berlin. Besprochen werden ferner die Haltung Spaniens zum 
Nichtverbreitungsvertrag, die Beziehungen der Europäischen 
Gemeinschaften zum Golfkooperationsrat, der internationale 
Terrorismus, Asylfragen, die europäische sicherheitspolitische 
Diskussion sowie die Zukunft der amerikanischen Stützpunkte 
in Spanien. 

333 20.11. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Sudhoff S. 1710

Mit Blick auf ein Strafverfahren in Berlin erläutert Sudhoff 
mögliche Reaktionen der Bundesregierung für den Fall einer 
vom Gericht festgestellten Beteiligung syrischer Stellen am 
Anschlag auf das Büro der Deutsch-Arabischen Gesellschaft in 
Berlin (West). 

334 20.11. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten von Ploetz S. 1722

Ploetz faßt seine Gespräche in den USA zusammen. Erörtert 
wurden die Bewertung des amerikanisch-sowjetischen Treffens 
in Reykjavik durch die Bundesregierung und dessen Bedeu-
tung für die Strategie der NATO. Weitere Themen waren die 
europäische sicherheitspolitische Zusammenarbeit, chemische 
Waffen sowie das Forum für Verhandlungen über konventionelle 
Rüstungskontrolle in Europa. 

335 21.11. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Bertele S. 1735

Bertele befaßt sich mit der Überprüfung der Sicherheitsvor-
kehrungen des Auswärtigen Amts nach der Ermordung des 
Ministerialdirektors Edler von Braunmühl und legt die wich-
tigsten Neuregelungen dar. 

336 21.11. Botschafter van Well, Washington, an das  
Auswärtige Amt 

S. 1737

Van Well analysiert das Vorgehen der amerikanischen Regie-
rung im Zusammenhang mit den Waffenlieferungen an den 
Iran und gibt eine Einschätzung der möglichen Folgen für Prä-
sident Reagan sowie für verantwortliche Mitarbeiter. 
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337 25.11. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
iranischen Botschafter Salari 

S. 1741

Die Gesprächspartner erörtern den Stand der bilateralen Be-
ziehungen sowie die amerikanisch-iranischen Beziehungen. 
Ferner wird die Frage der Lieferung chemischer Substanzen in 
den Irak durch Firmen aus der Bundesrepublik angesprochen. 

338 25.11. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Jelonek S. 1744

Jelonek informiert über einen Besuch des Staatssekretärs Ruh-
fus in den USA. Im Mittelpunkt der Gespräche standen wirt-
schaftspolitische Fragen wie COCOM, Airbus, Agrarfragen, die 
neue GATT-Runde, ferner eine mögliche Rückkehr der USA in 
die UNESCO, der Kampf gegen den internationalen Terroris-
mus und die amerikanische Präsenz in der Bundesrepublik. 

339 25.11. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Kastrup S. 1751

Kastrup befaßt sich mit der Unterbrechung hochrangiger bila-
teraler Kontakte durch die sowjetische Regierung sowie mit 
der zunehmenden Kritik an Mitgliedern der Bundesregierung. 
Er analysiert die Motive und erläutert die möglichen Reaktio-
nen der Bundesregierung. 

340 25.11. Gesandter Wallau, Washington, an das Auswärtige Amt S. 1756

Wallau informiert über die neueste Entwicklung in der Frage 
der amerikanischen Waffenlieferungen an den Iran und geht 
dabei auf die Offenlegung von Zahlungen an die nicaraguani-
schen Contras und die daraus resultierenden personellen Ver-
änderungen im amerikanischen Nationalen Sicherheitsrat ein. 

341 26.11. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Kastrup S. 1759

Kastrup erläutert Vorschläge Dänemarks, der Niederlande und 
der UdSSR für KSZE-Expertentreffen im Bereich der „Mensch-
lichen Dimension“. Er äußert sich zu möglichen Risiken der 
drei Vorschläge und zum weiteren Vorgehen. 

342 26.11. Botschafter Nowak, Riad, an das Auswärtige Amt S. 1764

Nowak informiert über den Besuch des bayerischen Minister-
präsidenten Strauß in Saudi-Arabien und erörtert insbesonde-
re die Gespräche über mögliche Rüstungslieferungen aus der 
Bundesrepublik. 

343 27.11. Gespräch des Ministerialdirigenten Schlagintweit mit 
dem syrischen Botschafter Seifou 

S. 1768

Nach der durch das Landgericht Berlin festgestellten Verwick-
lung syrischer Stellen in den Anschlag auf das Büro der 
Deutsch-Arabischen Gesellschaft in Berlin (West) erläutert 
Schlagintweit die Maßnahmen der Bundesregierung gegen Sy-
rien. 
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344 02.12. Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit  
EG-Kommissionspräsident Delors 

S. 1770

Zur Vorbereitung der Tagung des Europäischen Rats befassen 
sich Kohl und Delors mit den Beziehungen der Europäischen 
Gemeinschaften zur Türkei und zu Ungarn, den Überlegungen 
der EG-Kommission zur künftigen Finanzierung der Gemein-
schaften und zur Reform der Agrarpolitik sowie mit Personal-
fragen. 

345 02.12. Aufzeichnung des Legationsrats I. Klasse Adamek S. 1780

Adamek vermerkt den Stand der Überlegungen in der High Le-
vel Group (HLG) der NATO zu den Auswirkungen eines LRINF-
Abkommens auf die Verteidigungsstrategie der NATO und gibt 
die wichtigsten Punkte einer Analyse aus dem NATO-Haupt-
quartier wieder. 

346 02.12. Botschafter Eickhoff, Wien (KSZE-Delegation),  
an das Auswärtige Amt 

S. 1784

Eickhoff berichtet über die bisherige Behandlung deutschland-
politischer Themen auf der KSZE-Folgekonferenz in Wien und 
stellt die Ziele der Delegation der Bundesrepublik in diesem 
Bereich dar. 

347 03.12. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Hartmann 

S. 1789

Hartmann resümiert die wichtigsten Ergebnisse der Beratun-
gen der High Level Task Force (HLTF) der NATO zur konven-
tionellen Rüstungskontrolle in Europa und geht insbesondere 
auf die noch ausstehende Einigung zu einem Forum für Ver-
handlungen ein. 

348 04.12. Botschafter Hansen, Brüssel (NATO),  
an das Auswärtige Amt 

S. 1800

Hansen berichtet über die Ministersitzung der Eurogroup 
(„Eurodinner“). Erörtert wurden die Lage der WEU und ihre 
mögliche Erweiterung sowie die sicherheitspolitische Situation 
nach dem amerikanisch-sowjetischen Treffen in Reykjavik. 

349 05.12. Botschafter Hansen, Brüssel (NATO),  
an das Auswärtige Amt 

S. 1803

Hansen informiert über die Ministersitzung des Ausschusses 
für Verteidigungsplanung (DPC) der NATO. Themen waren das 
amerikanisch-sowjetische Treffen in Reykjavik und seine Fol-
gen für die Verteidigungsstrategie des Bündnisses. 
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350 05.12. Botschafter Holik, Wien (MBFR-Delegation), an das 
Auswärtige Amt 

S. 1811

Holik übermittelt den abschließenden Bericht zur 40. Runde 
der MBFR-Verhandlungen und äußert sich zu möglichen Schrit-
ten zur Überwindung der stagnierenden Gespräche. 

351 06.12. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
italienischen Außenminister Andreotti in London 

S. 1814

Genscher und Andreotti befassen sich mit den Ost-West-Bezie-
hungen vor dem Hintergrund der innenpolitischen Krise in den 
USA, ferner mit den deutsch-sowjetischen Beziehungen, den 
Verbindungen Syriens zum internationalen Terrorismus, dem 
irakisch-iranischen Krieg und Libyen. 

352 08.12. Drahterlaß des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Hartmann 

S. 1821

Hartmann unterrichtet über die zwischen Frankreich und den 
USA erzielte Einigung in der Frage des Forums für Verhand-
lungen über konventionelle Rüstungskontrolle in Europa, be-
wertet das Ergebnis und gibt Hinweise zum weiteren Vorgehen 
der Bundesregierung. 

353 09.12. Gespräch des Bundesministers Genscher mit den 
Außenministern Howe (Großbritannien), Raimond 
(Frankreich) und Shultz (USA) in Chevening 

S. 1825

Erörtert werden das amerikanisch-sowjetische Treffen in Reyk-
javik und seine Folgen. Die Gesprächspartner stellen außer-
dem Überlegungen zur Rüstungskontrollpolitik bis zur Jahr-
tausendwende an. 

354 09.12. Gespräch des Bundesministers Genscher mit den 
Außenministern Howe (Großbritannien), Raimond 
(Frankreich) und Shultz (USA) in Chevening 

S. 1835

Themen sind die Entwicklung des KSZE-Prozesses und der 
Stand der Wiener Folgekonferenz, der sowjetische Vorschlag 
für ein Expertentreffen über Menschenrechte in Moskau, au-
ßerdem die nachrichtendienstliche Tätigkeit von Mitarbeitern 
der Botschaften von Warschauer-Pakt-Staaten, die jeweiligen 
Beziehungen zu verschiedenen osteuropäischen Staaten, au-
ßerdem die Lage im südpazifischen Raum und in Ostasien. 

355 09.12. Gespräch des Staatssekretärs Meyer-Landrut mit dem 
Staatssekretär im schweizerischen Außenministerium, 
Brunner, in Bern 

S. 1844

Im Mittelpunkt stehen die Ost-West-Beziehungen, vor allem 
die KSZE, ferner die amerikanischen Waffenlieferungen an 
den Iran, die Politik gegenüber Südafrika, der Chemieunfall in 
Basel und Fragen der Haftung infolge der Verschmutzung des 
Rheins sowie die bilateralen Beziehungen. 
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356 09.12. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats 
Bitterlich 

S. 1850

Bitterlich notiert die Ergebnisses des Treffens der Außenmini-
ster der EG-Mitgliedstaaten am Rande der Tagung des Euro-
päischen Rats in London. Themen waren Sanktionen gegen 
Südafrika, die amerikanischen Waffenlieferungen an den Iran 
und der irakisch-iranische Krieg, die Beziehungen der Euro-
päischen Gemeinschaften zu Jugoslawien sowie zu den latein-
amerikanischen Staaten. 

357 10.12. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
amerikanischen Außenminister Shultz in Chevening 

S. 1853

Genscher und Shultz besprechen die Zukunft der Rüstungskon-
trollpolitik, auch im konventionellen Bereich, sowie die Haltung 
der UdSSR zu Menschenrechtsfragen auf der KSZE-Folgekon-
ferenz in Wien. 

358 11.12. Gespräch des Bundesministers Genscher mit NATO-
Generalsekretär Lord Carrington in Brüssel 

S. 1858

Besprochen werden Fragen der konventionellen Rüstungskon-
trolle, die Lage nach dem amerikanisch-sowjetischen Treffen in 
Reykjavik und die deutsch-sowjetischen Beziehungen. 

359 11.12. Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), an das 
Auswärtige Amt 

S. 1862

Hansen berichtet über den Tagesordnungspunkt zur konven-
tionellen Rüstungskontrolle in Europa auf der NATO-Minister-
ratstagung. Erörtert wurden die von den Außenministern ver-
abschiedete „Brüsseler Erklärung“, der Bericht der High Level 
Task Force (HLTF) und der Rahmen künftiger Verhandlungen 
mit den Warschauer-Pakt-Staaten. 

360 11.12. Botschafter Kastl, Moskau, an das Auswärtige Amt S. 1866

Kastl gibt eine Einschätzung der gegenwärtigen sowjetischen 
Außenpolitik nach dem Treffen in Reykjavik und geht dabei 
insbesondere auf die Beziehungen zu den USA, den westeuro-
päischen Staaten, Japan, Indien und zur Volksrepublik China 
ein. 

361 12.12. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Freiherr von 
Richthofen 

S. 1872

Richthofen gibt einen Überblick über die Bemühungen des 
Warschauer Pakts um Kontakte zur NATO in der Frage der 
konventionellen Rüstungskontrolle. Ferner informiert er über 
den Stand der Erörterungen in der NATO zu diesem Thema 
sowie über die Haltung der Bundesrepublik und unterbreitet 
Vorschläge zum weiteren Vorgehen. 
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362 12.12. Ministerialdirektor Freiherr von Richthofen,  
z. Z. Brüssel, an das Auswärtige Amt 

S. 1879

Richthofen berichtet über ein Vierertreffen der Politischen Di-
rektoren. Besprochen wurden der sowjetische Vorschlag für ein 
KSZE-Expertentreffen über Menschenrechte in Moskau, die Ost-
West-Wirtschaftsbeziehungen, die konventionelle Rüstungs-
kontrolle in Europa, zudem die Lage in Polen, in Südafrika und 
im Nahen Osten sowie der irakisch-iranische Krieg. Außerdem 
wurde die Situation in Nordkorea und im südpazifischen Raum 
erörtert, schließlich die Zusammenarbeit im Kampf gegen den 
Terrorismus. 

363 12.12. Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), an das 
Auswärtige Amt 

S. 1893

Hansen informiert über die NATO-Ministerratstagung im klein-
sten Kreis. Themen waren die amerikanischen Waffenliefe-
rungen an den Iran, die Bedeutung des amerikanisch-sowjeti-
schen Treffens in Reykjavik, die konventionelle Rüstungskon-
trolle in Europa und der internationale Terrorismus. 

364 15.12. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Sudhoff S. 1900

Nach Gesprächen mit Großbritannien und den USA gibt Sud-
hoff eine Einschätzung der Aussichten für eine politische In-
itiative zur Überwindung der Apartheid in Südafrika. 

365 15.12. Runderlaß des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Richter 

S. 1905

Richter unterrichtet über Gespräche mit der ägyptischen Re-
gierung in Stuttgart. Im Mittelpunkt standen die wirtschaftli-
che und finanzielle Lage Ägyptens und dessen Bitte um Unter-
stützung durch die Bundesrepublik und andere Staaten. 

366 17.12. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Freiherr von 
Richthofen 

S. 1907

Richthofen gibt einen Überblick über den Stand der Arbeiten 
an einer Revision der Pläne für den militärischen Krisenfall 
um Berlin („Live Oak“). 

367 17.12. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Jelonek S. 1910

Jelonek analysiert verschiedene Ansätze zur Überwindung der 
internationalen Verschuldungskrise. 

368 17.12. Aufzeichnung des Referats 411 S. 1919

Untersucht werden das Angebot der Europäischen Gemein-
schaften an die Türkei in der Frage der Freizügigkeit türki-
scher Arbeitnehmer sowie die Reaktion der türkischen Regie-
rung. 
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369 17.12. Runderlaß des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Pleuger 

S. 1923

Pleuger informiert über den Sachstand in der Frage der ver-
muteten illegalen Lieferung von Konstruktionsunterlagen zum 
Bau von U-Booten an Südafrika und übermittelt eine Sprach-
regelung. 

370 18.12. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Hartmann 

S. 1926

Hartmann befaßt sich mit Verlauf und Ergebnissen eines ame-
rikanisch-sowjetischen Expertentreffens zu Fragen der Rü-
stungskontrolle und gibt eine Bewertung. 

371 18.12. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Hartmann 

S. 1929

Vor dem Hintergrund des Vierergesprächs der Außenminister 
in Chevening zur Frage strategischer Waffen und Weltraum-
waffen bewertet Hartmann die Aussichten für eine Einigung 
zwischen den USA und der UdSSR. 

372 19.12. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse 
Hartmann 

S. 1936

Hartmann legt die Differenzen zwischen der Bundesrepublik 
und den USA in der Frage dar, ob die für 1987 geplanten Ma-
növer „Caravan Guard“ und „Winter Warrior“ notifiziert wer-
den sollten. 

373 20.12. Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
amerikanischen Botschafter Burt in Wachtberg-Pech 

S. 1939

Themen sind die Schließung des amerikanischen Generalkon-
sulats in Düsseldorf, die 750-Jahrfeier von Berlin, Fragen der 
konventionellen Rüstungskontrolle in Europa, ein Hilfsprojekt 
im Westjordanland, die bilateralen Wirtschaftsbeziehungen, 
Persönlichkeit und Stellung des amerikanischen Außenmini-
sters Shultz vor dem Hintergrund der innenpolitischen Krise 
in den USA und die Frage der Notifizierung der Manöver „Ca-
ravan Guard“ und „Winter Warrior“. 

374 20.12. Botschafter Eickhoff, Wien (KSZE-Delegation), an das 
Auswärtige Amt 

S. 1947

Eickhoff informiert über den bisherigen Verlauf der KSZE-Fol-
gekonferenz. Er legt die Interessenlage und Taktik der ver-
schiedenen Teilnehmer dar und gibt einen Überblick über ein-
gereichte Vorschläge. Ferner unternimmt er eine Einschätzung 
des Konferenzverlaufs. 
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375 22.12. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Freiherr von 
Richthofen 

S. 1957

Richthofen befaßt sich mit den Möglichkeiten, mit Blick auf die 
von der Bundeswehr geplante Einführung eines „Mittleren Flug-
abwehr-Raketensystems“ eine europäische Alternative zu den 
amerikanischen Systemen „Hawk“ und „Patriot“ zu entwickeln. 
Dabei geht er vor allem auf deutsch-französische Bemühungen 
um Kooperation ein. 

376 22.12. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Freiherr von 
Richthofen 

S. 1963

Richthofen legt eine Grundsatzaufzeichnung zur Menschen-
rechtspolitik der Bundesregierung vor. Er erörtert Rahmenbe-
dingungen, Ziele, politische und rechtliche Grundsätze, mögli-
che Zielkonflikte und die Zusammenarbeit mit anderen Staa-
ten. 

377 30.12. Botschafter Kastl, Moskau, an das Auswärtige Amt S. 1974

Kastl zieht eine Bilanz der sowjetischen Politik des Jahres 
1986. Dabei geht er auf Möglichkeiten und Grenzen der Politik 
des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, ein und 
gibt einen Überblick über innen- und außenpolitische Problem-
felder. 
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1 

Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von Braunmühl  

213-321.00 SOW-5/86 VS-vertraulich  6. Januar 19861 

Über Herrn Staatssekretär2 Herrn Bundesminister3 

Betr.: Erste sowjetische Reaktion auf die SDI-Entscheidung der Bundesregie-
rung vom 18.12.19854 

I. Die sowjetische Regierung hat auf den Kabinettsbeschluß vom 18.12.1985 ne-
gativ reagiert, aber „die Tür nicht zugeschlagen“. Zwar hat sie sich in unsere 
inneren Angelegenheiten eingemischt und erwartungsgemäß die eigene Presse 
mobilisiert, aber sie hat ihre Stellungnahmen in Ton und Inhalt sorgfältig kal-
kuliert. Sie setzt ihre bisherige restriktive Politik der Bundesregierung gegen-
über fort, aber bisher sind keine Zeichen für weitere Einbrüche zu erkennen. 
Zugleich versucht die Sowjetunion, den Druck auf uns bezüglich SDI in der Hoff-
nung aufrechtzuerhalten, unser Verhalten in den nächsten Monaten beeinflus-
sen zu können.  
Im einzelnen 
II. 1) Die wichtigste offizielle Reaktion bestand in der „mündlichen Erklärung“, 
die Botschafter Semjonow namens seiner Regierung am 27.12.85 gegenüber 
Staatssekretär Meyer-Landrut abgab.5 Sie enthält in der Hauptsache folgende 
Aussagen: 
– Der Beschluß vom 18.12.85 sei „ein praktischer Schritt zur Einbeziehung der 

Bundesrepublik Deutschland in die Verwirklichung amerikanischer Pläne für 
die Entwicklung von Weltraumangriffswaffen“.  

 
 1 Die Aufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Heyken konzipiert. 
 2 Hat Staatssekretär Meyer-Landrut am 6. Januar 1986 vorgelegen. 
 3 Hat Bundesminister Genscher am 20. Januar 1986 vorgelegen, der Ministerialdirektor Edler von 

Braunmühl um Rücksprache bat.   
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Jansen am 22. Januar 1986 vorgelegen, der den Rück-
lauf über das Büro Staatssekretäre an Braunmühl verfügte.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse von Schubert am 23. Januar 1986 vorgelegen.  
Hat Braunmühl am 23. Januar 1986 erneut vorgelegen, der die Weiterleitung an Ministerialdirektor 
Jelonek „z[ur] K[enntnisnahme] (s. S. 5)“ sowie an Ministerialdirigent Oesterhelt und Referat 213 
verfügte. Vgl. Anm. 12.  
Hat in Vertretung von Jelonek Ministerialdirigent Trumpf am 24. Januar 1986 vorgelegen, der die 
Weiterleitung an Ministerialdirigent Pabsch und Jelonek „n[ach] R[ückkehr]“ verfügte.  
Hat Pabsch vorgelegen.  
Hat Jelonek am 11. Februar 1986 vorgelegen.  
Hat Oesterhelt vorgelegen.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Heyken am 13. Februar 1986 erneut vorgelegen. 

 4 Staatssekretär Ost, Presse- und Informationsamt, gab am 18. Dezember 1985 bekannt, daß die 
Bundesregierung mit den USA über eine Vereinbarung zur Verbesserung der „Rahmenbedingungen 
für den wechselseitigen Transfer wissenschaftlicher Forschungsergebnisse und technologischer Er-
kenntnisse“ sprechen wolle. Dadurch sollten auch verbesserte Möglichkeiten für die Beteiligung 
von Unternehmen aus der Bundesrepublik an der SDI-Forschung geschaffen werden. Verhandlun-
gen würden von Bundesminister Bangemann im Januar 1986 aufgenommen: „Die Bundesregierung 
strebt keine staatliche Beteiligung am SDI-Forschungsprogramm an. Sie wird demzufolge keine öf-
fentlichen Mittel für Kooperationsprojekte zur Verfügung stellen“. Vgl. BULLETIN 1985, S. 1279 f. 

 5 Für die Gesprächsaufzeichnung sowie die mündliche Erklärung vgl. Referat 213, Bd. 139307. 
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– Die Verwirklichung würde zur Intensivierung des Wettrüstens und zur De-
stabilisierung der internationalen Lage „mit äußerst negativen Folgen für 
die Sicherheit aller Staaten ohne jegliche Ausnahme“ führen. 

– Die Handlungen der Bundesregierung liefen ihren Erklärungen (die teilweise 
genannt werden) zuwider und seien „mit dem Geist von Genf“6 unvereinbar.  

– Es wird an die „Verantwortung eines jeden Staates“ erinnert und die Hoff-
nung ausgesprochen, daß die Bundesregierung, auch aufgrund der Vergan-
genheit, die Lage noch einmal bedenken möge. 

Mit dieser Erklärung stellte die sowjetische Regierung den Kabinettsbeschluß 
in Inhalt und Ziel falsch dar und begab sich überdies auf das Feld der direkten 
Einmischung. Sie ignorierte die vielfältigen Beiträge der Bundesregierung zur 
Gestaltung des SDI-Prozesses sowohl intern als auch in der Allianz und bezog 
sich zu Unrecht auf den „Geist von Genf“. Auch die teilweise belehrende Dikti-
on der Erklärung ist unangemessen. Andererseits ist nicht zu verkennen, daß 
die Erklärung sich der Polemik und plumper Drohungen enthielt und insgesamt, 
gemessen an denkbaren sowjetischen Interventionen, relativ vorsichtig und all-
gemein gehalten war. Hier sollten offensichtlich keine Möglichkeiten verbaut 
werden und weitere Optionen offenbleiben.  
Wie die Botschaft Moskau berichtet, stellte die sowjetische Regierung den Briten 
eine ähnliche Erklärung zu.7 
2) Am 20.12., zwei Tage nach der Entscheidung der Bundesregierung, gab Au-
ßenminister Schewardnadse gegenüber Botschafter Kastl bereits eine erste 
Stellungnahme ab.8 
Schewardnadse kritisierte auf der bekannten Linie vor allem die USA wegen 
des SDI-Programms, und zwar hauptsächlich unter Bezugnahme auf den Genfer 
Gipfel und bezüglich der Aussichten für die nächste amerikanisch-sowjetische 
Spitzenbegegnung. In diesem Zusammenhang erklärte er u. a.: 
– SDI sei ein „Spiel mit dem Feuer“ (er wiederholte dieses Bild im Laufe des 

Gesprächs noch zweimal). Deshalb reagiere die Sowjetunion so, wie sie es tue, 
auf unsere und die britische Entscheidung.  

– Die USA hätten Großbritannien und die BR Deutschland zur Teilnahme an 
SDI gezwungen, möglicherweise werde auch Italien folgen. 

– Die Bundesregierung habe ebenso wie die britische und die französische Re-
gierung Einfluß in Washington und müsse ihrer Verantwortung gerecht wer-

 
 6 Präsident Reagan und der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, trafen vom 19. bis 

21. November 1985 in Genf zusammen. Vgl. dazu AAPD 1985, II, Dok. 317 und Dok. 319. 
 7 Der britische Verteidigungsminister Heseltine und sein amerikanischer Amtskollege Weinberger 

unterzeichneten am 6. Dezember 1985 in London ein Memorandum of Understanding über die bri-
tische Beteiligung an der SDI-Forschung. Botschafter Freiherr von Wechmar, London, teilte dazu 
am selben Tag mit: „Text wurde bisher nicht veröffentlicht. […] Ratifizierung durch Parlament ist 
nicht vorgesehen.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 2240; Referat 431, Bd. 145618.  
Gesandter Arnot, Moskau, berichtete am 30. Dezember 1985 von einer Meldung der sowjetischen 
Nachrichtenagentur TASS vom Vortag über die der Bundesregierung am 27. Dezember 1985 über-
mittelte sowjetische Erklärung. Er kam zu dem Schluß: „Inhalt entspricht weitgehend der sowje-
t[ischen] Erklärung an die britische Regierung, die allerdings hier in Moskau von Stellv[ertre-
tendem] AM Ryschow Botschafter Cartledge übergeben wurde.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 4003; Refe-
rat 201, Bd. 143463. 

 8 Zu dem Gespräch vgl. AAPD 1985, II, Dok. 353. 
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den. Er sage ohne jede Diplomatie: Wenn der Prozeß jetzt nicht aufgehalten 
werde, werde später alles noch schwieriger. 

– Abschließend warb Schewardnadse für ein globales friedliches Programm der 
technologischen Entwicklung (friedliche Zusammenarbeit im Weltraum).  

Es ist kein schlechtes Zeichen, daß Schewardnadse Botschafter Kastl kurz nach 
der SDI-Entscheidung zu einem 1 1/2stündigen, substanzreichen, atmosphärisch 
ungetrübten Gespräch empfing. (In der TASS-Mitteilung über das Gespräch wur-
de der Kabinettsbeschluß in den Mittelpunkt gestellt und kritisch abgehandelt.9) 
Es ist ferner positiv zu werten, daß sich Schewardnadse nachdrücklich für den 
Ausbau der wirtschaftlichen Zusammenarbeit sowie – mit weniger Nachdruck – 
in anderen Bereichen (Wissenschaft, chemische Waffen, Vertrauensbildung) aus-
sprach. Andererseits machte er klar, daß Moskau keine Normalisierung der po-
litischen Kontakte wünscht. Eine Reise Gorbatschows nach Bonn schloß Sche-
wardnadse vorläufig aus. (Schon kurz zuvor hatte Semjonow Bonn-Besuche 
von Gorbatschow und Schewardnadse als unwahrscheinlich bezeichnet, aller-
dings wegen Ryschkow eine Sondierung vorgenommen, über deren Hintergrund 
das Gespräch mit Schewardnadse keinen weiteren Aufschluß erbrachte.) 
Speziell zum SDI-Komplex: Im Gegensatz zur bisherigen sowjetischen Taktik, 
uns an den Pranger zu stellen, nannte Schewardnadse uns zusammen mit Lon-
don bzw. Rom als SDI-Unterstützer und richtete die Hauptkritik an die amerika-
nische Adresse. Seine Äußerungen hatten einen drohenden Unterton, die – ähn-
lich wie die Erklärung Semjonows vom 27.12. – wiederum nicht auf uns allein ge-
münzt waren. Im übrigen argumentierte Schewardnadse widersprüchlich, wenn 
er einerseits unsere SDI-Entscheidung als Ergebnis amerikanischen Zwangs 
hinstellte, andererseits die Bundesregierung im Verein mit Frankreich und 
Großbritannien zur Einflußnahme auf Washington aufforderte. Letzteres muß 
als ambivalent angesehen werden. Einerseits liegt darin unausgesprochen eine 
Anerkennung für unser bisheriges Verhalten in der SDI-Frage, andererseits 
wird hier erneut ein Spaltungsversuch unternommen.  
3) Auch in seiner Rede für den rumänischen Außenminister Văduva am 24.12.85 
ging Schewardnadse auf SDI ein. Er kritisierte scharf die USA und erklärte 
sodann: England sei unmittelbarer Teilnehmer bei der Ausdehnung des Wett-
rüstens auf den Kosmos geworden. Die Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land sei nahe daran. Für das Verhalten der Regierungen dieser Länder sei cha-
rakteristisch der tiefe Abgrund zwischen ihren Erklärungen hinsichtlich einer 
Unterstützung der Ergebnisse von Genf und ihrer Handlungen, die diese Er-
gebnisse untergraben würden.10 
III. Die Kommentierung des Kabinettsbeschlusses vom 18.12. bildete in den so-
wjetischen Medien naturgemäß ein Hauptthema, erfolgte aber nicht „unge-
bremst“ und war relativ facettenreich. Dabei schälten sich folgende Hauptlinien 
heraus: 

 
 9 Vgl. die Meldung „Besedy s poslami“; PRAVDA vom 21. Dezember 1985, S. 4. 
10 Der rumänische Außenminister Văduva hielt sich vom 23. bis 27. Dezember 1985 in der UdSSR 

auf. Für den Wortlaut der Tischrede des sowjetischen Außenministers Schewardnadse am 24. Dezem-
ber 1985 vgl. den Artikel „Sovetsko-rumynskie peregovory“; PRAVDA vom 25. Dezember 1985, S. 4. 
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– Stark wurde die These vertreten, daß die Bundesregierung unter Umgehung 
der nuklearen Phase Teilhabe an einer neuen Generation von Massenver-
nichtungswaffen anstrebe und sich auf die gleiche Stufe wie Frankreich und 
Großbritannien stellen wolle. 

– Mehrmals wurde gesagt, daß die Deutschen schon früher gefährliche Irrwe-
ge eingeschlagen hätten, daß die Entscheidung im Gegensatz zur Mehrheit der 
Bevölkerung stehe und daß auf diese Weise der Kurs zur Unterminierung 
des Ost-West-Dialoges unterstützt werde. 

– Auffällig ist die Tendenz, nicht pauschal die Bundesregierung mit Kritik zu 
überziehen, sondern innerhalb der Koalitionsparteien zu differenzieren. 

– Der Hauptstoß richtete sich gegen den CSU-Vorsitzenden Strauß, der als Per-
sonifizierung des militärisch-industriellen Komplexes hingestellt wurde. Der 
Bundeskanzler wurde kaum erwähnt, also sichtlich geschont. Von der FDP 
hieß es, daß sie eine bremsende Rolle gespielt habe, Bundesminister Genscher 
habe eine Gegenposition zu Strauß eingenommen. 

– Schließlich wurde die Hoffnung ausgedrückt, daß das letzte Wort noch nicht 
gesprochen sei.  

IV. Die Sowjetunion hat ihre Reaktion auf unsere Haltung zu SDI bis zu einem 
gewissen Grad bereits im Frühjahr 1985 antizipiert, indem sie die Sicherheits-
fragen in den Mittelpunkt der bilateralen Beziehungen stellte und daraus tak-
tische Konsequenzen zog. Dennoch wäre ihre erste Reaktion auf den Kabinetts-
beschluß vom 18.12. wahrscheinlich entschieden härter ausgefallen, wenn der 
Beschluß nicht das Ergebnis einer sehr gründlichen Diskussion gewesen wäre 
und wenn wir nicht die SDI-Debatte und konkrete Entscheidungen in der Allianz 
mitbestimmt hätten. Auch wenn der Kabinettsbeschluß, so wie er gefaßt wur-
de, in erster Linie auf Gründen beruht, die keine ostpolitische Relevanz haben, 
ist nicht zu übersehen, daß die differenzierte Haltung der Bundesregierung ein 
gewisses Maß an Zurückhaltung bei der SU und in Osteuropa bewirkt hat. Es 
ist offenbar gelungen, den Gedanken zu vermitteln, daß wir uns einerseits öffent-
lichem Druck nicht beugen, andererseits aber aus eigenem Interesse eine sehr 
abwägende Haltung gegenüber dem Projekt einnehmen.  
Wir werden nichtsdestoweniger in den nächsten Monaten, wenn in Ausführung 
des Kabinettsbeschlusses die deutsch-amerikanischen Verhandlungen geführt 
werden, weiterhin sowjetischem Druck ausgesetzt sein. Die Tatsache, daß Groß-
britannien und Italien ebenfalls Regierungsvereinbarungen schließen bzw. an-
streben, zwingt die Sowjetunion nicht zur Gleichbehandlung, wie die Entwick-
lung nach der INF-Stationierung zeigte. Deshalb sollten wir in der Bewertung 
sowjetischer Absichten und möglicher Konsequenzen weiterhin Vorsicht walten 
lassen, aber im übrigen an dem bisherigen Kurs gegenüber Moskau festhalten. 
Vor allem müssen wir den differenzierten Charakter des Kabinettsbeschlusses 
vom 18.12. bei dessen Implementierung unbedingt aufrechterhalten: Wir müs-
sen Versuche abwehren, die Bangemann-Reise11 als kaschierte SDI-Mission er-

 
11 Bundesminister Bangemann führte vom 13. bis 15. Januar 1986 in Washington Gespräche über 

die Verbesserung des wechselseitigen Technologietransfers und über Rahmenbedingungen für eine 
privatwirtschaftliche Beteiligung an der SDI-Forschung. Referat 431 vermerkte dazu am 20. Januar 
1986,  daß  die  amerikanische  Regierung  anfangs  nur  über  letzteres,  nicht  aber über einen allge- 
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scheinen zu lassen, und von vornherein auf eine gesonderte SDI-Vereinbarung 
hinsteuern. Außerdem sollten wir uns aktiv – und nach außen erkennbar – um 
die Konsultationen in WEU und NATO über die politischen und strategischen 
Aspekte von SDI bemühen.12 

Braunmühl 
Referat 213, Bd. 139307 
 

 
 

2 

Gespräch des Bundesministers Genscher  
mit dem französischen Außenminister Dumas in Paris 

202-321.00 FRA 7. Januar 19861 

Deutsch-französische Außenministerkonsultationen am 7.1.1986 in Paris 
Die o. a. Konsultationen, bei denen BM begleitet wurde von Botschafter Schoel-
ler, D 22, D 43, Leiter Planungsstab4, RL 2025, stellvertretender RL 0106 und 
stellvertretender RL 0137, hatten folgende Ergebnisse:  

 
Fortsetzung Fußnote von Seite 6 
 meinen Technologietransfer habe verhandeln wollen, um Verhandlungen mit anderen Staaten 

nicht zu präjudizieren. Bangemann sei es nach einem Gespräch mit dem amerikanischen Außen-
minister Shultz dennoch gelungen, einen Kompromiß auszuhandeln: „Beide Seiten einigten sich dar-
auf, Konsultationen zur Festlegung und Entwicklung weiterer Vereinbarungen und Felder der Zu-
sammenarbeit bei der Entwicklung fortgeschrittener Technologien und der wissenschaftlichen For-
schung aufzunehmen. Sie vereinbarten weiterhin die Einsetzung einer gemeinsamen Arbeitsgrup-
pe mit dem Auftrag, ein Abkommen, das die Beteiligung der deutschen Industrie, deutscher For-
schungsinstitute und anderer Einrichtungen am amerikanischen Forschungsprogramm über die stra-
tegische Verteidigung erleichtern soll, ad referendum vorzubereiten.“ Ende Januar bzw. Anfang 
Februar 1986 werde eine Delegation unter Leitung des Bundesministeriums für Wirtschaft nach 
Washington reisen, „um Einzelheiten der zu regelnden Materien zu erörtern“. Vgl. Referat 431, Bd. 
145619. 

12 Dieser Absatz wurde von Ministerialdirektor Edler von Braunmühl handschriftlich eingefügt.  
Dieser Absatz wurde von Bundesminister Genscher hervorgehoben. Dazu vermerkte er handschrift-
lich: „r[ichtig]“. Vgl. Anm. 1. 

 1 Ablichtung.  
Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Holthoff gefertigt und 
über Ministerialdirektor Edler von Braunmühl an das Ministerbüro geleitet „mit der Bitte, die Billi-
gung des Herrn BM einzuholen (D 4 hat mitgezeichnet).“  
Hat Ministerialdirigent Schlagintweit vorgelegen.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Richter vorgelegen.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Strenziok am 13. Januar 1986 vorgelegen. 

 2 Gerold Edler von Braunmühl. 
 3 Alois Jelonek. 
 4 Konrad Seitz. 
 5 Horst Holthoff. 
 6 Klaus-Peter Klaiber. 
 7 Reinhard Bettzuege. 
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I. Reaktivierung des Elysée-Vertrags8 
BM regte an, Zeichen für eine noch engere bilaterale Zusammenarbeit und Ab-
stimmung unserer Positionen zu setzen.9 Geeignet wäre eine Rückkehr zur vol-
len Anwendung des Vertrags über die deutsch-französische Zusammenarbeit 
vom 22. Januar 1963. Danach sollen die Außenminister, die für die Ausführung 
des Programms der deutsch-französischen Zusammenarbeit in seiner Gesamt-
heit Sorge zu tragen haben, sich alle drei Monate konsultieren. Auch sehe der 
Vertrag vor, daß die Leiter der Politischen, der Wirtschafts- und der Kulturab-
teilungen monatlich zu Konsultationen zusammenkommen. Ferner seien die 
Auslandsvertretungen zur engen Zusammenarbeit angehalten; die Missions-
chefs sollten sich mit ihren wichtigsten Mitarbeitern etwa viermal jährlich tref-
fen. Darüber hinaus schlage er ein Austauschprogramm für junge Angehörige 
der beiden auswärtigen Dienste vor.  
AM Dumas griff diesen Vorschlag auf. Es entspreche einer häufig geäußerten 
Feststellung des Präsidenten10, daß der Vertrag nicht veraltet, sondern nicht 
genügend genutzt sei.  
Vereinbart wurde, 
– dem Konsultationsrhythmus des Vertrags ab sofort zu entsprechen und 
– die Politischen Direktoren11 mit der Ausarbeitung von Vorschlägen für ein 

Austauschprogramm junger Diplomaten zu beauftragen.  
II. Sachfragen, die uns 1986 begleiten 
1) BM sprach die europäischen Foren Stockholm12, Bern13 und Überprüfungs-
konferenz Wien14 an, die Teil des KSZE-Prozesses seien. Dieser stehe für uns im-
 
 8 Für den Wortlaut des Vertrags vom 22. Januar 1963 zwischen der Bundesrepublik und Frankreich 

über die deutsch-französische Zusammenarbeit vgl. BUNDESGESETZBLATT 1963, Teil II, S. 706–710. 
 9 Am 2. Januar 1986 unterbreitete Ministerialdirigent Oesterhelt Bundesminister Genscher für das Ge-

spräch Vorschläge zur Intensivierung der deutsch-französischen Zusammenarbeit. In der französi-
schen Öffentlichkeit würden die bilateralen Beziehungen „nicht so sehr am positiven Bestand der 
erreichten Gemeinsamkeit“ gemessen, sondern „an ihren Defiziten, bezogen auf französische Er-
wartungen“: „Französischerseits glaube man zu registrieren, daß wir stärker als bisher unsere Po-
litik nach nationalen Interessen ausrichten und dabei oft als kleinlich empfundene fiskalische Be-
denken in den Vordergrund stellen, wenn es doch um zukunftsweisende Projekte gehen sollte.“ 
Vgl. Referat 203 (202), Bd. 140635.  

10 François Mitterrand. 
11 Leiter der Politischen Abteilung im französischen Außenministerium war Pierre Morel. 
12 In Stockholm tagte seit 17. Januar 1984 die KVAE. Die 8. Runde der Verhandlungen fand vom 5. No-

vember bis 20. Dezember 1985 statt. Am 13. Dezember 1985 einigten sich die Teilnehmerstaaten 
mit Blick auf den Beginn der Redaktionsarbeiten auf die Einsetzung von Koordinatoren aus der 
Gruppe der neutralen und nichtgebundenen Staaten für die fünf Arbeitsgruppen über den Gewalt-
verzicht (Österreich), Information, Verifikation und Kommunikation (Schweiz), Beschränkungsmaß-
nahmen und Jahreskalender (Schweiz), Notifizierung (Schweden) und Beobachtung (Finnland). Am 
15. Dezember 1985 unterbreiteten die neutralen und nichtgebundenen Staaten ein „Positionspapier“ 
(CSCE/SC.7). Schließlich legten die Delegationen am 19. Dezember 1985 einen Zeitplan für das 
folgende Jahr fest, der vier weitere Verhandlungsrunden vorsah. Ferner wurde vereinbart, die 
Konferenz am 19. September 1986 mit ihren Ergebnissen „in Erwartung weiterer Entscheidungen 
des Wiener Folgetreffens“ zu vertagen. Vgl. den Drahtbericht Nr. 361 des Botschafters Citron, 
Stockholm (KVAE-Delegation) vom 20. Dezember 1985; Referat 221, Bd. 130097. Vgl. dazu ferner 
AAPD 1985, II, Dok. 336. 

13 Zum KSZE-Expertentreffen über Menschliche Kontakte vom 15. April bis 26. Mai 1986 vgl. Dok. 
77 und Dok. 156. 

14 Die dritte KSZE-Folgekonferenz wurde am 4. November 1986 eröffnet. Zur ersten Verhandlungs-
runde bis 19. Dezember 1986 vgl. Dok. 374. 
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mer unter einem über die Sachfragen hinausgehenden Aspekt, nämlich der Ge-
fahr eines amerikanisch-sowjetischen Bilateralismus entgegenzuwirken. Durch 
diese Foren müßten die Europäer größeren Einfluß auf das West-Ost-Verhält-
nis nehmen. Unter diesem Gesichtspunkt wünschten wir eine noch engere Zu-
sammenarbeit mit Frankreich, auch im Hinblick auf die Formulierung der Hal-
tung der Gemeinschaft und – für Stockholm – der Allianz. Stockholm sei in eine 
Phase eingetreten, die europäische Impulse brauche. Er beabsichtige, in Stock-
holm unsere Haltung in einer Rede vorzustellen. BM rege an, daß AM Dumas 
ebenso verfahre und daß sie eventuell gemeinsam in Stockholm präsent seien. 
Dies setze voraus, daß die deutschen und französischen Positionen zur Deckung 
gebracht würden. 
AM Dumas erklärte, Frankreich habe Stockholm stets mit besonderem Interes-
se verfolgt (Einwurf BM: Stockholm gehe ja auf französische Initiative zurück15). 
Er halte eine Harmonisierung der beiderseitigen Standpunkte für möglich. Die 
Idee gemeinsamer Präsenz in Stockholm sage ihm sehr zu. 
Vereinbart wurde: 
– am 28.1. oder später gemeinsam in Stockholm aufzutreten16, 
– die Politischen Direktoren zu beauftragen, die Haltungen zu harmonisieren 

und für die Reden neue Elemente auszuarbeiten sowie 
– für Bern und Wien einen gemeinsamen Approach zu erarbeiten. 
2) EG – RGW17 
BM regte Meinungsaustausch hinsichtlich Aufnahme offizieller Beziehungen 
EG – RGW an. Es handele sich dabei um eine hoch politische Frage. Die kleinen 
Ostblockstaaten seien besorgt, daß ein Abkommen EG – RGW zu Lasten ihrer 
bilateralen und EG-Beziehungen gehen könnte (Disziplinierung). Wenn dage-
gen ein solches Abkommen eine Art Dach darstellen würde, könnte dies zu einem 
größeren Bewegungsspielraum führen.  
AM Dumas meinte, es sei schwierig, gegenwärtig zu einer Lösung zu kommen. 
Gleichzeitig anerkenne er die Notwendigkeit für eine Lösung. Man könne da-
her das Problem weder negativ noch distanziert angehen. 

 
15 Die französische Regierung gab am 25. Januar 1978 die Einzelheiten einer Abrüstungsinitiative 

bekannt, in deren Mittelpunkt der Vorschlag einer Abrüstungskonferenz der 35 KSZE-Teilnehmer-
staaten stand. Für den Wortlaut vgl. LA POLITIQUE ÉTRANGÈRE 1978, I, S. 36–38. Vgl. dazu ferner 
AAPD 1978, I, Dok. 27. 

16 Zum gemeinsamen Auftritt des Bundesministers Genscher und des französischen Außenministers 
Dumas bei der KVAE in Stockholm vgl. Dok. 16, Anm. 13. 

17 Die Ministerialdirigenten Oesterhelt und Trumpf führten am 27. Januar 1986 aus, daß die Bemühun-
gen um eine Normalisierung der Beziehungen zwischen den Europäischen Gemeinschaften und 
dem RGW auf das Jahr 1974 zurückgingen. 1981 seien die Gespräche jedoch ohne Ergebnis einge-
stellt worden, da die RGW-Mitgliedstaaten die Aufnahme einer Meistbegünstigungsklausel und 
die Errichtung einer von den EG-Mitgliedstaaten als „Überwachungsorgan der SU gegenüber den 
kleineren RGW-MS“ empfundenen Gemischten Kommission gefordert sowie eine Berlin-Klausel 
abgelehnt hätten: „Die jetzt laufenden Kontakte wurden durch den RGW-Gipfel vom Juni 1984 
eingeleitet, in dessen Abschlußerklärung die Bereitschaft zum Abschluß eines Abkommens zwi-
schen RGW und EWG erklärt wurde. Fast ein Jahr später, am 29.5.1985, erfolgte die Gor-
batschow-Initiative gegenüber Craxi. Es folgten die entsprechenden Schreiben des RGW-Sekretärs 
Sytschow an den EG-Ratspräsidenten, zuletzt vom 26.9.1985. In diesem Schreiben wird die Auf-
nahme offizieller Beziehungen im Wege einer Gemeinsamen Erklärung EG – RGW vorgeschlagen. 
Im weiteren Verlauf der Zusammenarbeit sollte die Möglichkeit geprüft werden, untereinander Ab-
kommen zu schließen.“ Vgl. Referat 411, Bd. 131207.  
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Vereinbart wurde, daß die Leiter der Politischen und der Wirtschaftsabteilun-
gen18 das Problem prüfen und dabei Kontakt zur Kommission halten. 
3) Ungarn – EG19 
BM bedauerte die Art und Weise, wie die EG-Kommission auf Ungarns Wunsch 
nach einem Vertrag mit der EG eingegangen sei. Sie habe kleinliche und unpo-
litische Argumente verwandt. Es wäre gut, wenn D und F – parallel zur Be-
handlung der Lage EG – RGW – durch grünes Licht für ein Abkommen signali-
sieren würden, daß wir Moskau nicht die Hand zu Disziplinierungsmaßnah-
men reichten.  
Vereinbart wurde, die Frage gemeinsam zu prüfen, um sie auf dem Gipfel20 zu 
behandeln.  
4) Polen – kirchliches Hilfsprogramm21 
AM Dumas berichtete, französische Regierung habe anläßlich des Jaruzelski-
Besuchs in Paris22 deutlich zum Ausdruck gebracht, daß von Polen symboli-
sche Akte erwartet würden, u. a. hinsichtlich des kirchlichen Hilfsprogramms. 
Diese Idee könne auch von anderen Staaten aufgegriffen werden. Paris würde 
es begrüßen, wenn dies im deutsch-französischen oder im Gemeinschaftskon-
text geschehe. 
BM verwies darauf, daß die Entscheidung, was akzeptabel sei, nicht in den We-
sten verlagert werden dürfe, sondern nur von der katholischen Kirche in Polen 
im Einvernehmen mit dem Staat getroffen werden könne. Das Projekt müsse 
den Vorstellungen der Kirche entsprechen und das Placet des Staates haben. 
Wir hätten uns immer geweigert, die Frage, wie die Stiftung aussehen soll, mit 
der Regierung zu diskutieren, um nicht gegen die Kirche ausgespielt zu werden 
 
18 Leiter der Wirtschaftsabteilung im französischen Außenministerium war Jean Vidal. 
19 Referat 411 vermerkte am 20. Januar 1986: „1982 hatte Ungarn sein Interesse an einem Handels-, 

Präferenz- oder Kooperationsabkommen mit der EG signalisiert. Erste Überlegungen zwischen 
den EG-Mitgliedstaaten mündeten dann in den Vorschlag für ein mögliches Handelsabkommen. In 
der Folgezeit ist es zu mehreren Sondierungsgesprächen zwischen der EGK und der ungarischen 
Regierung gekommen, in denen die ungarischen Wünsche hinsichtlich des Inhalts des Abkommens 
geklärt werden konnten.“ Allerdings sei eine von Ungarn angestrebte Aufhebung der bestehenden 
Kontingentierung unrealistisch, da die Folgen eines solchen Schrittes wegen seiner Präzedenzwir-
kung für andere RGW-Mitgliedstaaten nicht überschaubar seien. Schwierigkeiten werde es auch 
im Agrarbereich wegen der großen Überschüsse in den für Ungarn besonders wichtigen Bereichen 
Rindfleisch und Wein geben. Vgl. Referat 411, Bd. 131179. Vgl. dazu ferner AAPD 1983, I, Dok. 50. 

20 Zu den deutsch-französischen Konsultationen am 27./28. Februar 1986 in Paris vgl. Dok. 61. 
21 Die katholische Kirche in Polen initiierte im Sommer 1982 ein Programm zur Förderung des pri-

vaten Sektors der polnischen Landwirtschaft, das von den Kirchen und den Regierungen westli-
cher Staaten finanziert und von einer Stiftung polnischen Rechts getragen werden sollte. Im Juli 1983 
gab auch Ministerpräsident Jaruzelski seine Zustimmung zu dem Projekt. Vgl. dazu AAPD 1982, 
II, Dok. 287, und AAPD 1983, II, Dok. 197.  
Zum Stand der Vorbereitungen stellte Referat 416 am 20. Januar 1986 fest, daß die Stiftung ihre 
Tätigkeit noch nicht habe aufnehmen können: „In den Verhandlungen zwischen polnischer Regie-
rung und Kirche ist noch offen, welches Steuer- und Abgabenregime für die Stiftung gelten soll. […] 
Polnische Kirche hatte auf Abschluß der Verhandlungen noch vor den Seijm-Wahlen im Oktober 
gedrängt. Durch Hinhaltetaktik hat die polnische Regierung die Entscheidung hinausgezögert.“ Bis 
jetzt stünden bereits 18,28 Mio. Dollar zur Finanzierung der Pilotphase bereit, darunter 10 Mio. Dol-
lar der amerikanischen Regierung, 3,5 Mio. Dollar der Europäischen Gemeinschaften sowie 4,78 Mio. 
Dollar der katholischen Kirchen der Bundesrepublik, Frankreichs, Luxemburgs und der USA: „Diese 
Gelder würden zum großen Teil wegfallen, wenn die Pilotphase nicht noch in diesem Jahr be-
ginnt.“ Vgl. Referat 214, Bd. 139744. 

22 Staatsratsvorsitzender Jaruzelski hielt sich am 4. Dezember 1985 in Frankreich auf. 
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und deren Stellung zu schwächen. Wir sollten uns für eine Einigung zwischen 
Kirche und Staat einsetzen. Enttäuschend sei der geringe finanzielle Beitrag, 
den die EG zur Verfügung gestellt und damit den Projektgegnern zusätzliche 
Argumente geliefert habe. 
Es wurde vereinbart, die Leiter der Politischen und der Wirtschaftsabteilung mit 
der Prüfung zu beauftragen, wie das Projekt weiterverfolgt werden kann.  
5) EG-Fragen 
a) Binnenmarkt 
Vereinbart wurde, die Leiter der Wirtschaftsabteilungen sollen prüfen, wieweit 
und in welchem Schrittmaß beide Länder zur zügigen Verwirklichung der Maß-
nahmen zur Vollendung des Binnenmarkts23 beitragen können.  
b) GAP24 
BM und AM Dumas stimmten überein, daß bei der Reform der GAP auch die 
politische Komponente (AM) beteiligt sein müsse, um zu brauchbaren Lösun-
gen zu kommen. 
Vereinbart wurde eine enge Abstimmung zwischen den Leitern der Wirt-
schaftsabteilungen.  
c) Europäisches Gesellschaftsrecht25 
BM und AM Dumas stellten fest, daß deutsche und französische Industrie Kla-
 
23 Referat 416 vermerkte am 24. Januar 1986: „Auf dem Weg zur Vollendung des EG-Binnenmarktes 

konnten 1985 entscheidende Marksteine gesetzt werden. Das von der EG-Kommission dem Euro-
päischen Rat in Mailand vorgelegte Weißbuch enthält in 308 Einzelvorschlägen ein detailliertes 
und zeitlich gestaffeltes Programm zum Abbau der materiellen, technischen und Steuerschranken 
bis 1992. Ein weiterer Meilenstein auf dem Wege zur europäischen Integration konnte auf dem 
Europäischen Rat in Luxemburg durch die prinzipielle Einigung auf ein neues Beschlußverfahren 
gesetzt werden. Nach der Ratifizierung der Konferenzergebnisse wird es möglich sein, die überwiegen-
de Zahl der Richtlinienvorschläge mit qualifizierter Mehrheit zu beschließen. Des weiteren konnte 
durch die Einbeziehung der Steuerharmonisierung in das Zeitziel 1992 ein wesentliches Element zur 
Vollendung des Binnenmarktes in den gesamten Prozeß integriert werden.“ Vgl. Referat 416, Bd. 
131010. 

24 Am 23. Juli 1985 legte die EG-Kommission eine „Mitteilung über die Perspektiven für die Gemein-
same Agrarpolitik“ vor. Vgl. dazu BULLETIN DER EG 7-8/1985, S. 12–17.  
Hierzu führte sie in der Folgezeit Anhörungen der Gemeinschaftsorgane und beteiligter Gruppen 
durch, auf deren Grundlage sie am 18. Dezember 1985 weitere „Orientierungen“ unterbreitete, 
welche der EG-Rat auf der Ebene der Landwirtschaftsminister am 19./20. Dezember 1985 in Brüs-
sel beriet. Dabei bestand Einigkeit, „daß die Gemeinschaft eine Globalstrategie für die Entwick-
lung der Märkte und der Agrarstrukturen braucht, die es ermöglicht, über den Gemeinschafts-
haushalt auf den Agrarmärkten mit strukturellen Überschüssen ein Gleichgewicht wiederherzu-
stellen“. Vgl. BULLETIN DER EG 12/1985, S. 21. 

25 Am 25. Juli 1985 billigte der EG-Rat auf der Ebene der Wirtschaftsminister die Verordnung Nr. 2137 
über die Schaffung einer Europäischen Wirtschaftlichen Interessenvereinigung (EWIV) mit dem Ziel, 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit von Unternehmen und Angehörigen freier Berufe aus den 
EG-Mitgliedstaaten zu erleichtern. Für den Wortlaut vgl. AMTSBLATT DER EUROPÄISCHEN GEMEIN-
SCHAFTEN, Nr. L 199 vom 31. Juli 1985, S. 1–9.  
Referat 416 erläuterte dazu am 21. Januar 1986: „Mit der Schaffung dieses Instruments der Un-
ternehmenskooperation soll der Versuch gemacht werden, die Hindernisse zu überwinden, die sich 
bisher aus dem Fortbestehen unterschiedlicher Gegebenheiten des Gesellschafts-, Steuer-, Sozial- 
und Arbeits- sowie Wettbewerbsrechtes ergeben. […] Für jedes Mitglied bleibt das einzelstaatliche 
Steuerrecht ebenso maßgebend wie das einzelstaatliche Recht für die Rechts- und Handlungsfähig-
keit. Daneben aber wird den Mitgliedern weitgehende Freiheit bei der Gestaltung ihrer vertragli-
chen Beziehungen sowie der inneren Verfassung der Interessenvereinigung eingeräumt. Die volle Um-
setzung der Verordnung, die nur für Interessenvereinigungen mit weniger als 500 Arbeitnehmer gilt, 
ist erst ab 1.1.1989 vorgesehen.“ Vgl. Referat 416, Bd. 131029.  
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ge über mangelnden Fortschritt auf diesem Gebiet führe. Dadurch werde die 
grenzüberschreitende Industriekooperation behindert.  
Vereinbart wurde, mit Justizministern26 zu sprechen. 
d) Luxemburger Beschlüsse27 
BM erklärte sich zuversichtlich, was die Auflösung des dänischen Vorbehalts28 
angeht. Schwieriger sei der Vorbehalt Italiens, das sich von der Haltung des 
EP abhängig gemacht hat.29 
Vereinbart wurde, die für Europa zuständigen Staatsminister zu beauftragen, 
EP-Präsident Pflimlin und – wenn gewünscht – den EP-Fraktionen unsere 
Haltung in Straßburg zu erläutern.30  
6) EUREKA31 
a) Sekretariat 
AM Dumas berichtete, daß Straßburg als Sitz für das EUREKA-Sekretariat bei 

 
26 Hans A. Engelhard und Robert Badinter. 
27 Auf seiner Tagung am 2./3. Dezember 1985 in Luxemburg verständigte sich der Europäische Rat 

auf eine Reihe von Texten für eine Reform der Gemeinschaftsorgane (Einheitliche Europäische Akte): 
„Die Grundsatzvereinbarung […] betrifft insbesondere die häufigere Anwendung der Mehrheitsab-
stimmung bei der Verwirklichung eines einheitlichen großen Marktes in der Gemeinschaft bis En-
de 1992 sowie die Ausdehnung der Zuständigkeiten der Gemeinschaft auf neue Bereiche: Wäh-
rung, Forschung und Technologie, Umwelt, Stärkung der finanziellen Solidarität der Mitgliedstaa-
ten, Erweiterung der Befugnisse des Europäischen Parlaments und Rechtsrahmen für die Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der Außenpolitik.“ Vgl. BULLETIN DER EG 11/1985, S. 7.  
Die Texte wurden auf der Regierungskonferenz der Außenminister der EG-Mitgliedstaaten am 
16./17. Dezember 1985 in Brüssel abschließend behandelt. Die luxemburgische Ratspräsident-
schaft gab anschließend bekannt, daß sie „unverzüglich“ den Mitgliedstaaten übermittelt so- 
wie „rechtlich und sprachlich […] in Vertragsform“ gebracht würden. Vgl. EUROPA-ARCHIV 1986,  
D 161. 

28 In Dänemark äußerten insbesondere die Sozialdemokratische Partei (SPDK) und die Gewerkschaf-
ten Bedenken gegen die im Rahmen der Einheitlichen Europäischen Akte vereinbarte Erweiterung 
der Befugnisse des Europäischen Parlaments sowie gegen Maßnahmen in den Bereichen Arbeits- 
und Umweltschutz. Botschafter Jestaedt, Kopenhagen, meldete am 15. Januar 1986, daß Mini-
sterpräsident Schlüter eine Volksabstimmung für den Fall angekündigt habe, daß die Akte am 21. 
Januar 1986 im dänischen Parlament abgelehnt werde. Vgl. den Drahtbericht Nr. 20; Referat 410, 
Bd. 130395.  
Am 21. Januar 1986 billigte das dänische Parlament einen Antrag der SPDK, mit dem die Regierung 
aufgefordert wurde, „das erreichte Verhandlungsergebnis abzulehnen“ und statt dessen „weiterzuver-
handeln, um ein für das Folketing befriedigendes Ergebnis zu erzielen“. Vgl. den Drahtbericht Nr. 33 
von Jestaedt vom 21. Januar 1986; Referat 410, Bd. 130395. 

29 Botschafter Lahn, Rom, informierte am 23. Januar 1986, daß der italienische Außenminister 
Andreotti gegenüber dem dänischen Außenminister Ellemann-Jensen am Vortag ausgeführt habe, 
das italienische Parlament werde nicht mehr vor der nächsten EG-Ministerratstagung am 27. Januar 
1986 in Brüssel über die Texte der Einheitlichen Europäischen Akte beraten: „I habe schon in Lu-
xemburg den Vorbehalt gemacht, den Beschluß des EP zum Reformpaket abwarten zu wollen. Nun 
habe sich Straßburger Parlament nach zunächst ablehnender Haltung doch zu einem ‚gequälten 
Ja‘ (un si sofferte, a suffered yes) durchgerungen, was schließlich auch eine Form der Zustimmung 
sei.“ Er sei deshalb zuversichtlich, daß am Ende auch das italienische Parlament der Regierung 
„grünes Licht“ für eine Unterzeichnung geben werde. Vgl. den Drahtbericht Nr. 87; Referat 410, 
Bd. 130395. 

30 Staatsminister Stavenhagen und die Staatsministerin im französischen Außenministerium, Lalu-
mière, führten am 9. Januar 1986 in Straßburg ein Gespräch mit dem Präsidenten des Europäi-
schen Parlaments, Pflimlin. Für die Gesprächsaufzeichnung vgl. Referat 410, Bd. 130395. 

31 In einem am 15. April 1985 vom französischen Botschafter Morizet übergebenen Schreiben an 
Bundesminister Genscher schlug der französische Außenminister Dumas vor, eine „Koordinie-
rungsstelle  für  die  europäische  Forschung einzurichten (auf Englisch: European Research Coordi- 
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den Beteiligten auf Schwierigkeiten stoße, und fragte, wie Bundesregierung sich 
verhalten würde, wenn F Paris vorschlage.32 
BM erwiderte, solange F Straßburg vorschlage, unterstützten wir diese Kandi-
datur. So sehr wir für eine Beteiligung von Nicht-EG-Mitgliedstaaten seien, so 
sehr seien wir für den Sitz des Sekretariats in einem Mitgliedstaat. Bei uns ge-
be es auch Interessenten für das Sekretariat (Saarbrücken). 
Vereinbart wurde, an Straßburg festzuhalten. BM bat um Unterrichtung für 
den Fall, daß Paris neue Überlegungen anstelle, um Thema mit BK zu bespre-
chen. 
b) Projekte 
AM Dumas bedauerte, daß bisher nur zwei deutsch-französische Projekte exi-
stierten.33 Für den Erfolg von EUREKA wäre es besser, wenn es mehr wären. 
Dem stünden Divergenzen der Analyse entgegen: Während F für marktnahe 
Projekte sei, bevorzugte BMFT offenbar marktferne Projekte.  
BM sagte zu, sich um Angelegenheit zu kümmern. 
7) Nahost-Terrorismus  
a) Nach Gedankenaustausch über jüngste Terroranschläge in Rom und Wien34 
und die zu erwartenden US-Vorschläge zu Sanktionen gegenüber Libyen35 wur-
de vereinbart, diesbezüglich in Kontakt zu bleiben. 

 
Fortsetzung Fußnote von Seite 12 
 nation Agency, ,EURECA‘)“. Vgl. Referat 010, Bd. 178936. Vgl. dazu ferner AAPD 1985, II, Dok. 

189.  
Am 6. November 1985 verabschiedeten die EG-Mitgliedstaaten sowie Vertreter weiterer acht Staa-
ten und der EG-Kommission auf einer Ministerkonferenz in Hannover eine Grundsatzerklärung. 
Ziel von EUREKA sollte es demnach sein, „durch verstärkte Zusammenarbeit von Unternehmen und 
Forschungsinstituten auf dem Gebiet der Hochtechnologien die Produktivität und Wettbewerbstä-
tigkeit der Industrien und Volkswirtschaften Europas auf dem Weltmarkt zu steigern“. Für den 
Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1986, D 39–44. Vgl. dazu auch BULLETIN DER EG 11/1985, S. 86 f.  

32 Ministerialdirektor Jelonek vermerkte am 20. Februar 1986, daß die Hohen Repräsentanten der 
EUREKA-Teilnehmerstaaten noch keine Einigung in der Frage des Sitzes eines Sekretariats erzielt 
hätten: „Nach wie vor stehen Straßburg, für das lediglich F und D eintreten, und Brüssel, das von der 
Mehrheit der Teilnehmerstaaten akzeptiert werden könnte, zur Diskussion. Keine Erfolgs-
aussichten haben die Kandidatur von Saarbrücken und Aachen.“ Vgl. Referat 203 (202), Bd. 151118. 

33 Die EUREKA-Ministerkonferenz am 5./6. November 1985 in Hannover billigte zunächst zehn Pro-
jekte, darunter vier mit Beteiligung der Bundesrepublik. Ein deutsch-französisches Projekt wid-
mete sich der Herstellung amorphen Siliziums zur Anwendung in der Fotovoltaik und der Elek-
tronik; weitere Gemeinschaftsprojekte beschäftigten sich mit der Entwicklung eines „EURO-
Lasers“ (Bundesrepublik, Frankreich, Großbritannien, Italien), sowie – unter Mitwirkung der 
Bundesrepublik, Frankreichs, Finnlands, der Niederlande, Norwegens, Österreichs und der EG-
Kommission – von Geräten zur Messung der Luftschadstoffausbreitung („EUROTRAC“). Vgl. die 
Aufzeichnung des Legationsrats Stechel vom 15. Januar 1986; Referat 203 (202), Bd. 151118. 

34 Am 27. Dezember 1985 verübten Terroristen Anschläge auf die Abfertigungsschalter der israelischen 
Fluggesellschaft El Al sowie der amerikanischen Fluggesellschaft TWA in den Flughäfen von Rom 
(Leonardo da Vinci) und Wien (Schwechat), bei denen 16 Personen ums Leben kamen. Vgl. den Ar-
tikel „Terror auf den Flughäfen in Rom und Wien“; NEUE ZÜRCHER ZEITUNG, Fernausgabe vom 
29./30. Dezember 1985, S. 1.  
Referat 311 vermerkte dazu am 7. Januar 1986: „Über Hintergründe und Verantwortliche für die 
Terroranschläge liegen der Bundesregierung noch keine gesicherten Erkenntnisse vor. Verdachts-
momente verweisen auf radikale Palästinensergruppen (Abu Nidal) und deren Unterstützung durch 
Libyen. Sie reichen jedoch, auch nach Auffassung unserer europäischen Verbündeten, nicht als Be-
weis für eine Mittäterschaft Libyens aus. Vorwürfe könnten auch an die Adresse anderer Staaten 
(Syrien) gerichtet werden.“ Vgl. Referat 311, Bd. 137904. 

35 Zu den amerikanischen Sanktionen gegen Libyen vgl. Dok. 7, Anm. 4. 
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b) BM bedauerte, daß Europa in Nahost zu inaktiv sei. Die Anstrengungen 
Husseins und Mubaraks36 bleiben ohne Resonanz. Gemeinschaft sollte diese Re-
gierungen unterstützen. 
Vereinbart wurde, in der EPZ zu prüfen, in welcher Weise dies geschehen könne.  
8) Luftfahrt-Programm37 
Botschafter Arnaud gab einen Überblick über das Ergebnis seiner Informati-
onsreise und stellte fest, daß der französische Vorschlag überwiegend positiv auf-
genommen wurde. Nur das deutsche und britische Verteidigungsministerium 
hätten zurückhaltend reagiert.38 Wie bei EUREKA sei Einflußnahme der Au-
ßenminister – ohne den Verteidigungsministerien die Kompetenz zu bestreiten – 
erforderlich, um dem Projekt zum Erfolg zu verhelfen.  
BM sagte zu, Angelegenheit mit BK aufzunehmen. 
9) Hochgeschwindigkeitsbahnen39 
D 4 berichtete über den Stand des Projekts. 

 
36 Zu den Bemühungen des Königs Hussein und des Präsidenten Mubarak um eine Friedenskonferenz 

für den Nahen Osten vgl. Dok. 37. 
37 Die Bundesrepublik, Frankreich, Großbritannien, Italien und Spanien unterzeichneten am 11. 

Oktober 1984 ein Planungsdokument über den Bau eines europäischen Kampflugzeugs („Jäger 90“). 
Die weiteren Arbeiten verzögerten sich jedoch wegen abweichender Vorstellungen Frankreichs 
hinsichtlich der technischen und organisatorischen Ausführung. Vgl. dazu AAPD 1985, II, Dok. 
198.  
Auf ihrer Sitzung in Turin am 1. August 1985 verständigten sich allerdings nur die Rüstungsdi-
rektoren der Bundesrepublik, Großbritanniens und Italiens auf die technischen Eckdaten des 
Flugzeugs. Mit Schreiben vom 20. August 1985 teilte Parlamentarischer Staatssekretär Würzbach, 
Bundesministerium der Verteidigung, Bundeskanzler Kohl mit, daß Frankreich und Spanien Vorbe-
halte erhoben und eine Entscheidung bis zum 15. August 1985 angekündigt hätten. Vgl. dazu Referat 
201, Bd. 130022.  
Referat 209 vermerkte am 16. September 1985, daß Ministerpräsident González am 30. August 
1985 bekanntgegeben habe, Spanien habe „sich nun doch für eine Beteiligung entschieden“. Dadurch 
ergebe sich ein Beteiligungsschlüssel von 33 % für die Bundesrepublik und Großbritannien, 21 % 
für Italien und 13 % für Spanien. Vgl. Referat 201, Bd. 130022. 

38 Im Anschluß an den Rückzug aus dem Projekt zum Bau des Kampfflugzeugs „Jäger 90“ unterbrei-
tete Frankreich einen Vorschlag zur Koordinierung der Bedarfsplanung beim Militärflugzeugbau 
in Europa. Auf der WEU-Ministerratstagung am 14. November 1985 in Rom kündigte Frankreich 
an, daß eine Delegation zur Erläuterung des Vorschlags in die Hauptstädte reisen werde. Bei Gesprä-
chen in Bonn am 25. November 1985, denen weitere in Madrid, Den Haag, London und Rom folg-
ten, präzisierte der französische Sonderbotschafter Arnaud die französischen Vorstellungen dahin-
gehend, daß das Projekt durch eine Ministerkonferenz der Independent European Programme Group 
(IEPG) unter Teilnahme auch der Außenminister eröffnet werden solle, um ein Mandat zu erteilen 
und „den erforderlichen politischen Druck zu erzeugen“. Anschließend sollten die Rüstungsdirekto-
ren dieses Mandat umsetzen. Ministerialdirigent von Ploetz vermerkte dazu am 26. November 1985: 
„Im AA wurde die Prüfung des Vorschlags einer Ministerkonferenz zugesagt. Zur Sache stünden deut-
scherseits auf absehbare Zeit nur das Marinepatrouilleflugzeug und Hubschrauber zur Verfügung 
für eine Koordinierung. Im BMVg wurde dagegen von einer Konferenz abgeraten, da sie einen poli-
tischen Erwartungsdruck erzeuge, der in der Praxis nicht zu befriedigen sei. Das BMVg lehnte die 
Einbeziehung der Außenministerien ab.“ Vgl. Referat 201, Bd. 143331. Vgl. dazu ferner AAPD 
1985, II, Dok. 305. 

39 Referat 423 notierte am 13. Januar 1986, daß Frankreich bereits Mitte der siebziger Jahre mit 
dem Bau einer Hochgeschwindigkeitsstrecke zwischen Paris und Lyon begonnen habe, die seit 
1981 mit dem auf konventioneller Technik beruhenden TGV befahren werde. Auch in der Bundes-
republik werde an einem hochgeschwindigkeitsfähigen Schienennetz gearbeitet, allerdings für den 
zahlreiche neue Technologien einsetzenden ICE, dessen Prototyp im November 1985 vorgestellt wor-
den  sei: „Die Industrien verstehen sich bisher bei der Entwicklung des Hochgeschwindigkeitszuges  
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AM Dumas bedauerte langsamen Fortgang der Studien und der Industrie- 
kooperation.40 
BM erbot sich, der Frage nachzugehen.41  
10) Friedrich-Ebert-Gymnasium42 
BM berichtete, er habe mit Botschafter Morizet eine „Schlacht“ zur Erhaltung 
des deutsch-französischen Gymnasiums in Bonn eingeleitet.  
Er werde MP Rau telefonisch bitten, das deutsch-französische Verhältnis aus 
Wahlkampf und Parteienstreit herauszuhalten und den zuständigen Regierungs-
präsidenten entsprechende Anweisungen zu geben.  
11) Kulturgipfel43 
BM erklärte, er sei über vorgesehene Terminplanungen für den Kulturgipfel 
nicht glücklich. Er erkenne keinen Grund, ihn auf 1987 zu verschieben, statt ihn 
im Herbst d. J. stattfinden zu lassen. 1986 werde ein Jahr zur Stärkung des 
europäischen Bewußtseins, in dem uns derartige Impulse gut anstünden.  
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 grundsätzlich als Konkurrenten. […] Eine gewisse Wende in der Zusammenarbeit hat es erst ge-

geben, als auf dem D-F-Gipfel 1983 die Regierungschefs initiativ den politischen Anstoß zu einer 
Inangriffnahme von Studien zur Schnellbahnverbindung Paris–Brüssel–Köln gaben (später auf 
Wunsch NLs Amsterdam einbezogen). […] Ende 1985 haben erste konkrete Kooperationsgespräche 
der Industrien über zukünftige gemeinsame Entwicklungen auf diesem Gebiet stattgefunden, de-
ren Fortführung vorgesehen ist.“ Vgl. Referat 423, Bd. 159935. Vgl. dazu ferner AAPD 1983, I, 
Dok. 71. 

40 Ministerialdirektor Jelonek vermerkte am 4. Februar 1986, daß der Abschlußbericht der Arbeits-
gruppe über eine Schnellbahnverbindung Paris – Brüssel – Köln/Amsterdam wegen der schwierigen 
grenzüberschreitenden Datenerhebung erst im Sommer 1986 vorliegen werde: „Im Rahmen der 
Vorarbeiten für die Schnellbahnverbindung […] hat – nach verschiedenen Vorgesprächen – am 
28.1.1986 ein erstes gemeinsames Gespräch zwischen Regierungen, Bahnverwaltungen und Indu-
strien aller beteiligten Länder (D, B, F, NL, Beobachter: LUX) stattgefunden. Auf der Grundlage des 
inzwischen erstellten gemeinsamen Lastenheftes (Beschreibung der technischen Anforderungen) 
der beteiligten Bahnen werden jetzt die Industrien die Möglichkeit zur Kooperation prüfen.“ Für 
„langfristige Dispositionen auf Seiten der Wirtschaft“ sei aber eine „politische Entscheidung über 
den Bau der Schnellbahnstrecke“ unabdingbar. Vgl. dazu Referat 423, Bd. 159935. 

41 Mit Schreiben vom 18. Februar 1986 an Bundesminister Dollinger machte Bundesminister Genscher 
auf den „ganz erheblichen Stellenwert“ des Projekts einer Hochgeschwindigkeitsbahn für die deutsch-
französischen Beziehungen aufmerksam: „Darüber hinaus besitzt das Vorhaben eine europapoliti-
sche Dimension. Ein europäisches Schnellbahnnetz, für das die Schnellbahnverbindung Paris – Brüs-
sel – Köln/Amsterdam die Keimzelle darstellen könnte, würde Europa in augenfälliger Weise enger 
zusammenrücken lassen. Das gilt um so mehr, als durch den jetzt von Frankreich und Großbritan-
nien beschlossenen Bau eines Ärmelkanaltunnels auch die britischen Inseln in ein solches Netz 
einbezogen werden könnten.“ Genscher bat Dollinger, diese Aspekte „bei der abschließenden Mei-
nungsbildung über das Projekt“ zu berücksichtigen. Vgl. Referat 423, Bd. 159935. 

42 Bundesminister Genscher setzte sich gemeinsam mit anderen Persönlichkeiten für den Erhalt des 
zweisprachigen Friedrich-Ebert-Gymnasiums in Bonn ein, dessen Abitur auch zum Studium an 
einer französischen Universität berechtigte. Die Schule sollte nach Plänen der Stadt in eine Ge-
samtschule umgewandelt werden. Vgl. dazu den Artikel „Wie das Gesetz es befiehlt“; DIE ZEIT, Nr. 
52 vom 20. Dezember 1985, S. 36. 

43 Der französische Kulturminister Jack Lang schlug bei den deutsch-französischen Konsultationen 
am 29./30. Oktober 1984 in Bad Kreuznach ein Gipfeltreffen beider Länder über kulturelle Fragen 
vor. Vgl. dazu AAPD 1984, II, Dok. 294.   
Bei den deutsch-französischen Konsultationen am 28. Februar 1985 in Paris „wurde auf Vorschlag 
von AM Dumas vereinbart, daß einer der nächsten Gipfel einen kulturellen Schwerpunkt haben 
solle (also kein besonderer Kulturgipfel)“. Vgl. die Aufzeichnung des Ministerialdirektors Witte vom 
14. Januar 1986; Referat 202, Bd. 151093. 
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Es wurde vereinbart, an dem ursprünglichen Termin (2. Gipfel 198644) festzu-
halten.  

Unterabteilung 31, Bd. 141117 

 
 
 

3 

Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Oesterhelt  

213-260.00-12/86 geheim  8. Januar 1986  

Über Herrn D 21 Herrn Staatssekretär2 zur Unterrichtung 

Betr.: Fall Semljakow und andere/heutige Besprechung bei StS Rehlinger 

Anlg.: 13 

StS Rehlinger hat gestern RA Vogel in Berlin getroffen und über dieses Treffen 
den anliegenden Vermerk gefertigt. Wie sich aus dem Vermerk und den beglei-
tenden Ausführungen von StS Rehlinger ergibt, ist erneut beabsichtigt, einen 
großen Austausch zustande zu bringen, wobei die DDR die Rolle des Vermitt-
lers übernehmen will. Auslösendes Moment und Kernpunkt des Austausches 
dürfte sein, daß die SU Schtscharanskij4 ausdrücklich zur Disposition stellt. 
Relativ hoch auf der Wunschliste der SU, wenn nicht an erster Stelle, steht 
laut StS Rehlinger Semljakow.  
In dieser Lage kam es darauf an, ein Angebot zu formulieren, das StS Rehlinger 
(nach einem folgenden heutigen Kontakt mit Botschafter Burt) morgen RA Vo-

 
44 Zu den deutsch-französischen Konsultationen am 27./28. Oktober 1986 in Frankfurt am Main vgl. 

Dok. 312 und Dok. 315. 

 1 Hat Ministerialdirektor Edler von Braunmühl am 8. Januar 1986 vorgelegen. 
 2 Hat Staatssekretär Ruhfus am 8. Januar 1986 vorgelegen, der die Weiterleitung an Bundesmini-

ster Genscher verfügte.  
Hat Genscher am 9. Januar 1986 vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „1) Javorsky sehr un-
terstützen. 2) Der in Bezug genommene Vorgang betr. Karin Schumann fehlt. Ich halte das stän-
dige Nachgeben in dieser Frage für unvertretbar. 3) WV mit Vermerk (s. Ziffer 2) am 9.1.“  
Hat Vortragendem Legationsrat Jansen am 13. Januar 1986 vorgelegen, der zu Ziffer 2) des Ver-
merks von Genscher handschriftlich vermerkte: „Erl[edigt].“ Ferner verfügte er die Weiterleitung 
über das Büro Staatssekretäre an Ministerialdirigent Oesterhelt.  
Hat Staatssekretär Meyer-Landrut vorgelegen.  
Hat Oesterhelt am 14. Januar 1986 erneut vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „RL 213 und 
RL 210 haben Kenntnis genommen.“  

 3 Dem Vorgang beigefügt. Für die Aufzeichnung des Staatssekretärs Rehlinger, Bundesministerium 
für innerdeutsche Beziehungen, vgl. VS-Bd. 13441 (213).  

 4 Am 14. Juli 1978 wurde der sowjetische Bürgerrechtler Schtscharanskij wegen Landesverrats und 
Spionage sowie antisowjetischer Agitation und Propaganda zu drei Jahren Gefängnis und zehn 
Jahren Arbeitslager verurteilt. Vgl. dazu den Artikel „13 Jahre Zwangsarbeit für Schtscharanski“; 
DIE WELT vom 15./16. Juli 1978, S. 1.  
Zu amerikanischen Bemühungen, eine Freilassung von Schtscharanskij während des KSZE-Folge-
treffens 1983 in Madrid zu erwirken, vgl. AAPD 1983, I, Dok. 55, sowie AAPD 1983, II, Dok. 196 
und Dok. 206. 
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gel übergeben wird und das folgenden für uns wesentlichen Gesichtspunkten 
Rechnung trägt: 
– Von dem Prinzip Agent gegen Agent darf nicht abgewichen werden. 
– Unsere Kaufleute5 müssen von dem Austausch profitieren. 
– Um nicht weitere Pressionsversuche zu ermuntern, dürfen die Fälle der Kauf-

leute nur am Rande mitgelöst werden.  
– Neben Schtscharanskij sollten echte Agenten einbezogen werden. 
– Um den Austausch möglichst bald zu bewerkstelligen (auch angesichts zu er-

wartenden amerikanischen Drucks) sollte nach Möglichkeit die Zahl der 
Länder begrenzt bleiben, die zu beteiligen wären.  

– Menschlich besonders gravierende Fälle sollten Vorrang genießen. 
Für das Auswärtige Amt habe ich stark auf Beachtung der ersten vier Grund-
sätze gedrängt. 
Das in Aussicht genommene „Paket“-Angebot sieht nunmehr wie folgt aus: 
Wir bieten6: 
Semljakow bei uns 
Kaczmarek bei uns 
Scharfenorth bei uns 
Ehepaar Köcher in den USA. 

Wir fordern dafür7: 
Schtscharanskij in der SU 
Niestroj in der DDR 
Bieger in der DDR 
Frohn in der DDR 
Javorsky in der ČSSR. 

 
 5 Vortragender Legationsrat I. Klasse Heyken notierte am 7. Januar 1986, daß sich derzeit drei Ge-

schäftsleute aus der Bundesrepublik in der UdSSR in Haft befänden: „Frau Schanzenbach ist am 
30.10.85 wegen fortgesetzter Bestechung zu sieben Jahren Strafhaft verurteilt worden. Das Urteil 
wurde bereits in zweiter Instanz bestätigt. Frau Sch. befindet sich in desolatem Gesundheitszu-
stand, sowohl psychisch als auch physisch. Ihr Kollege P. Arsene befindet sich bereits fast neun 
Monate in Untersuchungshaft. Auch seine Lage wird zunehmend schwieriger. Am 20.12. wurde 
der Mitarbeiter des Moskauer Siemens-Büros, Luetke, verhaftet. Auch ihm wird Bestechung vorge-
worfen. […] Alle Anzeichen deuten darauf hin, daß die Verhaftungen bzw. die Verurteilung von 
Frau Sch. Repressalien der sowjetischen Seite sind, um den hier einsitzenden, wegen Spionage zu 
drei Jahren Haft verurteilten Sowjetbürger Semljakow freizubekommen.“ Bisherige Austausch-
bemühungen der Bundesregierung „auf der Linie Agenten gegen Agenten plus humanitärer Geste 
in Form der Freilassung der in Moskau festgehaltenen Kaufleute“ seien jedoch erfolglos geblieben. 
Vgl. VS-Bd. 13441 (213); B 150, Aktenkopien 1986. Vgl. dazu ferner AAPD 1985, II, Dok. 352. 

 6 Zu den folgenden Personen wurde in der Presse berichtet, außer dem Mitarbeiter des sowjetischen 
Geheimdienstes KGB Semljakow handele es sich um „Detlef Scharfenorth (DDR-Ministerium für 
Staatssicherheit), Jerzy Kaczmarek (polnischer Nachrichtendienst) und das Ehepaar Köcher (tsche-
chischer Geheimdienst)“. Vgl. den Artikel „Eine erfolgreiche, komplizierte Operation“; DER SPIEGEL, 
Nr. 8 vom 17. Februar 1986, S. 118. 

 7 Zu den folgenden Personen wurde in der Presse berichtet: „Niestroj und Frohn waren in der DDR 
Anfang der achtziger Jahre wegen Zusammenarbeit mit westlichen Geheimdiensten zu lebenslan-
gen Haftstrafen verurteilt worden. Javorsky war in Prag wegen Fluchthilfe zu einer Freiheitsstra-
fe von dreizehn Jahren verurteilt worden.“ Vgl. den Artikel „Agenten-Austausch auf der Brücke in 
40 Minuten“; FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEITUNG vom 12. Februar 1986, S. 1. 
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Wir fordern ferner, daß am Rande dieses Austauschs die Fälle Schanzenbach, 
Arsene und Luetke zufriedenstellend gelöst werden. 
Dieses Angebot ist in der Sicht des Koordinierungskreises ausgewogen. StS Reh-
linger meinte, daß dies ein Angebot sei, das nach seinem Überblick von der an-
deren Seite durchaus ernsthaft erwogen werde und nicht als eine Art maxima-
listisches Eröffnungsgambit empfunden würde.  
Zu Einzelheiten des Angebots stichwortartig: 
Nach dem Eindruck von StS Rehlinger, gegen den sich Widerspruch nicht erhob, 
muß gegenwärtig auf Karin Schumann8 verzichtet werden (s. auch Vermerk); 
stattdessen wird Niestroj gefordert. BMJ war wegen der Grünen stark an Ja-
vorsky interessiert und plädierte auch aus diesem Grunde für Einbeziehung 
des tschechischen Ehepaares Köcher (USA). Frohn ist ein Deutscher, der für ei-
nen fremden Dienst gearbeitet hat und zu lebenslänglicher Haft verurteilt 
wurde. Es kümmert sich niemand um ihn. Das Ehepaar Gerhardt9 (in Südafri-
ka) wurde aus verschiedenen Erwägungen vorerst nicht einbezogen. Sowohl BMI 
und BK (für die Dienste) als auch ich für das Auswärtige Amt hatten Zweifel, 
ob wir in der gegenwärtigen Lage den Austausch komplizieren sollten, zumal 
überzeugende Argumente gegenüber den Südafrikanern offensichtlich nicht zu 
Gebote stehen. Was Javorsky anbelangt, so erscheint dieser zwar nun nicht 
mehr als „Beipack“, da die ČSSR den Fall hartnäckig als Spionagefall behan-
delt. Es stand aber jedermann vor Augen, daß verschiedene Anzeichen für bal-
dige Bewegung in diesem Fall sprechen, so daß durch die Aufnahme in das Aus-
tauschangebot vor allem ein Beschleunigungseffekt bewirkt werden soll.  
StS Rehlinger bat um übergabefähige Notizen mit den persönlichen Daten von 
Frau Schanzenbach, Herrn Arsene und Herrn Luetke, die ihm im Laufe des Ta-
ges zugestellt werden. StS Rehlinger wird den Kreis erneut einberufen, sobald 
er mit Vogel gesprochen haben wird.  
Sie werden über den weiteren Fortgang auf dem laufenden gehalten.10  

Oesterhelt 

VS-Bd. 13441 (213) 

 
 8 1979 wurde Karin Schumann in der DDR wegen Spionage zu 15 Jahren Haft verurteilt. Die Bun-

desrepublik bemühte sich bereits 1983, Schumann für die Freilassung des Mitarbeiters der sowje-
tischen Handelsvertretung, Bataschow, freizubekommen. Vgl. dazu AAPD 1983, I, Dok. 141. 

 9 Der südafrikanische Marineoffizier Dieter Gerhardt wurde im Januar 1983 in New York unter 
dem Verdacht der Spionage für die UdSSR verhaftet und nach Südafrika ausgeliefert. Am 31. De-
zember 1983 verurteilte ein Gericht in Kapstadt Gerhardt zu lebenslanger Haft. Seine Frau Ruth 
erhielt wegen nachrichtendienstlicher Tätigkeit für die UdSSR eine Haftstrafe von zehn Jahren. 
Vgl. dazu den Artikel „2 Spies Jailed in South Africa“; THE NEW YORK TIMES vom 1. Januar 1984, 
S. 10. 

10 Ministerialdirigent Oesterhelt vermerkte am 17. Januar 1986, daß Rechtsanwalt Vogel am Vortag 
das Angebot des Staatssekretärs Rehlinger, Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen, mit 
dem Wunsch beantwortet habe, je eine weitere unter Spionageverdacht stehende Person in den Aus-
tausch einzubeziehen. Der Koordinierungskreis sei sich einig gewesen, daß das Interesse der DDR 
an einem Austausch genutzt werden sollte, „um in Sachen Karin Schumann einen Schritt voran-
zukommen“. Es sei vereinbart worden, „daß StS Rehlinger morgen ein Gegenangebot vorlegt, das 
im Grundsatz auf den Erweiterungswunsch der DDR eingeht, zugleich aber eine verbindliche Zu-
sicherung verlangt, daß ein weiterer Austausch vor dem 1.4. (Verhandlungsmarge: bis 1.9.) statt-
findet,  bei  dem  Karin  Schumann gegen den von der DDR dringend gewünschten Lothar Lutze ausge- 
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Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von Braunmühl 

213-320.10 E/S-21/86 geheim 9. Januar 19861 
320-320.15 SUA/ANC-21/86 geheim 

Über Herrn Staatssekretär2 Herrn Bundesminister3 mit der Bitte um Entschei-
dung 

Betr.: Austausch Sacharow – Mandela4 

Bezug: Weisung auf Schreiben von StS Rehlinger vom 8.1.19865 

Anlg.: 26 

 
Fortsetzung Fußnote von Seite 18 
 tauscht wird, der bereits zehn Jahre einsitzt (Strafende 1988).“ Vgl. VS-Bd. 13441 (213); B 150, Ak-

tenkopien 1986.  
Am 20. Januar 1986 teilte Oesterhelt ergänzend mit, daß Vogel den Erweiterungsvorschlag von 
Rehlinger abgelehnt habe: „Die DDR könne gegenwärtig keine derartige Zusicherung in verbindli-
cher Form geben. […] Vogel habe jedoch hinzugefügt: ‚Aber ich sehe Land‘.“ Oesterhelt fuhr fort: „Das 
Bundeskanzleramt ist sehr daran interessiert, daß der Austausch baldmöglichst zustande kommt. 
Man fühlt sich dort den USA gegenüber im Wort. BM Schäuble hat sich eingeschaltet. In dieser 
Lage ist zu empfehlen, es bei der begrüßenswerten bloßen Inaussichtstellung betreffend Karin 
Schumann zu belassen und auf eine weitere Konkretisierung nicht zu drängen, damit der Austausch 
nunmehr vonstatten gehen kann.“ Vgl. VS-Bd. 13441 (213); B 150, Aktenkopien 1986. 

 1 Die Aufzeichnung wurde von den Vortragenden Legationsräten I. Klasse Heyken und Gerz konzi-
piert. 

 2 Hat Staatssekretär Ruhfus am 10. Januar 1986 vorgelegen. 
 3 Hat Bundesminister Genscher am 12. Januar 1986 vorgelegen.  

Hat Oberamtsrat Kusnezow am 13. Januar 1986 vorgelegen, der den Rücklauf über das Büro Staats-
sekretäre an Ministerialdirektor Edler von Braunmühl, Ministerialdirigent Oesterhelt und Referat 
213 verfügte.  
Hat Staatssekretär Meyer-Landrut am 14. Januar 1986 vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: 
„B[otschafter] am 14.1. empfangen, vom Sachverhalt informiert; 320 macht V[er]m[er]k.“  
Hat Braunmühl am 15. Januar 1986 erneut vorgelegen.  
Hat Oesterhelt vorgelegen. 

 4 Andrej Sacharow wurde am 22. Januar 1980 in Moskau festgenommen und nach Gorki verbannt.  
Nelson Mandela wurde am 12. Juni 1964 in Pretoria wegen Sabotage und Aufruf zum bewaffneten 
Umsturz zu lebenslanger Haft verurteilt. 

 5 Staatssekretär Rehlinger, Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen, informierte Staats-
sekretär Ruhfus darüber, daß Rechtsanwalt Vogel ihm am Vortag folgendes mitgeteilt habe: „GS 
Honecker habe am 6. Jan[uar] 1986 mit ihm den ganzen Komplex der ‚humanitären Bemühungen‘ 
erörtert. Dabei habe GS Honecker den Gedanken aufgeworfen, ob man nicht eine Verständigung su-
chen sollte, dem Ehepaar Mandela (Südafrika) und im Gegenzug dem Ehepaar Sacharow die freie 
Ausreise in ein Land ihrer Wahl zu ermöglichen.“ Rehlinger fuhr fort: „Auf meine Nachfrage, ob 
das Ehepaar Sacharow denn überhaupt ausreisen wolle, erwiderte RA Prof. Dr. Vogel: Beide seien 
krank und müßten sich einer Operation unterziehen. Sie hätten deshalb ihre Meinung inzwischen 
geändert; sie wollten nunmehr die UdSSR verlassen. RA Prof. Dr. Vogel wird diese Überlegungen 
auch an die USA (Botschafter Meehan/Burt) herantragen.“ Auf dem Schreiben vermerkte Ruhfus 
handschriftlich: „1) Eilt. 2) Unter Verschluß Herrn D 2: erbitte mit D 3 abgestimmten Vorschlag.“ 
Vgl. VS-Bd. 13443 (213); B 150, Aktenkopien 1986. 

 6 Dem Vorgang beigefügt war das Schreiben des Staatssekretärs Rehlinger, Bundesministerium für in-
nerdeutsche Beziehungen, vom 8. Januar 1986 an Staatssekretär Ruhfus. Vgl. Anm. 5  
Ferner war ein Interview der Wochenzeitung „Der Spiegel“ mit Winnie Mandela beigefügt. Vgl. 
VS-Bd. 13433 (213). Für den Artikel „ ‚Sie würden mich gern physisch vernichten‘ “ vgl. DER 
SPIEGEL, Nr. 2 vom 6. Januar 1986, S. 102–105.  
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I. Ein Eingehen auf den Vorschlag durch uns hat dann Sinn, wenn ausreichen-
de Erfolgsaussichten bei allen Beteiligten bestehen.  
1) Die sowjetische Haltung 
1.1) Zunächst müssen wir davon ausgehen, daß die DDR den Vorschlag nicht 
ohne sowjetische Rückendeckung macht. 
Allerdings würde das Angebot eine völlige Abkehr von der bisherigen sowjeti-
schen Haltung bezüglich der Emigration Prof. Sacharows bedeuten. Zwar durf-
te Frau Bonner schon früher zur medizinischen Behandlung in den Westen rei-
sen und befindet7 sich seit Ende November erneut im Westen8 (der innere Zu-
sammenhang mit dem Genfer Gipfel9 ist gegeben). Aber die Sowjetunion ver-
sagte sich bis in die jüngste Zeit allen Appellen westlicher Staatsmänner, Prof. 
Sacharow selbst die Ausreise in ein Land seiner Wahl zu gestatten. (Sie hat noch 
1984 gegenüber den Franzosen Sicherheitsgesichtspunkte geltend gemacht.) 
1.2) Die sowjetische Führung wird eine sorgfältige Abwägung der Vor- und Nach-
teile vorzunehmen haben. Dafür spricht: 
1.2.1) Das langjährige Problem Sacharow, das als der prominenteste Menschen-
rechtsfall das sowjetische Ansehen im Westen bis heute strapaziert, würde ge-
löst werden. Auch dürfte Moskau in Rechnung stellen, daß Sacharow mit zu-
nehmendem Alter und weiteren Gesundheitsbeschwerden sonst immer stärker 
zu einer Belastung wird. Allerdings ist auch zu bedenken, daß sich die Sowjet-
union in all den zurückliegenden Jahren nicht allzu sehr von westlicher Kritik 
beeindrucken ließ.  
1.2.2) Eine Ausreise des Ehepaares Sacharow würde der Sowjetunion viel Good-
will im Westen verschaffen, worauf sie wohl gerade im Hinblick auf die US-Öf-
fentlichkeit großen Wert legt. Sie würde hoffen, die Aussichten für eine west-
östliche Klimaverbesserung sowie für westliche und speziell amerikanische Kon-
zessionen in anderen Bereichen zu erhöhen.  
1.2.3) Die Sowjetunion würde, wenn sie zu einer Freilassung Mandelas ent-
scheidend beitrüge, ihren behaupteten Einsatz gegen die Apartheidpolitik, ge-
gen Kolonialismus und Unterdrückung mit einem spektakulären Akt unter-
mauern. Allerdings würde das nur dann ihrer Dritt-Welt-Politik zugute kom-
men und ihre Position in den VN stärken, wenn diese Freilassung ohne Bedin-
gungen erfolgen würde, wie dies von Nelson Mandela immer wieder gefordert 
worden ist. 
Eine Unterstützung des politischen Anliegens der südafrikanischen Regierung, 
Nelson Mandela und seine politisch sehr aktive Frau ins Ausland abzuschie-
ben, würde besonders bei den Schwarzafrikanern schärfstens kritisiert werden. 
Nelson Mandela spielt als Symbol des schwarzafrikanischen Widerstandes ge-
gen die Politik der Regierung Botha eine zentrale Rolle im Kampf gegen die 
Apartheid. 
 
 7 Die Wörter „und befindet“ wurden von Bundesminister Genscher unterschlängelt. Das Wort „und“ 

wurde von Genscher gestrichen. Dafür fügte er handschriftlich ein: „sie“  
 8 Jelena Bonner verließ am 2. Dezember 1985 die UdSSR für eine ärztliche Behandlung in Italien 

und einen Besuch in den USA. Vgl. dazu den Artikel „Jelena Bonner verläßt die Sowjetunion“; FRANK-
FURTER ALLGEMEINE ZEITUNG vom 3. Dezember 1985, S. 1. 

 9 Präsident Reagan und der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, trafen vom 19. bis 
21. November 1985 zusammen. Vgl. dazu AAPD 1985, II, Dok. 317 und Dok. 319. 
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Ein Vergleich mit dem Präzedenzfall von 1976, nämlich dem Austausch des Dis-
sidenten Bukowskij gegen den chilenischen KP-Chef Corvalán10, ist deshalb 
nur schwer möglich.  
1.3) Gegen das Projekt spricht aus sowjetischer Sicht das bekannte Souveräni-
täts- und Prestigegedenken der Sowjets, das ein Eingehen auf westliche Men-
schenrechtsforderungen stets außerordentlich erschwert. Gorbatschow müßte 
sich u. U. sogar persönlich Schwäche vorhalten lassen. 
1.4) Trotz gewisser Skepsis ist jedoch nicht auszuschließen, daß Gorbatschow 
die Vor- und Nachteile neu bewertet. (Gromyko, der laut offiziösem sowjeti-
schem Hinweis an die Amerikaner vom Juni 1984 strikt gegen jedes Eingehen 
in Sachen Sacharow war, hat nicht mehr das damalige Durchsetzungsvermö-
gen.) Möglicherweise wird Gorbatschow eine Entscheidung auch durch die Zu-
sage Präsident Reagans auf dem Genfer Gipfel erleichtert, in Menschenrechts-
fragen sowjetische Empfindlichkeiten schonen zu wollen. Allerdings liegen Un-
wägbarkeiten in der Bewertung der sowjetischen Interessenlage auf der Hand.  
2) Die Haltung des Ehepaares Sacharow 
Im April 198311 gab Prof. Sacharow seine ablehnende Haltung gegen eine Emi-
gration auf, die er viele Jahre eingenommen hatte.12 Wir haben keinen Hin-
weis darauf, daß er seine Einstellung erneut geändert habe. Seinerzeit waren 
das endgültige Reiseziel die USA. Um dies zu ermöglichen, wurde Prof. 
Sacharow 198313 vom Präsidenten der DFG zu Gastvorlesungen in die Bundes-
republik Deutschland eingeladen.14 (Einladungen anderer Länder liegen eben-
falls vor.) 
II. Südafrika 
1) Wenn das Projekt die Verpflichtung des Ehepaares Mandela, Südafrika zu 
verlassen, beinhalten würde, widerspräche dies dem erklärten Willen des Ehe-
paares (vgl. beigefügtes Interview von Frau Mandela im Spiegel vom 6.1.198615). 
Dabei ist zu beachten, wie sehr Frau Mandela Wert legt darauf, als eigenstän-
dige politische Persönlichkeit (neben ihrem Mann) gewürdigt zu werden. Die-
ser Unterschied zur Situation des Ehepaares Sacharow muß berücksichtigt wer-
den.  

 
10 Der am 5. Januar 1972 zu sieben Jahren Haft und fünf Jahren Verbannung verurteilte sowjetische 

Schriftsteller Bukowskij wurde am 22. Dezember 1976 im Austausch gegen den seit 1973 inhaf-
tierten Generalsekretär der Kommunistischen Partei Chiles, Corvalán, freigelassen und in die 
Schweiz ausgeflogen. Vgl. dazu den Drahtbericht Nr. 4823 des Botschafters Sahm, Moskau, vom 
29. Dezember 1976; Referat 213, Bd. 112756. 

11 Korrigiert aus: „1984“. 
12 Botschafter Meyer-Landrut, Moskau, gab am 20. April 1983 eine Mitteilung „aus dem Bekannten-

kreis von Professor Sacharow“ weiter, daß Sacharow und seine Ehefrau bereit zur Ausreise aus der 
UdSSR seien. Eine Einladung aus Norwegen liege vor: „Familie Sacharow äußerte Überzeugung, daß 
es günstig wäre, wenn auch eine Einladung von deutscher Seite, möglichst hochrangig und substan-
tiell, erfolgen könnte.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 1651; VS-Bd. 13368 (212); B 150, Aktenkopien 1983. 

13 Korrigiert aus: „1984“. 
14 Am 19. Mai 1983 berichtete Botschafter Meyer-Landrut, Moskau, daß Jelena Bonner eine Einla-

dung des Präsidenten der Deutschen Forschungsgemeinschaft, Seibold, zu einem Forschungsauf-
enthalt in der Bundesrepublik übergeben worden sei. Vgl. dazu den Drahtbericht Nr. 2120; VS-Bd. 
13380 (213); B 150, Aktenkopien 1983. Vgl. dazu ferner AAPD 1983, I, Dok. 170. 

15 Vgl. Anm. 6. 
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Die Bundesregierung hat sich wiederholt und nachdrücklich für die Freilas-
sung von Nelson Mandela eingesetzt. Zusammen mit unseren westlichen Part-
nern, vor allem den Staaten der Europäischen Gemeinschaft, haben wir stets 
eine bedingungslose Freilassung Mandelas gefordert. 
2) Für die südafrikanische Regierung wäre die Auswanderung des Ehepaares 
Mandela gleichbedeutend mit einer angestrebten Schwächung der Anti-Apart-
heid-Bewegung. Im Ausland hätten die Mandelas nicht die gleiche Bedeutung 
wie in Südafrika. Das Operationspotential des ANC würde durch das Ehepaar 
nur unwesentlich gestärkt werden. 
III. 1) Es überrascht ein wenig, daß Ost-Berlin – wie man annehmen muß, mit 
sowjetischer Unterstützung – an uns herantritt und somit Austauschverhand-
lungen über die beiden deutschen Regierungen laufen sollen. 
Da Moskau offenbar aber nicht selbst in Erscheinung treten will, sieht es an-
scheinend in der deutsch-deutschen Verbindung die geeignetste Schiene, um zu 
einem Erfolg zu kommen. Bekanntlich laufen über diese Schiene auch noch 
weitere Kontakte, bei denen allerdings sowohl wir als auch Ost-Berlin unmit-
telbar betroffen sind (Semljakow).16  
Es wäre politisch vorteilhaft, wenn wir zeigen könnten, daß die deutsch-deut-
sche Verbindung, die sowohl im Westen wie auch im Osten gelegentlich mit 
Mißtrauen betrachtet wird, funktioniert und sich bewährt. Hier liegt ein wich-
tiges Argument, das dafür spricht, den Ball aufzugreifen.  
2) Ein Eingehen auf den Vorschlag der DDR sollte jedoch nur unter der Bedin-
gung erfolgen, daß auf der einen Seite das Ehepaar Sacharow die freie Ausrei-
semöglichkeit erhält, andererseits Nelson Mandela aus humanitären Gründen 
bedingungslos freigelassen wird. Er wie seine Frau müssen frei entscheiden 
können, wo sie ihren Wohnsitz nehmen wollen.17 
Nach einem eventuellen Gespräch zwischen dem südafrikanischen Botschafter18 
und dem Staatssekretär des Auswärtigen Amts darf die südafrikanische Seite 
nicht die Möglichkeit haben, zu verbreiten, daß sich die Bundesregierung dafür 
einsetzt, daß Mandela freigelassen wird und Südafrika verläßt.  
Selbst eine Freilassung und gleichzeitige „Bannung“ (d. h. Entzug aller staats-
bürgerlichen Rechte, die ein Nichtweißer in Südafrika hat) wäre ein Fortschritt 
im Verhältnis zur Inhaftierung Mandelas. Es erscheint aber zweifelhaft, ob eine 
solche Lösung möglich wäre, wenn man vorher das Einverständnis von Nelson 
Mandela einholen sollte.  
IV. Am Nachmittag des 10.1.19 hat der BMB auf Rückfrage inzwischen mitge-
teilt, daß Moskau lt. RA Vogel über die Angelegenheit „locker unterrichtet wor-
den“ sei. RA Vogel war im gleichen Gespräch mit dem BMB der Meinung, daß 
„Moskau durchaus mitziehen würde“. Wichtig sei allerdings – auch nach der 

 
16 Zu den Bemühungen um einen Austausch von in der Bundesrepublik, den USA, der DDR und der 

UdSSR wegen Spionage verurteilter Personen sowie von Geschäftsleuten aus der Bundesrepublik 
vgl. Dok. 3. 

17 Dieser Satz wurde von Bundesminister Genscher hervorgehoben. Dazu vermerkte er handschrift-
lich: „Ihre Freilassung muß bedingungslos erfolgen.“  

18 Willem Rudolph Retief. 
19 So in der Vorlage. 



10. Januar 1986: Gespräch zwischen Genscher und Choudhury 5 

23 

Meinung von Vogel –, „daß der Mann überhaupt wolle“. Wenn ja, werde er, Vo-
gel, sich ein Mandat für das Weitere besorgen. Er empfehle im übrigen, den An-
walt von Winnie Mandela einzuschalten, der „mehr wisse als seine Mandanten“.  
V. Es wird vorgeschlagen, daß der Staatssekretär unter Berücksichtigung der 
vorstehenden ergänzenden Mitteilungen des BMB auf der unter Ziff. III. 2) 
skizzierten Linie mit dem südafrikanischen Botschafter spricht.20 
D 321 hat zugestimmt.  

Braunmühl 
VS-Bd. 13443 (213) 

 
 
 

5 

Gespräch des Bundesministers Genscher  
mit dem bangladeschischen Außenminister Choudhury 

 10. Januar 19861 

Von BM noch nicht genehmigt 

BM begrüßte den Gast.2 Wir freuten uns über den Besucher aus einem Land, mit 
dem uns gute, problemfreie Beziehungen verbänden, einem Land, in dem in Kür-
ze ein deutscher Staatsbesuch stattfinde.3 
Bangladesch habe seine eigenen Probleme, angesichts derer wir Mitgefühl und 
Hilfsbereitschaft empfänden. Der AM komme von der wichtigen Konferenz aus 

 
20 Vortragender Legationsrat I. Klasse Gerz notierte am 14. Januar 1986, daß Staatssekretär Meyer-

Landrut den südafrikanischen Botschafter am selben Tag davon unterrichtet habe, daß der Bun-
desregierung „von hoher Stelle“ der DDR die Bereitschaft der UdSSR übermittelt worden sei, „Sa-
charow und seine Frau ihren Wohnsitz frei wählen zu lassen, in der Sowjetunion oder außerhalb, 
wenn Südafrika dem Ehepaar Mandela Ähnliches erlaube“. Retief habe angedeutet, „über ameri-
kanische Kanäle bereits davon Kenntnis zu haben ‚aber nicht auf dieser Ebene‘. Er fragte sodann, 
ob aus dem Angebot, daß Ehepaar Sacharow die Möglichkeit haben solle, seinen Wohnsitz in der So-
wjetunion oder anderswo zu wählen, zu schließen sei, daß das Ehepaar Mandela ebenfalls seinen 
Wohnsitz in der Sowjetunion wählen könne. StS: Das nehme er wohl an. Auf die Bemerkung von 
Botschafter Retief, daß es für den Fall, daß seine Regierung zustimme, ‚so etwas wie eine Garantie‘ 
geben müsse, antwortete StS, wir seien für diesen Fall bereit, unsere guten Dienste anzubieten.“ Vgl. 
VS-Bd. 13625 (320); B 150, Aktenkopien 1986. 

21 Jürgen Sudhoff. 

 1 Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Freiherr von Pfetten-
Arnbach gefertigt.  
Hat Legationsrat I. Klasse Zimmermann am 13. Januar 1986 vorgelegen, der handschriftlich ver-
merkte: „H[errn] Behrendt z[ur] w[eiteren] V[eranlassung]. Ministerbüro teilt mit, daß Vermerk ver-
teilt werden kann.“ 

 2 Der bangladeschische Außenminister Choudhury hielt sich vom 9. bis 12. Januar 1986 in der Bun-
desrepublik auf. 

 3 Bundespräsident Freiherr von Weizsäcker besuchte Bangladesch vom 10. bis 14. Februar 1986. 
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Fes4, wir schätzen uns glücklich, von ihm Näheres über Verlauf und Ergebnis-
se zu hören. 
AM Choudhury dankte für Empfang und zeigte sich befriedigt, wieder in Bonn 
zu sein. Er sei erster Botschafter seines Landes in Bonn gewesen5 und habe die 
Anerkennung von BD6 durch die BR Deutschland 1971 ausgehandelt.7 Er sei 
BM bereits damals begegnet. In der Tat bestünden keine bilateralen Probleme, 
vielmehr ein tiefer Fundus an gutem Willen des deutschen Volkes für sein Land. 
Seinem Land sei während des Freiheitskampfes und später viel Freundschaft 
entgegengebracht worden. 
Von der OIC-Konferenz in Marokko berichtete er, daß er zum siebten Male am 
Treffen dieser Art teilnehme und mit der Organisation seit langem verbunden 
sei. Das diesjährige Treffen habe die Besonderheit gehabt, daß die Gastgeber we-
nig Interesse daran zeigten. So habe der König8 erstmalig die Beratung nicht 
selbst eröffnet. Dies habe überrascht. 
Auf die Zwischenfrage warum, meinte er, die Ausrichter hätten keinen Grund 
nennen können. Zwei Themen hätten die Beratungen beherrscht: 
– Libyen und sein Verhältnis zum Westen und Israel. Libyen habe eine starke 

Entschließung der Konferenz gewollt und betrieben. Es sei daraufhin zu ei-
ner diskret geführten Auseinandersetzung zwischen den gemäßigten und den 
konfrontationssuchenden Staaten gekommen. Letztere wären bis zu der Aus-
sicht auf kriegerische Verwicklungen gegangen. Bangladesch wolle Frieden 
und nicht Krieg. Libyen fühle sich bedroht. Deshalb habe man sich bemüht, 
einen Erklärungstext zu erarbeiten, der zwar von friedlichem Vorgehen ge-
prägt sei, sich jedoch mit dem Kernproblem befasse.9 

– Der Palästinenserfrage mit dem Ziel, ihnen ihre legitimen Rechte einschließ-
lich der eigenen Heimstatt zu beschaffen. Es gehe, wie anderswo, nicht an, 
daß fremde (israelische) Truppen arabisches Territorium besetzt hielten. Das 
Ergebnis sei ihm jedoch nicht mehr bekannt geworden, da er die Konferenz 
vor Abschluß habe verlassen müssen. 

Ein weiteres Thema sei Ägypten gewesen. Syrer, Libyer und Iraner bemühten 
sich nach wie vor, Ägypten aus der OIC herauszuhalten. Nach Ansicht von BD 

 
 4 In Fes fand vom 6. bis 11. Januar 1986 die 16. Tagung der Außenminister der Mitgliedstaaten der 

Organisation der Islamischen Konferenz statt. 
 5 Humayun Rasheed Choudhury war von 1972 bis 1976 bangladeschischer Botschafter in Bonn. 
 6 Bangladesch. 
 7 Mit Note vom 4. Februar 1972 vollzog die Bundesrepublik die Anerkennung von Bangladesch und 

hob mit Wirkung vom selben Tag das Generalkonsulat Dhaka zur Botschaft an. 
 8 Hassan II. 
 9 Am 7. Januar 1986 verabschiedeten die Außenminister der Mitgliedstaaten der Organisation der 

Islamischen Konferenz in Fes eine Resolution zu Libyen. Darin bekundeten sie „ihre Solidarität 
mit dem libysch-arabischen Volk und ihre aktive Unterstützung für die Verteidigung der Souverä-
nität und Integrität seines Territoriums und seiner territorialen Gewässer“. Ferner lenkten sie 
„die Aufmerksamkeit der internationalen Gemeinschaft auf die ständigen Provokationen und die 
Eskalation der Angriffe des internationalen Imperialismus und des zionistischen Gebildes gegen 
die Dschamaharija sowie auf die ernsten Konsequenzen, die sich daraus für die Sicherheit und den 
Weltfrieden ergeben. Die Konferenz ist der Ansicht, die imperialistisch-zionistische Bedrohung der 
Dschamaharija richte sich gegen die Gesamtheit der islamischen Staaten.“ Vgl. den Drahtbericht 
Nr. 6 des Botschafters Montfort, Rabat, vom 8. Januar 1986; Abteilung 3, Bd. 158031. 



10. Januar 1986: Gespräch zwischen Genscher und Choudhury 5 

25 

gebe es in dieser Sache eine klare Gipfelentscheidung der OIC.10 Die Sache sei 
„res judicata“, und die Außenminister hätten keine Befugnis gehabt, die Sache 
erneut zu behandeln. Er habe nicht verstanden, warum der marokkanische 
Konferenzvorsitzende11 die Debatte überhaupt zugelassen habe. Senegal habe 
schließlich dem durch den Antrag ein Ende gesetzt, die Sache in die Ausschüs-
se zurückzuverweisen. 
Afghanistan und Kambodscha seien eher am Rande behandelt worden. Sie spiel-
ten zwar nicht so sehr für die Araber, wohl aber für die asiatischen islamischen 
Länder eine Rolle. Sie werden im Kommuniqué genannt, aber eher nicht an sehr 
prominenter Stelle (Unterton des Bedauerns). 
Zu Afghanistan vertrete Bangladesch eine klare Haltung: 
– sowjetischer Truppenabzug, 
– Hilfe an Pakistan für Flüchtlinge, 
– Beunruhigung über laufende Verletzung des pakistanischen Luftraums. 
Afghanistan in sowjetischer Hand sei deswegen ein Anlaß zur Beunruhigung, 
weil es traditionelle, historische Einfallspforte für Südasien sei und die Sicher-
heit der Region dadurch beeinträchtigt werde. Auch werde dadurch die bitter 
notwendige Entwicklung der Völker Südasiens zurückgeworfen, wenn sie für 
ihre Sicherheit zu aufwendig sorgen müßten. Für Entwicklung und verbesserte 
Lebensqualität der Bevölkerung brauche man Frieden und Zusammenarbeit. 
Daher habe man den Weg zu einer regionalen Kooperation beschritten und 
SAARC ins Leben gerufen.12 Man habe in der Vergangenheit neun Felder der 
Zusammenarbeit identifiziert; beim kürzlichen Gipfel in Dhaka seien zwei wei-
tere von Bangladesch vorgeschlagen worden: Terrorismusbekämpfung und Dro-
genmißbrauch. Diese seien nunmehr den Sachverständigen zur Beratung zu-
gewiesen worden. Südasien umfasse ein Fünftel der Menschheit. Man könne 
daher positive Ergebnisse erwarten. Er könne sich dabei eine Rolle für Deutsch-
land und die Europäische Gemeinschaft vorstellen. 
BM ging auf den letzten Punkt ein. Wir begrüßten den Anstoß zu einer regio-
nalen Zusammenarbeit außerordentlich. Wir sind selbst Mitglied in einem en-
gen Kooperationsverbund, der EG. Die Zusammenarbeit bewirke erhebliche Vor-
teile für die Mitglieder und ein Mehr an Stabilität. Angesichts der Bipolarität 
des Weltgeschehens zwischen Washington und Moskau erlaube regionale Zu-
sammenarbeit kleineren und mittleren Mächten, sich zu behaupten und sich 
politische und wirtschaftliche Vorteile zu erwerben. Wir hätten daher die In-

 
10 Auf ihrer Tagung vom 16. bis 19. Januar 1984 in Casablanca beschlossen die Könige und Präsi-

denten der Mitgliedstaaten der Organisation der Islamischen Konferenz, Ägypten, das seit 1979 von 
der Mitarbeit in der OIC ausgeschlossen war, zu einem Wiedereintritt einzuladen. Vgl. dazu den 
Drahtbericht Nr. 30 des Botschafters Jesser, Rabat, vom 23. Januar 1984; Abteilung 3, Bd. 
158031. 

11 Abdellatif Filali. 
12 Am 7./8. Dezember 1985 fand in Dhaka die Gründungskonferenz der South Asia Association for 

Regional Cooperation (SAARC) statt. Sie endete mit der „Verabschiedung einer Charta und einer 
Gipfeldeklaration. SAARC verbrieft die Zusammenarbeit der sieben Länder des Subkontinents – 
Indien, Pakistan, Nepal, Bhutan, Bangladesch, Sri Lanka und Malediven – auf allen Gebieten au-
ßer dem der bilateralen politischen Beziehungen“. Vgl. die Aufzeichnung des Ministerialdirektors 
Sudhoff vom 13. Dezember 1985; Arbeitsstab 34, Bd. 141094.  
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itiative für EG-ASEAN-Zusammenarbeit ergriffen13, zu der Konferenz von San 
José in Lateinamerika14 und den Kontakten mit dem Golf-Kooperationsrat15. 
Auch mit den Frontlinienstaaten16 im südlichen Afrika pflegten wir eine Ko-
operation. Unsere grundsätzliche Haltung sei positiv, dies gelte auch für die 
südasiatischen Kooperationsbemühungen. Wenn von dort Vorschläge kämen, 
würden wir zustimmend reagieren. 
AM Choudhury griff diese Bemerkung auf. Die Initiativen des Bundesministers 
seien bekannt. Deshalb seien seine Ansichten sehr wertvoll. Die Herstellung 
von interregionalen Beziehungen mit der EG dürfte auch deshalb nicht so 
schwierig sein, weil alle Länder in Europa mit den beteiligten Partnern gute 
bilaterale Beziehungen unterhielten. 
BM führte aus, die EG sei von allen regionalen Gruppierungen hinsichtlich des 
Integrationsgrades am weitesten fortgeschritten. Das Maß der möglichen Zu-
sammenarbeit richte sich nach dem erreichten Integrationszustand der Part-
nerorganisation, bis zu welchem Punkt sich die andere Gruppierung bereits 
organisiert habe. Im übrigen habe sich bei der EG-ASEAN-Zusammenarbeit er-
wiesen, daß die Tatsache selbst auf die ASEAN einen anspornenden Effekt im 
Hinblick auf die dortige Integration ausgeübt habe. Es hätte sich Druck auf die 
Harmonisierung der Positionen für Zwecke der Begegnung mit der EG erge-
ben. 
AM: Es gebe in Südasien noch bilaterale politische Probleme zu lösen (Indien –
Pakistan, Indien – Sri Lanka, Verteilung des Ganges-Wassers neuerdings unter 
Einschluß der nepalesischen Quellflüsse). Absicht sei es, unter Minimierung 
der Probleme die Zusammenarbeit zu maximieren und damit zu einem Abbau 
bestehender Spannungen zu gelangen. 
BM: Das entspräche im Ergebnis unseren Erfahrungen in Europa. 

 
13 Seit 1978 fanden zwischen den Europäischen Gemeinschaften und den ASEAN-Mitgliedstaaten 

Außenministerkonferenzen statt. Zum letzten Treffen am 15./16. November 1984 in Dublin vgl. AAPD 
1984, II, Dok. 308.  
Das nächste Treffen fand am 21./22. Oktober 1986 in Djakarta statt. Vgl. dazu Dok. 311.  

14 Bei einem Treffen der Außenminister der EG-Mitgliedstaaten sowie Spaniens und Portugals mit 
den Außenministern zentralamerikanischer Staaten sowie der Staaten der Contadora-Gruppe am 
28./29. September 1984 in San José beschlossen die Anwesenden regelmäßige politische Konsulta-
tionen sowie die Aufnahme von Verhandlungen über ein wirtschaftliches Kooperationsabkommen. 
Für den Wortlaut des Kommuniqués vgl. EUROPA-ARCHIV 1985, D 41–45. Vgl. dazu ferner AAPD 
1984, II, Dok. 260. 

15 Das Bundesministerium für Wirtschaft informierte am 30. Januar 1986 zu den Bemühungen um 
eine Kooperation zwischen den Europäischen Gemeinschaften und den arabischen Golfstaaten, 
daß letztere bereits 1980 vorgebrachte entsprechende Wünsche zunächst „mit Zurückhaltung“ auf-
genommen hätten. Erst die Gründung des Golf-Kooperationsrats 1981 durch Bahrain, Katar, Ku-
wait, Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate sowie die Entwicklung auf den in-
ternationalen Ölmärkten hätten die Voraussetzungen hierfür verbessert: „1984 erteilte der Au-
ßenministerrat des GCC den Auftrag zu Vorgesprächen mit der EG über ein mögliches Kooperati-
onsabkommen. Als ein Ergebnis hieraus kam im Oktober 1985 in Luxemburg ein Ministertreffen 
GCC (kuwaitischer Außenminister und Generalsekretär des GCC) mit der EG (Rat und Kommissi-
on) zustande. All die bisher geführten und für die nächste Zukunft noch vorgesehenen Gespräche über 
mögliche Inhalte eines Kooperationsabkommens sind noch als Explorationsgespräche gedacht. Über 
ein Mandat des Rates an die Kommission wird voraussichtlich erst frühestens im 2. Quartal 1986 be-
raten (dies ist abhängig vom Ausgang der Explorationsgespräche).“ Vgl. Unterabteilung 31, Bd. 
141126. 

16 Angola, Botsuana, Mosambik, Sambia, Simbabwe und Tansania. 
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AM: Und bei den ASEAN. Deshalb hätten sich die Staats- und Regierungschefs 
in Dhaka auch mit Begeisterung an diese neue Aufgabe gemacht. Man sei jetzt 
viel optimistischer als früher. 
Zum Zeitpunkt des Abschlusses der Römischen Verträge17 habe auch in Euro-
pa Skepsis bestanden. Dann seien die Erfolge gekommen. Heute seien Spanien 
und Portugal Mitglieder18, es gebe die EPZ, und das Europäische Parlament 
erhalte mehr Befugnisse19. 
BM fragte, ob die Bemerkungen über eine Zusammenarbeit EG/SAARC die An-
sichten des BD Außenministers oder des Vorsitzenden des SAARC-Ministerra-
tes20 wiedergäben? 
AM sagte, die Gruppe wolle mit allen anderen regionalen Gruppierungen zusam-
menarbeiten. Er sondiere, bevor man konkrete Schritte ergreife („probing the 
minds before we make a move“). 
BM: Bereits mit anderen darüber gesprochen? 
AM: Genscher sei der erste. Er gehe jetzt nach Colombo, von dort auf die Male-
diven, dann nach Pakistan und Bhutan. Man wolle in den nächsten Monaten 
dann die EG ansprechen. 
BM erklärte Bereitschaft, 
– NL-Präsidentschaft über Gespräch zu unterrichten21 und 
– bei nächstem EPZ-Ministerrat Ende Januar die Gelegenheit zu ergreifen, 

Angelegenheit mit Kollegen zu diskutieren, um zu einer ersten Meinungsbil-
dung zu kommen. Wir würden BD über Ergebnis der Diskussion unterrich-
ten.22 

AM: Er sehe Gelegenheit zur Zusammenarbeit in den Bereichen 
– Terrorismus, 
– Drogenhandel 
– und Technologietransfer auf der Ebene von „absorbable basic technologies“. 

 
17 Die Verträge zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom-

gemeinschaft wurden am 25. März 1957 in Rom unterzeichnet. Für den Wortlaut vgl. BUNDESGE-
SETZBLATT 1957, Teil II, S. 756–1223. 

18 Portugal und Spanien traten zum 1. Januar 1986 den Europäischen Gemeinschaften bei.  
19 Vgl. dazu die Beschlüsse des Europäischen Rats am 2./3. Dezember 1985 in Luxemburg; Dok. 2, 

Anm. 27. 
20 Der bangladeschische Außenminister Choudhury war amtierender Vorsitzender des SAARC-Mini-

sterrats. 
21 Bundesminister Genscher informierte den niederländischen Außenminister van den Broek mit 

Schreiben vom 24. Januar 1986 über das vom bangladeschischen Außenminister Choudhury geäu-
ßerte Interesse an einer Zusammenarbeit zwischen der SAARC und den Europäischen Gemein-
schaften und schlug vor, das Thema auf der Konferenz der Außenminister der EG-Mitgliedstaaten 
im Rahmen der EPZ am 27. Januar 1986 in Brüssel zu behandeln. Vgl. dazu den Drahterlaß Nr. 12 
des Legationsrats I. Klasse Zimmermann vom selben Tag an die Botschaft in Den Haag; Arbeits-
stab 34, Bd. 141092. 

22 Mit Schreiben vom 25. März 1986 teilte Bundesminister Genscher dem bangladeschischen Außen-
minister Choudhury mit, daß die Frage einer Zusammenarbeit zwischen den Europäischen Gemein-
schaften und der SAARC Thema der Konferenz der Außenminister der EG-Mitgliedstaaten im 
Rahmen der EPZ am 25. Februar 1986 in Den Haag gewesen sei: „Meine Kollegen und ich haben ein-
hellig die Gründung und institutionelle Festigung dieser Regionalorganisation begrüßt.“ Vgl. Arbeits-
stab 34, Bd. 141092. 
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Auch er werde Angelegenheit mit seinen Kollegen aufnehmen, sehe aber keine 
Probleme voraus. 
BM stimmte den angeführten Gebieten der Kooperation ausdrücklich zu. 
Wir strebten einer Europäischen Union zu, die über die Wirtschaftsgemein-
schaft hinausführe. Daher insistierten wir in den Kooperationsabkommen dar-
auf, nicht nur wirtschaftliche Themen, sondern auch andere Bereiche in die 
Zusammenarbeit einzuschließen. Das gelte auch für politische Themen, z. B. im 
Hinblick auf eine Abstimmung in den VN. Terrorismus und Drogenhandel sei-
en aber Themen, die man unmittelbar angehen könne. 
AM sprach sich für schrittweises Vorgehen aus, dort, wo dies möglich sei. In 
den beiden genannten Bereichen stelle es keine Schwierigkeit dar, die Dinge zu 
institutionalisieren. Später könnte man darüber hinausgehen. 
BM fragte nach Kontakten mit ASEAN und Golf-Kooperationsrat. 
AM: Noch keine. Sind in Explorationsphase. Dafür aber Bereitschaft USA durch 
Botschaft Präsident Reagans, dort, wo es gewünscht wird, mit SAARC zusam-
menzuarbeiten. Innerhalb von SAARC gäbe es allerdings zu Einzelthemen noch 
divergierende Ansichten (z. B. habe Indien andere Haltung zu Afghanistan, 
KAB). Man könne daher Schwierigkeiten bei der Formulierung gemeinsamer 
Positionen vorhersehen. 
BM erwähnt, daß auch wir nur Schritt für Schritt vorankämen. Es wäre Illusi-
on zu glauben, daß man in der Lage sei, von der Grundlage identischer Haltung 
zu beginnen. 
Unterhaltung kam auf Libyen zurück. BM wollte wissen, ob Libyer zugegeben 
oder abgestritten hätten, an den Anschlägen von Rom und Wien23 beteiligt zu 
sein. 
AM: Libyscher Delegierter hätte sich auf Verabschiedung Resolution konzen-
triert, im privaten Gespräch auf seine, Choudhurys, Vorhaltungen jedoch Be-
teiligung abgestritten. In der Konferenz sei Schuld- oder Mitschuldfrage nicht 
angesprochen worden. In Südasien sei das Attentat von Rangun24 unvergessen. 
Man wolle keine derartigen Vorkommnisse. Allgemein bemerkte AM, in der-
artigen Konferenzen redeten die Syrer, Libyer und Iraker. Die anderen schwie-
gen. Höchstens ließen sich die Ägypter vernehmen, wenn es um die Verteidi-
gung des Camp-David-Prozesses25 gehe. 

 
23 Zu den Anschlägen vom 27. Dezember 1985 vgl. Dok. 2, Anm. 34. 
24 Am 9. Oktober 1983 kam es während eines Staatsbesuchs des Präsidenten Chun Doo-hwan zu 

einem Sprengstoffanschlag, bei dem 16 Begleiter getötet wurden, der südkoreanische Präsident je-
doch unverletzt blieb. Vgl. dazu den Drahtbericht Nr. 260 des Botschafters Eger, Seoul, vom 10. Ok-
tober 1983; Referat 340, Bd. 127270. 

25 Ministerpräsident Begin, Präsident Carter und Präsident Sadat trafen vom 5. bis 17. September 
1978 in Camp David zusammen, um eine Friedensregelung auszuarbeiten. Für den Wortlaut der 
am 17. September 1978 in Washington unterzeichneten Dokumente vgl. DEPARTMENT OF STATE 
BULLETIN, Bd. 78 (1978), Heft 2019, S. 7–11. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1979,  
D 47–54. Vgl. dazu ferner AAPD 1978, II, Dok. 271, Dok. 278, Dok. 281 und Dok. 282.  
Nach weiteren Verhandlungen vom 21. bis 25. Februar 1979 in Camp David unterzeichneten 
Ägypten und Israel am 26. März 1979 in Washington einen Friedensvertrag. Für den Wortlaut des 
Vertrags und der dazugehörigen Dokumente vgl. UNTS, Bd. 1136, S. 100–235. Für den deutschen 
Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1979, D 235–252. Vgl. dazu ferner AAPD 1979, I, Dok. 86 und Dok. 98. 
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Jedoch dürfe man sich nicht täuschen lassen: Es gebe ein allgemeines Gefühl 
der Abscheu über die Untaten von Wien und Rom. Jedoch sei man gleichzeitig 
der Ansicht, daß jegliche militärische Aktion gegen Libyen unangebracht sei 
(would be uncalled for). Lediglich die Ägypter wären auch für einen Feuerzau-
ber gegen ihr Nachbarland. 
AM fragte BM, wie er die Nahostfrage sehe. Er frage dies auch in der möglichen 
Eigenschaft eines GV-Präsidenten.26 
BM: Nach Besuch aller Beteiligten im NO-Bereich gehe er einig mit der OIC-
Konferenz, daß es nötig ist, eine Lösung zu finden, die auch das Selbstbestim-
mungsrecht für die Palästinenser einschließt. Wir hätten vergangenen Mitt-
woch27 eine Erklärung veröffentlicht und auch mit dem US-Botschafter28 dar-
über gesprochen. 
Wir glaubten, daß die Anstrengungen König Husseins der vergangenen Mona-
te29 breite Unterstützung verdient hätten. Zuversicht habe man auch schöpfen 
können nach der Rede von MP Peres vor der VN-GV.30 Leider habe sich in Is-
rael danach als Folge innenpolitischer Zwänge eine gewisse Stagnation einge-
stellt. Die Schüsse in Rom und Wien hätten Menschen getroffen. Wie so oft seien 
sie aber auch auf die Lösungsversuche gezielt gewesen. Die politische Lösung sei 
schwieriger geworden. Die Extremisten auf beiden Seiten hätten Hand in Hand 
gearbeitet. Das dürfte uns nicht davon abhalten, alle Anstrengungen zu ma-
chen, einen Verhandlungsprozeß in Gang zu setzen. 
Ein Positivum sei die Entwicklung der Beziehungen Israels zu seinen Nachbarn, 
diese seien nüchterner und realistischer geworden. Israel wisse heute besser, 
daß durch syrische Bemühungen eine gewisse Stabilisierung in Libanon einge-
treten ist. Dieser Prozeß müsse sich fortsetzen. Zu lange hätten die Israelis ge-
glaubt, daß Unruhe in der Nachbarschaft die beste Garantie ihrer Sicherheit 
sei. Heute erkennen sie, daß durch die Befriedung durch Syrien ihren Interes-
sen besser gedient sei – selbst wenn sich dabei der syrische Einfluß ausdehnt. 
Daß sei wohl die Erklärung dafür, daß sie in der letzten Zeit schweigend zuge-
sehen hätten. 
Wir wollten auf Schritte für den Frieden hinwirken. In den nächsten Tagen 
komme MP Peres nach Bonn.31 

 
26 Der bangladeschische Außenminister Choudhury wurde am 16. September 1986 zum Präsidenten 

der 41. Generalversammlung der Vereinten Nationen gewählt. 
27 8. Januar 1986. 
28 Im Gespräch mit dem amerikanischen Botschafter Burt am 9. Januar 1986 äußerte sich Bundes-

minister Genscher besorgt, „daß bei Ausbleiben von Lösungen im Nahen Osten die moderaten Kräfte 
zur Solidarisierung in falscher Richtung gezwungen werden könnten. Dies sehe man an den Reak-
tionen der Islamischen Konferenz und der arabischen Gremien auf die amerikanischen Maßnah-
men gegen Libyen. BM sprach sich mit Nachdruck für ein konzertiertes Vorgehen der USA und ih-
rer wichtigsten europäischen Partner aus, gegenüber europäischen Initiativen äußerte er sich mit 
großer Zurückhaltung.“ Vgl. den Runderlaß des Ministerialdirigenten von Ploetz vom 9. Januar 1986; 
Referat 010, Bd. 178916. 

29 Zu den Bemühungen des Königs Hussein um eine Friedenskonferenz für den Nahen Osten vgl. 
Dok. 37. 

30 Zur Rede des Ministerpräsidenten Peres am 21. Oktober 1985 vor der VN-Generalversammlung in 
New York vgl. Dok. 37, Anm. 9. 

31 Ministerpräsident Peres hielt sich vom 26. bis 29. Januar 1986 in der Bundesrepublik auf. 
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Es wäre gut, wenn die arabische Welt auch offiziell mit Ägypten Frieden 
schließt. Inoffiziell tut sie dies ohnehin. 
AM Antwort: „Arab world without Egypt does not work“. Man sehe keine Diffe-
renzen zu uns. 
Er ging sodann auf bilaterale Beziehungen über. D habe seinem Land von An-
fang an großzügig geholfen. Man sei dankbar. Wir seien in Bangladesch an ei-
nem Vorhaben des Fernsprechverkehrs beteiligt. Es gehe um dessen Moderni-
sierung. Dabei gab es Meinungsverschiedenheiten. Er bitte darum, daß wir uns 
aus diesem Sektor nicht vollständig zurückzögen. 
(In seinen Ausführungen gab es einen sachlichen Irrtum, der vom BM richtig-
gestellt wurde. AM glaubte, daß wir es seien, die uns für eine Aufspaltung des 
Projektes in zwei Hälften einsetzten, während wir in Wahrheit gerade daran 
Anstoß nehmen.) 
BM argumentierte wie im Gesprächsführungsvorschlag und meinte auf Frage, 
was geschehen würde, wenn BD zu ursprünglichem Antrag mit einem einzigen 
deutschen System zurückkehrte, daß wir in einem solchen Fall, wenn wir den 
Gesamtzuschlag erhielten, wohl unsere Zusagen einhalten würden (have com-
mitted ourselves). BM kam auf bevorstehenden Staatsbesuch zu sprechen und 
erwähnte unseren Wunsch, daß der Bundespräsident auch Gelegenheit erhal-
te, mit Oppositionsvertretern zumindest bei Veranstaltungen zusammenzutref-
fen. Die deutsche Öffentlichkeit würde es kaum verstehen, wenn dies ausge-
schlossen würde. 
AM wollte sich um diese beiden Fragen kümmern32. 
BM fragte nach Entwicklungen in Pakistan. 
AM war zurückhaltend. Es gebe Anlaufschwierigkeiten (teething problems). 
Jetzt sei die Stabilität für die nächste Zeit „mehr oder weniger“ gesichert. Die 
Beziehungen zu Indien blieben „schwierig“. Auf beiden Seiten verdächtige man 
einander der nuklearen Ambitionen. In Dhaka hätten die Teilnehmer an beide 
Seiten den Appell gerichtet, von überzogenen (wasteful) Militärausgaben abzu-
sehen. Die Luft sei noch nicht ganz rein, es gäbe noch immer andauernde Span-
nungen (some amount of tension). Indien bemühte sich unter Rajiv Gandhi 
aber, ein besseres Klima herzustellen. Darunter zähle auch, daß Indien Colom-
bo versichert habe, daß es keine Teilung Sri Lankas und eine Verhandlungslö-
sung wünsche. 
Beide Minister stimmten sodann in der Beurteilung überein, daß in China wich-
tige Veränderungen eingetreten sind. BM: Diese seien für uns interessant, für 
die Sowjets dagegen besorgniserregend. Der Gast sprach von „wind of change“. 
Er fragte nach der Beurteilung des BM hinsichtlich des West-Ost-Verhältnis-
ses. 
BM führte aus, Genfer Gipfeltreffen33 sei ein Ausgangspunkt gewesen. Über 
Tempo und Ausmaß der Bewegung könne man keine Voraussage treffen. GS 
Gorbatschow wünsche eine grundsätzliche Reform des Systems im Hinblick auf 

 
32 Korrigiert aus: „annahmen“. 
33 Präsident Reagan und der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, trafen vom 19. bis 

21. November 1985 zusammen. Vgl. dazu AAPD 1985, II, Dok. 317 und Dok. 319. 
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mehr Effizienz. Dies habe nichts mit Liberalisierung zu tun. Für seine Pläne 
bedürfe er des Westens. Das gäbe uns evtl. Chancen, zu Fortschritten bei der 
Rüstungskontrolle zu gelangen. 
Die USA hätten inzwischen den Weltraum sozusagen technologisch „entdeckt“. 
Dies könne rüstungstechnisch auf eine gewisse Destabilisierung hinauslaufen. 
Um diese Gefahr zu überwinden, könne es nur eine engere Zusammenarbeit 
zwischen Moskau und Washington geben. In der Sache habe Genf keine Annä-
herung gebracht, wohl aber Türen geöffnet, durch die man jetzt hindurch-
schreiten müsse. Wir in Europa müßten helfen, daß diese Türen geöffnet blie-
ben und ein Abbau des erschreckenden gegenseitigen Mißtrauens erfolge. Es sei 
gut, daß das ursprünglich für Sommer geplante nächste Treffen jetzt auf später 
verschoben werde.34 Dies ist nach unserer Ansicht besser, weil man bis Juli 
kaum genügend substantielle Fortschritte in Sachfragen erzielen könne. Beim 
zweiten Zusammentreffen könne man sich nicht darauf beschränken, nur eine 
Klimaverbesserung festzustellen, sondern müsse auch Substanz vorzuweisen 
haben. Man gerate nah an den US-Wahlkampf35 heran. Jedoch müsse man da-
von ausgehen, daß Präsident Reagan aufrichtig interessiert sei, Fortschritte zu 
erzielen. 
Eine Unbekannte in der Gleichung seien die sowjetischen Militärs und wie sie 
reagierten. Selbst Breschnew mußte sie zufriedenstellen. Vielleicht sei das heute 
auch so. 
AM: Als letzten Punkt griff der Gast noch das Nord-Süd-Thema auf und plädierte 
für eine angemessene IDA-VII-Auffüllung und eine Erhöhung von IDA VIII.36 Es 
gelte, einen Durchbruch im Nord-Süd-Verhältnis zu erzielen. 

 

34 Gesandter Wallau, Washington, meldete am 2. Januar 1986, nach vertraulichen Informationen des 
amerikanischen Außenministeriums habe die UdSSR „kurz vor Neujahr auf den amerikanischen 
Vorschlag eines Gipfeltermins im Juni 1986 mit dem Gegenvorschlag September 1986 reagiert. 
Die für die Verschiebung inoffiziell gegebene sowjetische Begründung lautete, man wolle dem 
‚Genfer Prozeß‘ mehr Zeit lassen. State Department hält dies für nicht übermäßig einleuchtend 
und neigt zu der Vermutung, Sowjets hätten einen Termin in der Nähe der US-Kongreßwahlen 
(November) gewählt, um amerikanische Seite unter innenpolitischen Erfolgsdruck zu setzen.“ Vgl. 
den Drahtbericht Nr. 1; Referat 213, Bd. 139348. 

35 Am 4. November 1986 fanden in den USA Wahlen zum Repräsentantenhaus und Teilwahlen für 
den Senat und die Gouverneursämter statt. 

36 Am 21. Januar 1986 vermerkte Ministerialdirektor Jelonek, daß die Verhandlungen für die achte 
Aufstockung der Mittel für die International Development Association (IDA VIII) bevorstünden: 
„Die Argumentation der IDA-Administration zielt auf einen Mindestbetrag von 12 Mrd. US $. 
Hauptproblem wird sein, daß die USA zu einer (nominalen) Erhöhung der Mittel für IDA VIII ge-
genüber IDA VII (9 Mrd. US $) nur bereit sein dürften, wenn eine gewisse Konditionalität und Dif-
ferenzierung gegenüber den Empfängerländern durchzusetzen ist.“ Aus Sicht des Auswärtigen 
Amts solle auf folgende Linie hingearbeitet werden: „Das Volumen von IDA VIII wird so hoch an-
gesetzt, daß der reale Wert von IDA VII einschließlich der Weltbank-Fazilität für Afrika südlich 
der Sahara erhalten bleibt, was nominal 12 Mrd. US $ bedeutet. Eine Senkung des deutschen pro-
zentualen Anteils unter 11,5 % sollte nicht vorgenommen werden, da andernfalls eine Verteilungs-
diskussion in Gang gesetzt würde, die uns angesichts der zu erwartenden restriktiven Haltung eini-
ger Geber nicht recht sein kann.“ Vgl. Referat 402, Bd. 133903.  
Auf ihrer Tagung am 27./28. Januar 1986 in Paris beschlossen die IDA-Mitgliedstaaten, auf eine 
Erhöhung des Kapitals für IDA VIII auf 12 Mrd. Dollar „hinzuarbeiten“. In der Presse wurde dazu 
berichtet, daß sich Meinungsverschiedenheiten in der Frage der Konditionalität der Mittelvergabe 
ergeben hätten: „Während eine Verkürzung der Laufzeiten der weichen Mittel von heute 50 bis mög-
licherweise sogar 35 Jahre oder ein früherer Rückzahlungsbeginn (nach 8 statt bisher nach 10 
Jahren) eine gewisse Billigung fanden, stieß der Vorschlag einer Erhöhung der Zinsen und Gebüh-
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BM: Wir waren froh, daß es bei IMF/Weltbanktagung in Seoul Ergebnisse gab.37 
Wir fragten uns, wie man den Dialog vernünftig und realistisch fortsetzen 
könne. 
Vor sechs Jahren war das Treffen in Cancún eine gute Begegnung.38 Am Schluß 
habe man den großen Fehler gemacht, keine Überprüfungskonferenzen vorzu-
sehen, wie z. B. bei KSZE. Damit hätte man vermeiden können, daß die dama-
ligen Ergebnisse in den Aktenschränken verschwinden. Die damaligen Ausrich-
ter, Mexiko und Österreich, waren inzwischen wegen Wechsels der Personen 
nicht mehr so enthusiastisch. Aber inzwischen rege sich bei Österreich und in 
Jugoslawien wieder mehr Zustimmung. Er werde in Kürze in Wien darüber spre-
chen.39 Der Vorteil bei Cancún sei die überschaubare Größe und die intelligente 
Auswahl der Teilnehmer gewesen. 
Der Gast ließ Zustimmung erkennen. Er lud den BM (nach Festlegung des Tex-
tes einer kurzen gemeinsamen Presseerklärung) zu einem Besuch in Dhaka ein. 

Referat 340, Bd. 144646 

Fortsetzung Fußnote von Seite 31 
ren (zurzeit rund 1 %) auf die Ablehnung der großen Mehrheit.“ Vgl. den Artikel „Konstruktiver 
Wille zur Aufstockung des IDA-Kapitals“; NEUE ZÜRCHER ZEITUNG, Fernausgabe vom 31. Januar 
1986, S. 11. 

37 Die Jahresversammlung des Internationalen Währungsfonds und der Weltbank fand vom 8. bis 
11. Oktober 1985 statt. Die dabei gefaßten Beschlüsse sahen u. a. vor: „Verlängerung des erweiter-
ten Zugangs zu den Mitteln des IWF, der Kredite weit über die regulären Ziehungsgrenzen hinaus 
erlaubt, um ein weiteres Jahr; Wiedervergabe der Rückflüsse des Trust Funds (2,7 Mrd. SZR) an 
die ärmsten EL zu weichen Bedingungen; keine Übereinstimmung über Neuzuteilung von SZR 
(USA, GB, JAN und D ablehnend, da kein globaler Bedarf an zusätzlicher Liquidität; zustimmend 
u. a. F sowie EL); Diskussion über Verbesserung der Funktionsweise des Weltwährungssystems 
auf der Grundlage von Studien der G 10 (IL) und der G 24 (EL im IWF-Interimsausschuß); Auf-
nahme von Verhandlungen über achte Wiederauffüllung von IDA; grundsätzliche Übereinstimmung 
zwischen den meisten Mitgliedstaaten (außer USA) über Notwendigkeit einer Kapitalerhöhung 
der Weltbank; Verabschiedung der Konvention über eine multilaterale Investitionsversiche-
rungsagentur“. Vgl. die Aufzeichnung der Referate 400, 412 und 422 vom 26. März 1986; Referat 422, 
Bd. 148934. 

38 In Cancún fand am 22./23. Oktober 1981 die Nord-Süd-Gipfelkonferenz über Zusammenarbeit und 
Entwicklung statt. Vgl. dazu AAPD 1981, III, Dok. 315. 

39 Bundesminister Genscher hielt sich am 18./19. März 1986 in Österreich auf. Zum Gespräch mit 
dem österreichischen Außenminister Gratz vgl. Dok. 78. 



10. Januar 1986: Aufzeichnung von Jelonek 6 

33 

6 

Aufzeichnung des Ministerialdirektors Jelonek 

424-411.10 SYR-12/86 VS-vertraulich  10. Januar 19861 

Herrn Staatssekretär2 

Betr.: Lieferung chemischer Produkte nach Syrien, die möglicherweise zur 
Herstellung chemischer Waffen (CW) verwendet werden3 

Bezug: Ihre Bitte um Unterrichtung auf BND-Mitteilung vom 10.12.85 – 014-
StS 1035/85 VS-v beigefügt (Anlage 14) 

Anlg.: 3 – nur bei Exemplar 1 

Zweck der Vorlage: Zur Unterrichtung und mit der Bitte um Zeichnung beige-
fügten Schreibens an StS von Würzen5  

I. Der BND hat in Antwort auf unsere erneut gestellte Frage nun eine ausführ-
lichere Bewertung der Aktivitäten des syrischen Forschungsinstituts CERS6 im 
CW-Bereich übersandt (siehe Schreiben vom 27.12.1985 – 02-9-2704/85 geh. 
beigefügt, Anlage 27). Hierin ist auch Stellung genommen, welche Bedeutung 
der Lieferung chemischer Vorprodukte durch deutsche Firmen bei der syri-
schen CW-Herstellung beizumessen ist. Es wird folgendes Bild gezeichnet: 
a) Das CERS-Institut produziert CW – speziell das Nervengas Sarin – in erheb-
lichem Umfang. Diese Feststellung wird nicht weiter relativiert. CERS sei „Tarn-
adresse für die syrische Kampfstoffabrik“; Syrien (und der Irak) besäßen „der-
zeit bereits vermutlich mehr Nervenkampfstoff, als die NATO in Mitteleuropa 
verfügbar hat“, oder würden ihn in Kürze besitzen. 
b) Lieferungen chemischer Vorprodukte an das CERS durch deutsche Firmen, 
und zwar – soweit bisher bekannt – 100 t wasserfreier Flußsäure (hydrogen 
fluoride) Fa. Riedel-de Haën, 500 t Thionylchlorid Fa. Gerrit van Delden (in 
griechischem Besitz), seien zur Herstellung von Sarin geeignet und würden vom 
CERS gemeinsam mit dem von anderen Lieferanten weltweit erworbenen Di-
methylphosphit in einem dazu entwickelten Syntheseverfahren auch hierzu ver-
wendet. 

 
 1 Die Aufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Nagel und Legationsrat I. 

Klasse Horsten konzipiert. 
 2 Hat Staatssekretär Meyer-Landrut vorgelegen.  

Hat laut handschriftlichem Vermerk vom 13. Januar 1986 Staatssekretär Ruhfus vorgelegen.  
Hat Vortragendem Legationsrat Frick am 14. Januar 1986 vorgelegen, der den Rücklauf über Mi-
nisterialdirigent Kastrup an Referat 424 verfügte.  
Hat Kastrup bzw. Vortragendem Legationsrat I. Klasse Nagel am 14. Januar 1986 vorgelegen. 

 3 Zur Ausfuhr von Flußsäure nach Syrien durch Firmen aus der Bundesrepublik vgl. AAPD 1985, I, 
Dok. 65 und Dok. 99. 

 4 Dem Vorgang nicht beigefügt. 
 5 Dem Vorgang beigefügt. Vgl. Anm. 11. 
 6 Centre d’Étude et de Recherches Scientifiques. 
 7 Dem Vorgang nicht beigefügt. 
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Aus der von CERS bisher beschafften Menge Dimethylphosphit (mindestens 
1200 t) ließen sich ca. 1600 bis 1700 t Sarin herstellen. Dazu benötige man au-
ßerdem ca. 800 bis 850 t wasserfreier Flußsäure sowie ca. 1400 t Thionylchlorid. 
Die vom CERS bei den deutschen Firmen gekauften Mengen der letztgenann-
ten Stoffe überstiegen bei weitem den Bedarf eines Forschungsinstituts und 
seien auch nicht mit dem von syrischer Seite offiziell genannten „zivilen“ Ver-
wendungszweck (Schiffslacke, Ätzmittel) zu erklären. 
Für den BND scheint es keinem Zweifel mehr zu unterliegen, daß CERS CW – 
Sarin – in großen Mengen herstellt und hierzu auch chemische Vorprodukte 
verwendet, die u. a. in erheblichem Umfang von deutschen Firmen geliefert wor-
den sind. Diese Beurteilung wird auf Erkenntnisse von Partnerdiensten (USA, 
ISR) und eigene physikalisch-technische Feststellungen gestützt. 
II. Weiteres Vorgehen 
1) Die Prüfung rechtlicher Eingriffsmöglichkeiten ergibt, daß sowohl wasser-
freie Flußsäure wie auch Thionylchlorid genehmigungsfrei ausgeführt werden 
können. Die Ausfuhr beider Stoffe wird auch von den anderen westlichen Indu-
strieländern, die wie wir gewisse chemische Vorprodukte unter Ausfuhrkontrolle 
gestellt haben8, nicht kontrolliert (Ausnahme USA, die Flußsäurelieferungen 
allerdings nur nach Syrien, Iran, Irak einer Genehmigungspflicht unterworfen 
haben). Die Begründung liegt darin, daß für beide Stoffe wesentliche zivile An-
wendungsmöglichkeiten bestehen. Sie sind darüber hinaus nicht als unmittel-
bare CW-Vorprodukte anzusehen, da erst weitere Syntheseschritte zum CW-
Endprodukt führen. 
Bei den auf australische Initiative in Brüssel geführten Gesprächen konnte in-
nerhalb der westlichen Industrieländer keine Einigung auf Ausweitung der 
kontrollpflichtigen Substanzen erzielt werden (siehe hierzu Aufzeichnung Ref. 
424 vom 2.1.86 – 424-411.10 VS-NfD, Anlage 39). Allerdings wurde Einigung 
über eine sog. „warning list“ erzielt, in der auch Flußsäure und Thionylchlorid 
enthalten sind. Sinn der „warning list“ ist es, die Industrie vor Vertragsschlüs-
sen bei ungewöhnlichen Mengen oder dubiosen Abnehmern zu warnen. 

 
 8 Die Bundesregierung stellte mit der 52. Verordnung zur Änderung der Ausfuhrliste – Anlage AL 

zur Außenwirtschaftsverordnung – vom 14. Mai 1984 die Ausfuhr von Methylphosphonsäuredime-
thylester, Methylphosphonsäuredifluorid, Methylphosphonsäuredichlorid, Phosphoroxychlorid und 
Thiolglycol unter Genehmigungspflicht. Für den Wortlaut der Verordnung vgl. BUNDESANZEIGER 
vom 15. Mai 1984, S. 4509. 

 9 Dem Vorgang nicht beigefügt.  
Vortragender Legationsrat I. Klasse Nagel bilanzierte das dritte Treffen von 15 Industriestaaten 
am 11./12. Dezember 1985 in der australischen Botschaft in Brüssel über die Einführung weiterer 
Exportkontrollen für chemische Substanzen. Dabei sei vor allem von Italien, Japan und der Bun-
desrepublik auf die laufenden Verhandlungen der Genfer Abrüstungskonferenz (CD) über ein Verbot 
chemischer Waffen hingewiesen worden: „Wenn überhaupt, komme deshalb nur ein inhaltlich be-
grenztes und zeitlich interimistisches Vorgehen im Rahmen der australischen Initiative in Betracht. 
[…] Wie auch immer man zu diesen grundsätzlichen Fragen stehen mag, zu denen die Scheu der 
großen Chemieproduzenten kommt, weitere Substanzen unter administrative Ausfuhrkontrollen 
zu stellen, sie führten jedenfalls dazu, daß eine Einigung im Sinne zusätzlicher Kontrollen in 
Brüssel nicht möglich war.“ Dessenungeachtet hätte eine Einigung über eine „warning list“ mit 35 
Substanzen erzielt werden können: „Diese Liste dient der Bewußtmachung der chemischen Indu-
strie und kann so eine echte Warnfunktion erfüllen. Sie macht auch der Industrie ihre Verantwortung 
auf diesem wichtigen Gebiet deutlich.“ Damit sei die australische Initiative „im wesentlichen ab-
geschlossen“. Vgl. Referat 424, Bd. 135876. 
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2) Entsprechend dieser „warning list“ sollte das federführende BMWi gebeten 
werden, auf die beteiligten Firmen einzuwirken, von den bereits mit dem CERS-
Institut vereinbarten Lieferungen Abstand zu nehmen, jedenfalls keine weite-
ren Lieferungen von Stoffen der „warning list“ mit dem CERS zu vereinbaren. 
Darüber hinaus sollte der Verband der deutschen chemischen Industrie (und 
über ihn möglichst alle deutschen Chemieunternehmen) auch über die speziel-
len Verdachtsmomente gegen das CERS-Institut unterrichtet werden. 
Diese Bitte sollte mit hierzu beigefügtem Schreiben des Herrn Staatssekretärs 
dem BMWi übermittelt werden, da in gleicher Sache (Lieferungen der Fa. Riedel-
de Haën betreffend) ein Schriftwechsel auf StS-Ebene stattgefunden hat.10 StS 
von Würzen hatte seinerzeit Bereitschaft des BMWi zu erkennen gegeben, die 
chemische Industrie über problematische Vorgänge in diesem Bereich aufklären 
zu wollen. Eine Unterrichtung hat jedoch bisher – soweit hier bekannt – noch 
nicht stattgefunden.11 

Jelonek 

VS-Bd. 13733 (424) 

 
10 Staatssekretär Ruhfus bat Staatssekretär von Würzen, Bundesministerium für Wirtschaft, mit 

Schreiben vom 11. Juni 1985, die Firma Riedel-de Haën AG zu einem freiwilligen Verzicht auf weitere 
Lieferungen von Flußsäure nach Syrien zu bewegen und in einem Gespräch mit Vertretern der chemi-
schen Industrie auf die Problematik der Ausfuhr chemischer Substanzen hinzuweisen. Für das 
Schreiben vgl. die Anlage zur Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Loeck vom 6. Juni 1985; VS-
Bd. 13728 (422); B 150, Aktenkopien 1985. 

11 Mit Schreiben vom 13. Januar 1986 erinnerte Staatssekretär Ruhfus Staatssekretär von Würzen, 
Bundesministerium für Wirtschaft, an seine Bereitschaft, „Verband und Firmen der deutschen 
chemischen Industrie über problematische Vorgänge“ bei der Ausfuhr von zur Herstellung chemi-
scher Waffen geeigneter Substanzen aufzuklären: „Über diese allgemeine Unterrichtung hinaus 
halte ich eine erneute Kontaktaufnahme mit Vertretern der Fa. Riedel-de Haën und Gerritt van 
Delden für geboten, bei der den Firmen klargemacht werden sollte, daß ihre Lieferungen an das 
CERS-Institut mit großer Wahrscheinlichkeit der Herstellung chemischer Kampfstoffe dienen. Die 
Firmen sollten schon im eigenen Interesse, aber auch zur Vermeidung von außenpolitischen Bela-
stungen, die der Bundesrepublik Deutschland insgesamt drohen, von der Auslieferung auch be-
reits kontrahierter Liefermengen Abstand nehmen. Auf keinen Fall sollten sie neue Verpflichtun-
gen eingehen.“ Vgl. VS-Bd. 13733 (424); B 150, Aktenkopien 1986.  
Vortragender Legationsrat I. Klasse Nagel vermerkte am 7. März 1986, daß das Bundesministeri-
um für Wirtschaft ein entsprechendes Schreiben an die Firma Riedel-de Haën AG gerichtet habe, 
nicht jedoch an die Firma Gerrit van Delden GmbH, da es sich um ein „noch dazu in griechischem 
Eigentum“ befindliches Textilunternehmen handele: „Bei einer Besprechung im Verband der Che-
mischen Industrie am 3.3.1986 teilte der Vertreter der Fa. Riedel-de Haën mit, sein Unternehmen 
habe nicht die geringste Absicht, sich irgendwie mit dem Verdacht der Herstellung chemischer Waffen 
in Verbindung bringen zu lassen. Angesichts des mit Syrien geschlossenen Vertrages hätte das 
Unternehmen nicht von sich aus auf die Lieferungen verzichten können, als die Verdachtsmomen-
te bekannt wurden. Der Brief des BMWi und der Hinweis auf den Wunsch der Bundesregierung, 
aus außenpolitischen Gründen die Lieferung zu verhindern, gebe ihm jedoch die Möglichkeit, vom 
Vertrag zurückzutreten. Der Vorstand habe dies bereits informell beschlossen; die förmliche Ent-
scheidung des Vorstands werde in diesen Tagen getroffen.“ Vgl. VS-Bd. 13733 (424); B 150, Aktenko-
pien 1986. 
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Ministerialdirigent von Ploetz an die Botschaft in Washington 

Dg 20-530.36 LIY-9/86 VS-vertraulich Aufgabe: 10. Januar 19861 
Fernschreiben Nr. 50 

Betr.: Gespräch BM – Botschafter Burt am 9.1.1986; 
hier: Terrorismusbekämpfung (Libyen)2 

Nachdem BM im Zusammenhang einer gesamtpolitischen Lageanalyse davor 
gewarnt hatte, einen Zwang für die moderaten Kräfte im Nahen Osten zu er-
zeugen3, sich in falscher Richtung zu solidarisieren, wofür BM die Reaktionen 
aus dem Nahostraum auf die amerikanischen Maßnahmen gegen Libyen4 als 
Beispiel genannt hatte, nahm er Bezug auf die gestrige Unterrichtung Dobbins –
D 3 über die amerikanischen Beschlüsse und die dabei erfolgte erste deutsche 
Stellungnahme.5 Jetzt müsse man sich darüber verständigen, wie die von den 
USA vorgeschlagenen Konsultationen erfolgen sollten. 
BM erläuterte, daß er es im Kabinett am 3.1. als unabdingbar bezeichnet habe, 
mit allen uns zur Verfügung stehenden Möglichkeiten – diese seien allerdings 
nicht rechtlicher Natur – dafür zu sorgen, daß deutsche Firmen keine kommer-
ziellen Vorteile daraus ziehen würden, wenn die amerikanischen Maßnahmen 
Wirkung hätten. BM äußerte Verständnis für diesen wichtigen Punkt in der 
Reagan-Erklärung. GB verhalte sich ähnlich wie wir. 

 
 1 Durchdruck.  

Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Jansen am 10. Januar 1986 zur Mitzeichnung vorgelegen. 
 2 Vgl. dazu die Anschläge am 27. Dezember 1985 in den Flughäfen von Rom und Wien; Dok. 2, Anm. 31. 
 3 Korrigiert aus: „überzeugen“. 
 4 Am 7. Januar 1986 verordnete Präsident Reagan folgende Maßnahmen gegen Libyen: „Mit soforti-

ger Wirkung verboten sind: Gewährung oder Verlängerung von Krediten und Anleihen; Reisen von 
US-Bürgern oder auf Dauer in den USA niedergelassener Personen nach und aus Libyen […]. Mit 
Wirkung ab 1.2.1986 verboten sind: Aus- und Einfuhr von Waren, Dienstleistungen und Technolo-
gien nach und aus Libyen – Ausnahmen: Publikationen, Nachrichtenmaterial und humanitäre Spen-
den; Transport und Verkehr nach und von Libyen; Ankauf von Waren zwecks Ausfuhr aus Libyen 
in Drittländer; Abschluß und Durchführung von Wirtschafts- und Handelsverträgen.“ Darüber 
hinaus kündigte Reagan am 8. Januar 1986 an, „daß ab sofort alle finanziellen Guthaben Libyens 
in den USA eingefroren werden“. Vgl. die Anlage zur Aufzeichnung des Ministerialdirektors Sud-
hoff vom 9. Januar 1986; VS-Bd. 13620 (311); B 150, Aktenkopien 1986. Für den Wortlaut der 
Executive Orders Nr. 12543 und Nr. 12544 vgl. DEPARTMENT OF STATE BULLETIN,Bd.86 (1986), 
Heft 2108, S. 37 f. 

 5 Ministerialdirektor Sudhoff notierte am 9. Januar 1986, daß der amerikanische Gesandte Dobbins 
ihm am Vortag die von Präsident Reagan am 7. Januar 1986 erlassenen Sanktionen gegen Libyen 
vorgetragen und die Entsendung des stellvertretenden amerikanischen Außenministers White-
head zu weiteren Gesprächen angekündigt habe. Er, Sudhoff, habe zum Ausdruck gebracht, daß 
die Bundesregierung „eine vorherige Konsultation für hilfreich erachtet“ hätte, sei auf die Sankti-
onsmaßnahmen im einzelnen aber nicht eingegangen: „Bei einzelnen Maßnahmen habe ich jedoch 
darauf verwiesen, daß diese für uns ohnehin Realität seien: Wir exportieren nach Libyen weder 
Waffen, noch gibt es eine nukleare Zusammenarbeit, noch einen High-tech-Transfer. Die Einreise- 
und Visumsvorschriften gegenüber Libyen seien schon vor geraumer Zeit verschärft worden, unse-
re Sicherheitsmaßnahmen, auch an Flugplätzen, befänden sich auf höchstem Niveau. Was die von 
den US-Maßnahmen geschaffene Wirtschaftslücke angehe, so sei es eine Selbstverständlichkeit, 
daß wir von den deutschen Firmen erwarteten, […] daß sie nicht auf Kosten der Amerikaner ihre 
Geschäfte ausweiten sollten.“ Vgl. VS-Bd. 13620 (311); B 150, Aktenkopien 1986.  
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Burt warf ein, Howe habe in diesem Sinne eine Erklärung abgegeben. Es sei 
wichtig, dies in die europäischen Konsultationen einzubringen. 
BM hielt fest, wir hätten dies gestern erklärt und würden dies im Anschluß an 
das jetzige Gespräch erneut sagen. 
Für uns sei wichtig, zur Verhinderung von terroristischen Akten eine noch en-
gere Zusammenarbeit herzustellen. BK habe sich in diesem Sinn im Dezember 
gegenüber Shultz geäußert.6 
BM erinnerte an die Terrorismuserfahrungen der Bundesregierung und unter-
strich, daß die zuständigen inneren Behörden jede Möglichkeit zur Zusammen-
arbeit nützen müßten. Ereignisse wie die in Wien und Rom gäben dafür einen 
Impuls. 
BM erinnerte daran, daß die Bundesrepublik Deutschland in der Frage der 
Sichtvermerkserteilung an Libyer die schärfsten Maßnahmen unter den Euro-
päern getroffen habe, was für ein Land mit vielen offenen Grenzen ein großes 
Problem darstelle.  
Bei der Zusammenarbeit seien wir besonders an einem stärkeren Informations-
austausch über die Bewegungen bestimmter Personen interessiert. Durch Hin-
weise, auch aus dem arabischen Lager, habe vieles verhindert werden können. 
Die Entschlossenheit zur Zusammenarbeit solle sehr deutlich gemacht werden. 
Burt warnte davor, das dringliche Problem der Terrorismusbekämpfung nicht 
zu einem europäisch-amerikanischen Problem werden zu lassen. Er selbst habe 
sich in seiner heutigen Pressekonferenz standhaft geweigert, eine kritische Stel-
lungnahme zur Haltung der Bundesregierung abzugeben. Er habe die starke 
Verurteilung des Terrorismus durch die Bundesregierung begrüßt. Zu Libyen 
sollten die Bundesregierung und die anderen EG-Regierungen aber die Schrit-
te des US-Präsidenten sehr deutlich ansehen. Es gebe starke, ja zwingende 
Gründe, Gaddafi zu „exkommunizieren“. 
Burt warnte vor einer langen Diskussion über die Wirksamkeit von Wirtschafts-
sanktionen, es gehe nicht um bilaterale Differenzen, sondern darum, daß ein 
Land den zivilisierten Nationen der Welt eine Art Krieg erklärt habe. Zu einem 
solchen Land solle man keine Kontakte haben. Die amerikanische Bitte gehe 
dahin, die US-Schritte zu prüfen und zu sehen, welche Schritte die Bundesre-
publik und die EG unternehmen könnten. 
Auf BM-Frage nach der beabsichtigten Wirkung erklärte Burt, Gaddafi sei ge-
genüber der westlichen Meinung nicht unsensibel. Außerdem spiele für ihn die 
Fähigkeit des Ölexportes (und die dafür notwendige technologische Unterstüt-
zung) eine große Rolle für die Aufrechterhaltung der Wirtschaft. Man müsse 
ihn daher durch eine effektive, multilaterale Anstrengung vor die Wahl stellen 
– seine Haltung zum internationalen Terrorismus zu überdenken oder ernst-
hafte Probleme in Kauf zu nehmen. 
Burt bezeichnete es als nützlich, einen amerikanisch-europäischen Dialog auf 
hoher Ebene vorzusehen. Er nahm Bezug auf einen – uns bisher nicht bekann-

 
 6 Bundeskanzler Kohl und der amerikanische Außenminister Shultz führten am 14. Dezember 1986 

ein Gespräch in Ludwigshafen. Vgl. dazu die Meldung „Begegnung mit Kohl in Oggersheim“; FRANK-
FURTER ALLGEMEINE ZEITUNG vom 16. Dezember 1985, S. 2. 
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ten – griechischen Vorschlag für ein AM-Treffen EG – USA, zu dem Shultz be-
reit sei. Auf nähere Nachfrage nach dem Forum wollte Burt keine Option aus-
schließen, äußerte aber Präferenz für EG – USA und Skepsis gegen NATO. 
Burt regte ferner EG-Erklärung an, daß kein europäisches Unterlaufen der US-
Maßnahmen stattfinden werde, und stellte die – inoffizielle – Überlegung an, 
ob die Ernennung eines hohen AA-Beamten für Fragen der Terrorismusbekämp-
fung (nach dem Muster von Oakley, Assistant Secretary to Combat Terrorism) 
als politisches Symbol nicht unwichtig wäre. 
Zu den Beratungen im Siebener-Rahmen verwies Burt auf französische Zu-
rückhaltung, die Zusammenarbeit über die Fragen der Luftfahrtsicherheit hin-
aus zu erweitern. BM begrüßte diese Versuche und verwies auf den in Paris ge-
wonnenen Eindruck einer sehr positiven Haltung zur Zusammenarbeit bei der 
Terrorismusabwehr.7 
Burt kündigte an, daß er mit BM Zimmermann über eine Intensivierung der 
Kontrollen von Libyern in der Bundesrepublik sprechen wolle8, und zwar so-
wohl der Angehörigen des Volksbüros und anderer Diplomaten wie auch der 
sogenannten Studenten. 
Burt regte auch an, die Schließung des Volksbüros ernsthaft zu prüfen. Die 
USA hätten vor vier Jahren vor diesem Problem gestanden.9 Damals hätten sich 
über fünftausend US-Staatsangehörige in Libyen aufgehalten, man habe diese 
Präsenz inzwischen auf eintausendfünfhundert reduzieren können und wirke 
jetzt auch auf deren Ausreise hin. 
Burt rechnete damit, daß zwar auch einige bleiben, aber Wirkung eintritt. Die 
Occidental Oil Company werde der US-Weisung entsprechen (ob sie ihre Ge-
sellschaftsanteile in Libyen aufgeben wird, war Burt nicht bekannt). Die Bundes-
regierung solle ihre Staatsangehörigen zum Verlassen von Libyen auffordern. 
BM erinnerte daran, daß die libysche Ölindustrie in allen sensiblen Bereichen 
durch US-Seite betrieben werde. Im übrigen unterstrich BM, daß das Geiselpro-
blem für uns keine Frage der Zahl sei. Die Regierung werde erfahrungsgemäß 
auch dann um Hilfe angegangen und müsse helfen, wenn trotz nachhaltiger 
Warnungen Geiselnahmen stattfänden. BM erinnerte an Beispiele im Irak.  
Burt versuchte moralischen Unterschied herauszuarbeiten, wenn es um das Le-
ben unschuldiger Terrorismusopfer im eigenen Land und die Sicherheit von 
Bürgern gehe, die sich auf eigenes Risiko der Gefahr der Geiselnahme aussetz-
ten. 
BM erinnerte auch daran, daß unser Libyen-Handel in den letzten Jahren ab-
nehmende Tendenz habe, was sich auch bei dem Rückgang der durch Hermes ga-
rantierten Libyen-Forderungen niederschlage. Die Wirtschaftsbeziehungen 
USA – Libyen hätten entgegengesetzte Tendenz. BM erinnerte im übrigen dar-
an, daß Kredite bei uns in den Sanktionsbegriff fielen. 

 
 7 Vgl. dazu das Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem französischen Außenminister Dumas 

am 7. Januar 1986 in Paris; Dok. 2. 
 8 Der amerikanische Botschafter Burt traf am 14. Januar 1986 mit Staatssekretär Neusel, Bundes-

ministerium des Innern, zusammen. Vgl. dazu den Artikel „Zimmermann: Den Terror nicht nur 
nach Anschlägen bekämpfen“; FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEITUNG vom 16. Januar 1986, S. 1. 

 9 Das libysche Volksbüro in Washington wurde am 6. Mai 1981 geschlossen. 
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BM unterstrich, daß die Bundesregierung nicht erpreßbar sei. Deshalb habe sie 
gestern bewußt nicht auf das Geiselrisiko in Libyen oder wirtschaftliche Inter-
essen hingewiesen. Der libyschen Seite sei dies aus gegebenem Anlaß über ei-
nen hochrangigen Beauftragten Gaddafis gesagt worden: Wir verzichteten auf 
Ankündigungen und große Erklärungen, über unsere Festigkeit solle sich aber 
niemand täuschen.10 
Auf Frage nach Beweisen für die libysche Beteiligung an den Anschlägen in 
Rom und Wien erwähnte Burt sehr sensitive nachrichtendienstliche Erkennt-
nisse. Ein Bericht zur Information der Verbündeten sei in Vorbereitung. 
BM faßte zusammen: Es werde kein Unterlaufen amerikanischer Maßnahmen 
geben. Wir würden uns auch für entsprechendes Verhalten der EG-Partner und 
eine europäische Erklärung in diesem Sinne einsetzen. Die USA würden uns 
bei jeder Maßnahme zur Abwehr terroristischer Anschläge auf ihrer Seite fin-
den, im AA werde die Einrichtung eines Terrorismusreferats vorbereitet.11 Wenn 
eine Ministerzusammenkunft gewünscht werde, würden wir den Vorschlag un-
terstützen. Es sei allerdings wichtig zu überlegen, was das Ergebnis sein solle.  
Botschafter Burt dankte für die Ausführungen BMs. Die Botschaft werde mit 
dem AA in Verbindung bleiben und weiteres Material übermitteln. 
Die im Anschluß an das Gespräch herausgegebene Erklärung des Presserefe-
rats, die mit Burt abgestimmt war, ging der Botschaft bereits als Fernkopie zu. 
Dieser Erlaß ist von BM noch nicht genehmigt.  

[gez.] Ploetz 
VS-Bd. 12994 (204) 

 
10 Vgl. dazu das Gespräch des Ministerialdirigenten Schlagintweit mit dem ehemaligen libyschen 

Minister für äußere Sicherheit, Belgassem, am 28. Juni 1985; AAPD 1985, II, Dok. 179. 
11 Mit Schrifterlaß vom 5. Dezember 1985 informierte Staatssekretär Meyer-Landrut darüber, daß 

mit Wirkung vom 1. Januar 1986 in der Abteilung 5 des Auswärtigen Amts neben einem Arbeitsstab 
50 für Völkerrecht ein Referat für Luftsicherheit und Terrorismusbekämpfung gebildet werde: „Das 
neue Referat für ‚Luftsicherheit und Terrorismusbekämpfung‘ erhält die Ordnungszahl 515. Der 
bisher u. a. für Luftsicherheit und Terrorismusbekämpfung zuständige Referatsteil 502-9 wird 
aufgelöst.“ Vgl. Referat 110, Bd. 198649. 
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Aufzeichnung des Botschafters Citron, z. Z. Bonn  

221-370.10-32/86 geheim 15. Januar 19861 

Betr.: KVAE; 
hier: Gespräch der vier Direktoren und der KVAE-Delegationsleiter am 
14. Januar 1986 in Paris 

1) In Fortsetzung der Gespräche in London2 und Bonn3 wurden bei den Kon-
sultationen in Paris folgende Fragen erörtert: 
– Westliche Verhandlungstaktik beim GV, 
– Überlegungen zur Verhandlungsmasse (restructuring), 
– Nutzung des Verhandlungszeitraums bis Herbst 86. 
Teilnehmer der Gesprächsrunde waren: 
F: Pierre Morel, Politischer Direktor; Botschafter Paul Henri Gaschignard, DL; 
Herr Couhadon. 
GB: Derek Thomas, Politischer Direktor; Botschafter Michael Edes, DL; Miss 
Alyson Bailes. 
US: Mr. C. Thomas, stellv. Politischer Direktor; Botschafter Robert Barry, DL; 
Mr. Klosson. 
D: MD G. v. Braunmühl, D 2; Botschafter Dr. K. J. Citron, DL; VLR I Dr. von 
Studnitz, RL 204. 
2) Der französische Politische Direktor Morel leitete die Diskussion zum GV4 
ein und betonte das französische Interesse, im kleinen Kreis bald eine Annähe-
 
 1 Die Aufzeichnung wurde von Ministerialdirektor Edler von Braunmühl mit Begleitvermerk vom 

16. Januar 1986 zusammen mit sieben weiteren Aufzeichnungen über das Vierertreffen der Politi-
schen Direktoren am Vortag in Paris an Staatssekretär Meyer-Landrut und Bundesminister Gen-
scher geleitet.  
Hat Meyer-Landrut am 17. Januar 1986 vorgelegen.  
Hat Genscher am 20. Januar 1986 vorgelegen.  
Hat Oberamtsrat Kusnezow am 21. Januar 1986 vorgelegen, der den Rücklauf über das Büro Staats-
sekretäre an Referat 204 verfügte.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse von Schubert am 21. Januar 1986 vorgelegen.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse von Studnitz am 23. Januar 1986 vorgelegen. Vgl. VS-
Bd. 12979 (204); B 150, Aktenkopien 1986. 

 2 Zum Vierertreffen der Politischen Direktoren sowie der Leiter der vier KVAE-Delegationen am  
29. August 1985 vgl. AAPD 1985, II, Dok. 234. 

 3 Im Mittelpunkt des Vierertreffens der Politischen Direktoren am 25. November 1985 stand die 
Frage eines festen Endtermins für die KVAE in Stockholm sowie die Fortsetzung der Konsultatio-
nen zur Erörterung noch offener Sachfragen: „Es wurde schließlich Einigung erzielt, das verstärk-
te Direktorentreffen vor Wiederaufnahme der Stockholmer KVAE im Januar durchzuführen.“ Vgl. 
die Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse von Studnitz vom 27. November 1985; 
VS-Bd. 12978 (204); B 150, Aktenkopien 1985. 

 4 Referat 221 notierte am 8. Januar 1986 zum Thema „Gewaltverzicht“ im Rahmen der KVAE in 
Stockholm: „Nach der Vereinbarung über die Arbeitsstruktur ist der Gewaltverzicht legitimes 
Thema in einer von fünf Arbeitsgruppensitzungen geworden. Der Westen konnte sich bisher – zu-
mal nicht Demandeur – auf kritische Beiträge beschränken. Mit der Bestallung von Koordinato-
ren, auch für den Gewaltverzicht, und der Einführung eines umfassenden Textes der N+N zu Ge-
waltverzicht ist eine neue Lage gegeben, die der Westen mitgestalten muß. Etwaige Versuche des 
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rung zu erzielen, um ggf. schon am 23./24. Januar im Allianzrahmen5 über die-
se Thematik sprechen zu können. 
Er erwähnte die geplante gemeinsame Reise des deutschen und französischen 
AM nach Stockholm am 28. Januar6 und gab zu verstehen, daß die Teilnahme 
von AM Dumas auch dazu diene, dem Eindruck (u. a. der SU) entgegenzuwir-
ken, F sei nicht genügend an der KVAE interessiert. 
Er erläuterte dann die französischen Überlegungen, für die GV-Redaktion ei-
nen neuartigen Ansatz zu suchen, u. a. um damit einen Redaktionsbeginn in 
Stockholm zu ermöglichen (oral drafting). In diesem Zusammenhang kritisierte 
er das britische Papier, zeigte jedoch Interesse an den von uns vorgeschlagenen 
„linkage“-Elementen7. F wolle an den Anfang eines GV-Textes die Darlegung 
der politischen Motive für einen GV stellen (im Sinne des Madrid-Mandats8) 
statt eines „legal patchwork“. 
Herr Morel skizzierte folgende Elemente: 
– Der GV der Schlußakte von Helsinki9 bleibe gültig, es gelte, ihn zu beachten 

(über die Implementierungskritik müsse in Wien10 gesprochen werden). 
– Transparenz ist ein Schlüsselelement, um das Vertrauen zu stärken. 
– Transparenz soll als erster Schritt erscheinen, der später weitere Maßnah-

men ermöglicht und schließlich zu Abrüstungsmaßnahmen führen kann. 
– Das Mandat von Madrid: „Wirkung und Ausdruck ...“. 
– GV müsse im Zusammenhang mit anderen Prinzipien gesehen werden. 

Fortsetzung Fußnote von Seite 40 
Ostens, Fortschritte beim Niederschreiben von konkreten VSBM in allen vier Gruppen von paral-
lelen Fortschritten bei Texten über Gewaltverzicht abhängig zu machen, wären zurückzuweisen. An-
dererseits wird der Osten ohne eine gewisse Bereitschaft des Westens, erste Gewaltverzichtsele-
mente festzuhalten, keine substantiellen Texte zu VSBM niederschreiben. […] In jedem Fall muß sich 
der Westen über die Zielrichtung und Struktur eines GV-Textes klarer werden. Dazu gehören nach 
unserer Auffassung: kein Vertrag; möglichst nicht zu umfangreich, kein besonderes Dokument, son-
dern Teil eines Schlußdokuments; KVAE-bezogen, d. h. möglichst keine sachfremden Themen; falls 
möglich Besserung der Anti-Breschnew- und Erga-Omnes-Wirkung; detaillierte Verknüpfung des 
Konzepts der Transparenz mit dem Gewaltverzicht.“ Vgl. VS-Bd. 13435 (212); B 150, Aktenkopien 
1986. 

 5 Zur Sitzung des Ständigen NATO-Rats mit den Leitern der KVAE-Delegationen der NATO-Mit-
gliedstaaten am 24. Januar 1986 vgl. Dok. 21. 

 6 Zum gemeinsamen Auftritt des Bundesministers Genscher und des französischen Außenministers 
Dumas bei der KVAE in Stockholm vgl. Dok. 16, Anm. 13. 

 7 In einem von Referat 221 für das Vierertreffen der Politischen Direktoren mit den Leitern der vier 
KVAE-Delegationen am 14. Januar 1986 in Paris ausgearbeiteten Positionspapier vom 8. Januar 
1986 hieß es, daß ein Text zum Gewaltverzicht im Schlußdokument der KVAE Elemente enthalten 
sollte, „die einen engen konzeptionellen Zusammenhang zwischen VSBM und Gewaltverzicht herstel-
len, also Formulierungen, wonach z. B. das Konzept der Transparenz dem Gewaltverzicht Wirkung 
und Ausdruck verleiht und in diesem Sinne weiterentwickelt“. Vgl. VS-Bd. 13435 (212); B 150, Ak-
tenkopien 1986. 

 8 Für den Wortlaut der Erklärung „Konferenz über Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen 
und Abrüstung in Europa“ des Abschließenden Dokuments vom 6. September 1983 der KSZE-Fol-
gekonferenz in Madrid vgl. EUROPA-ARCHIV 1983, D 541 f. 

 9 Vgl. dazu Punkt II der Prinzipienerklärung der KSZE-Schlußakte vom 1. August 1975; SICHERHEIT 
UND ZUSAMMENARBEIT, Bd. 2, S. 915. 

10 In Wien wurde am 4. November 1986 die dritte KSZE-Folgekonferenz eröffnet. Zur ersten Verhand-
lungsrunde bis 19. Dezember 1986 vgl. Dok. 374. 
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US- und UK-DL stellten kritische Fragen und brachten dabei zum Ausdruck, 
daß sie den französischen Ansatz als einen Schritt zurück vom bisher in der Al-
lianz in Erwägung gezogenen präambularen Text ansehen. 
UK: Französisches Konzept könne allenfalls als taktischer Ansatz zur Verzöge-
rung angesehen werden, er sei zu eng und letztlich nicht verhandelbar (auch 
nicht bei N+N). UK wies vor allem auf das Drängen der anderen Alliierten hin, 
um endlich eine gemeinsame GV-Position zu erarbeiten. 
Herr Morel reagierte defensiv, versprach einen französischen Text in der näch-
sten Woche; Paris wolle die Verhandlungen keineswegs verzögern, sondern 
Brücken bauen, ohne die Pandorabüchse einer GV-Neuredaktion zu öffnen. 
D 2 schloß sich britischen Darlegungen an. Er erinnerte daran, daß die Bünd-
nispartner nach Stockholm gegangen seien, um sicherheitspolitisch solide Er-
gebnisse zu erreichen: Implementierung von substantiellen CSBM in ganz Eu-
ropa bis zum Ural (keine Abtrennung der KVAE vom KSZE-Prozeß; keine Sor-
ge vor früher Abrüstungsphase 2, sondern nach Wien allenfalls weitere VSBM-
Phase 1 b). 
Er plädierte für baldigen Beginn der Drafting-Phase. Der GV sei westliche Ka-
rotte, auch um SU zur Bewegung bei VSBM zu bringen. 
Es gebe mehrere Möglichkeiten, beim GV-Drafting zu beginnen: 
– N+N-Texte11 verändern, 
– eigene westliche Texte einführen, 
– dem Koordinator12 Texte zuspielen. 
Hierfür sollten Verbündete Konzept entwickeln. 
Der UK-Entwurf biete einen guten Einstieg. Auch wir denken an präambulare 
Sprache (nicht zu lang), auf SA13 und VN-Charta14 basierend, eine Brücke zu 
den VSBM bildend. Beim französischen Ansatz begrüßten wir den link zwischen 
GV und VSBM und dem Mandatsansatz. D 2 regte an, britischen mit früheren 
GV-Elementen und französischem Ansatz zu verbinden, um in der Lage zu sein, 
die Unterstützung der anderen Alliierten und der N+N zu erhalten. 
D 2 ging dann noch kurz auf die US-Argumente zum UK-Text ein und erinner-
te daran, daß es im europäischen Kontext vor allem darauf ankomme, der SU 
jede Gewaltanwendung unmöglich zu machen. Er schlug dann vor, die übrigen 
US-Überlegungen bei der Neufassung der britischen Texte zu berücksichtigen 
und evtl. die UK- und F-Texte zu verbinden. Wir behielten uns Stellungnahme 
zu all diesen Texten und falls notwendig eigene Beiträge vor. 

 
11 Die neutralen und nichtgebundenen Staaten brachten am 15. November 1985 den Vorschlag 

CSCE/SC.7 über vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen ein. Diese betrafen die Voran-
kündigung militärischer Aktivitäten, eine Jahresübersicht militärischer Aktivitäten, die Einladung 
von Beobachtern, die Ankündigung und Beobachtung kurzfristig angesetzter militärischer Aktivitä-
ten, die Beschränkungen bestimmter militärischer Aktivitäten, die Beobachtung auf Verlangen, 
die Form und Behandlung von Informationen über die durchzuführenden Maßnahmen, die Kon-
sultationsvorkehrungen und den Gewaltverzicht. Vgl. dazu DOKUMENTATION ZUR ABRÜSTUNG UND 
SICHERHEIT, Bd. XXIII, S. 330–337. 

12 Wolfgang Loibl. 
13 Schlußakte. 
14 Für den Wortlaut der VN-Charta vom 26. Juni 1945 vgl. BUNDESGESETZBLATT 1973, Teil II, S. 

432–503. 
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UK (Thomas) regte an, mit Rücksicht auf F bei Aufnahme bzw. Neubestäti-
gung von früheren Texten zu betonen, daß damit der Wert der ursprünglichen 
Dokumente nicht gemindert werde. Er sagte zu, einen neuen britischen Text 
zu liefern, welcher die Anregungen der Partner berücksichtige. 
US-DL Barry warnte davor, GV-Texte in die langsame NATO-Maschinerie zu 
geben. Man sollte am 23./24. Januar in Brüssel die GV-Problematik in allgemei-
ner Form erörtern. Er habe zwar eine gewisse Sympathie mit dem politischen 
Ansatz Fs, zweifle jedoch, wie dieser aufgenommen werde; schon im Kreise der 
16 werde dies als neu und problematisch angesehen werden, noch viel mehr bei 
den N+N. Im übrigen enthalte auch das Papier der N+N einen Passus zu den 
Menschenrechten. 
Er plädierte im übrigen dafür, den bisherigen präambularen Ansatz mit dem 
französischen Ansatz zu verbinden. (US hat ebenfalls einen präambularen GV-
Text im kleinen Kreis übergeben.15) Ein Versuch, die Transparenz als Schlüssel-
element des GV bei der SU durchzusetzen, dürfte auf Schwierigkeiten stoßen. 
DL Citron schlug vor, daß sich die vier DL am Vormittag des 23.1. (vor dem 
NATO-Treffen) kurz treffen, um zu versuchen, die Texte miteinander zu ver-
binden, und um ihre GV-Argumentation abzustimmen. (Dabei muß der Eindruck 
gemeinsamer Vorabsprache vermieden werden.) Er schloß sich britischer und 
amerikanischer Auffassung an, daß Erläuterung der politischen Motive für GV 
in Stockholm nicht genügen werde. Beide Ansätze müßten kombiniert werden, 
um genügend Material für die parallele GV-Verhandlung zu haben. 
F (Morel) äußerte Sorge, daß SU immer mehr GV-Elemente fordern werde. 
Moskau begnüge sich nicht mit Wiederholung, sondern wolle Neues. F stimme 
im übrigen einer Verstärkung der Anti-Breschnew-Doktrin-Elemente zu. 
D 2 äußerte sich skeptisch, ob es möglich sei, gemäß dem französischen Sequen-
tialismus Fortschritte in Stockholm zu erreichen. 
F-DL Gaschignard gab zu erkennen, daß F nicht mehr gegen parallelen Beginn 
des Drafting ist; man sei bereit, erste Sätze zum GV aufzuschreiben, über die 
Zeitabfolge müsse in Stockholm entschieden werden. 
F (Morel) erklärte, daß F die dargelegten Ideen in Texten niederlegen und den 
Partnern übermitteln werde.16 F sei bereit, die Vorteile der zwei Ansätze zu 
vergleichen. Man wolle die Allianz nicht blockieren. 
3) Überlegungen zur Verhandlungsmasse (restructuring) 
F (Morel) betonte, daß Paris kein neues Allianzdokument plane; Ziel der fran-
zösischen Überlegungen sei es, lediglich Richtlinien (terms of reference) für die 
interne Abstimmung der vier Partner anzuregen. Man habe zunächst noch nicht 
vor, das geplante neue Papier in die Allianz einzuführen. 
DL Citron begrüßte die französischen Hinweise auf die Notwendigkeit recht-
zeitiger Vorbereitung auf die Verhandlungen. Die Partner müßten vorbereitet 

 
15 Für das undatierte amerikanische Papier „Suggested Preambular Text on the Non-Use of Force“ 

vgl. VS-Bd. 11425 (221). 
16 Botschafter Citron, Stockholm (KVAE-Delegation), übermittelte am 7. Februar 1986 ein französi-

sches Papier zum Gewaltverzicht. Vgl. dazu den Drahtbericht Nr. 20; VS-Bd. 11425 (221); B 150, 
Aktenkopien 1986. 
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sein auf eine wirkliche Verhandlung, das schließe auch gewisse Anpassungen 
der eigenen Positionen, wie sie in französischem Papier angedeutet seien, ein. 
Citron wies auf die zusätzlichen Überlegungen im deutschen Diskussionspa-
pier, u. a. die Notwendigkeit, die Inspektionen stärker mit der Maßnahme 317 zu 
verknüpfen, hin. 
US-DL Barry plädierte dafür, in den bevorstehenden Verhandlungen gemäß 
dem Madrid-Vorbild Texte zu „draften“ (d. h. möglichst nur „vereinbarte“ Texte 
niederzulegen und nicht allzu viele Klammertexte nebeneinander zu stellen). 
Er sprach sich gegen den französischen Terminus „restructuring“ aus und ge-
gen die Rückverweisung des Pakets an Brüssel. Das Paket müsse im Verlauf 
der Verhandlungen angepaßt werden. Die Frage, welche „Türen“ wir öffnen 
könnten, sollte im Kreis der Vier weiter erörtert werden. 
Als Beispiele für die künftige Verhandlung nannte er die Informationsmaß-
nahme. Der Westen solle mehr Information in die Maßnahmen 2 und 3 einbau-
en, ohne schon die unabhängige Maßnahme 1 aufzugeben. Dabei könne der We-
sten andeuten, daß er zu gegebener Zeit auf eine unabhängige Maßnahme ver-
zichten könne, wenn er genügend Informationssubstanz in 2 und 3 erhalte. 
Zum Thema „constraints“ sagte Barry, daß man in Washington daran denke, 
die constraining elements des Kalenders zu stärken, u. a. dadurch, daß nicht im 
Kalender angekündigte Aktivitäten inspiziert werden müßten. Zusammenfas-
send erklärte er, daß die US-Delegation bereit sei, in Stockholm sofort mit dem 
Drafting zu beginnen. 
UK (Thomas) stimmte US-Auffassung zum restructuring zu (einseitiges „con-
flating“ = Zusammenlegen der Vorschläge würde die westliche Position schwä-
chen). Der Westen stehe unter Druck bei den Maßnahmen 1 und 5, bei unabhän-
gigen Luft- und Seeaktivitäten und bei constraints. Wenn immer der Westen 
sich bewegen müsse, brauche dies nicht vorab in einem Dokument niedergelegt 
zu werden. Bei unabhängigen Luft- und Seeaktivitäten habe der Westen kei-
nen Spielraum; daher komme es darauf an, unsere Position besser zu präsen-
tieren. 
Er äußerte sich skeptisch zu den französischen Überlegungen, man könne das 
Ergebnis der KVAE schon im Frühsommer festlegen. Er nehme an, daß das 
Endgame eher im August stattfinden werde. 
Britischer DL Edes stimmte US-Vorstellungen, die US-DL vorgetragen hatte, 
zu. Er gehe davon aus, daß die SU nicht VSBM-Texte vereinbaren werde, wenn 

 
17 Die NATO-Mitgliedstaaten legten am 24. Januar 1984 ein Paket vertrauens- und sicherheitsbil-

dender Maßnahmen vor. Für den Wortlaut des Dokuments CSCE/SC.1 vgl. DOKUMENTATION ZUR 
ABRÜSTUNG UND SICHERHEIT, Bd. XXII, S. 360 f.  
In der fünften Runde der KVAE vom 29. Januar bis 22. März 1985 brachten sie hierzu erläuternde 
Arbeitspapiere ein: „Als erstes wurde ein Arbeitspapier zu Maßnahme 1 (Informationsaustausch 
über militärische Strukturen) am 30.1.1985 eingeführt. Es folgten das Arbeitsdokument zu Maß-
nahme 2 (jährliche Vorausschau von anzukündigenden Aktivitäten) am 7.2., das Arbeitspapier zu 
Maßnahme 3 (Notifizierung) am 12.2., das Arbeitspapier zu Maßnahme 4 (Einladung von Beobach-
tern) am 14.2., das Arbeitspapier zu Maßnahme 5 (Inspektion, Verifikation) am 20.2. und das Ar-
beitspapier zu Maßnahme 6 (Entwicklung von Kommunikationsmitteln) am 27.2.“ Vgl. die Auf-
zeichnung des Referats 221 vom 28. Mai 1985; Referat 212, Bd. 133522.  
Die Vorschläge wurden am 8. März 1985 auf der KVAE als Gesamtpaket (CSCE/SC.1/Amplified) 
vorgelegt. Für den Wortlaut vgl. DOKUMENTATION ZUR ABRÜSTUNG UND SICHERHEIT, Bd. XXIII, S. 86–
93. 
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der Westen nicht gleichzeitig beim GV drafte (Skepsis gegen F „endgame“ im 
Juni). SU gibt traditionell ihre Konzessionen am Schluß. 
D 2 stellte die Frage nach den Auswirkungen des Zweier-Gipfels18 auf die KVAE. 
US (Thomas) bestätigte, daß es beim Gipfel zweifellos die Neigung geben wer-
de, auf die KVAE-Verhandlungen positiv Einfluß zu nehmen. 
F (Morel) sprach die Hoffnung aus, daß der Gipfel im Juli (nicht im September) 
stattfinde. Im Juni/Juli könnte sich der Gipfel günstig für den Westen auswir-
ken, Reagan und Gorbatschow könnten z. B. Weisungen für die Lösung offener 
Fragen erteilen. Bei einem September-Gipfel gerate der Westen unter Druck, 
z. B. falls die SU erst im letzten Augenblick Konzessionen mache. 
F-DL kam noch einmal auf Drafting-Prozeß zurück und plädierte dafür, daß 
Fortschritte nicht im gleichen Tempo in jeder AG gesucht würden, sondern je 
nach Thema. 
UK (Thomas) äußerte sich skeptisch zu den französischen „target dates“. Was 
geschehe z. B., wenn diese Termine (Mai/Juni) ohne die von F erwarteten „Kon-
turen der Ergebnisse“ vorbeigingen. Wir schafften unnötig öffentliche Erwartun-
gen (dies sei zweischneidig). Er warnte ebenfalls davor, in den Reden der zwei 
Außenminister zu viele Erwartungen hinsichtlich eines Ergebnisses im Herbst 
zu wecken. Er gab aber zu, daß es im westlichen Interesse liege, deutlich zu 
machen, daß der Westen Fortschritte wolle. 
Weitere KVAE-Beratungen 
Grundsätzlich wurde zugestimmt, in diesem Frühjahr eine weitere Konsultati-
on im kleinen Kreis (ggf. auf der Ebene D 2 A i. V.19, RL 22120) vorzusehen (auf 
britischer Seite Mr. Daunt). UK-Idee, evtl. den Kreis noch zu erweitern (um 
CA21 und I), fand wenig Zustimmung (Sorge vor Leaks). 

Citron 

VS-Bd. 12979 (204) 

 
18 Bei ihrem Treffen vom 19. bis 21. November 1985 in Genf kamen Präsident Reagan und der Gene-

ralsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, überein, „in nächster Zukunft erneut zusammenzu-
treffen“. Vgl. die Gemeinsame Erklärung über die Gespräche; DEPARTMENT OF STATE BULLETIN Bd. 86 
(1986), Heft 2106, S. 8. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1985, D 687. Vgl. dazu 
ferner AAPD 1985, II, Dok. 317 und Dok. 319. 

19 Rüdiger Hartmann. 
20 Ludger Buerstedde. 
21 Kanada. 
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Botschafter van Well, Washington, an das Auswärtige Amt 

Fernschreiben Nr. 196 Aufgabe: 15. Januar 1986, 20.10 Uhr 
 Ankunft: 16. Januar 1986, 02.09 Uhr 

Betr.: Amerikanische Ermittlungs- und Ausbürgerungsverfahren gegen in die 
USA eingewanderte Personen, denen Beteiligung an NS-Verbrechen 
zur Last gelegt wird; 
hier: Iwan (John) Demjanjuk, geb. 3.4.1920 in Dubowi Macharynzi/ 
Saporosche, ukrainischer (nicht volksdeutscher) Abstammung 

Bezug: Bericht des Generalkonsulats Detroit Nr. 21 vom 10. Januar 19861  
Erlaß vom 19. Dezember 1985 – 511-531E Demjanjuk 

Zur Unterrichtung 
1) Die Botschaft rät dringend davon ab, dem Ersuchen des Verteidigers von 
Demjanjuk um Mithilfe bei der Beschaffung von Entlastungsmaterial zu ent-
sprechen. Wir sind dazu rechtlich nicht verpflichtet und liefen dadurch Gefahr, 
ins Kreuzfeuer amerikanischer, israelischer und jüdischer Kritik zu geraten. 
Demjanjuk ist der Paradefall des OSI2, dem dessen ehemaliger Leiter Allan 
Ryan in seinem Buch allein 57 Seiten widmet.3 Er soll die Gaskammern in 
Treblinka betätigt und daneben zahlreiche Exzeßtaten, insbesondere Morde, 
begangen haben. 

 
 1 Generalkonsul von Boehmer, Detroit, teilte mit, gegen den 1952 in die USA eingewanderten und spä-

ter eingebürgerten John Demjanjuk seien 1979 „wegen dessen angeblicher Teilnahme am Mas-
senmord an Juden im Zeitraum 1942–1943 im Konzentrationslager Treblinka“ Ermittlungen ein-
geleitet worden. 1981 habe das Bezirksgericht in Cleveland Demjanjuk für schuldig befunden, „in 
den Jahren 1942/43 im Konzentrationslager Treblinka als Wachmann und Bediener der Gaszufuhr 
am Massenmord an Juden maßgeblich beteiligt gewesen zu sein“. Demjanjuk sei die Staatsange-
hörigkeit abzuerkennen, und er sei in die UdSSR abzuschieben. Dieses Vorhaben sei jedoch nicht 
ausgeführt worden: „Im Oktober 1983 beantragte Israel die Auslieferung des ‚Iwan Grozny (Iwan 
des Schrecklichen) vom Vernichtungslager Treblinka‘, der mit Herrn Demjanjuk identisch sein sol-
le, damit er der israelischen Gerichtsbarkeit zur Strafverfolgung wegen Kriegsverbrechen und 
Völkermord (war crimes and genocide) zugeführt werden könne. In dem Prüfungsverfahren über 
Zulässigkeit der Auslieferung stellte das US District Court in Cleveland (derselbe Richter wie im 
Verfahren des Jahres 1981) fest, daß Personenidentität vorliege und die Voraussetzungen für eine 
Auslieferung erfüllt seien. Das Verwaltungsgericht in Cleveland gab dem Auslieferungsantrag im 
Mai 1985 statt. Ein Berufungsverfahren auf Antrag Herrn Demjanjuks beim US Court of Appeal 
in Cincinnatti hatte keinen Erfolg. Am 20.12.1985 beantragte Herr Demjanjuk die Zulassung des 
Revisionsverfahrens vor dem US Supreme Court in Washington. Die Entscheidung des Gerichts 
über diesen Antrag wird für etwa den 20. Januar 1986 erwartet. […] Von dem in den bisherigen 
Verfahren verwandten Beweismaterial war insbesondere ein Dienstausweis von Bedeutung, der 
angeblich von der damaligen SS-Behörde Lublin, Ausbildungslager Trawniki, auf den Namen des 
Herrn Demjanjuk ausgestellt wurde. Die Verteidigung des Herrn Demjanjuk bestritt die Echtheit 
dieses Ausweises bisher erfolglos. Der jetzige Verteidiger bat nunmehr das Generalkonsulat, eine 
Stellungnahme der deutschen Behörden einzuholen, ob und gegebenenfalls in welchen Punkten die 
Echtheit des Ausweises fraglich erscheine bzw. [er] offensichtlich gefälscht sei.“ Vgl. den Schriftbe-
richt; AV, Neues Amt, Bd. 20255. 

 2 Office of Special Investigations im amerikanischen Justizministerium. 
 3 Vgl. Allan A. RYAN, Quiet Neighbors. Prosecuting Nazi War Criminals in America, San Diego/New 

York/London 1984, S. 94–141. 
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Die USA haben sich 1983 bemüht, Israel zur Aufnahme und Strafverfolgung der 
ausgebürgerten NS-Belasteten zu bewegen. Nach der Botschaft glaubwürdig 
erscheinenden Pressenachrichten soll Israel dieses amerikanische Anliegen mit 
der Begründung abgelehnt haben, daß israelische Gerichte die aufgenomme-
nen Personen u. U. wegen Mangels an Beweisen freisprechen würden und Isra-
el sie sodann für den Rest ihres Lebens in seinem Lande dulden müsse. 
Die einzige Ausnahme stellte Demjanjuk dar, um dessen Auslieferung Israel 
die USA ersucht hat. 
Demjanjuk hat in den USA den gesamten Instanzenzug einschließlich des US 
Supreme Court durchlaufen und wird in Israel nochmals Gelegenheit haben, 
die Frage der angeblich gefälschten Ausweispapiere von einem unabhängigen 
Gericht überprüfen zu lassen. Sowohl die USA als auch Israel würden es vor-
aussichtlich als Beleidigung ihrer Justiz betrachten, wenn wir uns ohne recht-
liche Verpflichtung in diesen Fall einmischten. 
Nach hiesigen Pressemeldungen stand die Auslieferung Demjanjuks bereits Ende 
November bevor. Es ist nicht auszuschließen, daß sein Verteidiger unter Beru-
fung auf seinen Antrag beim Generalkonsulat Detroit einen Aufschub erwirkt 
hat. Die Botschaft empfiehlt daher, dem Verteidiger möglichst umgehend zu 
bedeuten, daß wir nur auf ein amerikanisches oder israelisches Rechtshilfeer-
suchen in dem von ihm gewünschten Sinne tätig werden könnten. 
2) Ref. 511 wird gebeten, diesen Bericht als Beantwortung seines Erlasses vom 
19. Dezember 1985 zu betrachten und aus den o. a. Gründen darauf zu verzich-
ten, daß die Botschaft sich nach dem Stand des Auslieferungsverfahrens erkun-
digt.4 

[gez.] van Well 

B 83 (Referat 511), Bd. 1642 

 
 4 Vortragender Legationsrat I. Klasse Müller-Chorus wies das Generalkonsulat in Detroit am 23. 

Januar 1986 an: „Der Verteidigung von Herrn Demjanjuk sollte geantwortet werden, daß die zu-
ständigen Behörden der Bundesrepublik Deutschland aufgrund ständiger Verwaltungspraxis Aus-
künfte in vergleichbaren Verfahren nur an staatl[iche] Stellen, nicht aber an Privatpersonen geben 
und daß die Auskunftsuchenden insofern auf die Gerichte und die dort geltende Untersuchungs-
maxime verwiesen werden. Sollte jedoch nach US-Recht für das anhängige Abschiebeverfahren 
keine Verpflichtung der Gerichte bzw. der Behörde bestehen, Untersuchungen bzw. Beweiserhe-
bungen von Amts wegen durchzuführen, wird gebeten, vor einer Antworterteilung noch einmal zu 
berichten.“ Vgl. den Drahterlaß Nr. 562; AV, Neues Amt, Bd. 20255.  
Demjanjuk wurde am 28. Februar 1986 nach Israel überstellt. Der Prozeß begann am 16. Februar 
1987 in Jerusalem. 
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Gespräch des Bundeskanzlers Kohl  
mit Staatspräsident Mitterrand in Baden-Baden 

Geheim 16. Januar 19861 

Teilnehmer auf deutscher Seite: Bundeskanzler Helmut Kohl, VLR I Dr. Hart-
mann als Protokollführer, VLR Siebourg als Dolmetscherin; 
auf französischer Seite: Staatspräsident Mitterrand, Herr Musitelli als Proto-
kollführer, Herr Weisser als Dolmetscher. 
Der Bundeskanzler eröffnet das Gespräch mit der Mitteilung, daß er bereit sei, 
an der Waldkonferenz in Paris2 teilzunehmen. Er werde am 5. Februar mittags 
anreisen, könne aber nur bis abends bleiben. Aus diesem Grunde wäre er dank-
bar, wenn er seine Rede3 unmittelbar nach Präsident Mitterrand4 halten kön-
ne. Er habe, um seine Teilnahme zu ermöglichen, andere Termine umstellen 
müssen, um diese Demonstration der Gemeinsamkeit zu machen. 
Der Bundeskanzler berichtet sodann über ein Gespräch mit MP Strauß über 
die Lage bei Airbus. Hier stehe man vor wichtigen Entscheidungen. Das Unter-
nehmen müsse seine Modellpolitik umstellen. Zur Zeit lägen zwar rund 250 
Bestellungen vor. Das Unternehmen brauche jedoch eine Garantie dafür, daß 
es weitergehe.5 Hierbei sei zu berücksichtigen, daß die Entwicklung bei dem 
Langstreckenmodell schneller vorangehe, als man zunächst geglaubt habe. Er 

 
 1 Ablichtung.  

Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Hartmann, Bundes-
kanzleramt, gefertigt und am 22. Januar 1986 an Vortragenden Legationsrat I. Klasse Jansen „zur 
persönlichen Kenntnisnahme von BM Genscher“ übermittelt.  
Hat Jansen am 23. Januar 1986 vorgelegen, der die Weiterleitung an Bundesminister Genscher 
verfügte und um Übermittlung von Ablichtungen an Staatssekretär Meyer-Landrut und Ministe-
rialdirektor Edler von Braunmühl bat.  
Hat Genscher am 16. Februar 1986 vorgelegen. Vgl. das Begleitschreiben; VS-Bd. 14150 (010); B 150, 
Aktenkopien 1986. 

 2 Zur Internationalen Konferenz zum Schutz von Baum und Wald („Silva“) vom 5. bis 7. Februar 1986 
in Paris vgl. Dok. 42. 

 3 Für den Wortlaut der Rede des Bundeskanzlers Kohl am 5. Februar 1986 in Paris vgl. BULLETIN 
1986, S. 101 f. 

 4 Für den Wortlaut der Rede des Staatspräsidenten Mitterrand am 5. Februar 1986 in Paris vgl. LA 
POLITIQUE ÉTRANGÈRE 1986 (Januar/Februar), S. 63–65. 

 5 Das Bundesministerium für Wirtschaft bilanzierte am 3. Februar 1986: „Bis Ende 1985 hatte Air-
bus-Industrie von seinen Großraum-Modellen A 300 und A 310 insgesamt 330 Flugzeuge verkauft. 
Für weitere 62 Flugzeuge liegen Bestellungen vor. Bei dem kleineren Airbus-Modell A 320, das An-
fang 1988 in Dienst gestellt werden soll, liegen bisher 90 feste Bestellungen vor und für 38 Flugzeuge 
liegen Vorverträge vor.“ Dagegen könne Airbusindustrie bisher kein Modell für die Langstrecke 
anbieten. Am 27. Januar 1986 habe der Aufsichtsrat des Unternehmens beschlossen, für zwei Modelle 
in die Vorbereitungsphase einzutreten: „Es handelt sich um das vierstrahlige Großraumflugzeug 
A 340 (bisher TA 11 genannt) für etwa 250 bis 270 Passagiere und eine Reichweite von ca. 12 500 km 
sowie das zweistrahlige Großraumflugzeug A 330 (bisher TA 9 genannt) mit etwa 310 Sitzen und 
einer Reichweite von ca. 9000 km. […] Marktanalysen zeigen, daß die A 340 und die A 330 ab Be-
ginn der 90er Jahre einsatzbereit sein müssen. Dies bedeutet, daß mit Programmentscheidungen 
nicht mehr gewartet werden kann. Dazu kommt, daß McDonnell Douglas plant, eine Langstrecken-
version (MD 10) als Ableitung der alten DC 10 anzubieten. Daher muß die A 340 jetzt den Kunden 
angeboten werden, ehe sich Konkurrenzmuster etablieren.“ Vgl. Referat 411, Bd. 160435. 
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habe zu diesem Fragenkomplex ein Memorandum angefordert, das er überset-
zen und Präsident Mitterrand zuschicken lassen werde. Im übrigen empfehle 
er, daß Präsident Mitterrand hierüber auch ein Gespräch mit MP Strauß führe. 
Wenn die Entwicklung so verlaufe, wie er vermute, müsse man auch die Frage 
der Finanzierung vorziehen. Dies werde wichtige Entscheidungen erfordern. 
Unter anderem werde sich auch die Frage stellen, ob die britische Premiermi-
nisterin6 bereit sei, bei der Weiterentwicklung mitzumachen. Seines Wissens ha-
be Großbritannien einen Anteil von 15 % an Airbus. Wenn die Briten ausstie-
gen, müsse man überlegen, den Italienern eine Beteiligung in dieser Höhe anzu-
bieten. Er wolle nochmals betonen, daß wir in dieser Frage keine Zeit verlieren 
dürften. Die Amerikaner machten derzeit große Investitionen. Sie hätten so-
eben einen großen Auftrag aus Japan erhalten.7 Sie stünden auch – ebenso wie 
Airbus – mit Brasilien in Verhandlungen. Man müsse jetzt auf europäischer 
Seite investieren, um später Gewinn zu machen. Die Frage, wie es weitergehen 
solle, müsse daher im nächsten halben Jahr entschieden werden. Mehr wolle er 
heute hierzu nicht sagen, aber man könne auf die Angelegenheit beim deutsch-
französischen Gipfel8 zurückkommen. 
Staatspräsident Mitterrand erklärt sich damit einverstanden, bald über diese 
Angelegenheit eingehender zu sprechen. 
Der Bundeskanzler schildert sodann kurz auf eine entsprechende Frage von 
Staatspräsident Mitterrand die wirtschaftliche Entwicklung in der Bundesre-
publik Deutschland. Er weist insbesondere auf die niedrige Inflationsrate hin 
und begrüßt ausdrücklich, daß in diesem Punkte auch die Entwicklung in Frank-
reich einen günstigen Verlauf nehme. 
Staatspräsident Mitterrand stimmt dem zu und weist darauf hin, daß die Infla-
tionsrate, die zu Beginn seiner Amtszeit9 bei rund 14 % gelegen habe, inzwi-
schen auf 2,3 % gesunken sei, wobei die Zielvorgabe 2,5 % gewesen seien. Im 
Durchschnitt liege die Inflationsrate daher in Frankreich niedriger als in der 
Gemeinschaft. Nur die Bundesrepublik Deutschland schneide da günstiger ab. 
Der Bundeskanzler wiederholt, er finde diese Entwicklung sehr gut; leider fiele 
nur Italien aus dem Rahmen. 
Staatspräsident Mitterrand stimmt dem zu und leitet sodann auf die Anfrage 
von MP Craxi bezüglich einer italienischen Teilnahme an der währungspoliti-
schen Abstimmung der Fünfergruppe10 über. Er habe in seinem Antwortschrei-
 
 6 Margaret Thatcher. 
 7 Botschafter Boss, Tokio, teilte am 27. Dezember 1985 mit, daß das japanische Außenministerium 

am Vortag über die Entscheidung der japanischen Fluggesellschaft ANA informiert habe, „Boeing den 
Zuschlag zum Kauf von 15 Flugzeugen (zwischen 1987 und 1990) und 10 weiteren Optionen zu ge-
ben“. Ausschlaggebende Gründe seien gewesen: „Betriebs- und Finanzierungskosten; Möglichkeit 
der Benutzung der bisherigen Flugsimulatoren bei der Pilotenausbildung; einheitliche Technologie 
und Ersatzteile wie für bisherige Flotte“. Vgl. den Drahtbericht Nr. 1911; Referat 411, Bd. 160433. 

 8 Zu den deutsch-französischen Konsultationen am 27./28. Februar 1986 in Paris vgl. Dok. 61. 
 9 François Mitterrand übernahm am 21. Mai 1981 das Amt des französischen Staatspräsidenten. 
10 Referat 412 vermerkte am 6. Januar 1986, daß Ministerpräsident Craxi in einem am 30. Dezember 

1985 übergebenen Schreiben an Bundeskanzler Kohl mit Blick auf das nächste Treffen der Fi-
nanzminister und Notenbankgouverneure der Bundesrepublik, Frankreichs, Großbritanniens, Ja-
pans und der USA am 18./19. Januar 1986 in London „Beschwerde“ darüber geführt habe, „daß die 
italienische Regierung von Entscheidungen dieser Gruppe über Fragen des internationalen Wäh-
rungssystems ausgeschlossen bleibe, die […] Auswirkungen auf andere Staaten hätten. Italien 
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ben an Craxi hiergegen keine Einwände erhoben. Allerdings müsse man auch 
bedenken, daß in der Fünfergruppe nur die starken und international wichti-
gen Währungen vertreten seien, was man von der Lira nicht behaupten könne. 
Der Bundeskanzler weist darauf hin, daß ein anderes Problem die Teilnahme 
des EG-Ratsvorsitzenden sei. Bisher habe sich dieses Problem nicht gestellt, da 
der Vorsitz bei einem Land gelegen habe, das in der Fünfergruppe vertreten 
sei. Er neige dazu, dem derzeitigen Vorsitz11 in diesem Punkte entgegenzukom-
men. 
Staatspräsident Mitterrand wiederholt, er habe Craxi wissen lassen, daß er ge-
gen eine italienische Teilnahme keine Einwände habe, allerdings auch darauf 
hingewiesen, daß man sich in dieser Frage mit Deutschland und Großbritanni-
en abstimmen müsse.12 
Der Bundeskanzler kommt erneut auf die wirtschaftliche Entwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland zu sprechen und erklärt, er rechne für 1986 mit 
einem Sinken der Arbeitslosenzahl unter die 2 Mio.-Grenze. Dabei müsse man 
sich allerdings immer vor Augen halten, daß diese Zahlen nicht das richtige 
Bild gäben. Es gebe rund 500 000 als Arbeitslose registrierte Personen, die in 
Wirklichkeit keine Arbeit aufnehmen, sondern schwarzarbeiten wollten. 
Staatspräsident Mitterrand weist darauf hin, daß in Frankreich die Arbeitslo-
senzahl 1985 erstmals um 40 000 gegenüber dem Vorjahr gesunken sei. Auch 
der französische Außenhandel entwickle sich günstig. Frankreich würde einen 
Außenhandelsüberschuß haben, wenn es nicht das Handelsdefizit in Höhe von 
rund 34 bis 38 Mrd. Francs gegenüber der Bundesrepublik Deutschland gebe. 
Insgesamt belaufe sich das Defizit beim Warenverkehr auf rund 20 Mrd. Francs. 
Die Zahlungsbilanz sei ausgeglichen. Frankreich wäre sicher noch in einer bes-
seren Lage, wenn es über eigene Erdölvorkommen verfügen würde. 
Der Bundeskanzler bezweifelt dies unter Hinweis auf die britische Entwick-
lung. Wegen der Einnahmen aus dem Erdöl, auf die sich Großbritannien ver-
lasse, verringere sich der Zwang zu wirtschaftlichen Anstrengungen. 
Staatspräsident Mitterrand leitet sodann auf sicherheitspolitische Fragen 
über. Er habe inzwischen die deutschen Aufzeichnungen13 erhalten und könne 
hierzu folgendes bemerken: 

Fortsetzung Fußnote von Seite 49 
nehme an den wirtschafts- und währungspolitischen Orientierungen des Wirtschaftsgipfels teil 
und sei über die Zugehörigkeit zum EWS an die Entwicklungen der DM gebunden. Niemand habe 
der 5er-Gruppe ein Mandat zu derartigen Entscheidungen gegeben. Ähnliche Schreiben sind auch 
an die Regierungschefs der übrigen Mitglieder der 5er-Gruppe gerichtet worden.“ Vgl. Referat 412, 
Bd. 130568. 

11 Vom 1. Januar bis 30. Juni 1986 hatten die Niederlande die EG-Ratspräsidentschaft inne. 
12 Bundeskanzler Kohl antwortete Ministerpräsident Craxi mit Schreiben vom 22. Januar 1986, daß 

er dem Wunsch nach einer „intensiveren Beteiligung der italienischen Regierung an allen grund-
legenden Absprachen im Währungsbereich“ zustimme. Die Bundesregierung trete deshalb dafür 
ein, „die Beratung dieser Thematik in dem Kreis der Zehnergruppe, in der Italien traditionell ein 
besonderes Gewicht hat, kontinuierlich vorzunehmen. […] In welcher Form daneben informelle 
Kontakte in kleineren Gruppen künftig durchgeführt werden, bedarf einer vertieften Erörterung, 
zu der meine Regierung gern bereit ist.“ Vgl. Referat 412, Bd. 130568. 

13 Ministerialdirigent von Ploetz vermerkte am 22. Januar 1986, daß es sich vermutlich um eine Auf-
zeichnung handele, die „Generalinspekteur Altenburg seinem französischen Kollegen zugeleitet 
hat“. Vgl. VS-Bd. 12966 (202); B 150, Aktenkopien 1986. 
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– Im konventionellen Bereich könnten beide Seiten eine Reihe von Dingen ge-
meinsam tun. 

– In der Frage der Vorwärtsverteidigung sei er nicht auf eine bestimmte Linie 
festgelegt, sprich die Linie Rotterdam – Karlsruhe, hinter der die französischen 
Streitkräfte stehen würden. Er könne akzeptieren, daß die französischen 
Streitkräfte – hierbei denke er vor allem an die FAR14 (Schnelle Eingreif-
truppe) – auch jenseits dieser Linie stehen würden. Dies sei kein geographi-
sches, sondern ein strategisches Problem. Im übrigen würde sich die Erste 
französische Armee nicht nach Paris zurückziehen, wenn es zu einer sowjeti-
schen Offensive im konventionellen Bereich komme. Das Problem bestehe je-
doch darin, daß die Truppen, die in Richtung Osten – also bis an die inner-
deutsche und tschechoslowakische Grenze – bewegt würden, nicht dem inte-
grierten NATO-Oberkommando unterstehen. Dies sei also eine Frage, die mit 
der NATO verhandelt werden müsse. 

Der Bundeskanzler erwidert, er gehe davon aus, daß die französische Struktur 
eine gegebene Größe sei. Wenn Frankreich die Zusammenarbeit mit der Bun-
desrepublik Deutschland forciere, so sei dies auch eine Hilfe für die NATO. 
Staatspräsident Mitterrand fährt fort, im übrigen sei er damit einverstanden, 
– Manöver verstärkt gemeinsam abzuhalten, 
– Ausbildungsmaßnahmen in einer gemeinsamen Institution durchzuführen.15 
Kurzum, alles, was die Verbindungen zwischen Frankreich und Deutschland 
stärke, werde von ihm bejaht. 
Was den nuklearen Bereich angehe, so sei dies in erster Linie ein Problem der 
Anwendung im prästrategischen Bereich. Hier ließen sich Formeln finden. Na-
türlich müsse man berücksichtigen, daß der Einsatz dieser Waffen im Kriegs-
fall wenig Zeit lasse. 
Der Bundeskanzler erklärt, man könne zu einer Absprache kommen, wie sie 
zwischen ihm und dem Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika be-
stehe. 
Staatspräsident Mitterrand erwidert, er kenne diese Absprache nicht. 
Der Bundeskanzler schlägt vor, diese Frage in Paris noch einmal zu bespre-
chen. 
Staatspräsident Mitterrand kommt sodann auf die Frage der Weltraumpolitik 
zu sprechen. Hier könne man Fortschritte machen. 
Die französische Strategie sei auf Abschreckung ausgerichtet. Frankreich habe 
sich auf seine Abschreckungskraft verlassen und deshalb den Akzent auf die 
Eindringfähigkeit seiner strategischen Systeme in das Territorium der UdSSR 
gelegt. Demgegenüber habe man sich nicht auf den Schutz gegen Waffen kon-
zentriert, die auf Frankreich gerichtet seien. Faktisch seien jedoch beide Be-

 
14 Force d’action rapide. 
15 In einer Erklärung zum Abschluß der deutsch-französischen Konsultationen am 27./28. Februar 1986 

in Paris erteilten Bundeskanzler Kohl und Staatspräsident Mitterrand „ihre Zustimmung zu den 
Vorschlägen für eine gemeinsame Offiziersausbildung […]. In einer ersten Phase, die spätere Fort-
entwicklungen einschließt, ist vorgesehen, ab 1986-87 gemeinsame Lehrgänge für Offiziere abwech-
selnd in der Bundesrepublik Deutschland und in Frankreich abzuhalten.“ Vgl. BULLETIN 1986, S. 180. 
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sorgnisse gegeben. Deutschland, das nicht über Nuklearwaffen verfüge, müsse 
sich mehr gegen einen Angriff wappnen. Für Deutschland sei daher die recht-
zeitige Erkennung und die Abwehr von Nuklearwaffen, sowohl solchen, die von 
ballistischen Raketen, als auch solchen, die von Flugzeugen transportiert wür-
den, wichtig. 
Er sei bereit, zusammen mit Deutschland die Möglichkeiten der Früherken-
nung und der Bodenverteidigung zu untersuchen. Man dürfe aber gleichzeitig 
den Weltraum nicht vernachlässigen. Es wäre falsch, wenn Deutschland auf 
Aktivitäten in diese Richtung verzichten würde. Zunächst gehe es um zivile 
Aspekte. Hier gebe es keine Beschränkungen für Deutschland. Es wäre daher 
ein Fehler, wenn Deutschland und Frankreich nicht gemeinsam ihre Politik auf 
den Weltraum richten würden. Dabei müsse man sehen, welche Projekte hier-
für in Frage kämen. Zunächst gehe es aber darum, die entsprechende geistige 
Einstellung zu gewinnen. 
Der Bundeskanzler erklärt, hierbei müsse man auch die Konsequenzen von 
SDI bedenken. SDI berücksichtige nicht die Mittel- und Kurzstreckensysteme. 
Wir brauchten daher auch eine europäische Komponente. Dies sei kein Gegen-
satz zu SDI, und er habe im übrigen auch den Eindruck, daß die USA es gut 
fänden, wenn auf europäischer Seite diese Frage aufgegriffen werde. Natürlich 
wüßten wir, daß wir ohne die Nukleargarantie der USA nicht auskommen könn-
ten. Aber die Geschichte gehe weiter. Er wisse nicht, was die Vereinigten Staa-
ten an der Schwelle des nächsten Jahrhunderts tun würden. Zu Präsident Rea-
gan habe er diesbezüglich absolutes Vertrauen. Bei ihm wisse man genau, was 
er wolle. Aber wer 1988 Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika werde, 
könne man beispielsweise nicht vorhersehen. Wenn es Bush werde, wisse man, 
woran man sei. Bei den Demokraten sei dies schon nicht mehr der Fall. Die Ge-
schichte zeige, daß die amerikanische Politik Sprünge mache. Der Bundeskanz-
ler weist in diesem Zusammenhang auf die amerikanische Politik Anfang der 
20er Jahre nach Wilson hin. 
Staatspräsident Mitterrand erwidert, das französische Problem mit SDI sei ver-
gleichbar mit dem Problem, das Frankreich gegenüber dem integrierten Ober-
kommando der NATO habe. Frankreich werde sich deshalb nicht an SDI betei-
ligen, weil es nicht an der Entscheidung über den Einsatz von SDI beteiligt sei. 
Frankreich könne zwar an der industriellen Entwicklung teilnehmen16, aber 
selbst hier gebe es nicht einmal hinreichende Garantien für den Technolo-
gietransfer. Um es noch einmal deutlich zu sagen: Ohne eine Beteiligung an 
der strategischen Entscheidung mache Frankreich bei SDI nicht mit. 

 
16 Botschafter Schoeller, Paris, meldete am 30. Januar 1986, daß der französische Verteidigungsmi-

nister Quilès am 23. Januar 1986 zur Frage einer Teilnahme französischer Unternehmen an der 
SDI-Forschung folgende Erklärung abgegeben habe: „Die Regierung ist für eine Beteiligung fran-
zösischer Firmen am SDI-Programm. … Diese nehmen in mehreren Bereichen eine gute Position ein. 
… Es wäre zu bedauern, wenn sie nicht an SDI-Kontrakten mit den Amerikanern teilnehmen 
könnten“. Schoeller fuhr fort, daß diese Äußerung in der französischen Öffentlichkeit als Neuigkeit 
herausgestellt worden sei: „Tatsächlich hatten schon Mitterrand nach dem letzten Bonner Gipfel 
und nach ihm andere Regierungsmitglieder (AM Dumas) eingeräumt, daß die militär-
strategischen Bedenken gegen SDI und das Nein zu staatlicher Finanzbeteiligung nicht den Ein-
stieg französischer Firmen in das Forschungsprogramm ausschlössen.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 
227; Referat 209, Bd. 148674. 



16. Januar 1986: Gespräch zwischen Kohl und Mitterrand 10 

53 

Deutschland befinde sich hier in einer anderen Lage. Es habe nicht die gleiche 
Autonomie wie Frankreich. Was die europäische Verteidigung gegen Mittelstrek-
kenwaffen angehe, so könne Frankreich unter keinen Umständen zustimmen, 
daß ein solches System in SDI integriert werde. 
Der Bundeskanzler wirft ein, er wolle dies auch nicht; ein europäisches System 
stehe aber nicht im Gegensatz zu SDI, sondern sei komplementär. 
Staatspräsident Mitterrand fährt fort, natürlich sei man im gleichen Bündnis 
und damit auch in dieser Frage verbunden. 
Der Bundeskanzler erklärt, genauso sehe er das auch: Ein europäisches System 
solle komplementär zu SDI sein. Der Bundeskanzler weist sodann darauf hin, 
daß heute die deutsche Delegation aus den Vereinigten Staaten zurückkehrt.17 
Er gehe davon aus, daß man bald eine Vereinbarung mit den Amerikanern 
treffen werde. Allerdings würden von deutscher Seite keine öffentlichen Mittel 
für SDI bereitgestellt. Demgegenüber wolle er allerdings klarstellen, daß man 
für ein europäisches System selbstverständlich auch Finanzmittel bereitstellen 
müsse. Es sei wichtig, daß die Deutschen und Franzosen gemeinsam diese Fra-
ge jetzt untersuchten. 
Die deutsch-französische Zusammenarbeit sei existenziell für die deutsche Po-
litik – wie übrigens auch die Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika. Er habe gestern dem Vorsitzenden des niederländischen CDA18 ge-
sagt, wenn die deutsch-französischen Beziehungen exzellent seien, beklagten 
sich die Partner, sie würden majorisiert. Wären sie schlecht, dann laufe nichts 
in Europa. Dies habe sich ja ganz deutlich in Luxemburg19 gezeigt, wo es ohne 
das Drängen des französischen Präsidenten und des Bundeskanzlers nicht zu 
einem Ergebnis gekommen wäre. 
Staatspräsident Mitterrand stimmt dem nachdrücklich zu und ergänzt, er hät-
te das jetzt erreichte Ergebnis in Luxemburg nicht erwartet, wobei er wohlge-
merkt noch auf ein besseres Ergebnis gehofft habe. 
Der Bundeskanzler schlägt vor, die Diskussion über die sicherheitspolitischen 
Fragen in Paris fortzusetzen. Bis dahin würden auch die Generalstabschefs20 
ihr Papier vorgelegt haben. Dann könne man auch noch einmal überlegen, wel-
che Projekte in Angriff genommen werden sollten. Dabei seien natürlich auch 
die finanziellen Aspekte zu berücksichtigen. 
Staatspräsident Mitterrand erklärt sodann, er wolle noch einmal auf das Raum-
fahrtprojekt Hermes21 zu sprechen kommen. Er wolle den Bundeskanzler in 

 

17 Zu den Gesprächen des Bundesministers Bangemann vom 13. bis 15. Januar 1986 in Washington 
vgl. Dok. 1, Anm. 11. 

18 Vorsitzender des Christen Democratisch Appèl war Piet Bukman. 
19 Zur Tagung des Europäischen Rats am 2./3. Dezember 1985 vgl. Dok. 2, Anm. 27. 
20 Wolfgang Altenburg bzw. Jean Saulnier. 
21 Zum Projekt des rückkehrfähigen Weltraumtransporters „Hermes“ vermerkte Referat 413 am 3. Ja-

nuar 1986, daß auf der ESA-Ministerratstagung am 30./31. Januar 1985 in Rom beschlossen wor-
den sei, zunächst „die Programme Columbus (Raumstation) und Ariane V/HM-60 (nächste Träger-
generation) als fakultative ESA-Programme einzuleiten“. Hingegen hätten die Minister „trotz 
französischen Drängens auf Aufnahme auch des Projekts Hermes lediglich begrüßt, daß Frank-
reich die Vorarbeiten weiterführen und die Partner im Hinblick auf eine spätere ‚Europäisierung‘ 
auf dem laufenden halten wolle“. Für die Bundesrepublik sei dabei der Kabinettsbeschluß vom 16. 
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dieser Frage nicht drängen. Das Problem sei aber, daß die beteiligten Unterneh-
men – hierzu gehörten auch die deutschen Firmen Dornier und MBB – dräng-
ten, und man könne sagen, daß die Politik hier sowohl von der Industrie als 
auch von der Technik unter Druck gesetzt werde. 
Der Bundeskanzler bezieht sich auf das Gespräch in Paris22 und erklärt, unser 
Problem liege darin, daß wir unsere Planung auf 1987 ausgerichtet hätten. Dem 
geselle sich jetzt noch die finanzielle Problematik bei Airbus hinzu. Er sei aber 
bereit, sich um die Angelegenheit zu kümmern. 
Der Bundeskanzler erklärt, er wolle noch einen Punkt ansprechen. Er lege größ-
ten Wert darauf, daß man sich in der Problematik Terrorismus und in der Fra-
ge, wie man sich gegenüber Libyen verhalte, untereinander abstimme. Er wolle 
ausdrücklich sagen, daß er die amerikanischen Vorschläge für Sanktionen ge-
gen Libyen23 nicht für glücklich halte. 
Staatspräsident Mitterrand wirft ein, dies führe ohnehin zu nichts. 
Der Bundeskanzler fährt fort, die amerikanische Entscheidung sei vor allem 
eine innenpolitische Sache gewesen. Man müsse Verständnis dafür haben, da die 
Amerikaner auch immer die Opfer der Anschläge seien. 
Staatspräsident Mitterrand erklärt, Frankreich befinde sich gegenüber Libyen 
in einer besonders exponierten Lage. Frankreich unterhalte Truppen im Tschad, 
was Gaddafi davon abhalte, dort zu intervenieren, da er dann einen militäri-
schen Konflikt mit Frankreich riskiere. Im übrigen verkaufe Frankreich keine 
Waffen an Libyen. Auch was den Handel mit diesem Land angehe, stehe Frank-
reich erst an sechster Stelle. 
Er habe kein besonderes Interesse daran, sich mit Gaddafi gutzustellen. Frank-
reich wolle aber andererseits keine Haltung einnehmen, die es in Gegensatz zu 
den arabischen Staaten bringe. Sanktionen, wie beispielsweise der Vorschlag, 
daß Tripolis nicht mehr angeflogen werden soll, brächten nichts. Damit treffe 
man nur das libysche Volk, nicht aber die Terroristen. Diese könnten nur mit 
polizeilichen Mitteln bekämpft werden. 
Der Bundeskanzler stimmt dem zu, ergänzt jedoch, dies sei auch ein Problem 
der Psyche von Gaddafi. 
Staatspräsident Mitterrand fährt fort, er könne nicht verstehen, daß die Polizei 
mit dem Terrorismusproblem nicht besser fertigwerde. Hier müsse eine bessere 
Koordinierung erreicht werden. Er sei bereit, hierzu beizutragen. Wenn die 
Kontrollen für die Einreise von Terroristen vom Nahen Osten über Europa bis 
in die USA besser koordiniert würden, könne man weiterkommen. 

Fortsetzung Fußnote von Seite 53 
Januar 1985 maßgeblich gewesen, „wonach ‚mit Verwirklichung dieser beiden Programme (Co-
lumbus und Ariane V) die Möglichkeiten der Bundesregierung, zivile Raumfahrtvorhaben ver-
gleichbarer Größenordnung in Angriff zu nehmen, unter den gegebenen Umständen erschöpft‘ 
sind. Nunmehr drängt Frankreich wieder, die Europäisierung von Hermes möglichst rasch, späte-
stens bis Mitte 1986, zu beschließen. Es behauptet, bei anderen ESA-Staaten (Italien, Belgien) 
schon Zusagen über weitere 40 % erreicht zu haben, so daß bei Übernahme der Hälfte der Kosten 
durch Frankreich auch ohne D und GB bereits 90 % gesichert seien.“ Vgl. Referat 431, Bd. 142061. 

22 Für das Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit Staatspräsident Mitterrand am 17. Dezember 
1985 vgl. AAPD 1985, II, Dok. 347. 

23 Zu den amerikanischen Sanktionen gegen Libyen vgl. Dok. 7, Anm. 4. 
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Der Bundeskanzler stimmt dem zu. 
Staatspräsident Mitterrand ergänzt, er sei sogar bereit, den Schußwaffenge-
brauch gegenüber Terroristen zu verschärfen. 
Der Bundeskanzler erklärt, in der Tat seien die bürokratischen Hemmnisse in 
diesem Bereich teilweise absurd. Der Bundeskanzler weist sodann auf den Ar-
beitsausschuß hin, der vom Weltwirtschaftsgipfel eingesetzt worden sei.24 Die-
se Arbeitsgruppe solle sich mit der Frage befassen. Außerdem würden die Au-
ßenminister Ende dieses Monats im Rahmen der EPZ das Problem diskutie-
ren.25 Bei dieser Gelegenheit könne man auch die Überlegung anstellen, ob man 
die von Präsident Mitterrand angedeuteten Konsequenzen ziehen solle. 
Staatspräsident Mitterrand betont abschließend noch einmal, daß er hierzu be-
reit sei. 

VS-Bd. 14150 (010) 

 
24 Bei ihrem Treffen am 8. Juni 1984 in London kamen die Außenminister der G 7 überein, eine 

Sachverständigengruppe damit zu beauftragen, Möglichkeiten der Zusammenarbeit bei der Be-
kämpfung des internationalen Terrorismus zu untersuchen. Vgl. dazu AAPD 1984, I, Dok. 166. 

25 Ministerialdirigent Schlagintweit, z .Z. Brüssel, berichtete am 27. Januar 1986 über die Konferenz 
der Außenminister der EG-Mitgliedstaaten im Rahmen der EPZ: „In der Aussprache ergriff Bun-
desminister als erster das Wort. Er setzte sich dafür ein, daß Libyen beim Namen genannt und of-
fen aufgefordert werde, in Wort und Tat jede Unterstützung des internationalen Terrorismus auf-
zugeben. Obwohl ihn einige Staaten unterstützten, wurde seinem Antrag in der Erklärung nur in 
allgemeiner Form entsprochen (We call on all countries that have supported or have been accused 
of supporting international terrorism, to renounce such support). […] Bundesminister wies eben-
falls darauf hin, daß auch Wurzeln [des] internationalen Terrorismus gesehen und angegangen 
werden müssen, vor allem die ungelösten Konflikte im Nahen Osten. Auf deutsche Anregung wur-
de in Ziff[er] 2 die Aufforderung aufgenommen, mit Staaten der Region über Terrorismus und sei-
ne Hintergründe Gespräche aufzunehmen, am besten im Rahmen EAD durch Troika-Kontakt, so-
wie Unterstreichung der Notwendigkeit, Fortschritte bei Friedenslösung zu erzielen, und Bereit-
schaft der Zwölf, dazu beizutragen. Deutscher Vorschlag, Notwendigkeit direkter Verhandlungen 
im Rahmen eines internationalen Rahmens zu erwähnen, dem alle betroffenen Parteien zustimmen 
können, wurde nicht in Erklärung aufgenommen.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 254; Referat 200, Bd. 
134814. Für den Wortlaut der Erklärung vgl. EUROPA-ARCHIV 1986, D 302 f. 
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Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Trumpf 

411-420.30 TUR  16. Januar 19861 

Über Herrn Staatssekretär2 Herrn Bundesminister3 

Betr.: Beziehungen EG – Türkei; 
hier: Türkischer Vorschlag der Wiederbelebung der Assoziationsbezie-
hungen und baldiger Tagung des Assoziationsrates auf Ministerebene 

Zweck der Vorlage: Zur Information und mit der Bitte um Billigung des unter 
Ziffer 6 vorgeschlagenen Vorgehens 

Anlg.: 14 

1) Der türkische AM Halefoglu hat Anfang Januar in einem Brief an Sie5 sowie 
Ihre Amtskollegen in den EG-MS (außer Griechenland) eine Wiederbelebung 
der Assoziationsbeziehungen EG – Türkei durch ein Treffen des Assoziationsra-
tes auf Ministerebene „zu einem frühen Zeitpunkt“ vorgeschlagen. Dieses Tref-
fen solle mit einer offenen Tagesordnung abgehalten werden, der Evaluierung 
der Gesamtbeziehungen dienen und erster Schritt einer vertieften Kooperation 
EG – Türkei sein. 
2) Der türkische Antrag wirft für die Gemeinschaft eine Reihe von grundsätzli-
chen Fragen auf. Der im Rahmen des Assoziierungsabkommens EG – Türkei von 
19636 und des Zusatzprotokolls von 19707 zusammentretende Assoziierungsrat 
hat seit 19808 nicht mehr getagt. Die Abkühlung der Beziehungen EG – Türkei 
war in erster Linie durch die dortige innenpolitische Entwicklung bedingt. Sie 

 
 1 Die Aufzeichnung wurde von Legationsrat I. Klasse Hauswedell konzipiert. 
 2 Hat Staatssekretär Ruhfus am 17. Januar 1986 vorgelegen. 
 3 Hat Bundesminister Genscher am 20. Januar 1986 vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „Ei-

ne sehr durchdachte, abgewogene Aufzeichnung.“  
Hat Oberamtsrat Kusnezow am 20. Januar 1986 vorgelegen, der den Rücklauf über das Büro Staats-
sekretäre, Ministerialdirektor Jelonek und Ministerialdirigent Trumpf an Referat 411 verfügte.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse von Schubert am 21. Januar 1986 vorgelegen.  
Hat Jelonek am 21. Januar 1986 vorgelegen.  
Hat Trumpf am 22. Januar 1986 vorgelegen, der handschriftlich für Referat 411 vermerkte: „Z[ur] 
w[eiteren] V[eranlassung] (S. 4/5).“ Vgl. Anm. 14 und 21. 

 4 Dem Vorgang nicht beigefügt. 
 5 Für das Schreiben vom 25. Dezember 1985 an Bundesminister Genscher, das mit Begleitschreiben 

vom 6. Januar 1986 vom türkischen Botschafter Iscen übermittelt wurde, vgl. Referat 413, Bd. 
144907. 

 6 Für den Wortlaut des Abkommens vom 12. September 1963 zur Gründung einer Assoziation zwi-
schen der EWG und der Türkei vgl. BUNDESGESETZBLATT 1964, Teil II, S. 510–579. 

 7 Für den Wortlaut des Zusatzprotokolls vom 23. November 1970 zum Abkommen vom 12. Septem-
ber 1963 zwischen zur Gründung einer Assoziation der EWG und der Türkei für die Übergangsphase 
der Assoziation und der dazugehörigen Dokumente vgl. BUNDESGESETZBLATT 1972, Teil II, S. 387–443. 

 8 Am 12. September 1980 übernahm das Militär die Macht in der Türkei. Die Regierungsverantwor-
tung lag bei einem „Nationalen Sicherheitsrat“ unter Führung des Generalstabschefs der Streit-
kräfte, Evren, der das Kriegsrecht verhängte, die Verfassung außer Kraft setzte und das Parlament 
auflöste. Vgl. dazu AAPD 1980, II, Dok. 269. 
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wurde auch durch Streitigkeiten im wirtschaftlichen Bereich (Textilsektor9) wei-
ter vertieft. Bereits seit 1978 hatte die Türkei ihre wichtigsten Verpflichtungen 
aus dem Assoziierungsabkommen (Vertragsverpflichtungen zur Schaffung der 
Zollunion und der Wirtschaftsangleichung) einseitig suspendiert, weil sie wirt-
schaftlich nicht dazu in der Lage war. Trotz dieser „steckengebliebenen“ Asso-
ziation hatten einige Gemeinschaftsländer, darunter vor allem wir selbst, stets 
das Interesse an einer Verbesserung der Beziehungen bekundet und dabei über 
den EG-Rahmen hinaus auch die sicherheitspolitische Rolle der Türkei mitbe-
dacht. Nachdem 1985 durch die türkischen Demokratisierungsfortschritte eine 
gewisse Annäherung EG – Türkei zu verzeichnen war, und vor allem nach der 
Ausräumung der Staatenklage im Europarat10, ist der türkische Vorstoß jetzt 
ein geschickter Versuch, der Zusammenarbeit einen neuen Anstoß zu geben. Die 
Gemeinschaft kann deshalb den türkischen Wunsch schlecht abschlagen. Ein 
Eingehen darauf empfiehlt sich auch deshalb, weil die Gemeinschaft den „good-
will“ der Türken für die im Sommer anstehenden Freizügigkeitsverhandlun-
gen11 braucht. 
Probleme könnten jedoch dadurch entstehen, daß die Türkei die Ministerta-
gung des Assoziationsrates auch benutzt, um Forderungen im Zusammenhang 
mit der Freizügigkeitsfrage zu stellen und um ihren Beitrittshoffnungen Aus-
druck zu geben. Beides, insbesondere aber eine Verknüpfung der beiden The-
men, käme der Gemeinschaft ungelegen. 
3) Es wird nicht leicht sein, Einigkeit unter den EG-MS über die Abhaltung ei-
nes derartigen Ministertreffens zu erzielen. Aus unterschiedlichen Beweggrün-
 
 9 In einer ungezeichneten Aufzeichnung vom 18. November 1985 wurde festgestellt: „Die Handels-

beziehungen EG – Türkei sind seit einigen Jahren vor allem auf dem Textilsektor Belastungen 
ausgesetzt. Türkei war bislang als einziges Mittelmeerland nicht zum Abschluß eines Selbstbe-
schränkungsabkommens bereit. Verhandlungen darüber Anfang September 1985 scheiterten er-
neut an überzogenen türkischen Forderungen. Gemeinschaft ergriff daraufhin, wie schon öfter in 
den letzten Jahren, Schutzmaßnahmen (auf Antrag von F und GB). Die Türkei hatte ihrerseits 
Ende 1982 einen Retorsionszoll (ursprünglich 15 %, seit 84 noch 5 %) gegen ausgewählte Importe 
aus der EG verhängt, wovon vor allem die deutsche Stahlindustrie betroffen ist. D ist mit Abstand 
größter Abnehmer türkischer Textilien in der EG.“ Vgl. Referat 413, Bd. 144906. 

10 Am 1. Juli 1982 legten Dänemark, Frankreich, die Niederlande, Norwegen und Schweden bei der 
Kommission für Menschenrechte Beschwerde gegen die Türkei wegen Verletzung der Europäischen 
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. November 1950 ein. Am  
7. Dezember 1985 billigte die Kommission einen Bericht, mit dem der Streit auf der Basis einer 
gütlichen Einigung beigelegt wurde. Die türkische Regierung stellte die Aufhebung des Kriegs-
rechts innerhalb von 18 Monaten in Aussicht und erklärte sich bereit, über die Einhaltung der 
Menschenrechtskonvention zu berichten. Eine von den klageführenden Staaten geforderte Amne-
stie für politische Gefangene unterblieb indes; statt dessen verpflichtete sich die türkische Regie-
rung, „die Kommission von Entwicklungen auf diesem Gebiet zu unterrichten“. Vgl. den Drahtbe-
richt Nr. 272 des Botschaftsrats I. Klasse Weise, Straßburg, vom 10. Dezember 1985; Referat 200,  
Bd. 141792.  

11 Referat 411 hielt am 13. September 1985 fest: „EWG und Türkei hatten in ihrem Assoziierungsab-
kommen vereinbart, sich von den Art. 48, 49 und 50 EWG-Vertrag leiten zu lassen, um unterein-
ander bis 1.12.1986 die Freizügigkeit der Arbeitnehmer schrittweise herzustellen. Dies bedeutet, 
daß eine Verpflichtung besteht, die Freizügigkeit, wie sie innerhalb der Gemeinschaft gilt, in glei-
cher Weise auf die Assoziierung mit der Türkei zu übertragen. Arbeitsmarktlage und Schwierig-
keiten bei der Integration von Ausländern haben die Bundesregierung dazu veranlaßt, den An-
werbestopp zu erlassen und später auch den Familiennachzug einzuschränken. Unter diesen Um-
ständen ist es nicht möglich, der Türkei die volle Freizügigkeit einzuräumen. Die Bundesregierung 
will daher in den anstehenden Verhandlungen zwischen der EG und der Türkei über die endgülti-
ge Ausgestaltung der Freizügigkeit eine Regelung erreichen, die den weiteren Zuzug von Arbeit-
nehmern aus der Türkei ausschließt.“ Vgl. Referat 413, Bd. 144906. 
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den nehmen F, GR und DK bisher noch eine abwartende Haltung gegenüber ei-
ner Revitalisierung des Verhältnisses EG – Türkei ein; dem für Mittelmeerpoli-
tik zuständigen EG-Kommissar Cheysson wird ähnliches nachgesagt. 
Wir vertreten zusammen mit der niederländischen Präsidentschaft und GB die 
Auffassung, daß eine Ministertagung des Assoziationsrates eine gute Gelegen-
heit zur Wiederbelebung der Beziehungen bieten würde (Signalwirkung) und 
daß die von der Türkei vorgeschlagene Form (offene Tagesordnung, Bestands-
aufnahme des bisherigen Verhältnisses, Perspektive der Weiterentwicklung) 
auch für die EG eine Möglichkeit darstellt, der Türkei im Vorfeld der schwieri-
gen Freizügigkeitsverhandlungen unsere Auffassung zum Stand der Assoziati-
on, Interpretation der Freizügigkeitsproblematik und zu möglicherweise vorhan-
denen Beitrittshoffnungen zu erklären. 
Die bisherige Diskussion hat sich zu sehr auf die Freizügigkeitsproblematik 
verlagert, wo der Anschein entsteht, daß wir als Petenten auftreten müßten. 
Das Treffen auf Ministerebene bietet jedoch den Vorteil der Gesamtdiskussion 
des Fragenkomplexes EG – Türkei. Dabei gibt es eine Reihe von Themen, wo wir 
den Türken reinen Wein einschenken müssen, um keine unrealistischen Erwar-
tungen aufkommen zu lassen. Bei anderen Themen, wie z. B. bei der Deblockie-
rung der Finanzhilfe und der Sonderhilfe12, sollten wir den Türken nach Mög-
lichkeit Entgegenkommen signalisieren und die Wiederbelebung der Asso-
ziation vorantreiben. 
4) Die niederländische Präsidentschaft möchte das Verhältnis EG – Türkei und 
das spezielle Petitum des Briefes von AM Halefoglu beim Mittagessen des Ra-
tes vom 27./28. Januar ansprechen und strebt eine Ministertagung noch im 
März an, weil sie eine zügige Inangriffnahme der Gesamtproblematik geboten 
hält und die Tagung gern unter ihrem Vorsitz abwickeln möchte. (Ab 1. April 
hätte Türkei Vorsitz im Assoziationsrat.) 
5) Die von der türkischen Seite für die Ministertagung vorgeschlagene offene 
Tagesordnung und Konzentration auf Bestandsaufnahme und Zukunftsper-
spektiven der Assoziation EG – Türkei sollte von der EG als Gelegenheit gese-
hen werden, rechtzeitig auf hoher Ebene unseren Standpunkt darzustellen. 
Bei folgenden Themen könnten wir bei rechtzeitiger vorheriger Einigung unter 
den EG-MS den Türken entgegenkommen: 

 
12 Referat 411 wies am 1. Februar 1986 darauf hin, daß Bemühungen um eine Wiederaufnahme der 

Finanzhilfe der Europäischen Gemeinschaften an die Türkei bislang erfolglos geblieben seien: 
„Das am 31.10.81 abgelaufene 3. Finanzprotokoll EG – Türkei (310 Mio. ECU), dessen Mittel prak-
tisch vergeben sind, sollte an sich durch das am 19.6.81 paraphierte 4. Finanzprotokoll abgelöst 
werden (600 Mio. ECU, davon 225 Mio. ECU EIB-Darlehen, 375 Mio. ECU Mittel aus EG-
Haushalt zu soft terms, davon 50 Mio. ECU Zuschüsse; Laufzeit 1981 bis 1986). Zur Inkraftset-
zung des Protokolls bedarf es der Vorlage durch die Kommission an den Rat zwecks endgültiger 
Billigung und Unterzeichnung. Die Kommission hält das Protokoll bisher bei sich zurück, worauf sich 
die Außenminister am 17.11.81 verständigt hatten. Am Rande des Außenministerrats am 8.12.81 
erweiterten die Minister ihre Entscheidung auf die bereits 1980 bewilligte Sonderhilfe von 75 Mio. 
ECU. Hier sind noch Mittel in Höhe von 29 Mio. ECU offen für zwei bereits ausgewählte Projekte. 
Die Bundesregierung hat sich wiederholt um die schrittweise Deblockierung der EG-Finanzhilfe 
bemüht. Die Wiederaufnahme selbst des Restbetrags aus der Sonderhilfe scheiterte jedoch am grie-
chischen und dänischen Widerstand.“ Vgl. Referat 413, Bd. 144907. 
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– Deblockierung von 47 Mio. ECU aus Ergänzungsprotokoll anläßlich der Bei-
tritte von GB, DK und IRL13; Blockierung durch DK; 

– Deblockierung von 29 Mio. ECU einer seit 1980 durch DK blockierten Son-
derhilfe für die Türkei; 

– Deblockierung des 4. Finanzprotokolls von 1981 über 600 Mio. ECU, bisher 
von DK, F und GR blockiert. 

In folgenden Bereichen ist gegenüber der Türkei jedoch eine ungeschminkte 
Darstellung der Beziehungen notwendig: 
– Stand der Assoziation: Hier ist die Türkei mit der Erfüllung ihrer Vertrags-

verpflichtungen zur Herstellung einer Zollunion im gewerblichen Bereich, zur 
Anpassung der türkischen Agrarpolitik an die GAP und zur Angleichung der 
Wirtschaftspolitiken (Wettbewerb, Steuern, Rechtsvorschriften) in Verzug 
bzw. hat sie bisher überhaupt nicht in Angriff genommen. Da die Schaffung 
einer Zollunion jedoch Voraussetzung dafür ist, daß ein türkischer Antrag 
auf EG-Mitgliedschaft überhaupt erst geprüft werden könnte (Art. 2 und 28 
des Assoziationsabkommen von 1963) sollte sich die EG diese Ausgangslage 
zunutze machen, um möglicherweise geäußerte türkische Beitrittsabsichten 
von vornherein als unrealistisch zu bezeichnen. 

– Freizügigkeit: Gleichzeitig müßte die EG darauf hinweisen, daß angesichts 
der türkischen Nichterfüllung der Assoziationsverpflichtungen auch die da-
mit zusammenhängenden Freizügigkeitsverpflichtungen entwertet seien und 
in einem neuen Licht betrachtet werden sollten. Dies sollte unsere Zielset-
zung erleichtern, in der Freizügigkeitsfrage14 eine abschließende, restriktive 
Regelung oder aber zumindest einen längeren Aufschub zu erreichen, der den 
Status quo zementiert. 

 Es ist zu erwarten, daß zum Zeitpunkt des Zusammentritts der Ministerta-
gung der Mandatsvorschlag der EG-Kommission für die Freizügigkeitsver-
handlungen vorliegt. Bisher gehen wir davon aus, daß er unseren Stand-
punkt15 wiedergeben wird. 

– Mögliche Beitrittsabsichten: Falls die türkische Seite dieses Thema anspricht, 
müßte die EG auf die mangelnden materiellen Voraussetzungen (siehe: Stand 

 
13 Im Zuge des EG-Beitritts von Dänemark, Großbritannien und Irland zum 1. Januar 1973 schlos-

sen die Europäischen Gemeinschaften und die Türkei am 30. Juni 1973 ein Ergänzungsprotokoll 
zum Assoziierungsabkommen vom 12. September 1963. Artikel 8 sah eine Erhöhung des im Fi-
nanzprotokoll vom 23. November 1970 gewährten Betrags von 195 Mio. RE auf 242 Mio. RE vor. 
Vgl. dazu BUNDESGESETZBLATT 1975, Teil II, S. 168. 

14 An dieser Stelle wurde von Staatssekretär Ruhfus handschriftlich eingefügt: „wenn möglich“. Vgl. 
Anm. 3. 

15 In einer nichtgezeichneten Aufzeichnung vom 18. Oktober 1985 wurde ausgeführt: „Die Bundesregie-
rung hatte bereits 1981 ein Konzept für die Verhandlungen zwischen der EG und der Türkei für 
die Gesamtregelung der Freizügigkeitsfrage über 1986 hinaus entwickelt. Davon ausgehend, daß 
angesichts der Zielvorstellung des Assoziierungsvertrages eine gewisse Zuzugskomponente gegen-
über der Türkei offengehalten werden müsse, wurden der EG-Kommission mit Schreiben des Bun-
desministers des Auswärtigen vom 1.6.1981 und vom 4.4.1985 die deutschen Vorstellungen für die 
zu vereinbarende Regelung wie folgt mitgeteilt: Ausschluß des weiteren Zuzugs von Arbeitneh-
mern aus der Türkei; Besserstellung der hier befindlichen Türken in den Arbeits- und Lebensbe-
dingungen; zweite Priorität, d. h. Zugang zu Arbeitsplätzen, die nicht mit Arbeitnehmern aus der 
Gemeinschaft besetzt werden können […]; Aufrechterhaltung eines begrenzten Familiennachzugs 
im Rahmen nationaler Regelung.“ Vgl. Referat 413, Bd. 144906. 
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der Assoziation) hinweisen und damit einen solchen Wunsch unter den der-
zeitigen Umständen als unrealistisch charakterisieren. Für die EG kommt es 
darauf an, einen Beitrittsantrag bereits im Vorfeld zu entmutigen. Die Dro-
hung mit einem Beitrittsantrag ist jedoch keineswegs eine „Wunderwaffe“ 
der Türkei, da sie sich augenblicklich ein klares Nein der Gemeinschaft ein-
handeln würde. Dies wäre dem Prestige der türkischen Regierung abträg-
lich. Vor einer Verknüpfung von Freizügigkeitsproblematik und Beitrittsan-
trag müssen wir die Türken warnen. 

Durch unsere Absicht, der Türkei auf einer Ministertagung des Assoziationsra-
tes bei einigen Themen entgegenzukommen, um die Wiederbelebung der Asso-
ziation zu fördern, gleichzeitig aber ihre überzogenen Erwartungen zu dämp-
fen, sollte es uns gelingen, innerhalb der EG selbst die bisher zurückhaltenden 
MS (F, DK, GR) von der Nützlichkeit einer Ministertagung zu überzeugen. 
6) Es wird deshalb vorgeschlagen, daß wir im Rahmen der EG den türkischen 
Antrag auf baldigen Zusammentritt des Assoziationsrates auf Ministerebene 
befürworten. Wir sollten in enger Absprache mit der niederländischen Präsi-
dentschaft und GB darauf hinwirken, daß die Meinungsbildung bei der infor-
mellen Aussprache des Rates am 27. Januar in die gleiche Richtung läuft. We-
gen der noch vorhandenen Widerstände ist dazu eingehende Vorbereitung erfor-
derlich. Es werden folgende operative Schritte vorgeschlagen: 
– gegenüber der EGK: ein Anruf von Ihnen bei dem zuständigen EG-Kommis-

sar Cheysson; 
– gegenüber F: ein Brief von Ihnen an AM Dumas16 sowie rechtzeitige Anmel-

dung des Themas für die deutsch-französischen Direktorenkonsultationen am 
24.1. (D 217/D 418/D 619)20; 

– gegenüber I: ein Brief von Ihnen an AM Andreotti21; 
– Einbringung im AStV vom 22./23. Januar (informeller Teil) durch unsere 

StV Brüssel22 mit dem Petitum einer positiven Antwort an die Türkei zur 

 
16 Mit Schreiben vom 21. Januar 1986 an den französischen Außenminister Dumas befürwortete 

Bundesminister Genscher unter Hinweis darauf, daß die Türkei „in den letzten Jahren erhebliche 
Fortschritte bei der Redemokratisierung gemacht“ habe, eine Einberufung des Assoziationsrates 
EG – Türkei auf Ministerebene: „Ich würde mich freuen, wenn auch Sie sich in der Lage sähen, 
diesen Standpunkt bei den bevorstehenden Erörterungen zu unterstützen.“ Für das mit Drahter-
laß des Vortragenden Legationsrats I. Klasse Jansen vom 24. Januar 1986 an die Botschaft in Pa-
ris übermittelte Schreiben vgl. Referat 413, Bd. 144907. 

17 Gerold Edler von Braunmühl. 
18 Alois Jelonek. 
19 Barthold Witte. 
20 Die Frage der Beziehungen zwischen den Europäischen Gemeinschaften und der Türkei war Ge-

genstand des Gesprächs des Ministerialdirektors Jelonek mit dem Abteilungsleiter im französi-
schen Außenministerium, Vidal, am 24. Januar 1986 in Paris. Gesandter Rouget, Paris, teilte dazu 
am selben Tag mit: „Auch F anerkennt, daß die Position der Türkei in den internationalen und eu-
ropäischen Gremien ‚angehoben‘ werden sollte. Der EG-Assoziierungsvertrag müsse belebt wer-
den. EG-Mittel für die Türkei sollten deblockiert werden. Das gleiche gilt für die OECD. Im Euro-
parat sei die Lage schwieriger.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 184; Referat 202, Bd. 151093. 

21 Dieser Absatz wurde von Staatssekretär Ruhfus hervorgehoben. Dazu vermerkte er handschrift-
lich: „Hier könnte ich mit StS Ruggiero telefonieren.“  
Der Vermerk von Ruhfus wurde von Bundesminister Genscher hervorgehoben. Dazu vermerkte er 
handschriftlich: „r[ichtig]“. Vgl. Anm. 3. 

22 Das Bundesministerium für Wirtschaft informierte am 23. Januar 1986 die Ständige Vertretung 
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Vorbereitung der Behandlung durch die AM am 27.1.23 Tenor der Antwort 
sollte im AStV abgestimmt werden, Formulierung den MS überlassen bleiben. 

Die Koordination mit GB und NL wird auf Arbeitsebene fortgesetzt. Gegenüber 
DK, dessen Zustimmung wichtig ist, muß zunächst die gegenwärtige Regierungs-
krise im Zusammenhang mit der EG-Reform24 abgewartet werden. 
7) Das deutsche Interesse an der Normalisierung der Beziehungen EG – Türkei 
ist u. a. wegen unserer besonderen Betroffenheit in der Freizügigkeitsfrage 
ausgeprägt. Wir haben stets eine Gesamtsicht der Problematik befürwortet, 
um eine einseitige Fixierung auf die Freizügigkeitsproblematik zu vermeiden. 
Wenn eine Ministertagung mithelfen kann, durch Deblockierung der Finanzhilfe 
und Anpassung des Assoziationsvertrages an den Beitritt eine „Vorfeld-Berei-
nigung“ zu erwirken, dann könnte dies mithelfen, unseren bilateralen Lei-
stungsdruck in der Freizügigkeitsfrage abzumildern. Eine deutsche Unterstüt-
zung des türkischen Antrags ist aus Gründen der außenpolitischen Kontinuität 
geboten. Wir haben der Türkei zuletzt bei den deutsch-türkischen StS-Gesprä-
chen im Dezember25 unser Interesse für engere Beziehungen bekundet; die zwei-
te Runde der StS-Gespräche im späten Frühjahr26 sowie der geplante Besuch 
des Bundespräsidenten Ende Mai27 sind Ausdruck unserer engen Kontakte. 
Selbst wenn unsere Bemühungen um das Zustandekommen der Ministerta-
gung nicht erfolgreich sein sollten, könnten wir gegenüber der Türkei doch auf 
unseren guten Willen verweisen.28 

Trumpf 
Referat 413, Bd. 144907 

Fortsetzung Fußnote von Seite 60 
bei den Europäischen Gemeinschaften in Brüssel über die Haltung der Bundesregierung zum 
Wunsch nach einer Einberufung des Assoziationsrats EG – Türkei auf Ministerebene und bat, „zur 
Vorbereitung der Diskussion beim AM-Mittagessen am 27.1.86 die Frage der Beantwortung des 
Briefs von AM Halefoglu an die EG-AM und die EGK aufzugreifen“. Allerdings sollte die Freizü-
gigkeitsfrage „von uns nicht als zentrales Problem herausgestellt werden“. Vgl. den Schrifterlaß; 
Referat 410, Bd. 130277. 

23 Botschafter Ungerer, Brüssel (EG), berichtete am 27. Januar 1986, daß die Beziehungen zwischen 
den Europäischen Gemeinschaften und der Türkei auf der EG-Ministerratstagung am selben Tag 
außerhalb der Tagesordnung besprochen worden seien: „Ratspräs[ident] AM van den Broek und 
BM Genscher unterstützten nachdrücklich türk[ischen] Wunsch. Griech[ischer] Staatssekretär Pan-
galos bestätigte bisherige ablehnende Haltung, wobei er besonders beanstandete, daß türk. Außen-
minister sein Schreiben nicht auch an Griechenland gerichtet hat. DK erhob dagegen keinen Wi-
derspruch zu türk. Wunsch. Ratspräs. stellte abschließend fest, daß breite Zustimmung zur Wieder-
aufnahme des Dialogs mit Türkei gegeben sei und Tagung des Assoziationsrates in Aussicht ge-
nommen werden sollte. Die noch bestehenden Schwierigkeiten wird Präsidentschaft in bilateralen 
Kontakten mit GR und Türkei erörtern, bevor Angelegenheit erneut bei Tagung des EG-Rates (Allg[e-
meine] Angelegenheiten) im Februar 1986 aufgegriffen wird.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 251; Refe-
rat 413, Bd. 144907. 

24 Zur Haltung Dänemarks bezüglich der Einheitlichen Europäischen Akte vgl. Dok. 2, Anm. 28.  
25 Zu den deutsch-türkischen Staatssekretärsgesprächen am 5./6. Dezember 1985 vgl. AAPD 1985, 

II, Dok. 338. 
26 Die zweiten deutsch-türkischen Staatssekretärsgespräche fanden am 6./7. Oktober 1986 in Ankara 

statt. Vgl. dazu Dok. 274. 
27 Bundespräsident Freiherr von Weizsäcker besuchte die Türkei vom 26. bis 30. Mai 1986. Zum Ge-

spräch mit Ministerpräsident Özal vgl. Dok. 154. 
28 In einem Schreiben vom 4. Februar 1986 informierte Bundesminister Genscher den türkischen Au-

ßenminister Halefoglu darüber, daß der EG-Ministerrat auf seiner Tagung am 27. Januar 1986 in 
Brüssel  dem Ziel der Einberufung des Assoziationsrats EG – Türkei „ein gutes Stück näher gekom- 
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Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem 
stellvertretenden amerikanischen Außenminister Whitehead 

204-530-30/86 geheim 20. Januar 19861 

Teilnehmer D: StS M-L2, D 23, D 34, Dg 55, RL: 0106, 0137, 2048; 
Teilnehmer USA: Botschafter Burt, Botschafter Oakley, Erster Sekretär Farrar, 
Erster Sekretär Burns. 
BM begrüßte einleitend Besuch von Whitehead in Europa.9 Die wichtigen Fra-
gen des Terrorismus, die die Gefühle der Völker in hohem Maße beträfen, müß-
ten eingehend erörtert werden, damit Verständnis für die beiderseitigen An-
sichten gewonnen werden könnte. Er bat StS Meyer-Landrut um kurzen Be-
richt über das zuvor stattgefundene Gespräch. 
StS resümierte, es sei unberechtigterweise falsches Bild über deutsches Ver-
halten gegenüber Libyen in der amerikanischen Öffentlichkeit erzeugt wor-
den.10 Whitehead habe amerikanischen Wunsch ausgedrückt, Europäer möch-
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 men“ sei: „Ich teile Ihre Auffassung, daß die erste Tagung des Assoziationsrates auf Ministerebene 

Gelegenheit zu einer umfassenden Bestandsaufnahme mit offener Tagesordnung bieten sollte.“ 
Vgl. Referat 413, Bd. 144907. 

 1 Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse von Studnitz gefertigt. 
 Hat Ministerialdirektor Edler von Braunmühl am 21. Januar 1986 vorgelegen.  

Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Klaiber am 22. Januar 1986 vorgelegen, der die Weiter-
leitung an Bundesminister Genscher verfügte.  
Hat Klaiber am 24. Januar 1986 erneut vorgelegen, der den Rücklauf an Referat 204 verfügte. 

 2 Andreas Meyer-Landrut. 
 3 Gerold Edler von Braunmühl. 
 4 Jürgen Sudhoff. 
 5 Helmut Redies. 
 6 Michael Jansen. 
 7 Jürgen Chrobog. 
 8 Ernst-Jörg von Studnitz. 
 9 Am 9. Januar 1986 kündigte Gesandter Wallau, Washington, an, daß der stellvertretende ameri-

kanische Außenminister Whitehead „folgende Hauptstädte besuchen werde […]: Ottawa, London, 
Paris (auch OECD), Brüssel (auch EG und NATO), Den Haag, Bonn, Rom, Athen und Ankara“. 
Hauptgegenstand des Gesprächs mit der Bundesregierung solle sein: „Fragen der Bekämpfung des 
internationalen Terrorismus in einem breiteren Kontext, insbesondere eines gemeinsamen koordi-
nierten Vorgehens gegen den Terrorismus; eingehende Erörterung der amerikanischen Boykottmaß-
nahmen gegen Libyen“. Vgl. den Drahtbericht Nr. 109; Referat 204, Bd. 135352.  
Whitehead hielt sich am 20./21. Januar 1986 in der Bundesrepublik auf. 

10 Staatssekretär Meyer-Landrut führte gegenüber dem stellvertretenden amerikanischen Außenmi-
nister Whitehead am 20. Januar 1986 aus, die Bundesrepublik habe „niemals Waffen nach Libyen 
exportiert. Jetzt, wo Italien seinen Waffenexport einstelle, werde es dafür gelobt, während wir Kri-
tik erführen, obwohl wir immer eine positive Haltung eingenommen hätten. Es sei nicht berück-
sichtigt worden, daß unser wirtschaftlicher Austausch mit Libyen seit 1975 rückläufig sei und um 
ca. 30 % abgenommen habe. Wir hätten unserer Wirtschaft deutliche Signale gegeben, den Handel 
mit Libyen zu reduzieren.“ Auch sei der Umfang der Hermes-Bürgschaften reduziert worden: „Was 
die Ölkäufe anbetreffe, gebe es keine staatlichen Verträge, sondern lediglich solche der Privatwirt-
schaft über internationale Firmen. Wir hätten für das Erdöl keine staatlichen Handelsorganisa-
tionen wie etwa Italien oder die Türkei. Vergleiche man unsere Aktivitäten mit denjenigen ande-
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ten sich nicht auf Defensivaktionen gegenüber Gaddafi beschränken, sondern 
aktive Maßnahmen ergreifen, um Gaddafis Möglichkeiten zur Finanzierung des 
Terrorismus zu reduzieren. 
Whitehead führte sodann zusammenhängend aus: 
Er sei gekommen, um die Entschlossenheit des Präsidenten und des amerika-
nischen Volkes zum Ausdruck zu bringen, daß der Terrorismus als eine sehr 
ernste Bedrohung für die ganze Welt angesehen werde. Jedes Land habe schon 
jetzt seine einzelnen Erfahrungen damit gemacht. Jetzt aber werde der Terro-
rismus auf internationaler Ebene immer gefährlicher. Für die amerikanische 
Öffentlichkeit wie für den Präsidenten rangiere der Terrorismus sehr hoch auf 
der Agenda der außenpolitischen Probleme. Der Präsident sei überzeugt, daß 
Maßnahmen der Terrorismusabwehr, der Verstärkung der Sicherheitsmaß-
nahmen, der strengeren Kontrolle der grenzüberschreitenden Bewegungen noch 
nicht genug seien. Damit werde der Kern des Problems noch nicht angefaßt. 
Man müsse die Quelle des Terrorismus aufsuchen und dort Lösungen suchen. 
Nach Auffassung des Präsidenten sei die Quelle eindeutig in Libyen und bei 
Gaddafi auszumachen. Gewiß sei dies nicht die einzige Quelle, es gebe auch an-
dere Länder, insbesondere Syrien und den Iran. Darüber hinaus gebe es auch 
Terrorismusprobleme in anderen Regionen der Welt, nicht zuletzt auch in 
Nord- und Südamerika. Dennoch bleibe die wichtigste Quelle Gaddafi und Li-
byen. Eine große Menge nachrichtendienstlicher Erkenntnisse führe zu diesem 
Schluß. Er beziehe sich hier insbesondere auf einen geheimen Bericht, den er 
dem BM übergab, aus dem sich diese Schlußfolgerung ergebe.11 Er bitte uns, 
die Erkenntnisse dieses Berichtes wirksam zu nutzen, aber auch die Quellen 
zu schützen. Er bat auch die Tatsache der Übergabe eines solchen Berichtes 
geheimzuhalten, da nicht alle Länder, die er auf seiner Reise besucht habe, die-
sen Bericht erhalten hätten. BM sagte dies zu. Wer diesen Bericht studiere, 
werde sehen, daß die von den USA vorgebrachten Argumente überzeugend sei-
en. Vielleicht gehe er nicht so ins Detail, wie dies vielleicht erwünscht wäre, 
das sei aber aus Gründen der Geheimhaltung nicht möglich. Darüber hinaus 
sei es auch nicht erforderlich, da der Bericht nicht zeigen wolle, wer welche Ak-
te begangen habe, sondern nur beweisen solle, daß diese Akte begangen worden 
seien und es nun darum gehe, Wiederholungen zu vermeiden. Zur Illustration 
möchte er darauf hinweisen, daß es in den USA mehr als 100 Fälle verhinder-
ter Terroranschläge gegeben habe, worauf in der Öffentlichkeit nicht hingewie-
sen worden sei. Wichtig sei, daß nicht bekannt werde, wie die USA von diesen 
geplanten Anschlägen Kenntnis erlangt hätten. Jedenfalls ergebe sich aus dem 
Bericht, daß Gaddafi Terrorakte finanziert habe. 
Man habe sogar Schecks gesehen, die von ihm unterzeichnet worden seien, 
durch die Terroristen bezahlt wurden. Die USA wüßten auch, daß er Waffen 
gestellt habe, deren Spuren ganz eindeutig auf Libyen zeigten. Terroristen wür-
den in zwölf Lagern in Libyen ausgebildet. Die USA wüßten, wo sie seien, wer 
dort ausgebildet werde, welches die Ausbildungsziele im besonderen seien und 
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rer Länder, so sei das Bild durchaus unterschiedlich und rückläufig.“ Vgl. VS-Bd. 12994 (204); B 
150, Aktenkopien 1986. 

11 Für den vom stellvertretenden amerikanischen Außenminister Whitehead am 20. Januar 1986 
übergebenen Bericht „Libyan Support for the Abu Nidal Group“ vgl. VS-Bd. 12444 (515). 
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woher die Ausgebildeten und Ausbilder kämen. Bei der Ausbildung handele es 
sich keineswegs um eine normale militärische Ausbildung, sondern eindeutig 
um Terrorismustraining. Die Erkenntnisse beruhten sowohl auf Satellitenüber-
wachung wie auch auf Angaben von einzelnen, sowohl innerhalb wie außerhalb 
Libyens. Der dadurch gegebene Beweis sei überwältigend. Es sei nicht danach 
zu fragen, ob Gaddafi an dieser oder jener Aktion teilgenommen habe. Er habe 
sich selbst terroristischer Erfolge gerühmt12, so daß AM Shultz mit Recht be-
hauptet habe, Gaddafi selbst sei die qualmende Pistole.13 
Der amerikanische Präsident sei fest davon überzeugt, daß die freie Welt etwas 
gegen einen Staat tun müsse, dessen erklärte Politik es sei, willkürlich un-
schuldige Menschen in Wien und Rom14 zum Opfer von Terroranschlägen zu 
machen. Für die USA sei es eine moralische Frage, daß sie dem nicht tatenlos 
zusehen könnten. Man könne die Beziehungen zu Libyen nicht einfach weiter-
gehen lassen, als sei nichts geschehen. In dieser Frage müßten die USA die 
Führung übernehmen. Gaddafis Verhalten müsse geändert werden. Er müsse 
einsehen, daß die Nachteile aus einem solchen Verhalten größer seien als mög-
liche Vorteile. Dies sei der Grund für die von Präsident Reagan am 7. Januar 
verkündeten Maßnahmen.15 Er habe auch militärische Aktionen erwogen, sich 
aber vorbehalten, hierauf möglicherweise später zurückzukommen. Die ameri-
kanische Regierung hoffe allerdings, daß dieses aufgrund wirksamer anderer 
Maßnahmen nicht nötig sein werde. Der Präsident habe zunächst drei Maß-
nahmen ergriffen: 
– Alle geschäftlichen Transaktionen sollten beendet werden, es solle weder 

Ausfuhren noch Einfuhren nach Libyen geben, keinerlei Geschäfte sollten 
mit Libyen mehr getätigt werden. 

– Alle amerikanischen Bürger würden aufgefordert, das Land zu verlassen. Die 
amerikanischen Gesetze geben hierzu die Möglichkeiten. Die USA rechnen 
nicht damit, daß diese Aufforderung zu 100 % erfüllt werde, da einige Inha-
ber amerikanischer Pässe sich eher als Libyer denn als16 Amerikaner fühlen 
könnten, insbesondere dann, wenn sie mit Libyern verheiratet seien. Der Prä-
sident habe eine Frist für die Ausreise bis zum 1. Februar gesetzt. 

– Alle libyschen Guthaben in den USA, wie z. B. Bankguthaben, würden einge-
froren, dadurch sollten Vergeltungsakte gegen amerikanisches Eigentum oder 
gegen amerikanische Bürger in Libyen verhindert werden. Diese Guthaben 
seien ausdrücklich nur eingefroren, nicht aber beschlagnahmt, d. h., sie ver-
blieben ihren Eigentümern. Diese könnten allerdings zur Zeit nicht darüber 
verfügen, aber Zinsen würden weiter gutgeschrieben17 werden.  

Insgesamt handle es sich um sehr harte, ernstgemeinte Maßnahmen. Der Auf-
ruf der US-Regierung richte sich an die Verbündeten, mitzuarbeiten. Man ver-

 
12 Korrigiert aus: „berühmt“. 
13 Vgl. dazu den Artikel „U.S. says Qaddafi’s Remarks Prove His Role in Terrorism“; THE WASHING-

TON POST vom 17. Januar 1986, S. A 15. 
14 Zu den Anschlägen vom 27. Dezember 1985 vgl. Dok. 2, Anm. 34. 
15 Zu den amerikanischen Sanktionen gegen Libyen vgl. Dok. 7, Anm. 4. 
16 Korrigiert aus: „Libyer als“. 
17 Korrigiert aus: „gutgebracht“. 
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stehe die amerikanische Aufforderung falsch, wenn gemeint werde, die Euro-
päer sollten die gleichen Maßnahmen ergreifen. Gewiß bestehe in Europa eine 
andere Situation, so daß die US-Regierung dieses nicht fordere. Nun aber bitte 
sie die Verbündeten zu überlegen, wie die Europäer helfen könnten, die gleichen 
Ziele zu erreichen, die sich die USA gesetzt hätten. Er werde dieses nicht öf-
fentlich sagen, aber die Verbündeten sollten doch wissen, daß Präsident Reagan 
außerordentlich enttäuscht gewesen sei, daß PM Thatcher18 und der Bundes-
kanzler19, die er beide als seine nächsten politischen Freunde betrachte, in al-
ler Öffentlichkeit und in deutlichen Worten gesagt hätten, und zwar ohne dies 
vorher zu konsultieren20, daß die von den USA verkündeten Maßnahmen nicht 
wirken könnten. Diese Äußerung alleine hätten die Amerikaner als deutliche 
Schwächung der amerikanischen Bemühungen aufgefaßt. Er sage dies nicht 
drohend und auch nicht in irgendeiner Weise herausfordernd, wünsche aber, 
daß wir wüßten, wie diese Äußerungen in Amerika aufgefaßt worden seien. Viel-
leicht hätten die Europäer recht, daß Sanktionen unwirksam seien. Gleichwohl 
sei diese Erklärung nicht hilfreich gewesen. 
Er bat, es nicht falsch zu verstehen, sondern als Zeichen des offenen Dialogs un-
ter Verbündeten zu werten, wenn er frage, welche Maßnahmen Deutschland 
ergreifen könne, um die amerikanischen Absichten zu unterstützen. Die Ame-
rikaner möchten in diesem Zusammenhang einige Maßnahmen zu erwägen ge-
ben. An erster Stelle stehe der Bezug von Öl aus Libyen. Mit dem Einkauf von 
Öl im Werte von 2,1 Milliarden Dollar aus Libyen sei die Bundesrepublik nach 
Italien, das 1985 für 2,8 Milliarden Dollar Erdöl aus Libyen bezogen habe, der 
zweitgrößte Importeur, was wertmäßig etwa 25 % der gesamten libyschen Ver-
käufe ausmache. Der nächstgroße westliche Importeur folge erst mit erhebli-
chem Abstand hinter der Bundesrepublik. Die amerikanische Sicht der Dinge 
sei, daß diejenigen, die libysches Öl kauften, damit die libysche Regierung un-
terstützen, deren Außenpolitik eindeutig durch den Terrorismus geprägt sei. 
Gewiß sei es nicht die Absicht der Bundesregierung, solche Ziele zu unterstüt-
zen, sie müsse aber sehen, daß die Einnahmen Gaddafis der Finanzierung von 

 
18 Premierministerin Thatcher führte am 10. Januar 1986 vor amerikanischen Journalisten in Lon-

don zur Frage von Sanktionen gegen Libyen aus: „I do not, alas, think that sanctions against Libya 
would work. The materials would be supplied by other countries. In theory, sanctions work but 
they only work if they are adopted 100 %; and, alas, I do not know any case in which they have 
been adopted 100 %“. Vgl. http://www.margaretthatcher.org/document/106300. 

19 Am 3. Januar 1986 äußerte Ministerialdirektor Schäfer, Presse- und Informationsamt, zur Frage 
von Sanktionen gegen Libyen: „Die Bundesregierung ist der Meinung, daß Wirtschaftssanktionen 
[…] kein geeignetes Instrument sind, sicher auch nicht in diesem Fall.“ Vgl. die Aufzeichnung des 
Referats 204 vom 20. Februar 1986; Referat 204, Bd. 135355.  
Bundeskanzler Kohl kündigte am 9. Januar 1986 vor der Presse an, daß er Präsident Reagan die 
Gründe der Bundesregierung dafür mitteilen werde, sich den Maßnahmen der USA gegen Libyen 
nicht anzuschließen: „Als deutscher Bundeskanzler muß ich daran denken, daß 1500 Deutsche in 
Libyen leben.“ Er könne die amerikanische Reaktion verstehen, „aber ich habe nach meinem Amts-
eid deutsche Interessen zu vertreten“. Vgl. den Artikel „Kohl will gegenüber Gaddafi vorrangig 
deutsche Interessen vertreten“; FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEITUNG vom 10.1.1986, S. 1.   
Einen Tag später bestätigte Staatssekretär Ost, Presse- und Informationsamt: „Nach wie vor ist 
die Bundesregierung der Ansicht, daß Wirtschaftssanktionen erfahrungsgemäß nicht die gewünschte 
Wirkung erzielen.“ Vgl. den Artikel „Bonn lehnt weiterhin Sanktionen gegen Libyen ab“; FRANK-
FURTER ALLGEMEINE ZEITUNG vom 11.1.1986, S. 3. 

20 Der Passus „und zwar … zu konsultieren“ wurde von Ministerialdirektor Edler von Braunmühl 
handschriftlich eingefügt. 
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Terrorakten dienten. Er wolle uns nicht zu nahe treten, zugleich aber auch 
darstellen, wie die Dinge in Amerika gesehen würden. Ein deutlicher Abfall der 
Deviseneinnahmen aus Ölverkäufen würde die Situation für Libyen drastisch 
verändern, das sich keineswegs in einer guten wirtschaftlichen Situation be-
finde. Derzeit stütze sich Libyen ausschließlich auf die Nettoeinnahmen aus 
Ölverkäufen. Wenn die Bundesrepublik für 600 Millionen Dollar nach Libyen 
exportiere, sei es auch nicht auf Bezüge im Werte von 2,1 Milliarden Dollar 
angewiesen. Die Athener Regierung, die er zuvor besucht habe21, habe z. B. gel-
tend gemacht, daß im Falle Griechenlands einem Wert von 300 Millionen Dol-
lar Einkäufen an Öl Exporte im gleichen Wert gegenüberstünden.22 
BM betonte, er habe die offene Sprache nicht als kränkend empfunden. Dies sei 
vielmehr Ausdruck der sehr engen, freundschaftlichen Beziehungen. Was hätte 
alle Arbeit vergangener Jahrzehnte genutzt, wenn man nicht unter Freunden 
offen miteinander sprechen könnte? Gerade hierin zeige sich die enge Verbin-
dung der Menschen und Völker unserer beiden Länder. 
Zur Sache wolle er ihn vor allem auf die Pressekonferenz des Bundeskanzlers 
verweisen, der in einer außerordentlich eindrucksvollen Stellungnahme sehr 
viel Verständnis für die Gefühle der Amerikaner und ihre Maßnahmen bewie-
sen habe. Natürlich sei der Bundeskanzler genötigt gewesen, unsere Haltung 
gegenüber unserer Öffentlichkeit darzutun. Er müsse sagen, daß wir uns von 
der amerikanischen Entscheidung überrascht gefühlt hätten. Wir seien nicht 
konsultiert worden.23 Jetzt gelte es, gemeinsam zu überlegen, welches sei das 
Problem, vor dem wir stünden, und welches sei das Ziel, was wir gemeinsam 
erreichen wollten. Der internationale Terrorismus sei die gefährlichste Heraus-
forderung, vor der die demokratischen Gesellschaften im Augenblick stünden. 
Er selbst sage dies als Außenminister und ehemaliger Innenminister, der sich 
seit 16 Jahren mit diesen furchtbaren Problemen persönlich habe auseinan-
dersetzen müssen. Die Terroristen wollten uns zwingen, gerade das zu verlet-
zen, was zu den höchsten Werten unserer Gesellschaften gehörte. Deshalb finde 
das grundsätzliche Anliegen der amerikanischen Regierung unsere volle Un-
terstützung. 

 
21 Der stellvertretende amerikanische Außenminister Whitehead führte am 19./20. Januar 1986 Ge-

spräche mit der griechischen Regierung in Athen. 
22 Im Gespräch mit Bundesminister Schäuble am 21. Januar 1986 führte der stellvertretende ameri-

kanische Außenminister Whitehead aus, daß die USA der Bundesregierung neben der Einschrän-
kung der Ölkäufe aus Libyen folgende weitere Maßnahmen vorschlügen: „Einschränkung des 
deutsch-libyschen Flugverkehrs: Lufthansa und die libysche Luftverkehrsgesellschaft hätten ge-
genwärtig pro Woche drei Flüge zwischen Frankfurt und Tripolis auf ihrem Flugplan. Nach ame-
rikanischen Erkenntnissen würden dabei vielfach Ausrüstungen in das Bundesgebiet gebracht, die 
terroristischen Zwecken dienten. Passagiere aus Libyen würden in der BR Deutschland nicht 
schärfer überwacht als Passagiere aus New York. Die Bundesregierung möge den Flugverkehr mit 
Libyen entweder ganz unterbinden oder Passagiere und Fracht schärfer überwachen. Einschrän-
kung der Exporte von Gütern der Hochtechnologie nach Libyen: Nach zugegebenermaßen nicht ganz 
präzisen amerikanischen Erkenntnissen seien aus der Bundesrepublik Deutschland sowohl Fernmel-
desysteme für die libysche Regierung wie komplizierte Computersysteme geliefert worden. Güter 
dieser Art könnten ‚zu unerwünschten Zwecken‘ verwendet werden. Überwachung des libyschen 
Volksbüros: Libysche Volksbüros hätten in anderen Ländern vielfach Terroristen als Unterschlupf ge-
dient und sie mit Waffen versorgt. Eine besonders scharfe Überwachung sei daher unabweisbar.“ 
Vgl. VS-Bd. 12994 (204); B 150, Aktenkopien 1986. 

23 Dieser Satz wurde von Ministerialdirektor Edler von Braunmühl handschriftlich eingefügt. 
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Er müsse die Frage stellen, ob es reiche, sich auf eine gemeinsame Abwehr ge-
gen Terroranschläge zu einigen, und zugleich feststellen, daß dies nicht der Fall 
sei. Die Tatsache, daß erst heute die soeben überreichte Dokumentation zur Ver-
fügung stehe, zeige, daß noch sehr viel mehr getan werden müsse bei der ge-
genseitigen Information zur24 gemeinsamen Bekämpfung des Terrorismus. Be-
sonders wichtig sei es, daß er, Whitehead, auch mit dem Innenminister25 spre-
chen werde. Wir hätten immer sehr auf einen solchen Informationsaustausch26 
der Sicherheitsbehörden gedrängt. Heute sei es so, daß sich die Terroristen mo-
dernster Techniken bedienten, das erfordere, daß wir auch unsererseits alle 
technologischen Möglichkeiten ausnutzten zu ihrer Bekämpfung. Hier könne 
noch sehr viel mehr Gemeinsames getan werden. 
Darüber hinaus müsse aber auch nach den Ursachen des Terrorismus gefragt 
werden. Die eine Frage sei die, weshalb sich Terroristen immer wieder rekru-
tieren könnten. Hiermit stelle sich das unerhört schwierige, ungelöste Nahost-
problem. Die andere Frage sei die, wie wir verhindern könnten, daß Terroristen 
immer wieder Unterstützung erhielten. Für den Terrorismus sei erste Vorbe-
dingung, daß er immer wieder einen sicheren Platz finde, an den sich Terrori-
sten zurückziehen könnten. Wo aber seien diese Plätze, natürlich in Libyen, 
auch in Syrien und im Iran, aber selbst dieses reiche noch nicht aus. Hier müs-
se gefragt werden, wie die Zahl solcher Zufluchtsorte reduziert werden könne. 
Nach der Islamischen Konferenz27 hätten zwei Außenminister hier in Bonn vor-
gesprochen und größtes Unbehagen darüber zum Ausdruck gebracht, daß sie 
genötigt worden seien, sich mit Gaddafi solidarisch zu erklären.28 Die Saudis 
seien keineswegs glücklich, daß sie Gaddafi Geld zahlen sollten, falls es einen 
Ölboykott gebe. Die Außenminister der EG wollten am 27. Januar wirksame 
Maßnahmen beraten, wie terroristische Unterstützung durch geeignete Länder 
verhindert werden könne.29 Er wisse, daß zahlreiche Freunde in der arabischen 
Welt genauso dächten. 
Was unsere Beziehungen zu Libyen angehe, so hätten wir eigentlich doppeltes 
Lob verdient, wenn der Präsident Italien gelobt habe, weil es künftig keine Waf-
fen mehr nach Libyen liefern wolle, weil wir nämlich niemals Waffen dorthin ge-
liefert hätten. Auch unsere Wirtschaftsbeziehungen zu Libyen seien rückläufig. 
Das hätten wir zwar nicht öffentlich gesagt, es sei aber eine Tatsache. Früher 
hätten wir mehr Öl aus dem Iran bezogen, langsam habe sich aber die Bezugs-
quelle wegen der kürzeren und damit billigeren Transportwege, aber auch we-
gen der höheren Qualität nach Libyen verlagert. Der Bundeskanzler habe in sei-

 
24 Die Wörter „gegenseitigen Information zur“ wurden von Ministerialdirektor Edler von Braunmühl 

handschriftlich eingefügt. 
25 Friedrich Zimmermann. 
26 Dieses Wort wurde von Ministerialdirektor Edler von Braunmühl handschriftlich eingefügt. Dafür 

wurde gestrichen: „Austausch“. 
27 Vom 6. bis 11. Januar 1986 fand in Fes die 16. Tagung der Außenminister der Mitgliedstaaten der 

Organisation der Islamischen Konferenz statt.  
28 Vgl. dazu das Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem bangladeschischen Außenminister 

Choudhury am 10. Januar 1986; Dok. 5.  
Am 14. Januar 1986 empfing Genscher den malaysischen Außenminister Rithauddeen. Für die 
Gesprächsaufzeichnung vgl. Referat 010, Bd. 178901. 

29 Zur Konferenz der Außenminister der EG-Mitgliedstaaten im Rahmen der EPZ am 27. Januar 
1986 in Brüssel vgl. Dok. 10, Anm. 25. 
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ner Pressekonferenz gesagt, daß wir zu Wirtschaftssanktionen eine prinzipielle 
Haltung einnähmen. Wir hätten überhaupt Zweifel, ob solche Sanktionen durch-
führbar seien, wir fragten nicht nur, ob die gewünschte Wirkung eintrete. Er 
wolle hier in der gleichen Offenheit, mit der Whitehead gesprochen habe, fra-
gen, ob es z. B. richtig sei, daß die USA über die Bahamas immer noch Ölderi-
vate im Werte von 1,6 Milliarden Dollar kauften. In gleicher Weise wolle er fra-
gen, ob es richtig sei, daß die in Libyen tätigen US-Firmen ihre Anteile an aus-
ländische Töchter verkauften. 
Die Amerikaner sollten auch wissen, daß wir direkt mit den Libyern über Ter-
rorismus gesprochen hätten. Vor zwei Jahren habe es ein Attentat auf Gaddafi 
gegeben30, wobei nicht zu bestreiten gewesen sei, daß daran Libyer beteiligt ge-
wesen seien, die zuvor in Deutschland gelebt hätten und im Zusammenhang 
mit dem Attentat Telefongespräche von einer in Libyen ansässigen deutschen 
Firma aus geführt hätten. In diesem Zusammenhang habe er den von Gaddafi 
Beauftragten gesagt, daß eine äußerste Reaktion zu erwarten sei, falls hier in 
der Bundesrepublik als Reaktion auf das Attentat etwas passieren würde, 
wobei er sich natürlich gehütet habe, zu spezifizieren, was eine solche äußerste 
Reaktion sein werde.31 
Gemeinsam müßten wir im Westen überlegen, wie die westlichen Demokratien 
mit den arabischen Freunden in ein Gespräch kommen könnten. Im Augenblick 
fürchte er, daß jede Maßnahme von der arabischen Solidarität unterlaufen wer-
de. Nichts sei unangenehmer, als wenn wir moderate Araber fester an Gaddafi 
herantrieben. Er bitte auch die amerikanische Regierung, dies in Rechnung zu 
stellen. 
Wir hätten jetzt schon entschieden, daß keinesfalls amerikanische Maßnahmen 
von deutschen Firmen unterlaufen werden sollten. Er bitte um Informationen, 
wenn die Amerikaner von solchen Akten, die den amerikanischen Maßnahmen 
zuwiderliefen, erführen. Das uns überreichte geheime Dokument würden wir 
sehr genau studieren. Jede einzelne Aussage würden wir sehr ernst nehmen 
und in der Bundesregierung darüber beraten, was er, Whitehead, uns gesagt 
habe. Dies werde in einer Weise geschehen, wie es unter Freunden und Verbün-
deten angemessen sei. Er bitte ihn, auch unsere Sorgen sehr ernst zu nehmen. 
Die Bundesregierung gehe vor niemandem in die Knie. Wir handelten nicht 
aus Rücksicht auf Gaddafi, auch nicht aus Rücksicht auf unsere geschäftlichen 
Interessen, sondern in Erwägung dessen, was nach unserer Überzeugung der 
beste Weg sei, mit der Terroristendrohung fertig zu werden. Wenn er sage, wir 
gingen vor niemandem in die Knie, so sage er das aufgrund der Erfahrung, die 
er am eigenen Leibe gemacht habe, als er sich 1972 bei dem Überfall der Palä-
 
30 In Tripolis kam es am 8. Mai 1984 zu Schießereien, bei denen mehrere Personen getötet wurden. 

Zum Hintergrund berichtete Botschafter Enders, Tripolis, am 16. Mai 1984, daß die Ereignisse im 
Zusammenhang mit der gegen die libysche Regierung gerichteten Tätigkeit Oppositioneller stün-
den. Ziel sei es gewesen, „Gaddafi selbst zu treffen“. Die libysche Führung habe die Ereignisse auf 
die Tätigkeit libyscher Oppositioneller im Ausland zurückgeführt und in diesem Zusammenhang 
die USA, Großbritannien, die Bundesrepublik, den Sudan und Tunesien genannt. Sie gehe „hart 
und unerbittlich“ bei der „Eliminierung von Regimegegnern“ vor. Vgl. den Drahtbericht Nr. 232; 
Referat 311, Bd. 137792. 

31 Am 13. Juni 1984 führte Bundesminister Genscher ein Gespräch mit dem libyschen Minister für 
Äußere Sicherheit, Belgassem, über die Vorfälle in Tripolis am 8. Mai 1984. Vgl. dazu AAPD 1984, 
I, Dok. 172. 
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stinenser auf die israelische Olympiadelegation den Terroristen im Austausch 
für ihre Geiseln angeboten habe.32 Die hier von den Demokratien geforderte 
Festigkeit werde über das Schicksal der Demokratien im Westen entscheiden. 
Er habe Botschafter Burt bei dessen Antrittsbesuch bereits gesagt und wieder-
hole dies heute, daß Terrorismus gegen uns alle ziele, und derjenige, der sich auf 
die amerikanischen Truppen bei uns richte, ziele auf die Allianz.33 Wenn er von 
Festigkeit spreche, bedeute dies, daß wir nicht zurückgehen, nicht aufgeben, 
aber wir müßten diejenigen Maßnahmen ergreifen, die wirklich Wirkung bräch-
ten. So hätten wir etwa auch im Falle Südafrikas anders entschieden als die 
amerikanische Regierung. Er wolle vor allem deutlich machen, daß wir uns jedes 
Argument sorgfältig anhören und großes Verständnis entgegenbringen, zugleich 
aber auch unsere Erfahrungen und unsere Grundsätze in diesem Meinungs-
austausch unter Verbündeten einbringen müßten. Nach Prüfung des amerika-
nischen Dokuments würden wir bei der Außenministersitzung in der nächsten 
Woche im Kreise der EG beraten, was wir gemeinsam als Europäer tun könn-
ten und welche Antwort den Amerikanern gegeben werden könne. 
Whitehead bezweifelte, ob die moderaten Araber wirklich auf Gaddafis Seite 
gedrängt würden. Alle islamischen Länder hätten nach der Konferenz den Ame-
rikanern erklärt, sie seien sehr besorgt gewesen und hätten es nicht so ge-
meint, wie sie sich dort geäußert hätten. Sie hätten vielmehr Genugtuung dar-
über bekundet, daß die amerikanische Regierung so stark reagiert habe. Sie 
fürchteten und haßten Gaddafi. Er sei aber so stark, daß keiner es gewagt ha-
be, ihm die Stirn zu bieten. Die USA glaubten auch nicht an Wirtschaftshilfe 
der Araber an Gaddafi. Viele der Gemäßigten hätten gar nicht die Möglichkeit, 
zu helfen, und andere, die dies könnten, hätten ausdrücklich erklärt, daß sie 
dies niemals tun würden, das gelte auch für die Saudis. Diese seien sogar von 
Gaddafi schon gebeten worden, hätten aber Hilfe abgelehnt. Zwei der unmit-
telbaren Nachbarn von Gaddafi hätten sich enttäuscht gezeigt, daß die USA 
von militärischen Maßnahmen abgesehen und sich auf wirtschaftliche be-
schränkt hätten. Das könne man zwar nicht zum Nennwert nehmen, aber es 
sei doch ein gewichtiges Indiz. Jedenfalls sei festzustellen, daß trotz aller ame-
rikanischen Handlungen Gaddafi keine Hilfe erhalten habe. 
BM äußerte Zweifel, die Whitehead nicht ganz widerlegen wollte. Jedenfalls, so 
fuhr er fort, dürfe man Gaddafi nicht erlauben, so fortzufahren, wie er sich 
bisher aufgeführt habe. Niemand dürfe dabei still sitzen bleiben. Zur Frage, ob 
es indirekte Importe über die Bahamas gebe, könne er derzeit nichts sagen. Sie 
würden diese Frage prüfen und dann darauf zurückkommen. Das gleiche gelte 
für die Frage, ob eventuell amerikanische Interessen in Libyen an ausländische 

 
32 Während der XX. Olympischen Sommerspiele in München drangen acht Mitglieder des „Schwar-

zen September“ am 5. September 1972 in das Olympische Dorf ein, erschossen zwei Mitglieder der  
israelischen Olympiamannschaft und nahmen weitere neun als Geiseln. Im Rahmen von Gesprächen 
über die Verlängerung eines Ultimatums stellte sich Bundesminister Genscher im Austausch gegen 
die gefangengehaltenen israelischen Sportler als Geisel zur Verfügung. Der Vorschlag wurde von den 
Geiselnehmern abgelehnt. Vgl. dazu GENSCHER, Erinnerungen, S. 155 f. Zum Attentat vgl. auch 
AAPD 1972, II, Dok. 256. 

33 Bundesminister Genscher empfing den amerikanischen Botschafter Burt am 12. September 1985 
zu dessen Antrittsbesuch. Vgl. dazu den Drahterlaß Nr. 6929/6930 des Vortragenden Legations-
rats I. Klasse von Ploetz vom selben Tag an die Botschaft in Washington; VS-Bd. 12975 (204);  
B 150, Aktenkopien 1985. 
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Töchter verkauft worden seien. Allerdings möchte er dies bezweifeln, da der Prä-
sident ausdrücklich erklärt habe, Umgehungen würden nicht akzeptiert werden. 
In diesem Zusammenhang fragte er, ob die Information richtig sei, daß Lufthan-
sa den Hauptservice für die libyschen Transportflugzeuge, sei es militärischer 
oder ziviler Art, in Europa leiste. Die amerikanische Information gehe dahin, 
daß die Libyer alle Flugzeuge sowohl zivil wie militärisch nutzten und zur War-
tung nach Frankfurt flögen. Sie würden dort dann von der Lufthansa gewartet 
und, da es sich meistens um Boeing-Maschinen handele, auch mit amerikani-
schen Ersatzteilen ausgerüstet. BM erklärte sich mit Nichtwissen, sagte aber 
zu, man werde diese Frage prüfen. 
Whitehead fragte nach den Hermes-Garantien. Er habe gehört, da gebe es Au-
ßenstände im Werte von drei Milliarden Dollar. Er bat um Überprüfung dieser 
Kreditfinanzierungspolitik, da dies letztlich eine Finanzierung Gaddafis und 
Libyens sei. Dadurch würden deutsche Exporteure ermutigt, weiter mit Libyen 
Handel zu treiben. 
BM antwortete, nach seiner Auffassung bestehe eine sehr viel engere Form der 
Zusammenarbeit mit Libyen, wenn amerikanische Firmen Eigentum in Libyen 
hätten, als wenn Exporte garantiert würden. 
Whitehead entgegnete, diese Zusammenarbeit finde nun ein Ende, weil die Ame-
rikaner das Land verließen. 
BM fragte, was mit dem 49 %igen amerikanischen Eigentumsanteil an libyschen 
Firmen geschehen werde. 
Whitehead sagte, dies sei zur Zeit unklar. Hierzu habe es noch keine Anordnun-
gen gegeben. Die US-Regierung beabsichtige nicht, die Eigentümer zu schädi-
gen. Es sei auch nicht die Absicht, diese Rechte an Gaddafi zu übertragen. Je-
denfalls sollten die amerikanischen Firmen nicht gezwungen werden, die Rechte 
zu verkaufen. Das Hauptziel sei, Gaddafis Politik zu ändern, nicht aber, ameri-
kanische Interessen zu schädigen. 
BM sagte zu, daß er den Bundeskanzler über das Gespräch mit Whitehead un-
terrichten werde. Ebenfalls hätten wir die Problematik, so wie sie von den Ame-
rikanern gesehen werde, sehr wohl verstanden.34 
Whitehead resümierte seinen Eindruck dahingehend, daß die Ziele die gleichen 
seien, daß es wohl aber Auffassungsunterschiede hinsichtlich des Weges gebe 
und der einzuschlagenden Taktik. 
Der Bundesminister stimmte zu. Er bat, noch ein anderes Thema anschneiden 
zu dürfen, das uns sehr bewege, nämlich dasjenige der jüngsten sowjetischen 
Rüstungskontrollvorschläge.35 Die ersten deutschen Reaktionen darauf entsprä-
chen durchaus denjenigen, die auch Präsident Reagan36 und AM Shultz geäu-
 
34 Die Bundesregierung nahm am 30. Januar 1986 Stellung zu den Vorschlägen des stellvertretenden 

amerikanischen Außenministers Whitehead hinsichtlich einer Unterstützung der Maßnahmen ge-
gen Libyen. Vgl. dazu Dok. 28. 

35 Zu den Vorschlägen des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, vom 15. Januar 1986 
vgl. Dok. 16 und Dok. 19. 

36 In einer Stellungnahme vom 15. Januar 1986 begrüßte Präsident Reagan die Vorschläge des Ge-
neralsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, über Abrüstung und Rüstungskontrolle und kündig-
te deren sorgfältige Prüfung gemeinsam mit den übrigen NATO-Mitgliedstaaten an. Vgl. dazu 
PUBLIC PAPERS, REAGAN 1986, S. 58. 
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ßert hätten. Wir würden es außerordentlich begrüßen, wenn jetzt eine gemein-
same gründliche Prüfung im Bündnis unternommen würde. Dabei müßte deut-
lich berücksichtigt werden, daß die sowjetischen Vorschläge in zwei Richtun-
gen zielten, einmal auf die Genfer Verhandlungen37, zum anderen aber auf die 
öffentliche Meinung im Westen. Nichts würde unangenehmer sein, als wenn der 
Westen darauf kontrovers antworten würde. Uns wäre sehr daran gelegen, wenn 
die Antwort übereinstimmte, jedenfalls zwischen den wichtigsten Staaten des 
westlichen Bündnisses. Daher seien wir so sehr daran interessiert, hierüber 
möglichst bald im Bündnis, aber auch bilateral zu beraten. Die jüngsten sowje-
tischen Vorschläge stellten ohne Zweifel die nächste Runde des Kampfes um 
die Herzen und Hirne der Europäer dar. Hier sei es besonders wichtig, daß dieser 
Kampf gemeinsam bestanden werde. 
Whitehead stimmte dem Bundesminister voll zu. Er werde diese Botschaft mit 
nach Washington nehmen. Auch er halte enge Konsultationen unter den Verbün-
deten für außerordentlich wichtig. Es handle sich bei Gorbatschows Vorschlä-
gen um dramatische, kühne Vorschläge, die vielleicht aussichtsreichere Elemente 
enthielten als frühere Initiativen.38 
Dieser Vermerk ist von BM noch nicht gebilligt. 

VS-Bd. 12994 (204) 
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Gespräch des Bundesministers Genscher 
mit dem jugoslawischen Außenminister Dizdarević 

214-321.11 JUG 20. Januar 19861 

Vorbehaltlich Genehmigung durch BM 
Besuch des jugoslawischen AM Dizdarević in der Bundesrepublik Deutschland 
(20./21.1.1986)2;  
hier: Delegationsgespräch/bilateraler Teil3 
BM begrüßt AM Dizdarević (D.) und betont unseren Willen, den dichten Dialog 
mit Jugoslawien gerade auch in dem sehr wichtigen und entscheidungsträchti-
 
37 Die amerikanisch-sowjetischen Verhandlungen über Abrüstung und Rüstungskontrolle wurden am 

12. März 1985 wiederaufgenommen. Vgl. dazu AAPD 1985, I, Dok. 8 und Dok. 106.  
Zur vierten Verhandlungsrunde vom 16. Januar 1986 bis 4. März 1986 vgl. Dok. 56. 

38 Dieser Satz wurde von Ministerialdirektor Edler von Braunmühl handschriftlich eingefügt. 

 1 Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Kaestner am 21. Ja-
nuar 1986 gefertigt.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Klaiber am 24. Januar 1986 vorgelegen. 

 2 Zum Besuch des jugoslawischen Außenministers Dizdarević vgl. auch Dok. 14. 
 3 Ferner erörterten Bundesminister Genscher und der jugoslawische Außenminister Dizdarević im 

Kreis der Delegationen die Ost-West-Beziehungen sowie Fragen der Abrüstung und Rüstungskon-
trolle sowie den KSZE-Prozeß. Für die Gesprächsaufzeichnung vgl. Referat 214, Bd. 139592. 
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gen Jahr 1986 fortzusetzen. Wie D. wisse, sei für uns die Meinung seines Lan-
des in allen wichtigen Fragen von großer Bedeutung. 
BM teilt sodann mit, daß zusätzlich zum ausgedruckten Programm der BK D. 
am 21.1.1986, 16.00 Uhr, empfangen wird.4 
Dizdarević bedankt sich für die Einladung und das bereits bei der Firma Bay-
er/Leverkusen absolvierte Programm. Er würdigt die Bedeutung des Treffens 
am Anfang des neuen Jahres, das – hierin sei er mit BM völlig einer Meinung – 
möglicherweise ein Jahr vieler bedeutender Entscheidungen sein werde. 
BM und Dizdarević einigen sich, am heutigen Tage die bilaterale Thematik zu 
behandeln und mit der Erörterung der internationalen Lage zu beginnen – Fort-
setzung dazu am zweiten Besuchstag. 
Dizdarević würdigt die bilateralen Beziehungen als uneingeschränkt positiv, 
dies habe insbesondere auch das vergangene Jahr bestätigt: 1985 habe Fort-
schritte in den Beziehungen gebracht. Jugoslawien schätze insbesondere die Be-
gegnungen und Kontakte zwischen Staatsmännern, Politikern und anderen Per-
sönlichkeiten beider Länder hoch ein. Diese schon traditionellen Kontakte sei-
en ein wichtiger Faktor für die weitere Förderung der Beziehungen, hin zu noch 
mehr Verständnis und noch mehr Vertrauen. Der Besuch von BK Kohl in Jugo-
slawien5 sei von außerordentlicher Bedeutung gewesen, weil er den Beziehun-
gen positive Impulse gegeben habe. Auch der in Vorbereitung auf diesen Be-
such durchgeführte BM-Besuch in Belgrad6 sei sehr nützlich gewesen, desglei-
chen die Begegnungen, die er – D. – mit BM anläßlich internationaler Treffen 
gehabt habe. 
Sehr nützlich sei ferner auch der Besuch von BMWi Bangemann in Belgrad ge-
wesen.7 D. würdigt sodann kurz die Besuche von BK a. D. Willy Brandt in Bel-
grad8 sowie die Besuche von ZK-Mitglied Ribičić9, Außenhandelsminister Bo-
janić10 und einer jugoslawischen Parlamentsdelegation in Bonn. 
1986 werde durch weitere Fachministerbegegnungen geprägt: Ende Februar 
träfen BMI Zimmermann und Innenminister Čulafić zusammen.11 Noch in die-
sem Monat werde der jugoslawische Verkehrsminister in die Bundesrepublik 

 
 4 Für das Gespräch des Bundeskanzlers Kohl mit dem jugoslawischen Außenminister Dizdarević 

vgl. Bundeskanzleramt, AZ: 21-30 100 (56), Bd. 70; B 150, Aktenkopien 1986. 
 5 Bundeskanzler Kohl besuchte Jugoslawien vom 4. bis 6. Juni 1985. Vgl. dazu AAPD 1985, I, Dok. 145 

und Dok. 147. 
 6 Bundesminister Genscher hielt sich am 31. Januar und 1. Februar 1985 in Jugoslawien auf und 

sprach u. a. mit Ministerpräsidentin Planinc. Vgl. dazu AAPD 1985, I, Dok. 26 und Dok. 27. 
 7 Bundesminister Bangemann hielt sich am 15./16. Oktober 1985 in Jugoslawien auf. 
 8 Der SPD-Vorsitzende Brandt hielt sich vom 24. Juni bis 26. Juni 1975 sowie vom 6. bis 8. Septem-

ber 1978 und vom 12. bis 14. Oktober 1985 in Jugoslawien auf.  
In seiner Eigenschaft als Präsident der Sozialistischen Internationale hielt er sich vom 10. bis 13. Juli 
1979 in Jugoslawien auf. 

 9 Das Mitglied des ZK des BdKJ, Ribičić, hielt sich am 13. März 1985 in Bonn auf. 
10 Der jugoslawische Außenhandelsminister Bojanić besuchte die Bundesrepublik vom 15. bis 18. April 

1985 anläßlich der Hannover-Messe. 
11 Der jugoslawische Innenminister Čulafić führte am 24./25. Februar 1986 Gespräche in der Bun-

desrepublik. 
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Deutschland kommen12, und Jugoslawien erwarte Anfang März den Besuch 
von Herrn Wolff von Amerongen, DIHT13. 
D. fährt fort, die Bundesrepublik Deutschland sei der erste Wirtschaftspartner 
Jugoslawiens in Westeuropa. Er wolle nicht alles wiederholen, was dazu mit 
BK Kohl und BMWi Bangemann in Belgrad besprochen worden sei, sondern 
sich auf die wichtigsten Fragen konzentrieren. 
1) Handelsfragen 
Nach jugoslawischer Auffassung sei es notwendig, neue Wege für das Wachs-
tum des Warenaustausches zu suchen und dabei das jugoslawische Defizit zu 
beseitigen. Jugoslawien wolle dies nicht durch Drosselung der Importe errei-
chen, folglich müßten Mittel und Wege gefunden werden, die jugoslawischen 
Exporte in die Bundesrepublik Deutschland zu steigern. Jugoslawien wünsche 
den Abschluß langfristiger Kooperationsabkommen. Die Ende des vergange- 
nen Jahres durchgebrachten neuen Wirtschaftsgesetze14 seien dafür eine gute 
Grundlage. Man stehe nicht erst am Anfang – vielmehr habe Jugoslawien mit 
der Bundesrepublik Deutschland die größte Anzahl von Abkommen über höhere 
Formen wirtschaftlicher Zusammenarbeit – insbesondere industrielle Koopera-
tion – abgeschlossen. 1985 habe man auch drei Investitionen deutscher Firmen 
in Jugoslawien verzeichnet. In der Fortsetzung dieser Entwicklung sehe Jugo-
slawien die Möglichkeit für weitere Steigerung des Umfangs der Zusammenar-
beit und für die Verkleinerung des Ungleichgewichts zu Lasten Jugoslawiens. 
Auch die Zusammenarbeit im Tourismus solle und könne ausgeweitet werden: 
Dabei denke er nicht nur an den Verkauf von mehr Hotelplätzen, sondern auch 
an Investitionen. 
2) Jugoslawien – EG 
Jugoslawien sei sich sehr bewußt, daß der bilaterale Warenaustausch auch von 
den Beziehungen Jugoslawien – EG abhänge. Man stehe gerade vor Verhandlun-
gen mit der EG über 
– die Verlängerung des Handelsabkommens um weitere fünf Jahre und 
– das zweite Finanzprotokoll.15 

 
12 Der jugoslawische Verkehrsminister Pljakić hielt sich vom 23. bis 28. Februar 1986 in der Bundes-

republik auf. 
13 Der Präsident des Deutschen Industrie- und Handelstages, Wolff von Amerongen, hielt sich vom  

6. bis 8. März 1986 in Jugoslawien auf.  
14 Referat 422 hielt am 8. Januar 1986 fest: „Ende 1985 hat das jugoslawische Parlament ein neues 

Investitionsgesetz verabschiedet. Kernstück […] sind u. a. Neuregelungen im Bereich des Technologie-
transfers und der erlaubten Maximalbeteiligungen für ausländische Investoren bei Joint ventures, 
die sich auf ausländische Investitionen positiv auswirken könnten.“ Vgl. Referat 422, Bd. 149187. 

15 Am 2. April 1980 unterzeichneten die EG-Kommission und Jugoslawien ein Kooperationsabkom-
men. Dazu notierte Referat 411 am 9. Januar 1986, das Abkommen sei „einseitig präferentiell und 
sieht u. a. die Zollbefreiung eines großen Teils jugoslawischer Industriegüterexporte in die EG so-
wie spezifische Zugeständnisse im Agrarbereich vor. Durch ein Finanzprotokoll zum Abkommen 
wurden Jugoslawien für den Zeitraum bis 30.6.1985 EIB-Darlehen in Höhe von 200 Mio. ECU ge-
währt. Im Sozialteil des Abkommens werden jugoslawischen A[rbeit]N[ehmern] gleiche Arbeits- 
und Lohnbedingungen wie den Staatsangehörigen der EG-Mitgliedstaaten zugesichert. […] Beide Sei-
ten sind übereingekommen, über die Verlängerung des handelspolitischen Teils des Abkommens 
und den Abschluß eines 2. Finanzprotokolls im Zusammenhang mit der Anpassung des Kooperati-
onsabkommens an die Erweiterung der Gemeinschaft zu verhandeln.“ Vgl. Referat 411, Bd. 131150. 

 Die Verhandlungen wurden am 11. Februar 1986 in Brüssel aufgenommen. 
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Für beide Verhandlungen gebe es Mandate – und er müsse BM sagen, daß Ju-
goslawien mit diesen Mandaten nicht zufrieden sei. Hauptgrund sei, daß Jugo-
slawien mit dem Handelsabkommen eine bedeutsame Steigerung der jugosla-
wischen Exporte erstrebe – bekanntlich rühre 50 % des jugoslawischen Außen-
handelsdefizits aus dem Austausch mit den EG-Ländern. BM kenne die wirt-
schaftliche Situation Jugoslawiens und wisse um die Anstrengung, die sein 
Land unternommen habe, um die Volkswirtschaft in die Weltwirtschaft einzu-
gliedern und die Beziehungen zur EG enger zu gestalten. Deshalb der jugosla-
wische Wunsch nach einer günstigeren Regelung für seinen Handel mit der EG, 
d. h. mehr Exporte, keine Importdrosselung. 
Jugoslawien werde im Februar die Verhandlungen mit der EG beginnen, obwohl 
das Mandat nicht befriedige. Deshalb würden wahrscheinlich einige der Fra-
gen wiederum in den verschiedenen EG-Gremien, insbesondere im Ministerrat, 
auf den Tisch kommen: Dort bitte er – wie bereits gegenüber BK Kohl und BMWi 
Bangemann ausgedrückt – um die Unterstützung der Bundesrepublik Deutsch-
land. 
Ferner stünden Verhandlungen über das zweite Finanzprotokoll an: Über die 
noch bestehenden Meinungsverschiedenheiten habe man in Luxemburg ausführ-
lich gesprochen.16 Er – D. – habe damals die Enttäuschung über die von der 
EG gebotenen Bedingungen zum Ausdruck gebracht. Während der bevorstehen-
den Verhandlungen werde dies wieder geschehen, sowohl was die Höhe der Mit-
tel als auch den Verwendungszweck angehe. Insbesondere bleibe Jugoslawien 
bei seiner Forderung nach Einsatz von EG-Haushaltsmitteln, die Jugoslawien 
als einzigem Mittelmeerland verweigert werden solle. 
Ein weiterer wichtiger Aspekt betreffe die Verwendung: BM wisse, daß Jugo-
slawien erhebliche Mittel zum Ausbau seiner Infrastruktur – insbesondere der 
Nord-Süd-Autobahn – brauche. Diese Verkehrseinrichtung diene auch dem 
Verkehr zwischen EG-Staaten sowie deutschen Exporten in den Nahen Osten 
und darüber hinaus. Aus diesem Grunde erhoffe man auch in der Frage der 
Mittelverwendung Verständnis der EG und insbesondere der Bundesrepublik 
Deutschland. 
3) Umschuldung 
Hinsichtlich der finanziellen Zusammenarbeit wisse BM, daß Jugoslawien eine 
mehrjährige Umschuldung anstrebe.17 Dies habe sich 1985 nicht verwirklichen 

 
16 In Luxemburg fand am 18./19. Juni 1985 die dritte Sitzung des Kooperationsrats EWG–Jugo-

slawien statt.  
17 Referat 422 notierte am 8. Januar 1986, daß die gesamte Auslandsverschuldung Jugoslawiens 

derzeit etwa 20,5 Mrd. Dollar betrage. Für das Jahr 1984 hätten die Gläubigerstaaten in einem 
Protokoll vom 22. Mai 1984 einer Umschuldung von 100 % der Tilgungsfälligkeiten bis Ende 1988 
zugestimmt. Seither bemühe sich die jugoslawische Regierung um eine mehrjährige Umschuldung 
der Kreditfälligkeiten der Jahre 1985 bis 1988. Demgegenüber sei am 24. Mai 1985 erneut eine 
Vereinbarung über eine Umschuldung der Tilgungsfälligkeiten vom 1. Januar 1985 bis 15. Mai 
1986 unterzeichnet worden. Die Gläubigerstaaten hätten jedoch zugleich die Bereitschaft für An-
schlußumschuldungen für die Jahre 1986 bis 1988 erklärt: „In welcher Weise diese weitere Um-
schuldungsregelung erfolgen kann, wird u. a. von der Qualität der Zusammenarbeit zwischen Ju-
goslawien und dem IWF nach Auslaufen des derzeit in Kraft befindlichen Bereitschaftskreditab-
kommens mit dem IWF (15.5.1986) abhängen. Die Bundesregierung ist nunmehr bereit, sich ent-
sprechend den Ergebnissen der Wirtschaftsgipfel von London und Bonn im Pariser Club für eine 
mehrjährige Umschuldungsregelung zugunsten Jugoslawiens einzusetzen (eine mehrjährige Um-
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lassen, nunmehr erstrebe sein Land es für den Zeitraum 1986 – 1988. Er – D. – 
wisse, daß der Standpunkt der Bundesrepublik Deutschland in dieser Frage 
positiv sei – und er rechne auch weiterhin mit dieser Haltung. Auch der IWF 
sei grundsätzlich positiv eingestellt. 
4) FZ-Kredite 
Was die bilateralen Finanzbeziehungen angehe, so bitte er – D. – die Bundesre-
gierung, ihre Aufmerksamkeit den jugoslawischen Vorschlägen hinsichtlich der 
Kapitalhilfe aus den 1970er Jahren zu widmen.18 Hier spielten politische und 
humanitäre Aspekte eine Rolle – schließlich seien diese Mittel anstelle von 
Wiedergutmachung gewährt worden. Jugoslawien habe zwar mit der Rückzah-
lung der Kredite begonnen, würde es aber gern sehen, wenn wir mit der vorge-
schlagenen Re-Investition von Zinsen und Tilgungen einverstanden wären.19 
5) Jugoslawische Gastarbeiter 
D. führt aus, er brauche die Bedeutung der Tatsache, daß viele hunderttausend 
Jugoslawen in der Bundesrepublik Deutschland lebten und arbeiten, nicht er-
neut zu würdigen. Beide Länder arbeiteten auf diesem Gebiet eng zusammen, 
Jugoslawien messe der Frage der Arbeits- und Aufenthaltssicherheit höchste 
Bedeutung bei. Deshalb verfolge man auch alle Diskussionen in der Bundesre-
publik Deutschland, die ausländische Arbeitnehmer und ihren Aufenthalt be-
träfen. Man habe verschiedene Meinungen bemerkt, verschiedene Forderungen 
gehört – und einige davon gefielen Jugoslawien überhaupt nicht. 
BM wirft ein: D. möge sich an die Bundesregierung halten. 
Dizdarević erwidert, Jugoslawien setze Vertrauen in die Bundesregierung und 
den BM persönlich, deshalb wolle er nicht versäumen, BM auf verschiedene For-
derungen aufmerksam zu machen, deren Verwirklichung für die bilateralen Be-
ziehungen schwere Schäden bedeuten würde. Er hoffe sehr, daß derartige For-
derungen nicht Überhand gewinnen. 
Es sei auch an der Zeit, nunmehr die Verhandlungen über die Reintegration 
wiederaufzunehmen.20 Eine nicht unbeträchtliche Zahl jugoslawischer Gastar-

Fortsetzung Fußnote von Seite 74 
schuldung haben die staatlichen Gläubiger erstmals Ende April 1985 mit Ecuador vereinbart).“ 
Vgl. Referat 422, Bd. 148944. 

18 Jugoslawien erhielt von der Bundesrepublik im Dezember 1972 Kapitalhilfe in Höhe von 300 Mio. 
DM. Vgl. dazu AAPD 1973, I, Dok. 5.  
Am 10. Dezember 1974 unterzeichneten die Bundesrepublik und Jugoslawien ein Abkommen über 
die Gewährung von Kapitalhilfe in Höhe von 700 Mio. DM. Für den Wortlaut vgl. BUNDESGESETZ-
BLATT 1975, Teil II, S. 362 f. Vgl. dazu ferner AAPD 1974, II, Dok. 363. 

19 Ministerialdirektor Jelonek hielt am 18. November 1985 fest, daß die jugoslawische Regierung seit 
längerem darauf dränge, „die 1972 bis 1974 gegebenen Kredite über insgesamt 1 Mrd. DM, die 
zwar in einem gewissen Wiedergutmachungs-Kontext, aber als rückzahlbare Kapitalhilfe-Kredite 
gegeben wurden, nicht regulär zurückzuzahlen, sondern die Tilgungsraten in einem Fonds zu sam-
meln, aus dem jug[oslawische] Infrastrukturprojekte unter Beteiligung der deutschen Industrie fi-
nanziert werden sollen. […] Wir sollten diesem Wunsch nicht entsprechen. Die Kredite sind ver-
traglich als rückzahlbar vereinbart worden. Die 1973 zwischen BK Brandt und Präsident Tito ver-
einbarte sog[enannte] ‚Brioni-Formel‘ bestätigt, daß es sich um rückzahlbare Darlehen handelte. 
Die Re-Investition der Tilgungsbeträge in einen Projektfonds würde einen gefährlichen Präzedenz-
fall schaffen.“ Vgl. Referat 411, Bd. 131150. 

20 Zur Frage eines Abkommens zur Förderung der Reintegration jugoslawischer Arbeitnehmer no-
tierten die Referate 401 und 513 am 14. Juni 1984, daß hierzu im Frühjahr 1984 unter Federfüh-
rung des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit Vorverhandlungen stattgefunden 
hätten: „Im Abschlußprotokoll wurde als Reintegrationsmaßnahme für rückkehrwillige Gastarbei-
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beiter sei bereits zurückgekehrt – mehrere Einhunderttausend –, denen man 
Arbeitsplätze und soziale Dienste bieten müsse. BM könne die Größe des Pro-
blems ermessen. Er – D. – hoffe deshalb, daß in der Frage des Reintegrations-
abkommens die mit BMWi Bangemann in Belgrad skizzierte Lösung nun zu 
realisieren sei. 
6) Exiljugoslawische Aktivitäten 
Wenn es in den bilateralen Beziehungen eine ständig negative Frage gebe, so sei 
dies die Tätigkeit der feindlichen jugoslawischen Emigration in der Bundesre-
publik Deutschland. Zu diesem Thema, das er bereits vor einem Jahr mit BM 
ausführlich erörtert habe, wolle er nur feststellen, daß es in letzter Zeit kleine 
Verbesserungen, aber auch gewisse Elemente der Verschlechterung gegeben 
habe. Das Problem verdiene ständige Aufmerksamkeit und dürfe nicht zu einer 
Störung für die Entwicklung der Zusammenarbeit werden. Seinen Ausführun-
gen von vor einem Jahr in Belgrad wolle er nur hinzufügen: Eine große Zahl 
der damals angesprochenen Fragen sei noch aktuell. Deshalb begrüße Jugosla-
wien das bevorstehende Treffen zwischen BMI Zimmermann und Innenmini-
ster Čulafić, die diese Fragen sehr konkret erörtern sollten. 
7) Presse- und Informationswesen 
D. spricht sich für Förderung der Zusammenarbeit auch auf dem Gebiet des 
Presse- und Informationswesens aus. Weder die deutsche noch die jugoslawische 
Regierung könne ihrer Presse Weisungen geben. Jedoch sollte man Möglichkei-
ten für Einfluß suchen und finden, um das Gesamtbild der Presse konstrukti-
ver zu gestalten. Mit konstruktiv meine er sicher nicht unkritisch, wende sich 
aber gegen eine Tendenz zu sensationeller Negativberichterstattung über die 
inneren Verhältnisse seines Landes in der deutschen Presse. Nicht alles sei 
„schwarz“ – es gebe verschiedene Fortschritte, und Treffen wie das heutige könn-
ten beitragen, daß in der Presse die Situation des Partnerlandes so widerge-
spiegelt werde, wie sie tatsächlich sei. 
8) Kulturelle und wissenschaftliche Zusammenarbeit 
Die Bundesrepublik Deutschland sei der erste westliche Partner Jugoslawiens 
auf diesem Gebiet, und er – D. – zweifle nicht daran, daß sie in Zukunft alles 
unternehmen werde, um diese Zusammenarbeit weiter zu entwickeln. Jugosla-
wien beabsichtige, den Kulturabkommen des Europarats21 beizutreten – dies 
werde ein weiterer Impuls auch für die Stärkung der bilateralen Zusammenar-
beit sein. 

Fortsetzung Fußnote von Seite 75 
ter aus der Bundesrepublik Deutschland die Schaffung eines von beiden Ländern hälftig zu finan-
zierenden Fonds in Erwägung gezogen“. Allerdings hätten die Gespräche „ein Vorstadium noch 
nicht verlassen“. Vgl. Referat 421, Bd. 140282. 

21 Der Europarat verabschiedete am 19. Dezember 1954 das Europäische Kulturabkommen. Für den 
Wortlaut vgl. BUNDESGESETZBLATT 1955, Teil II, S. 1128–1132.  
Für den Wortlaut des Europäischen Übereinkommens zum Schutz archäologischen Kulturguts vom  
6. Mai 1969 vgl. BUNDESGESETZBLATT 1974, Teil II, S. 1286–1291.  
Am 23. Juni 1985 billigte der Europarat das Europäische Übereinkommen über Straftaten im Zu-
sammenhang mit Kulturgut (Delphi-Konvention). Für den Wortlaut vgl. http://conventions.coe.int/ 
Treaty/ger/Treaties/ Html/119.htm.  
Für den Wortlaut des Übereinkommens vom 3. Oktober 1985 zum Schutz des architektonischen 
Erbes Europas (Granada-Konvention) vgl. BUNDESGESETZBLATT 1987, Teil II, S. 624–633. 
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9) Rechts- und Konsularfragen 
D. wertet die Zusammenarbeit als gut. Natürlich gebe es gerade auf diesem 
Gebiet eine Vielzahl von täglich zu lösenden Fragen – wenn dabei Probleme 
aufträten, so könnten sie nicht den Stand der Zusammenarbeit, der schon er-
reicht sei, mindern. 
Er wolle hier nur kurz den konkreten Fall des Kindes Živojin Drljić ansprechen 
und bitte, die humanitäre Seite der Frage im Auge zu behalten: Das Weitere 
sollten die Mitarbeiter besprechen. 
BM dankt für die Übersicht über die bilateralen Beziehungen. Auch wir hielten 
diese Beziehungen für sehr wichtig, wollten sie ausbauen und weiterentwik-
keln.  
1) Wirtschaftsbeziehungen 
Unsere Wirtschaftsbeziehungen – so BM – seien durch eine Reihe von Beson-
derheiten gekennzeichnet: Wir hätten gegenüber Jugoslawien einen Außenhan-
delsüberschuß, Jugoslawien uns gegenüber einen Zahlungsbilanzüberschuß, be-
wirkt durch Ausgaben unserer Touristen und durch Überweisungen jugoslawi-
scher Gastarbeiter. Die jugoslawischen Exporte hätten sich zudem in die Bun-
desrepublik Deutschland überaus günstig entwickelt: In den ersten elf Monaten 
1985 Steigerung um 14 %. 
Erfreulich sei auch, daß die jugoslawischen Anstrengungen um wirtschaftliche 
Stabilität Erfolge zeitigten. Er – BM – habe gut in Erinnerung, was ihm vor ei-
nem Jahr Frau Ministerpräsident Planinc dazu gesagt habe: Ihre Ankündigun-
gen seien Wirklichkeit geworden. Wenn Jugoslawien auf diesem Wege fortfah-
re, werde es auch bei den Exporten in die Bundesrepublik Deutschland weitere 
Zuwächse geben. 
Gemeinsame Frage müsse nun sein, welche Bereiche eine weitere signifikante 
Erweiterung der Handelsbeziehungen erlaubten. Er – BM – sehe die besten Mög-
lichkeiten im Ausbau der Kooperationen und in der Verstärkung der Investi-
tionen. Zu letzterem sei wichtig, nach nunmehr mehr als zehnjährigen Bemü-
hungen den entsprechenden Vertrag endlich zustande zu bringen.22 
Dizdarević wirft ein, Jugoslawien sei zu Verhandlungen bereit. In den bereits 
erwähnten neuen Wirtschaftsgesetzen sei eine Reihe von Fragen geregelt, die 
bisher Hindernisse für den Abschluß eines Investitionsschutzabkommens ge-
wesen seien. 
BM hofft, daß dies auch für die Frage des Kapitalretransfers gelte. 
2) EG – Jugoslawien 
BM bestätigt unser Eintreten für weitere Liberalisierung. Dies falle uns nicht 
immer leicht, weil auch eigene Interessen berührt würden (Stichwort Sauerkir-
 
22 Die Bundesrepublik und Jugoslawien verhandelten seit 1974 über den Abschluß eines Investiti-

onsfördervertrags. Zum Stand notierte Referat 422 am 8. Januar 1986: „Bei letzter Verhandlungsrun-
de im Juni 1981 hatte es im wesentlichen noch zwei offene Fragen gegeben: Die Berlin-Klausel 
und das Prinzip des freien Transfers. Während das Berlin-Problem inzwischen zufriedenstellend 
gelöst werden konnte, ist nach wie vor offen, ob die jugoslawische Seite bereit sein wird, in der für 
uns entscheidenden Frage des freien Transfers Zugeständnisse zu machen. Die Bundesregierung 
wäre äußerstenfalls beim Gewinntransfer zu einem gewissen Entgegenkommen bereit, muß aber 
beim Re-Transfer des Kapitals im Falle von Liquidation oder Veräußerung auf uneingeschränkter 
Transferfreiheit bestehen.“ Vgl. Referat 422, Bd. 149187. 
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schen23), dies ändere aber nichts an tatkräftiger Förderung der Liberalisierung 
durch die Bundesregierung. 
3) Mehrjährige Umschuldung 
BM bestätigt auch zu diesem Punkt unsere weitere Unterstützung und erin-
nert daran, daß die Durchführbarkeit dieser Idee von der Gestaltung des Ver-
hältnisses Jugoslawien zum IWF abhängt.24 
4) FZ 
Hinsichtlich der Rückzahlungen aus den in den 1970er Jahren gewährten Kre-
diten müsse er – BM – daran erinnern, daß wir bereits aufgrund des Londoner 
Schuldenabkommens25 gehindert seien, dabei Umwandlungen vorzunehmen. Die 
Brioni-Formel26 habe unmißverständlich klargestellt, daß bei Vergabe der Mit-
tel Darlehen gemeint waren. Die Bundesrepublik Deutschland sehe sich schon 
jetzt Forderungen anderer – darunter eines unmittelbaren Nachbarn Jugosla-
wiens – ausgesetzt, die in die damaligen Vereinbarungen mehr hineinlegen woll-
ten, als gemeint war. 
5) Zusammenarbeit in Presse und Information 
BM bestätigt, D. habe das Verhältnis der Bundesregierung zur Presse richtig 
dargestellt: Sie habe keinen Einfluß und wolle keinen Einfluß nehmen, weil 
dies nicht unserem Staats- und Freiheitsverständnis entspreche. Im übrigen 
möge D. unbesorgt sein: Hunderttausende unserer Landsleute reisten jedes Jahr 
nach Jugoslawien, hunderttausend Jugoslawen lebten bei uns und sähen die 
Wirklichkeit des Partnerlandes aus eigener Anschauung. Wenn es manchmal 
unangenehme Artikel gebe, könne dies die gute Grundstimmung nicht ändern. 

 
23 Referat 411 vermerkte am 18. November 1985, daß aufgrund von „Billigeinfuhren“ aus Jugoslawi-

en 1984 und 1985 „der deutsche Markt zusammengebrochen“ sei: „Die Existenz zahlreicher landwirt-
schaftlicher Betriebe ist bedroht.“ Aus diesem Grund müsse eine von der EG-Kommission mit Ju-
goslawien auszuhandelnde Lösung eine Begrenzung der Kirscheinfuhren auf der Basis der Durch-
schnittsmengen der Jahre 1981 bis 1983 anstreben, ferner Mindestpreise als Schutz gegen Preis-
verfall sowie weitere Schutzmaßnahmen bei Erreichen der Einfuhrgrenze enthalten. Vgl. Referat 411, 
Bd. 131150. 

24 Ministerialdirigent Trumpf hielt am 25. April 1986 fest, daß am 17. April 1986 von den Gläubiger-
staaten und Jugoslawien „ein multilaterales Umschuldungsprotokoll (Pariser Protokoll) über die 
Rahmenbedingungen für die Umstrukturierung der Zahlungsfälligkeiten zwischen dem 16.5.1986 und 
dem 31.3.1988“ habe paraphiert werden können. Die Verhandlungen hätten sich als äußerst schwie-
rig erwiesen, da Jugoslawien nicht bereit gewesen sei, ein weiteres Bereitschaftskreditabkommen 
mit dem IWF abzuschließen, was „ein Abgehen von einem ehernen Prinzip des ‚Pariser Clubs‘ “ be-
deutet habe. Das endgültige Protokoll sehe nunmehr zwei Stufen mit unterschiedlichen Modalitä-
ten vor, deren Inkrafttreten jeweils von Gesprächen mit dem IWF und der Erfüllung bestimmter 
Zielvorgaben abhänge („enhanced monitoring“). Vgl. Referat 214, Bd. 139600. 

25 Für den Wortlaut des Abkommens vom 27. Februar 1953 über deutsche Auslandsschulden (Londo-
ner Schuldenabkommen) vgl. BUNDESGESETZBLATT 1953, Teil II, S. 333–485. Vgl. dazu ferner 
AAPD 1951, Dok. 210, AAPD 1952, Dok. 1, und AAPD 1953, I, Dok. 42. 

26 Bundeskanzler Brandt hielt sich vom 16. bis 19. April 1973 in Jugoslawien auf und führte am 
18./19. Juni 1973 Gespräche mit Präsident Tito in Brioni. Im Kommuniqué wurde festgestellt: 
„Beide Seiten stimmen darin überein, daß auf Grund des erreichten Standes der Beziehungen und 
des Vertrauens, das durch die entwickelte und fruchtbare Zusammenarbeit zwischen ihnen geschaffen 
worden ist, auch die noch offenen Fragen aus der Vergangenheit auf eine Weise zu lösen sind, die 
den Interessen des einen wie des anderen Landes entsprechen würde. Sie sind übereingekommen, 
daß dies durch eine langfristige Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem und anderen Gebieten er-
reicht werden soll, über deren Formen baldmöglichst weitere Gespräche geführt werden sollen.“ 
Vgl. BULLETIN 1973, S. 428. Vgl. dazu ferner AAPD 1973, I, Dok. 110 und Dok. 111. 
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6) Humanitäre Fälle 
BM ist einverstanden, daß über den Fall Drljić unter den Mitarbeitern weiter-
gesprochen wird. Er selbst setzt sich ein für 
– Professor Čižek – Hinweise auf schlechten Gesundheitszustand, Bitte um 

Haftentlassung aus humanitären Gründen27; 
– Ivan Zugcić, Spieler beim VfL Bochum, der vorzeitig aus jugoslawischem Mi-

litärdienst entlassen werden will (Grundwehrdienst abgeleistet), um wieder 
in seiner Mannschaft mitspielen zu können28, sowie 

– Jovo Ilić (Häftling in Tuzla)29. 
Zum ersten und letzten Fall übergibt BM Papiere. Er unterstreicht, die jugo-
slawische Seite habe es in der Hand, durch humanitäre Lösung dieser Fälle 
das Klima, das wir zur Entwicklung der Beziehung brauchten, nachhaltig zu 
verbessern. 
Dizdarević bemerkt zum Fall Čižek, er werde nicht das erste Mal angespro-
chen. Die jugoslawische Bewertung sei jedoch unverändert: Es handele sich um 
einen Mann, der in einer terroristischen Organisation aktiv tätig gewesen und 
deshalb rechtskräftig verurteilt sei. Er habe sich selbst vergewissert und könne 
BM bestätigen, daß Čižek bei guter Gesundheit sei. Er erinnere daran, daß es 
notwendig sei, den Terrorismus auf allen Seiten, nicht nur in Einzelfällen, zu 
bekämpfen. 
Hinsichtlich des den VfL Bochum betreffenden Falles wolle er sich nach Mög-
lichkeit für eine positive Lösung einsetzen; den dritten Fall kenne er nicht, 
man werde prüfen, was getan werden könne. 

Referat 010, Bd. 178901 

 
27 Referat 214 vermerkte am 17. Dezember 1985, daß der jugoslawische Staatsangehörige Vjenceslaw 

Čižek 1978 vom Bezirksgericht in Sarajevo „wegen Staatsschutzdelikten“ zu 15 Jahren Haft verur-
teilt worden sei: „Professor Čižek lebte von 1972 bis 1977 in der Bundesrepublik Deutschland und 
war hier als Asylberechtigter anerkannt. Er betätigte sich aktiv in verschiedenen exilkroatischen Or-
ganisationen und schrieb gegen die jugoslawische Regierung gerichtete Artikel in Emigrantenzeit-
schriften. Von einer Reise nach Italien im November 1977 ist er nicht mehr zurückgekehrt. Die 
Staatsanwaltschaft Karlsruhe äußerte […] den Verdacht, daß Professor C. über Italien nach Jugo-
slawien entführt worden ist.“ Vgl. Referat 214, Bd. 139608. 

28 Mit Privatdienstschreiben vom 6. Januar 1986 teilte Staatsminister Möllemann Botschafterin 
Rheker, Belgrad, mit: „Herr Zugcić wurde bei einer Reise nach Jugoslawien zum Wehrdienst bei 
den dortigen Streitkräften eingezogen und steht damit seinem Verein bis auf weiteres nicht zur 
Verfügung. Da Herr Zugcić für den VfL Bochum eine wertvolle Verstärkung darstellt, wurde ich 
gebeten, mich für eine vorzeitige Entlassung des Herrn Zugcić aus dem Wehrdienst zu verwen-
den.“ Vgl. Referat 214, Bd. 139607.  
Legationsrat I. Klasse Hausmann notierte am 19. September 1986, daß nach Auskunft der jugo-
slawischen Botschaft „der Wehrdienst von Zugcić in Jugoslawien um 45 Tage abgekürzt worden sei 
und er seine Tätigkeit in Bochum wiederaufnehmen könne“. Vgl. Referat 214, Bd. 139607.  

29 In einem dem jugoslawischen Außenminister Dizdarević am 20. Januar 1986 übergebenen Papier 
hieß es: „Der 38jährige Jovo Ilić aus Bosnien, der in der Bundesrepublik Deutschland gearbeitet 
hatte, wurde im Juli 1979 verhaftet, als er auf Urlaub in seinem Heimatdorf war. Im Dezember 
wurde er vom Bezirksgericht Tuzla zu neuneinhalb Jahren Gefängnis aufgrund der Paragraphen 
131 (‚Teilnahme an feindlichen Aktivitäten‘), 133 (‚feindliche Propaganda‘) und 157 (‚Schädigung 
des Ansehens der SFRJ‘) verurteilt.“ Die Anklage erhebe den Vorwurf, Ilić habe über Kontakte zu 
„führenden Mitgliedern einer Emigrantenorganisation der Tschetniks“ in der Bundesrepublik ver-
fügt: „Die Gerichtsakten deuteten jedoch darauf hin, daß die einzigen ihm nachgewiesenen Kon-
takte zufälliger Natur und mit Arbeitskollegen waren, von denen einige mehr als 30 Jahre zuvor 
mit den Chetniks gekämpft hatten.“ Vgl. Referat 214, Bd. 139592. 
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Gespräch des Bundesministers Genscher 
mit dem jugoslawischen Außenminister Dizdarević 

 21. Januar 19861 

Von BM noch nicht genehmigt 
Frühstück BM mit jugoslawischem AM Dizdarević2 
Teilnehmer: AM Dizdarević, Botschafter Dragović, Unterstaatssekretär Strbać; 
auf deutscher Seite: Botschafterin Frau Dr. Rheker, D 23, RL 010 i. V4. 
BM nahm eingangs zum Stand der West-Ost-Beziehungen Stellung und zu den 
Möglichkeiten, die sich zu Beginn des Jahres 1986 für Europa ergäben. Eine 
Reihe interessanter Entwicklungen seien festzuhalten: 
– Mit den Luxemburger Beschlüssen5 sei die EG insgesamt gestärkt hervorge-

gangen. Es habe sich gezeigt, daß insbesondere auch GB sehr konstruktiv 
mitgewirkt habe. Dies sei auf einen Umdenkungsprozeß in GB zurückzufüh-
ren, der auch in der französisch-britischen Verständigung über den Kanal-
bau6 wie in der Auseinandersetzung MP Thatcher/Heseltine7 zum Ausdruck 
kommt. Die pro-europäischen Kräfte in GB würden immer stärker. 

– EUREKA8 sei ein wichtiges politisches Signal, ebenso wie das europäische 
Weltraumprogramm. 

 
 1 Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Klaiber am 21. Janu-

ar 1986 gefertigt, der handschriftlich vermerkte: „Umlauf.“  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Jansen und Vortragendem Legationsrat Ischinger am 
21. Januar 1986 vorgelegen.  
Hat Vortragendem Legationsrat Bitterlich am 22. Januar 1986 vorgelegen. 

 2 Der jugoslawische Außenminister Dizdarević hielt sich am 20./21. Januar 1986 in der Bundesrepu-
blik auf. Vgl. dazu auch Dok. 13. 

 3 Gerold Edler von Braunmühl. 
 4 Klaus-Peter Klaiber. 
 5 Zur Tagung des Europäischen Rats am 2./3. Dezember 1985 vgl. Dok. 2, Anm. 27. 
 6 Bei einem Treffen in Lille am 20. Januar 1986 verabredeten Staatspräsident Mitterrand und Pre-

mierministerin Thatcher den Bau eines Eisenbahntunnels unter dem Ärmelkanal, dessen Fertigstel-
lung für 1993 vorgesehen war. Der Auftrag mit einem Volumen von 2,23 Mrd. Pfund ging an das 
britisch-französische Konsortium „Channel Tunnel Group/France-Manche“. Vgl. dazu den Artikel 
„Thatcher and Mitterrand agree on rail tunnel“; THE TIMES vom 21. Januar 1986, S. 1. 

 7 Nach Kontroversen wegen der Sanierung des britischen Luftfahrtunternehmens Westland trat der 
britische Verteidigungsminister Heseltine am 9. Januar 1986 zurück. Botschafter Freiherr von Wech-
mar, London, berichtete am 11. Januar 1986: „PM Thatcher hat Heseltines Rücktritt nicht gewollt. 
Das Ansehen der Regierung […] ist durch den Kabinettsstreit über Westland nun wieder ange-
schlagen. Nachhaltig negativ dürfte sich für die PM Heseltines in der Pressekonferenz dargelegte 
Kritik an ihrem autoritären, präsidentiellen Führungsstil auswirken. Wohl haben schon in der Ver-
gangenheit Vertreter ihrer Fraktion daran herumgemäkelt, noch nie ist aber ein Regierungsmit-
glied so offen und hart mit ihr ins Gericht gegangen. Die Westland-Affäre hat bei der PM Wunden 
geschlagen, in die künftig ihre Gegner in und außerhalb der Partei immer wieder Salz streuen 
werden. PM Thatcher hat wahrscheinlich ihren Zenit überschritten. Das bedeutet freilich nicht, daß 
ihre Führungsrolle bereits gefährdet wäre, die Nachfolgefrage stellt sich z. Z. nicht. Aber die ‚Iron 
Lady‘ erscheint erstmals in einem blasseren Licht.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 44; Referat 201, Bd. 
143343. 

 8 Zum europäischen Forschungs- und Technologieprogramm EUREKA vgl. Dok. 2, Anm. 31–33. 
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– Das Kulturforum in Budapest9 signalisiere zunehmend europäisches Bewußt-
sein. 

Das europäisch-amerikanische Verhältnis lasse sich langfristig nur stabilisie-
ren, wenn das europäische Eigengewicht stark sei. 
In bezug auf die SU sei noch unklar, was mit der Äußerung gemeint sei, die EG 
sei nicht nur eine wirtschaftliche, sondern auch eine politische Realität.10 Be-
deute dies, daß SU Europa das Recht auf gleiche Sicherheit zugesteht? Es kön-
ne keine große Sicherheit für Große, kleine Sicherheit für Kleine geben. 
Bei erster Prüfung der sowjetischen Vorschläge11 sei beachtenswert, daß die 
Notwendigkeit der Verifikation grundsätzlich anerkannt werde. Erfreulich sei 
auch die enge gedankliche Verbindung zwischen den Genfer Verhandlungen und 
den Foren MBFR und KVAE. 
BM fuhr fort, es komme nun darauf an, den Blick zu richten auf die Zeit nach 
den Atomwaffen. Sowohl USA wie UdSSR zielten – auf unterschiedlichen We-
gen – in die gleiche Richtung. Man müsse sich fragen, wie das Gleichgewicht 
des Schreckens ersetzt werden könne. Ziel der Europäer müsse es sein, anstelle 
eines Nichtkrieges durch Abschreckung einen Frieden durch Vertrauen zu 
schaffen. Ein in diesem Zusammenhang wichtiger Aspekt sei die konventionel-
le Überlegenheit der SU. Hieraus folge, daß wir beispielsweise den Strategien 

 
 9 Das Kulturforum der KSZE in Budapest fand vom 15. Oktober bis 25. November 1985 statt. Vor-

tragender Legationsrat I. Klasse Pleuger informierte am 4. Dezember 1985, rund 800 Delegierte, vor 
allem „führende Persönlichkeiten aus dem Bereich der Kultur“, hätten in vier Arbeitsgruppen ge-
tagt. Die Debatten hätten „neben Vielfalt und Ideenreichtum der teilnehmenden Kulturpersönlichkei-
ten auch die (tiefen) ideologischen Gegensätze zwischen Ost und West im Bereich der Kultur 
sichtbar werden lassen. Während Westen die Rolle des schöpferischen Individuums beim kulturel-
len Schaffen und bei kultureller Zusammenarbeit und die kulturellen Freiheiten hervorhob, wur-
den von den WP-Staaten Themen wie ,Verantwortung des Künstlers für den Frieden und für die 
Gesellschaft‘, Kampf gegen die ,Auswüchse‘ der Kulturindustrie in Vordergrund gestellt. Vor diesem 
Hintergrund war es nicht möglich, innerhalb des gesetzten beschränkten Zeitrahmens Konsens über 
ein substantielles Schlußdokument zu erzielen“. Die Verhandlungen über ein Schlußdokument sei-
en von sowjetischer Seite am 25. November 1985 abgebrochen worden, und „eine kurzgefaßte, von 
Ungarn entworfene Schlußerklärung, mit der Teilnehmerstaaten empfohlen wurde, alle in Budapest 
gemachten Vorschläge dem Wiener KSZE-Folgetreffen (Beginn Nov[ember] 1986) zu unterbreiten, 
scheiterte schließlich am Widerstand Rumäniens.“ Die Bundesrepublik habe den Großteil ihrer 
Ziele erreicht: „Forum gab zahlreichen führenden Persönlichkeiten aus Ost und West reichlich Gele-
genheit zu Begegnung und systemübergreifendem Meinungsaustausch. Auf diese Weise und durch 
unsere offiziellen Beiträge konnten wir die auf Verwirklichung der kulturellen Rechte und Freiheiten, 
auf mehr Kontakte, mehr bilaterale und vor allem auf mehr gemeinsame Zusammenarbeit unter den 
Teilnehmerstaaten ausgerichtete Politik der Bundesregierung deutlich machen.“ Der vom Schrift-
steller Günter Grass angeregte Schaffung einer gesamteuropäischen Kulturstiftung sei zusammen 
mit Frankreich als offizieller Vorschlag eingebracht worden und solle nun „außerhalb der KSZE 
weiterverfolgt“ werden. Vgl. den Runderlaß Nr. 104/105 Ortex; Referat 213, Bd. 139354. 

10 Ministerialdirektor Edler von Braunmühl notierte am 31. Mai 1985, daß der Generalsekretär des 
ZK der KPdSU, Gorbatschow, gegenüber Ministerpräsident Craxi am 29. Mai 1985 in Moskau die 
Bereitschaft betont habe, „dort, wo die EG-Staaten als eine ,politische Einheit‘ auftreten, auch in be-
zug auf konkrete internationale Probleme nach Verständigungsmöglichkeiten mit ihnen zu suchen“. 
Braunmühl zog den Schluß: „Die SU scheint hiermit eine grundsätzliche Wende in ihrer bisher ne-
gativen Einschätzung der EG als politischer Gemeinschaft zu vollziehen, vielleicht sogar einen neuen 
Schritt in ihrer Westeuropapolitik einleiten zu wollen. Während sie die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft […] inzwischen zumindest faktisch anerkennt, hat sie eine Anerkennung der Zeh-
nergemeinschaft als politischen Zusammenschluß bisher vermieden.“ Vgl. Referat 213, Bd. 139359.  

11 Zu den Vorschlägen des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, vom 15. Januar 1986 
vgl. Dok. 16 und Dok. 19. 
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den offensiven Charakter nehmen und durch defensiven Charakter ersetzen 
müßten. Ferner müsse daran gearbeitet werden, das Konfrontationsdenken zu 
eliminieren. 
Schließlich sei zu prüfen, ob die SU in einer technologischen Zusammenarbeit 
mit Europa Eigenvorteile erkenne. 
Die Bundesrepublik Deutschland verfolge eine Politik der Kontakte und Gesprä-
che mit der SU und all ihren Verbündeten. Wie immer geartete Isolierungskon-
zepte seien Rezepte von gestern. Es dränge sich der Eindruck auf, daß SU hier 
Fehler in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland mache. 
AM Dizdarević erwiderte: Der neue sowjetisch-amerikanische Dialog habe auch 
das Klima für Europa verbessert. Europa habe auch in Zeiten der Konfrontati-
on richtigerweise bilaterale Beziehungen über die Blockgrenzen aufrechterhal-
ten. Die Bundesrepublik Deutschland spiele eine wichtige Rolle; vernünftige Po-
litik könne nicht um Deutschland herum gemacht werden. Die Ostpolitik der 
Bundesrepublik Deutschland und ihr Engagement für den KSZE-Prozeß seien 
Beweis genug für die besonders wichtige deutsche Rolle. Die derzeitige Zurück-
haltung der SU könne er nur mit dem Stichwort SDI erklären. Dies stünde au-
genblicklich im Vordergrund sowjetischen Interesses. 
Die neuen Gorbatschow-Vorschläge im Bereich der Mittelstreckenwaffen enthiel-
ten interessante Ansätze für Europa. In der Tat stelle sich dabei auch das Pro-
blem der konventionellen Rüstung in verstärktem Maße. 
Auf Bitte von AM Dizdarević erläuterte BM die neuen westlichen MBFR-Vor-
schläge.12 Zu SDI bemerkte BM, daß wir die von SU und USA formulierten 
Verhandlungsziele vom 8. Januar 198513 unterstützten. Die Frage der „soge-
nannten deutschen Beteiligung“ sei einfach zu beantworten: Den Firmen aus 
wichtigen westlichen Ländern sei eine Teilnahme freigestellt. Die Bundesregie-
rung selbst werde sich nicht beteiligen und stelle auch keine Mittel zur Verfü-
gung.14 Die Gespräche von BM Bangemann in Washington15 hätten der Frage 
gegolten, die Bedingungen für den Technologieaustausch zwischen deutschen 
Wirtschaftsunternehmen und Forschungseinrichtungen zu verbessern. 
AM Dizdarević sprach EUREKA an und erklärte sich mit den Zielsetzungen 
dieses Projekts voll einverstanden. Jugoslawien werde nicht abseits stehen; al-
lerdings mache man sich keine Illusionen über das mit EUREKA bereits Erreich-
te noch über das Machbare. BM nahm jugoslawisches Interesse befriedigt zur 
Kenntnis und wies darauf hin, daß Zusammenarbeit in der Technologie auch 
eine vertrauensbildende Maßnahme sei. 
AM Dizdarević ging sodann auf die europäischen Foren ein. 

 
12 Die an den MBFR-Verhandlungen teilnehmenden NATO-Mitgliedstaaten führten am 5. Dezember 

1985 einen neuen Verhandlungsvorschlag ein. Vgl. dazu AAPD 1985, II, Dok. 339. 
13 Vgl. dazu die Gemeinsame Erklärung der Außenminister Gromyko (UdSSR) und Shultz (USA); 

DEPARTMENT OF STATE BULLETIN, Bd. 85 (1985), Heft 2096, S. 30. Für den deutschen Wortlaut vgl. 
EUROPA-ARCHIV 1985, D 60. Vgl. dazu auch AAPD 1985, I, Dok. 7 und Dok. 8. 

14 Vgl. dazu den Beschluß der Bundesregierung vom 18. Dezember 1985 über Technologietransfer und 
über eine Beteiligung an der SDI-Forschung; Dok. 1, besonders Anm. 4. 

15 Zu den Gesprächen des Bundesministers Bangemann vom 13. bis 15. Januar 1986 in Washington 
vgl. Dok. 1, Anm. 11. 
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– Zum Kulturforum teile er Auffassung des BM. Mit den Diskussionen könne 
man sehr zufrieden sein. Es sei zu hoffen, daß sich einige Vorschläge in prak-
tische Politik umsetzen lassen. 

– Für den KSZE-Prozeß seien drei Dinge von Bedeutung: 
 – Zum einen sei ein Verhandlungserfolg in Stockholm16 bis zum Dezember 

1986 notwendig, damit in Wien17 über eine zweite Phase entschieden wer-
den könne. 

 – In Bern18 müssten eine Konfrontation vermieden und im konstruktiven 
Geist Fortschritte erarbeitet werden. Diese seien insbesondere im Bereich 
der Familienzusammenführung möglich. Im Rahmen der N+N-Staaten set-
ze sich Jugoslawien für die Erarbeitung von Vorschlägen schon vor Konfe-
renzbeginn ein. 

 – Für das Folgetreffen in Wien planten N+N-Staaten ein vorbereitendes Tref-
fen auf Ministerebene.19 
Jugoslawischerseits bestehe besonderes Interesse an einer besseren Im-
plementierung des Korbes II20. 

BM erläuterte auf Bitten von AM Dizdarević kurz die deutsch-französische Zu-
sammenarbeit und die Wiederbelebung der WEU. In der WEU werde über eu-
ropäische Sicherheitsinteressen gesprochen, wie z. B. die Bedeutung von SDI 
für die europäische Sicherheit. Das Ergebnis der Diskussion werde anschließend 
in das Bündnis eingebracht. Auf Frage von AM Dizdarević, welche Auffassung 
die Bundesregierung zu der Idee eines Treffens WP –NATO21 einnehme, mein-
te BM, diese Idee sei noch nicht ausgereift. Im übrigen seien in den besproche-
nen multilateralen Gremien alle Mitglieder von NATO und WP vertreten. Dort 
könne über wichtige Fragen gesprochen werden. 
AM Dizdarević kam schließlich auf den Nahost-Konflikt zu sprechen. Anfang 
Februar werde er mit dem Ministerpräsidenten nach Ägypten fahren.22 Sein 
Eindruck sei, daß sich arabische Länder in ihrer Mehrheit für eine Lösung in 
Richtung des Fes-Planes23 einsetzten, ebenso wie für eine multilaterale Konfe-

 
16 In Stockholm tagte seit 17. Januar 1984 die KVAE. Vgl. dazu Dok. 8. 
17 In Wien wurde am 4. November 1986 die dritte KSZE-Folgekonferenz eröffnet. Zur ersten Verhand-

lungsrunde bis 19. Dezember 1986 vgl. Dok. 374. 
18 Zum KSZE-Expertentreffen über Menschliche Kontakte vom 15. April bis 26. Mai 1986 vgl. Dok. 156. 
19 Die Außenminister der neutralen und nichtgebundenen Staaten kamen am 23./24. Oktober 1986 

in Brioni zusammen. Vhl. dazu Dok. 226, Anm. 11. 
20 Für den Wortlaut des Abschnitts „Zusammenarbeit in den Bereichen der Wirtschaft, der Wissen-

schaft und der Technik sowie der Umwelt“ (Korb II) der KSZE-Schlußakte vom 1. August 1975 vgl. 
SICHERHEIT UND ZUSAMMENARBEIT, Bd. 2, S. 925–944. 

21 Auf seiner Tagung am 22./23. Oktober 1985 in Sofia schlug der Politische Beratende Ausschuß des 
Warschauer Pakts „direkte Verhandlungen“ mit der NATO über ein Abkommen zum Gewaltverzicht, 
über eine Verpflichtung zur Nichterhöhung bzw. Reduzierung der Rüstungsausgaben und über ein 
Verbot chemischer Waffen in Europa vor. Für den Wortlaut der Erklärung „Für die Beseitigung der 
nuklearen Gefahr, für eine Wende zum Besseren in Europa und der Welt“ vgl. DOKUMENTATION 
ZUR ABRÜSTUNG UND SICHERHEIT, Bd. XXIII, S. 304–312. 

22 Der jugoslawische Außenminister Dizdarević hielt sich in Begleitung des Präsidenten Vlajković 
vom 3. bis 6. Februar 1986 in Ägypten auf. 

23 Auf der Gipfelkonferenz der Mitgliedstaaten der Arabischen Liga vom 6. bis 9. September 1982 in 
Fes einigten sich die Teilnehmer auf acht Prinzipien für einen Frieden im Nahen Osten („Fes-Plan“). 
Für den Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1982, D 567. 
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renz. Bezüglich der PLO führe jede Spaltung zu Extremismus; deshalb müsse 
man den gemäßigten Arafat unterstützen. 
BM erwiderte, eine Beurteilung der PLO und Arafats sei nicht einfach. Es gebe 
hierzu die widersprüchlichsten Auffassungen. Die Bundesregierung habe ein 
besonderes Verhältnis zur PLO einerseits und zu Israel – aufgrund unserer hi-
storischen Verantwortung – andererseits. Den Weg zur PLO müsse Israel 
selbst finden, hier könne die Bundesregierung nicht helfen. 
Im übrigen weise er darauf hin, daß die Bundesregierung sich 197424 vor den 
VN als erstes westliches Land für das Selbstbestimmungsrecht der Palästinen-
ser eingesetzt habe.25 Auch die bedeutende EG-Erklärung zum Nahost-Kon-
flikt von Venedig 198026 enthalte diese Forderung. Aus deutscher Sicht sei die 
Initiative König Husseins27 sehr interessant. In wenigen Tagen werde er, BM, 
Gelegenheit haben, hier in Bonn mit MP Peres28 und Präsident Mubarak29 Ge-
spräche zu führen. Außerdem werde er in Kürze Marokko und Tunesien besu-
chen.30 
In bezug auf den Terrorismus sei die Erkenntnis wichtig, daß nur durch Fort-
schritte im Friedensprozeß der Sumpf des Terrorismus trockengelegt werden 
könne. 

Referat 010, Bd. 178901 

 
24 Korrigiert aus: „1975“. 
25 Vgl. dazu die Erklärung des Botschafters Freiherr von Wechmar, New York (VN), vor der VN-Gene-

ralversammlung am 19. November 1974; UN GENERAL ASSEMBLY, 29th Session, Plenary Meetings, 
S. 969 f. Vgl. dazu ferner AAPD 1974, II, Dok. 339. 

26 Für den Wortlaut der Erklärung des Europäischen Rats zum Nahen Osten nach seiner Tagung am 
12./13. Juni 1980 in Venedig vgl. EUROPA-ARCHIV 1980, D 382 f. Vgl. dazu ferner AAPD 1980, I, 
Dok. 177. 

27 Zu den Bemühungen des Königs Hussein um eine Friedenskonferenz für den Nahen Osten vgl. 
Dok. 37.  

28 Ministerpräsident Peres hielt sich vom 26. bis 29. Januar 1986 in der Bundesrepublik auf. 
29 Für das Gespräch des Bundesministers Genscher mit Präsident Mubarak am 31. Januar 1986 vgl. 

Dok. 29. 
30 Bundesminister Genscher hielt sich am 13./14. Februar 1986 in Marokko und am 14./15. Februar 

1986 in Tunesien auf. Vgl. dazu Dok. 44 und Dok. 48. 
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Aufzeichnung des Ministerialdirektors Edler von Braunmühl 

201-363.26-71/86 VS-vertraulich 21. Januar 19861 

Über Herrn Staatssekretär2 Herrn Bundesminister3 

Zweck der Vorlage: Zustimmung zu Ziffer III 

Betr.: Strategische und rüstungskontrollpolitische Implikationen von SDI; 
hier: Behandlung in der NATO 

Bezug: DB Nr. 46 vom 14.1.1986 – I 1-362.05/1-102/86 VS-v4 

Es wird um Zustimmung zu dem unter Ziff. III vorgeschlagenen Verfahren ge-
beten. Botschafter Hansen wird für die im Februar stattfindende Erörterung 
im NATO-Rat die Weisung erhalten, an der vereinbarten breiten Erörterung 
festzuhalten, je nach Gang der Diskussion aber im Verfahren flexibel vorzuge-
hen.5 
I. Ausgangslage 
Die NATO-AM haben – auf Vorschlag BM – anläßlich ihrer Brüsseler Herbst-
tagung am 12./13.12.1985 im engsten Kreis6 beschlossen, auf Fragen der stra-
tegischen und rüstungskontrollpolitischen Implikationen von SDI auf der Früh-
jahrstagung in Halifax7 zurückzukommen. Sie vereinbarten, daß die Ständigen 
Vertreter im Februar im engsten Kreis prüfen sollen, wie diese Untersuchung 
am besten vorangetrieben werden könne: 
„Ministers invited Permanent Representatives to meet in Restricted Session in 
February 1986 to consider further how best to carry forward examination of the 
implications of moving towards a strategic balance more dependent on defen-
sive systems; agreed to return to this subject at the spring 1986 meeting; and 
noted that the United States would continue to keep the Allies briefed on de-
velopments in the Geneva negotiations relating to defence and space issues.“ 
 
 1 Die Aufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Lewalter und Legationsrat  

I. Klasse Geyer konzipiert. 
 2 Hat Staatssekretär Meyer-Landrut am 23. Januar 1986 vorgelegen. 
 3 Hat Bundesminister Genscher am 26. Januar 1986 vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: „Die 

Strategie[diskussion] ist – durch die USA ausgelöst – in vollem Gange. Sie hat durch die so-
g[enannten] Vorschläge für vollständige atomare Abrüstung einen neuen Impuls bekommen.“  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Jansen am 27. Januar 1986 vorgelegen, der den Rück-
lauf über das Büro Staatssekretäre sowie Ministerialdirektor Edler von Braunmühl und Ministe-
rialdirigent von Ploetz an Referat 201 verfügte.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse von Schubert am 27. Januar 1986 vorgelegen.  
Hat Ploetz am 28. Januar 1986 vorgelegen, der zusätzlich die Weiterleitung an den Arbeitsstab 20 
verfügte und diesen sowie Referat 201 um Rücksprache bat.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Daerr am 29. Januar 1986 vorgelegen. 

 4 Gesandter Graf zu Rantzau, Brüssel (NATO), übermittelte eine auf französischen Wunsch erstellte 
Neufassung des vom NATO-Ministerrat am 13. Dezember 1985 in Brüssel verabschiedeten Man-
dats an die Ständigen Vertreter, über die strategischen und rüstungskontrollpolitischen Implika-
tionen von SDI zu beraten. Vgl. VS-Bd. 12127 (201); B 150, Aktenkopien 1986.  

 5 Für die Weisung an die Ständige Vertretung bei der NATO in Brüssel vgl. Dok. 54. 
 6 Zur NATO-Ministerratstagung in Brüssel vgl. AAPD 1985, II, Dok. 345. 
 7 Zur NATO-Ministerratstagung am 29./30. Mai 1986 vgl. Dok. 158 und Dok. 159. 
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Gegenüber dem ursprünglichen Mandat sind in der Zwischenzeit zwei wesent-
liche Veränderungen eingetreten: 
– Mit Schreiben an den NATO-Generalsekretär vom 19.12.19858 hatte F mit-

geteilt, die Entscheidung der Minister anders verstanden zu haben. Die For-
mulierung des Mandats in der vorliegenden Fassung könne den Eindruck 
erwecken, daß eine Änderung der Abschreckungsstrategie der Allianz erwo-
gen werde und sich die Minister bereits über das Gleichgewicht zwischen Of-
fensiv- und Defensivkräften geäußert hätten. 

 Auf die Anregung Frankreichs zu einer entsprechenden Änderung des Man-
dats (Fortfall mißverständlicher Passage) wurde in der Sitzung des Ständi-
gen Rats im engsten Kreise vom 14.1.1986 Einigung über folgende Neufas-
sung erzielt: 

 „Ministers invited Permanent Representatives to meet in Restricted Session 
in February 1986 to consider further how best to carry forward examination 
of the possible implications of SDI; (weiter wie ursprünglicher Text)“. 

 Die französische Sorge gewinnt dadurch an Gewicht, daß sich nunmehr auch 
die SU offiziell zum Ziel einer nuklearwaffenfreien Welt bekannt hat9, aller-
dings wie die USA ohne Angabe darüber, wie in Zukunft gewährleistet sein 
wird, daß ein Krieg in Europa undurchführbar bleibt. 

– Die Amerikaner haben – unterstützt von GB und dem NATO-Generalsekre-
tär – die Befürchtung geäußert, eine hypothetische Diskussion über die Im-
plikationen von SDI, wie sie zur Zeit nur möglich sei, könnte die NATO spal-
ten und die Glaubwürdigkeit der bestehenden Strategie gefährden. Die Bri-
ten wollen aus diesem Grunde auch in der WEU eine solche Diskussion ver-
hindern oder – falls unvermeidbar – deren Tempo drosseln. 

II. Unsere Haltung 
Wir teilen diese Bedenken nur bedingt. Die Strategiediskussion findet längst 
statt und wird andauern, unabhängig davon, wann die Forschungsergebnisse 
des SDI-Programmes vorliegen. Wie immer sind die Ansatzpunkte dieser Dis-
kussion diesseits und jenseits des Atlantiks unterschiedlich. Finanzielle Zwän-
ge im Rahmen des SDI-Forschungsprogramms werden zu einer Prioritätenset-
zung führen. So weisen z. B. amerikanische Stimmen von Gewicht darauf hin, 
daß in der strategischen Relation zwischen den Großmächten Abwehrwaffen 
auch dann stabilisierend wirken, wenn sie keinen dichten Schutzschirm schaf-
fen:  
„Eine Abwehr, die weit weniger als lückenlos ist, kann die Anforderungen an 
offensive Streitkräfte so in die Höhe schrauben, daß Angriffe auf eine be-
schränkte Reihe von entscheidenden Zielen zu teuer und zu gefährlich erschei-
nen, während umfassende Angriffe auf militärische Ziele nicht in der Lage sein 
werden, den Wirkungsgrad des Angriffs und die Zuversicht über die Ergebnis-
se zu erzielen, wie sie vor dem Aufbau einer Abwehr bestanden haben.“ (Fred 

 
 8 Zum Schreiben an NATO-Generalsekretär Carrington vgl. den Drahtbericht Nr. 2053 des Bot-

schafters Hansen, Brüssel (NATO), vom 23. Dezember 1985; VS-Bd. 12045 (201); B 150, Aktenkopien 
1985. 

 9 Vgl. dazu die Vorschläge des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, vom 15. Januar 
1986; Dok. 16 und Dok. 19. 
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S. Hoffman, Direktor von Pan Heuristics, Marina del Rey (Kalifornien), am 1.3. 
1985 vor dem Unterausschuß für Strategische und Mittelstreckenkernwaffen 
des Senatsausschusses für die Streitkräfte, Europa-Archiv 21/85, S. 647.) 
Damit könnte in den USA die Furcht vor einem „Fenster der Verwundbarkeit“ 
beseitigt und die Glaubwürdigkeit der extended deterrence gefördert werden. 
Strategische und sicherheitspolitische Argumente werden in der Frage der 
Prioritätensetzung wichtige Kriterien sein. Es liegt in unserem Interesse, unse-
re Meinung hierzu zur Geltung zu bringen. Dies ist auch für unsere Öffentlich-
keitsarbeit wichtig als Nachweis dafür, daß wir in den zuständigen Organen 
der NATO diese wichtige Debatte – wie angekündigt – führen und in ihr eu-
ropäische Gesichtspunkte zum Tragen bringen. Es wäre allerdings falsch, die 
Debatte eng anzulegen und auf mögliche strategische Auswirkungen einer stu-
fenweisen oder auch nur teilweisen Verwirklichung des SDI-Programmes zu be-
schränken. Die Diskussion muß im Gegenteil breit geführt werden und erlau-
ben, ausgehend vom derzeit für die Europäer besonders ungünstigen Trend in 
der Entwicklung des Bedrohungspotentials, zu prüfen, wie neben der von den 
USA und der SU bipolar gesehenen strategischen Stabilität die Stabilität in 
Europa und damit die Nichtführbarkeit eines Krieges hier zu gewährleisten sind. 
So könnten zum Beispiel in einer Erörterung der Bedrohungslage Europas Re-
aktionen auf die folgenden Entwicklungen erarbeitet werden: 
– Es ist absehbar, daß ballistische und nichtballistische Flugkörper, die bisher 

praktisch ausschließlich für nukleare Einsätze vorgesehen sind, künftig zu-
sätzlich konventionelle Rollen erhalten könnten; die klassische Flugabwehr 
muß als Antwort dieser veränderten Bedrohung angepaßt werden.10 

– Wir müssen außerdem davon ausgehen, daß die SU seit Jahren Anstrengun-
gen unternimmt, ihrerseits Abwehrmöglichkeiten gegen Raketen und Marsch-
flugkörper zu entwickeln. Wie deutlich der Gesamtzusammenhang dort ge-
sehen wird, ergibt sich daraus, daß bereits Mitte der sechziger Jahre die na-
tionale Luftabwehr in die drei Kommandos, nämlich Luftabwehr, Raketen-
abwehr und Satellitenabwehr untergliedert wurde. Die Entwicklung sowjeti-
scher Abwehrsysteme würde die zur Bündnis-Strategie gehörende Option se-
lektiver nuklearer Einsätze11, die ein Gegengewicht gegen die konventionel-
le Überlegenheit der SU darstellt, einschränken. 

– Auch diese Fragen können entweder militärisch – durch neue, in diesem Fal-
le defensive Waffensysteme – oder rüstungskontrollpolitisch – d. h. durch Ver-
bote und Einschränkungen bzgl. vorhandener und12 neuer Waffensysteme – 

 
10 Zu ersten Überlegungen für eine erweiterte Luftverteidigung für Europa vgl. AAPD 1985, II,  

Dok. 351. 
11 Der Ausschuß für Verteidigungsplanung (DPC) der NATO stimmte am 12. Dezember 1967 in Brüssel 

der vom Militärausschuß vorgelegten Direktive MC-14/3 („Overall Strategic Concept for the Defense of 
the North Atlantic Treaty Organization Area“) zu. Nach dem unter dem Begriff „flexible response“ 
bekanntgewordenen Konzept sollten begrenzte Angriffe zunächst konventionell und, falls notwendig, 
mit taktischen Nuklearwaffen abgewehrt werden. Lediglich bei einem Großangriff sollte das stra-
tegische nukleare Potential zum Einsatz kommen. Für den Wortlaut vgl. NATO STRATEGY 
DOCUMENTS, S. 345–370. Vgl. dazu ferner AAPD 1967, III, Dok. 386. 

12 Die Wörter „vorhandener und“ wurden von Ministerialdirektor Edler von Braunmühl handschrift-
lich eingefügt. 
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gelöst werden. Wir geben auch hier der rüstungskontrollpolitischen Lösung 
den Vorzug.  

III. Weiteres Vorgehen 
Die Diskussion über diese Fragen muß – teilweise parallel – auf mehreren Ebe-
nen geführt werden: 
– Bildung der deutschen Position in engster Abstimmung AA – BMVg (hierzu 

kann besonders die wiederaufgenommene Gesprächsrunde auf der Ebene 
D 2/Leiter des Planungsstabes und der Stabsabteilung III des BMVg dienen). 

– Deutsch-französischer sicherheitspolitischer Dialog: Frankreich hat sich un-
serem Vorschlag angeschlossen, ein gemeinsames Papier in die SDI-AG der 
WEU einzubringen.13 Seine Erarbeitung gibt Gelegenheit zu einer ersten 
Strukturierung und Abstimmung der von beiden Seiten gesehenen Fragen. 

– WEU: Auf der Grundlage des deutsch-französischen Papiers soll in der WEU 
ein organisierter Meinungsaustausch stattfinden. Unser Ziel wird es sein, 
von den Außen- und Verteidigungsministern bei ihrer April-Tagung14 ein 
konkreteres Mandat zu erhalten und damit die bisherige britische Zurück-
haltung auf politischer Ebene zu überwinden. 

– NATO: Wenn die Erörterung im Ständigen Rat unüberbrückbare Gegensätze 
ergibt, sollten wir die Diskussion dort nicht forcieren, sondern die wenigen 
Monate bis zum Ministertreffen in Halifax abwarten, um das Mandat zu er-
neuern.  

– Unabhängig hiervon sollten wir die begonnene Diskussion über diese Fragen 
im Viererkreis intensivieren, weil wir hier das entscheidende Forum sehen, 
offen und zur Sache in der gebotenen Vertraulichkeit zu sprechen. Der Gang 
der Erörterung hier dürfte für die Bereitschaft von USA und GB wichtig sein, 
an einer Erörterung im NATO-Rahmen teilzunehmen. Diese könnte im Vie-
rerrahmen vorstrukturiert werden, um die von den USA und GB befürchte-
ten Auswirkungen möglichst zu verhindern. 

– Unverzichtbar sind auch bilaterale Gespräche mit den USA. Wir bemühen 
uns darum, eine vom Pentagon vorgeschlagene High Level Defense Group auf 
die Außenministerien zu erweitern und damit für diesen Zweck zu instru-
mentalisieren.15 

Braunmühl 
VS-Bd. 12127 (201) 

 
13 Zum geplanten Beitrag der deutsch-französischen SDI-Expertengruppe für die SDI-Arbeitsgruppe 

der WEU vgl. Dok. 51. 
14 Zur WEU-Ministerratstagung am 29./30. April 1986 in Venedig vgl. Dok. 130. 
15 Staatssekretär Ruhfus wies in einem Schreiben an Staatssekretär Rühl, Bundesministerium der 

Verteidigung, am 21. Februar 1986 darauf hin, daß an der ersten Sitzung der deutsch-amerikanischen 
High Level Defense Group am 19. März 1986 in Würzburg auch Vertreter des amerikanischen Au-
ßenministeriums teilnehmen würden: „Das Auswärtige Amt sollte deshalb ebenfalls an den Sit-
zungen der Gruppe teilnehmen. Es entspricht der Bedeutung der sicherheitspolitischen Zusam-
menarbeit mit den USA, die mit der Verteidigungspolitik verknüpften Aufgabenbereiche der Au-
ßenministerien in den regelmäßigen Dialog in der HLDG einzubeziehen.“ Vgl. das mit Drahterlaß 
Nr. 264 vom selben Tag übermittelte Schreiben; VS-Bd. 12094 (201); B 150, Aktenkopien 1986.  
In einem Gespräch mit Ruhfus am 7. März 1986 erklärte Rühl, „er habe noch am 6. März mit Perle 
über dieses Problem gesprochen. Perle habe eine Teilnahme sowohl von State Department als auch  
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Gespräch des Bundesministers Genscher 
mit dem sowjetischen Sonderbotschafter Kwizinskij 

220-370.70 SOW VS-NfD 22. Januar 19861 

Von BM noch nicht genehmigt. 
Gesprächsvermerk über das Gespräch des Bundesministers mit Botschafter 
Kwizinskij am 22. Januar 1986 
Auf deutscher Seite nahmen teil: D 2 A2, D 23, RL 2204, VLR I Dr. Klaiber, VLR 
Scheel. 
Auf sowjetischer Seite: Botschafter Semjonow, BR Jelisarjew, Botschaftssekre-
tär Beljakow. 
Nachdem zu Beginn Botschafter Semjonow dem Bundesminister einen schrift-
lichen Gruß von Außenminister Schewardnadse überbracht hatte, erläuterte 
Botschafter Kwizinskij die jüngsten sowjetischen Rüstungskontrollvorschläge5 
wie folgt: 
Dem Bundesminister seien die jüngsten sowjetischen Vorschläge bekannt. Der 
Bundesregierung sei eine Botschaft des Generalsekretärs überbracht worden.6 
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 AA schroff zurückgewiesen. Er will dies jedenfalls für die nächste Sitzung nicht. Pentagon bestrei-

te ähnliche bilaterale Gespräche mit anderen Ländern auch nur allein und wolle keinen Präze-
denzfall schaffen.“ Vgl. den Drahterlaß Nr. 262 des Ministerialdirigenten von Ploetz vom 6. März 
1986 an die Botschaft in Washington; VS-Bd. 12094 (201); B 150, Aktenkopien 1986.  
Die erste Sitzung der High Level Defense Group fand am 18. März 1986 in Würzburg statt. Vor-
tragender Legationsrat I. Klasse Lewalter vermerkte am 14. April 1986, nach Auskunft des Bun-
desministeriums der Verteidigung sei dabei das „Einverständnis erzielt worden, „daß fortan je ein 
Vertreter der Außenministerien (und zwar ein für Verteidigungsfragen zuständiger Beamter) teil-
nehmen solle. Die Sitzungen sollten etwa zweimal jährlich stattfinden; die nächste Sitzung also im 
Herbst 1986.“ Vgl. VS-Bd. 12094 (201); B 150, Aktenkopien 1986. 

 1 Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Botschafter Ruth am 22. Januar 1986 an Staatssekretär 
Meyer-Landrut und Bundesminister Genscher geleitet.  
Hat Meyer-Landrut am 23. Januar 1986 vorgelegen.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Klaiber am 3. Februar 1986 vorgelegen, der den Rück-
lauf über das Büro Staatssekretäre an Referat 220 verfügte.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse von Schubert am 3. Februar 1986 vorgelegen. 

 2 Friedrich Ruth. 
 3 Gerold Edler von Braunmühl. 
 4 Rolf Hofstetter. 
 5 Am 15. Januar 1986 unterbreitete der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, Vor-

schläge zur Abrüstung und Rüstungskontrolle, insbesondere im Bereich der Nuklearwaffen, für 
ein Verbot chemischer Waffen, für einen umfassenden Teststopp einschließlich der Frage der Veri-
fikation sowie für MBFR und die KVAE. Für den Wortlaut der Erklärung vgl. GORBATSCHOW, Re-
den, Bd. 3, S. 146–159. Vgl. dazu ferner Dok. 19. 

 6 Der sowjetische Botschafter Semjonow überbrachte am 16. Januar 1986 Bundesminister Schäuble 
eine mündliche Botschaft des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, mit Vorschlägen 
zur Abrüstung und Rüstungskontrolle. Dazu erklärte er, „er sei besonders beauftragt, auf das so-
wjetische Interesse an einer Befreiung Europas von Mittelstreckenwaffen hinzuweisen. Die Sowjet-
union bemühe sich ernsthaft um einen ersten Schritt in Richtung auf eine spätere umfassende 
Vereinbarung. Endziel sei die Liquidierung aller nuklearen Waffen. Er sei ausdrücklich angewie-
sen, darauf hinzuweisen, daß Verhandlungen über Reduzierungen bei INF nicht gleichzeitig mit 
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Der Bundesminister habe in seiner Stellungnahme darauf hingewiesen, daß das 
Programm einer genauen Prüfung bedürfe und es Fragen gebe, die noch ge-
klärt werden müßten.7 Sein, Kwizinskijs, Auftrag sei es, diese offenen Fragen 
zu beantworten. Auf sowjetischer Seite habe man mit Genugtuung festgestellt, 
daß die Bundesregierung auf die konstruktiven Elemente des jüngsten sowjeti-
schen Vorschlags hingewiesen und sich bereit erklärt habe, diesen Vorschlag zu 
prüfen. Die Sowjetunion sei an einer Reaktion der Bundesregierung sehr interes-
siert. 
Ein wesentlicher Teil der Vorschläge richte sich direkt an Europa. Es werde 
darin ausdrücklich festgestellt, daß bei der Herbeiführung einer Wende zu ei-
nem sichereren Frieden und zur Entspannung den europäischen Staaten eine be-
sondere Rolle zufalle. Dies gelte in besonderem Maße für die Bundesrepublik 
Deutschland. Im deutsch-sowjetischen Verhältnis sei eine gewisse Abkühlung 
eingetreten. Auf die Frage, wessen Verschulden dies sei, wolle er nicht eingehen. 
Der jetzige Zustand brauche jedoch für die Zukunft nicht maßgebend zu sein. 
Das sowjetische Abrüstungsprogramm könne zu einer neuen Situation für Eu-
ropa und die ganze Welt führen. Gerade einem Staat wie der Bundesrepublik 
Deutschland, der in der Vergangenheit so wesentlich zur Festigung des Frie-
dens in Europa beigetragen habe, komme eine besondere Rolle zu. Das sowjeti-
sche Abrüstungsprogramm, das ein langfristiges sei, entspreche der objektiven 
Interessenlage beider Seiten. Alle Staaten seien aufgerufen, zur konsequenten 
Verminderung von Spannungen und zur Liquidierung der nuklearen Konfron-
tation beizutragen. In diesem Zusammenhang sei auch die Verminderung kon-
ventioneller Rüstungen und Streitkräfte von Bedeutung. 
Das sowjetische Programm verlange ein neues Herangehen und mutige Ent-
scheidungen. Die Sowjetunion habe mutige Entscheidungen getroffen und ein 
Angebot an andere Staaten gemacht. Die Einstellung zu diesem Programm sei 
ein Prüfstein für die Politik des jeweiligen Staates. 
Die Genfer Verhandlungen seien zwar eine primäre Verantwortung der Vereinig-
ten Staaten und der Sowjetunion. Dies könne aber nicht bedeuten, daß diese 
Thematik nicht Gegenstand des Gedankenaustausches mit anderen Staaten sein 
könne. Im Gegenteil, die Sowjetunion halte einen solchen Meinungsaustausch 
für wünschenswert. Deshalb sei er hier. Die Bundesrepublik Deutschland habe 
auch in diesen Fragen aufgrund ihrer politischen und wirtschaftlichen Bedeu-

Fortsetzung Fußnote von Seite 89 
Verhandlungen über ‚taktische‘ Systeme stattfinden sollten. Die Sowjetunion sei der Auffassung, 
daß eine INF-Zwischenvereinbarung verzögert würde, wenn man gleichzeitig über ‚taktische‘ Waffen 
spreche. Dieses Problem müsse nach einer solchen Vereinbarung angegangen werden.“ Die UdSSR 
sei im übrigen bereit, in diesem Zusammenhang vertrauliche Kontakte zwischen den Regierungen 
zu halten und den sowjetischen Sonderbotschafter Kwizinskij nach dem 20. Januar 1986 zu Ge-
sprächen nach Bonn zu entsenden. Vgl. die Gesprächsaufzeichnung; Referat 213, Bd. 139307.  
Für die Botschaft von Gorbatschow vgl. Referat 213, Bd. 139371. 

 7 In einer Stellungnahme des Bundesministers Genscher vom 16. Januar 1986 hieß es, daß die Bun-
desregierung die Erklärung des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, vom Vortag 
begrüße und gemeinsam mit den übrigen NATO-Mitgliedstaaten „sorgfältig prüfen“ werde. Weiter 
wurde ausgeführt: „Die heute beginnende neue Runde der bilateralen Verhandlungen bietet die Mög-
lichkeit, die Vorschläge im Bereich der nuklearen Waffen unverzüglich zu erörtern und auszulo-
ten. […] Bei der Bewertung der sowjetischen Erklärungen und Vorschläge wird auch die Frage von 
Bedeutung sein, ob die Sowjetunion bereit ist, allen Staaten in Europa das gleiche Recht auf Si-
cherheit einzuräumen.“ Für die Stellungnahme vgl. Referat 213, Bd. 139369. 
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tung und wegen der Rolle, die sie im westlichen Bündnis spiele, ein besonderes 
Gewicht. 
Es gehe um vitale Fragen der Sicherheit, ja um das Überleben der Menschheit. 
Unsere historischen Schicksale seien eng miteinander verbunden. 
Er wolle jetzt auf die Einzelheiten des sowjetischen Vorschlags eingehen und 
die Aufmerksamkeit des Bundesministers vor allem auf den Kontext der ersten 
Etappe lenken, insbesondere auf den Vorschlag für die Liquidierung amerika-
nischer und sowjetischer Mittelstreckenraketen in Europa. Es sei nicht einfach 
gewesen, diesen Vorschlag zu machen. Aber man habe sich auch im Hinblick 
auf die Beziehungen zu den Europäern dazu entschlossen. Man hoffe, daß die-
ser Vorschlag gebührend eingeschätzt werde, nicht nur verbal, sondern auch hin-
sichtlich der praktischen Schlußfolgerungen. Sein, Kwizinskijs, Eindruck sei es 
gewesen, daß wir uns so etwas gewünscht hätten. Jetzt könne es Wirklichkeit 
werden. Ziel des gesamten Programms sei es, die Atomwaffen aus der Welt zu 
schaffen. Die Sowjetunion habe dies bereits 1946 vorgeschlagen, damals sei es 
jedoch nicht akzeptiert worden.8 Die Folge sei 40 Jahre Wettrüsten gewesen, 
durch das niemandes Sicherheit gestärkt worden sei. Enorme Summen seien ver-
schleudert worden, die für bessere Zwecke – Umwelt, Entwicklungshilfe, zivile 
Forschung – hätten ausgegeben werden können. Wenn jede Seite die andere 67 
Mal auslöschen könne, sei es völliger Unsinn, danach zu streben, ein 68. Mal 
zu erreichen. Alle Pläne, Überlegenheit zu erzielen, hätten sich als Illusion her-
ausgestellt. Die Sowjetunion sei immer in der Lage gewesen, amerikanischen 
Entwicklungen eine sowjetische Entwicklung entgegenzustellen. Eine Politik des 
Ersteinsatzes sei selbstmörderisch. Das Streben nach Eskalationsdominanz auf 
jeder Stufe sei Unsinn. Jeder Rüstungsschritt auf nuklearem Gebiet verschärfe 
die politischen, sozialen und wirtschaftlichen Probleme. SDI sei keine Hilfe für 
diese Probleme. Die Existenz der Nuklearwaffen werde dadurch nur verlängert. 
Mit der Kombination von offensiven und kosmischen Schlagwaffen werde Über-
legenheit angestrebt. GS Gorbatschow habe Präsident Reagan gesagt, daß die-
se Rechnung nie aufgehen werde.9 Die Sowjetunion werde alle notwendigen 
Maßnahmen ergreifen und ggf. auch selbst kosmische Waffen bauen. Die Idee „to 
prevail in a nuclear war“ werde wie eine Tontaube zerschellen. 
Reagan habe gesagt, daß es das Ziel sei, Nuklearwaffen obsolet zu machen.10 
Damit erkenne er an, daß ein nuklearer Wettbewerb zwecklos sei. Ein solcher 

 
 8 Am 14. Juni 1946 schlug der amerikanische Delegierte bei der „United Nations Atomic Energy 

Commission“, Baruch, die Schaffung einer internationalen Behörde vor, die sämtliche Phasen der Ent-
wicklung und Nutzung der Atomenergie sowie ein Verbot von Atomwaffen überwachen sollte. Für 
den Wortlaut seiner Erklärung vgl. DOCUMENTS ON DISARMAMENT 1945–1959, Bd. I, S. 7–16. Vgl. 
dazu ferner die erläuternden Memoranden der amerikanischen Regierung vom 2., 5. und 12. Juli 
1946; DOCUMENTS ON DISARMAMENT 1945–1959, Bd. I, S. 25–42.  
Am 19. Juni 1946 schlug der sowjetische Delegierte Gromyko einen Vertrag zum Verbot der Herstel-
lung und Anwendung von nuklearen Massenvernichtungswaffen sowie die Zerstörung der vorhan-
denen Bestände vor und unterbreitete Überlegungen zur internationalen Zusammenarbeit bei der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie. Für den Wortlaut vgl. DOCUMENTS ON DISARMAMENT 1945–1959, 
Bd. I, S. 17–24. 

 9 Präsident Reagan und der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, trafen vom 19. bis 
21. November 1985 in Genf zusammen. Vgl. dazu AAPD 1985, II, Dok. 317 und Dok. 319. 

10 Vgl. dazu die Fernseh- und Rundfunkansprache des Präsidenten Reagan vom 23. März 1983; PUBLIC 
PAPERS, REAGAN 1983, S. 437–443. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1983, D 267–
270 (Auszug). Vgl. dazu ferner AAPD 1983, I, Dok. 81. 
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Wettbewerb verursache nur schärferen Protest und den Haß der Menschen. 
Wenn die USA bereit seien, den Weg der Liquidierung der Nuklearwaffen zu 
gehen, dann gebe es dazu eine Möglichkeit. Der sowjetische Abrüstungsplan 
zeige sie auf. Er weise ausdrücklich darauf hin, daß es sich dabei nicht um Pro-
paganda handele, wie Teile der deutschen Presse meinten. An diesem Plan sei 
lange gearbeitet worden. Wenn es noch offene Fragen gebe, sei man bereit, die-
se zu klären. Die Verwirklichung dieses Plans mache die Bahn frei für die Ver-
wirklichung wichtiger Aufgaben der Menschheit. Hierzu zählten die „Explosion 
der Beziehungen zur Dritten Welt“, die Nutzbarmachung neuer Energiequellen, 
die friedliche Nutzung des Weltraums. Diese Probleme ließen sich auch unter 
der Bedingung der Existenz verschiedener Gesellschaftsordnungen lösen, aller-
dings nur miteinander, nicht gegeneinander. Es komme jetzt darauf an, sich über 
die nationalen Egoismen zu stellen. Dies seien die Motive, die hinter der Erklä-
rung Gorbatschows vor dem Obersten Sowjet11 und hinter der jüngsten Abrü-
stungsinitiative stünden. Eine Wende zum Besseren liege in unser aller Inter-
esse. 
Bundesminister wies darauf hin, daß wir in ersten Stellungnahmen darauf hin-
gewiesen haben, daß es in dem sowjetischen Vorschlag positive Elemente, neue 
Positionen und bekannte Überlegungen gebe. Botschafter Kwizinskij habe dar-
auf hingewiesen, daß es lange gedauert habe, bis dieser Vorschlag ausgearbei-
tet worden sei. Es brauche auch Zeit, diesen Vorschlag zu prüfen, national und 
im Bündnis. Die Bündniskonsultationen gäben uns die Möglichkeit, auch zu den 
Themen Stellung zu nehmen, für die wir nicht unmittelbar verantwortlich sei-
en. Wir hätten Botschafter Semjonow bereits im Juli 1984 gesagt, daß es an der 
Zeit sei, in einen breiten Dialog über Fragen der Zusammenarbeit und der zu-
künftigen Sicherheitsstruktur einzutreten.12 
Interessant am sowjetischen Vorschlag finde er die positiven Ausführungen zur 
Verifikation, die wir in der Vergangenheit oft vermißt hätten. Die sei auch für 
die Verhandlungen in Stockholm wichtig, wo im Herbst ein Ergebnis vorliegen 
sollte. Er selbst werde mit dem französischen Außenminister am 28.1.86 nach 
Stockholm reisen und vor der KVAE unsere Vorstellungen darlegen.13 Je mehr 

 
11 Für den Wortlaut der Rede des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, am 27. No-

vember 1985 vor dem Obersten Sowjet in Moskau vgl. GORBATSCHOW, Reden, Bd. 3, S. 98–122. 
12 Vgl. dazu das Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem sowjetischen Botschafter Semjonow 

am 6. Juli 1984; AAPD 1984, II, Dok. 185. 
13 Botschafter Ruth vermerkte am 3. Februar 1986: „Zur Eröffnung der 9. Verhandlungsrunde der 

KVAE sind Außenminister Dumas und der Bundesminister am 28.1.86 zusammen in Stockholm 
aufgetreten. Die Gemeinsamkeit wurde unterstrichen durch die gleichzeitige Ankunft, gemeinsa-
me Fahrt zur Konferenz, abgestimmte Plenarerklärungen, gemeinsame Pressekonferenz und – proto-
kollarische Neuheit – gemeinsamer Empfang für KVAE-Delegationen, Sekretariat und Presse, 
wobei die Minister zusammen mit den einzelnen Delegationsleitern Gespräche führten. Ziele die-
ses gemeinsamen Auftritts waren: Herausstellen der deutsch-französischen Freundschaft und Zu-
sammenarbeit, gerade auch im sicherheitspolitischen Bereich; Betonung der deutsch-französischen 
Rolle als Motor für die Außenpolitik der Zwölf; Hervorhebung der Verantwortung der Zwölf für Si-
cherheit und Zusammenarbeit in Europa sowie ihres Anspruchs auf gleiches Recht auf Sicherheit; 
angesichts der Gorbatschow-Vorschläge über nukleare Abrüstung Betonung der Notwendigkeit, die 
Gefahren, die vom konventionellen Ungleichgewicht in Europa ausgehen, auch durch Rüstungs-
kontrollvereinbarungen in den Griff zu bekommen; Drängen auf ein substantielles Ergebnis bei der 
KVAE bis zum Herbst 1986, noch vor dem 3. KSZE-Folgetreffen in Wien.“ Vgl. Referat 221, Bd. 
130092. Für den Wortlaut der Rede von Genscher vgl. BULLETIN 1986, S. 68–70. Für den Wortlaut 
der Rede von Dumas vgl. LA POLITIQUE ÉTRANGÈRE 1986 (Januar/Februar), S. 51–54. 
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und je schneller wir substantielle Fortschritte erreichten, desto eher werde die 
Mauer des Mißtrauens abgebaut. 
Von besonderer Bedeutung sei, was Generalsekretär Gorbatschow in seinem 
Vorschlag zu den sowjetischen und amerikanischen Mittelstreckenwaffen aus-
geführt habe. Hinsichtlich der französischen und britischen Systeme werde es 
die Aufgabe der Sowjetunion sein, mit den beiden Ländern zu sprechen. 
Hinsichtlich eines INF-Zwischenabkommens fragten wir uns, ob ein solches Zwi-
schenergebnis für sich möglich sei oder im Zusammenhang mit anderen Fragen 
stehe. 
Kwizinskij antwortete, daß der sowjetische Stufenplan von der vollständigen 
Liquidierung der Mittelstreckenraketen spreche, ein Interimabkommen aber 
nicht erwähne. Die Sowjetunion verwerfe den Gedanken eines Interimabkom-
mens jedoch nicht. Was vereinbart sei, sei vereinbart. Ein solches Abkommen 
könne eine Vorstufe zur Liquidierung der Mittelstreckenraketen sein. Wenn es 
US-Raketen in Europa gebe, dann gebe es allerdings keine 50 %-Reduzierung. 
Bundesminister erwiderte, daß der sowjetischen Seite bekannt sei, daß wir nicht 
darauf erpicht seien, daß sowjetische Raketen auf uns gerichtet und amerika-
nische Raketen hier stationiert seien. 
Kwizinskij bemerkte, daß er zur Kenntnis nehme, daß wir den Fragen der Veri-
fikation besondere Aufmerksamkeit schenkten. Nach sowjetischer Auffassung 
müßten sich Umfang und Effizienz der Kontrollen nach den vereinbarten Re-
duzierungen richten. Da die Sowjetunion die völlige Beseitigung der Nuklear-
waffen vorschlage, wolle sie, daß kein „cheating“ möglich sei.  
Kwizinskij ging dann zu Fragen eines Teststopps über und führte aus, daß die 
Position der Bundesregierung, wie sie der Bundeskanzler kürzlich zum Aus-
druck gebracht habe14, nahezu deckungsgleich mit sowjetischen Vorstellungen 
sei. Auch nach sowjetischer Auffassung müßte ein Teststopp im Kontext von Re-
duzierungen gesehen werden. Wenn er die Haltung der Bundesregierung zu-
treffend wiedergegeben habe, sei es die Aufgabe der Bundesregierung, sich für 
einen Teststopp einzusetzen. Dies sei sehr wichtig. Ein Teststopp sei ein Schritt 
zur praktischen Abrüstung. Die Sowjetunion habe einseitig ihre Tests einge-
stellt.15 Dieses einseitige Moratorium könne jedoch nicht ewig dauern. 
Bundesminister warf die Frage nach den Mittelstreckenwaffen kürzerer Reich-
weite auf. Kwizinskij bemerkte hierzu, daß diese Waffensysteme in einem Zug 
vernichtet würden. Dies sei wichtig, weil es sich bei diesen Systemen um den 
„Detonator“ eines nuklearen Konflikts handeln könne. 

 
14 Am 9. Januar 1986 führte Bundeskanzler Kohl vor der Bundespressekonferenz aus: „Nach meiner 

Auffassung gibt es jetzt eine Chance für durchaus aussichtsreiche Verhandlungen über eine Begren-
zung und zukünftige Einstellung von Nukleartests und deren Verifikation. Ich will dabei aber 
ausdrücklich feststellen, daß ein Teststopp kein Ersatz für eine substantielle Reduzierung vorhan-
dener Waffenarsenale sein kann.“ Vgl. BULLETIN 1986, S. 26. 

15 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, gab in einer am 30. Juli 1985 veröffentlich-
ten Erklärung bekannt, daß die UdSSR ab dem 6. August 1985, dem 40. Jahrestag des Abwurfs 
einer Atombombe auf Hiroshima, keine Kernwaffentests durchführen werde. „Unser Moratorium gilt 
bis 1. Januar 1986. Es wird jedoch auch darüber hinaus in Kraft bleiben, wenn die USA ihrerseits 
auf Kernexplosionen verzichten werden.“ Vgl. GORBATSCHOW, Reden, Bd. 2, S. 369 f.  
In seiner Erklärung am 15. Januar 1986 kündigte Gorbatschow an, daß das Moratorium um drei 
Monate bis zum 31. März 1986 verlängert werde. Vgl. dazu GORBATSCHOW, Reden, Bd. 3, S. 150. 
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Auf die Frage des Bundesministers, ob diese Waffensysteme Gegenstand der Ver-
handlungen in Genf seien, erwiderte Kwizinskij, sie könnten es werden. In die-
sem Sinne habe sich auch kürzlich der Bundeskanzler geäußert.16 
Bundesminister betonte, daß neue Grauzonen vermieden werden müßten. Hierzu 
führte Kwizinskij aus, daß frühere Rüstungskontrollvorschläge sich nur mit 
einzelnen Waffensystemen beschäftigt hätten, der sowjetische Vorschlag fasse 
jedoch alle nuklearen Systeme unter einem Programm zusammen. 
Bundesminister führte aus, daß niemand über die Nuklearrüstung glücklich sein 
könne. Wir teilten die Auffassung, daß die Beseitigung der Nuklearwaffen an-
zustreben sei. Man dürfe andererseits nicht vergessen, daß die schreckliche Ent-
wicklung, die zur Anhäufung der Nuklearwaffen geführt habe, auch ihr Positi-
ves gehabt habe. Sie habe einen Krieg in Europa unführbar gemacht. Es stelle 
sich die sehr wichtige Frage, wie diese Errungenschaft aufrechterhalten wer-
den könne. Wie können wir nach Abschaffung der Nuklearwaffen eine Sicher-
heitsstruktur schaffen, die Krieg ausschließt? Dazu reiche ein Gleichgewicht 
nicht aus. Die Frage sei, wie eine Kriegsverhütungsstrategie aufrechterhalten 
werden könne. Auch im Hinblick darauf sei Stockholm so wichtig, wo es um 
Elemente für eine dauerhafte Sicherheitsstruktur gehe. Wichtige Fragen stell-
ten sich in diesem Zusammenhang. Wie sind die Strategien zu ändern, wie sind 
die konventionellen Disparitäten abzubauen? Stockholm und Wien17 seien hier-
für wichtige Ansatzpunkte, um zu erreichen, daß ein Krieg in Europa dauer-
haft unführbar gemacht werde. 
Kwizinskij erwiderte hierauf, daß der sowjetische Plan die größere Gefahr bei 
den Nuklearwaffen sehe. Die Reduzierungen jeder Etappe müßten so erfolgen, 
daß zu keinem Zeitpunkt ein Anreiz für einen Erstschlag bestehe. 
Die im sowjetischen Programm vorgesehenen Reduzierungen stünden unter der 
Bedingung des Verbots kosmischer Angriffswaffen. Es sei klar, daß es ein 100 % 
wirksames Abwehrsystem nicht geben könne. Ein System, das weniger als 100 % 
wirksam sei, setze eine Prämie für den aus, der als erster zuschlage. Das so-
wjetische Programm sehe ferner das Verbot anderer Massenvernichtungswaf-
fen, insbesondere der chemischen Waffen, vor. Die Sowjetunion sehe den Zu-
sammenhang zwischen nuklearer Abrüstung und den konventionellen Waffen. 
Parallel zu den Nuklearverhandlungen müsse auch der Abbau der konventio-
nellen Kräfte stattfinden, an dem sich alle Staaten, die konventionell stark sei-
en, beteiligen müßten. 
Bundesminister wiederholte, daß wir für die Abschaffung der Nuklearwaffen 
seien, gleichzeitig aber die Frage beantwortet werden müsse, wie dauerhafte 
Kriegsverhinderung erreicht werden könne. 
Kwizinskij kam dann auf die Bedrohung zu sprechen, die von chemischen Waf-
fen ausgehe. Auf diesem Gebiet, ebenso wie bei der Ausarbeitung eines CTB, 
habe die Genfer Abrüstungskonferenz eine große Aufgabe. 
 
16 Bundeskanzler Kohl erklärte am 9. Januar 1986 vor der Bundespressekonferenz: „Bei den Mittel-

streckenraketen wäre eine Zwischenlösung im Rahmen beiderseitiger und ausgewogener Reduzie-
rungen ein wichtiger Schritt, von dem sich die Bundesregierung auch einen Anstoß für die Frage 
der Reduzierung der sogenannten Kurzstreckensysteme, die für uns besonders wichtig sind, ver-
spricht.“ Vgl. BULLETIN 1986, S. 25. 

17 Zu den MBFR-Verhandlungen vgl. Dok. 59. 
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Bundesminister führte aus, daß er erneut hervorheben wolle, daß der sowjeti-
sche Vorschlag konstruktive Elemente enthalte, die genutzt werden sollten. Wir 
würden im Bündnis zur gemeinsamen Bewertung beitragen und dort, wo wir 
an den Verhandlungen selbst teilnähmen, konstruktiv mitarbeiten. So wichtig 
Rüstungskontrolle und Rüstungskontrollverhandlungen seien, so wichtig sei 
auch, die politischen Beziehungen zu verbessern. Es komme auf politische Ver-
trauensbildung an. Dazu gehöre, daß man sich Gedanken über künftige Ent-
wicklungen mache, darüber, wie eine auf Vertrauen gegründete europäische 
Friedensordnung geschaffen werden könne, eine Friedensordnung, wo Systeme 
verschiedener Gesellschaftsstrukturen friedlich nebeneinander existieren könn-
ten und wo die Führbarkeit eines Krieges ausgeschlossen sei. Er wolle noch 
einmal unterstreichen, wie wichtig der konventionelle Bereich sei. Weil wir 
selbst technologisch stark seien, wüßten wir, daß ein konventioneller Krieg zu 
unvorstellbaren Verwüstungen führen würde. Das A und O sei Kriegsverhin-
derung in jedem Fall. Darum gehe es und nicht um ein statisches Gleichge-
wicht. In allen Verhandlungen sollte der Versuch gemacht werden, zu konkre-
ten Fortschritten zu kommen. Botschafter Kwizinskij habe die Genfer Abrü-
stungskonferenz erwähnt, gleichermaßen wichtig seien Stockholm und Wien. 
Natürlich hofften wir auch, daß es bei den bilateralen Verhandlungen in Genf 
zu konkreten Fortschritten komme. Wir säßen im selben Boot, die einen weiter 
innen, die anderen weiter außen; wenn das Boot kentere, seien jedoch alle da-
von betroffen. 
Der Bundesminister bat Botschafter Kwizinskij, seinen Dank für die Grüße an 
Außenminister Schewardnadse weiterzuleiten, und versicherte seinen sowjeti-
schen Gesprächspartnern, daß wir entschlossen seien, unseren Beitrag zu lei-
sten, damit es zu Ergebnissen komme. Er fügte hinzu, daß die jüngste deutsch-
sowjetische Zusammenarbeit im humanitären Bereich in Aden18 ein gutes Bei-
spiel für kooperative Friedenssicherung sei. 

Referat 220, Bd. 130078 

 
18 Am 13. Januar 1986 begannen in der Demokratischen Volksrepublik Jemen (Südjemen) gewalt-

same Auseinandersetzungen rivalisierender Gruppen innerhalb der Jemenitischen Sozialistischen 
Partei (JSP). In der Folgezeit kam es zu einem kurzzeitigen Bürgerkrieg, dem mehrere tausend 
Personen zum Opfer fielen. Am 24. Januar 1986 enthob das ZK der JSP den bisherigen Staats- 
und Parteichef Ali Nasser Mohammed sämtlicher Funktionen. Vgl. den Artikel „Neuer Präsident im 
Südjemen proklamiert“; SÜDDEUTSCHE ZEITUNG vom 25./26. Januar 1986, S. 2.  
Referat 311 notierte am 21. Januar 1986: „In Zusammenarbeit mit unseren britischen und franzö-
sischen Freunden und mit Unterstützung der SU, die durch Erzwingung eines Waffenstillstandes 
überhaupt erst eine Evakuierung möglich machte, und der DDR ist es uns gelungen, 12 von insge-
samt 17 Deutschen nach Dschibuti zu evakuieren. Dabei wurden Frauen und Kinder von einem so-
wjetischen Schiff, die anderen Deutschen von der ‚Britannia‘ aufgenommen. Sie sind mittlerweile 
alle per Flugzeug in Deutschland eingetroffen.“ Vgl. Referat 311, Bd. 137893. 
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Gespräch des Bundesministers Genscher 
mit dem japanischen Außenminister Abe 

 22. Januar 19861 

Von BM noch nicht genehmigt! 
Gespräch BM/japanischer AM am 22.1.1986, 15.45 bis 18.00 Uhr2 
BM begrüßt den japanischen AM mit Freude. Der japanisch-deutsche Meinungs-
austausch sei in letzter Zeit immer dichter geworden, da auch die Fragen von 
gemeinsamem Interesse immer zahlreicher würden. Wir stünden am Beginn 
eines als wichtig anzusehenden Jahres: die sowjetisch-amerikanischen Verhand-
lungen, die großen Aufgaben der Weltwirtschaft, vor uns liege der wichtige Gipfel 
in Tokio3, auf uns liege die internationale Verschuldungsproblematik – in allen 
großen Fragen: West – Ost, Abrüstung, Weltwirtschaft, Verschuldung seien die 
Interessen der Deutschen und Japaner ähnlich. Deswegen halte er Begegnun-
gen mit dem japanischen AM für außerordentlich wertvoll und heiße ihn daher 
besonders herzlich willkommen. 
AM erinnert an Besuch BMs im letzten Jahr in Tokio und nützlichen Meinungs-
austausch4 und dankt dafür, daß sich BM für 13. regelmäßige AM-Konsultatio-
nen so viel Zeit genommen hat. Im politischen und wirtschaftlichen Bereich stün-
den wichtige Entwicklungen bevor. Der WWG5 in Tokio solle sich sowohl inter-
nationalen Wirtschafts- wie politischen Fragen widmen. Zwar sei die Zeit be-
grenzt, doch hoffe er, einen weiten Fächer von Fragen erörtern zu können. 
Der erste Schwerpunkt liege auf den Ost-West-Beziehungen; er wolle gern  
den Besuch des sowjetischen AM in Japan6 ausführlich erläutern. Der zweite 
Schwerpunkt seien Wirtschaftsfragen, besonders im Blick auf den WWG, dessen 
Gastgeber Japan sei, besonders die internationale Wirtschaftslage (Hinweis auf 
Ergebnisse der G 57), das Problem der Verlangsamung des Wirtschaftswachs-

 
 1 Ablichtung.  

Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat Blau am 24. Januar 1986 ge-
fertigt und von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Scheel am 29. Januar 1986 an das Minister-
büro mit der Bitte geleitet, „die Billigung des Herrn Bundesministers einzuholen“.  
Hat Vortragendem Legationsrat Ischinger am 29. Januar 1986 vorgelegen, der am selben Tag den 
Rücklauf an Referat 341 verfügte und handschriftlich vermerkte: „Bitte unter Genehmigungsvor-
behalt verteilen“. Vgl. den Begleitvermerk; Referat 341, Bd. 142633. 

 2 Der japanische Außenminister Abe hielt sich am 22./23. Januar 1986 in der Bundesrepublik auf. 
 3 Zum Weltwirtschaftsgipfel vom 4. bis 6. Mai 1986 vgl. Dok. 137. 
 4 Bundesminister Genscher hielt sich am 4./5. Juli 1985 in Japan auf. Vgl. dazu AAPD 1985, II, 

Dok. 184. 
 5 Weltwirtschaftsgipfel. 
 6 Der sowjetische Außenminister Schewardnadse hielt sich vom 15. bis 19. Januar 1986 in Japan auf. 
 7 Über das Treffen der Finanzminister und Notenbankgouverneure der Bundesrepublik, Frank-

reichs, Großbritanniens, Japans und der USA am 18./19. Januar 1986 in London vermerkte Mini-
sterialdirektor Jelonek am 21. Januar 1986, daß es sich um ein „Routinetreffen“ gehandelt habe: 
„Hauptthemen waren die Wechselkursentwicklung; die Wirtschaftslage in den fünf Teilnehmer-
ländern; die künftige Entwicklung des internationalen Zinsniveaus; die internationale Verschuldungs-
situation, einschl[ießlich] Baker-Initiative.“ Die Teilnehmer hätten die auf ihrem letzten Treffen am 
22. September 1985 in New York beschlossenen „koordinierte[n] Interventionen zur Senkung des 
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tums, der Verschuldung und der Reibungen im Welthandel. Der WWG in Tokio 
solle einen optimistischen Blick in die Zukunft richten, Anstöße geben – man 
solle sich gemeinsam bemühen, ihn zum Erfolg zu machen. Der dritte Schwer-
punkt sei SDI: D habe bereits eine Entscheidung getroffen.8 Er wäre dankbar 
für eine Darlegung unserer Haltung, da Japan noch nicht so weit sei. 
BM bittet um Unterrichtung über Schewardnadse-Besuch in Tokio. 
AM: Seit zehn Jahren habe kein sowjetischer AM Japan besucht; dies wider-
spiegele die Kälte der Beziehungen, die z. B. durch Abschuß der KAL-Maschi-
ne9 sich weiter abgekühlt hätten. Aber seit Gorbatschows Amtsantritt10 sei die 
Atmosphäre „in Bewegung geraten“, es hätten sich Möglichkeiten zur Wieder-
eröffnung des japanisch-sowjetischen Dialogs ergeben. Bei Treffen mit AM Sche-
wardnadse im September 1985 bei VN-GV habe er Einladung ausgesprochen, 
die angenommen wurde. Er habe in vier Sitzungen insgesamt elf Stunden mit 
AM Schewardnadse internationale (Lage in Asien, Nah-/Mittelost, Ost-West-
Beziehungen) und bilaterale Fragen erörtert, habe auch ausführliche Erläute-
rungen der neuen sowjetischen Abrüstungsvorschläge11 erhalten. Bei Fragen 
der internationalen Lage und der regionalen Konflikte seien die Meinungsver-
schiedenheiten unverändert. An den Grundsätzen der SU habe sich nichts ge-
ändert. Bei bilateralen Fragen sei das Territorialproblem das größte Problem ge-
wesen, d. h. die japanische Forderung nach Rückgabe der vier Inseln (auf de-
nen die SU jetzt sogar Militärbasen errichtet habe).12 Japan habe als größte 
Aufgabe angesehen, die SU an einen Verhandlungstisch über einen Friedens-
vertrag zu bringen, bei dem Territorialfrage nicht ausgeklammert werden kön-
ne. Bis Mitte der 70er Jahre habe SU zugestanden, daß „offene Fragen“ bestün-
den, aber seitdem behaupte sie, daß das territoriale Problem gelöst und nichts 
mehr offen sei.13 Diese „sehr ungerechte“ Haltung der SU habe die Beziehun-

Fortsetzung Fußnote von Seite 96 
Außenwertes des Dollars“ bestätigt, aber keine weiteren Wechselkurskorrekturen beschlossen. Auch 
ein Beschluß zur „Senkung des internationalen Zinsniveaus“ sei nicht zustande gekommen, mit dem 
vor allem Japan die Folgen einer in New York vorgenommenen Aufwertung des Yen habe abmildern 
wollen. Vgl. Referat 412, Bd. 130568. 

 8 Vgl. dazu den Beschluß der Bundesregierung vom 18. Dezember 1985 über Technologietransfer und 
über eine Beteiligung an der SDI-Forschung; Dok. 1, besonders Anm. 4. 

 9 Am 1. September 1983 wurde ein vom Kurs abgekommenes Passagierflugzeug der südkoreani-
schen Fluglinie KAL mit 269 Menschen an Bord, das sich auf einem Linienflug von New York über 
Anchorage nach Seoul befand, von sowjetischen Jagdflugzeugen westlich der Insel Sachalin abge-
schossen, nachdem es den sowjetischen Luftraum durchflogen hatte. Dabei kamen alle Insassen 
ums Leben. Vgl. dazu AAPD 1983, II, Dok. 256, Dok. 258, Dok. 261 und Dok. 264. 

10 Michail Sergejewitsch Gorbatschow wurde am 11. März 1985 Generalsekretärs des ZK der KPdSU. 
Vgl. dazu AAPD 1985, I, Dok. 59. 

11 Zu den Vorschlägen des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, vom 15. Januar 1986 
vgl. Dok. 16 und Dok. 19. 

12 Seit 1946 beanspruchte die UdSSR die von ihr zuvor besetzten, vor der japanischen Nordküste gele-
genen und zu den Kurilen gehörenden Inseln Kunashiri, Etorofu, Shikotan sowie die Habomai-Grup-
pe. Gesandter Jung, Tokio, teilte am 7. Januar 1986 mit: „Militärisch hat die SU seit 1978 ihre Trup-
penstärke auf den Inseln Kunashiri und Etorofu erheblich verstärkt und 1979 erstmals Truppen auf 
Shikotan disloziert. Sie unterhält auf Etorofu einen Luftwaffenstützpunkt, und die Stärke ihrer 
Heerestruppen wird auf Divisionsstärke geschätzt.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 14; Referat 341,  
Bd. 142642. 

13 Zur Frage eines japanisch-sowjetischen Friedensvertrags informierte Botschafter Jung, Tokio, am 
7. Januar 1986: „Ausgangslage ist die, daß bisherige Friedensvertragsverhandlungen mit SU (1955/56 
und 1972/73 bis 1978) letztlich an Problem ‚Nordterritorien‘ scheiterten. Chruschtschow hatte 1955/56 
Rückgabe der beiden südlichen Inseln angeboten; bei Gesprächen Tanaka/Breschnew 1973 war 
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gen abgekühlt. Er (Abe) habe sehr lange und sehr hitzig über die Territorialfra-
ge diskutiert. Größtes Problem sei gewesen, daß es nach seiner Ansicht keine 
gemeinsame Erklärung (Abschlußkommuniqué) hätte geben können, wenn die 
SU nicht bereit gewesen wäre, dieses Problem zu erwähnen und Konzessionen 
zu machen.14 Die sowjetische Haltung sei in der Substanz unverändert, aber 
sie sei – bisher habe sie jede Diskussion abgelehnt – bereit gewesen, das Pro-
blem „am Tisch“ zu diskutieren und diese Diskussion fortzusetzen. D. h., die so-
wjetische Haltung habe sich doch geändert. 
BM fragt, warum sich wohl die sowjetische Haltung geändert habe. 
AM: Sowjetische Seite lege heute größeren Wert auf Japan, im Unterschied zur 
Gromyko-Zeit, der Japan ignoriert habe (er habe dazu eigene Erfahrungen). Seit 
Gorbatschows Amtsantritt sei SU auf dem Wege, ihre Politik gegenüber Japan 
zu ändern. 
Zu anderen bilateralen Fragen: Vereinbarung regelmäßiger AM-Konsultationen, 
Einrichtung eines bilateralen Wissenschaftskomitees (ausgesetzt nach Polen15 
und Afghanistan16) und Dialog auf höchster Ebene. Im Verhältnis zur SU habe 
sich die Atmosphäre geändert, in der Substanz zeige sich keine Änderung, die-
se werde erst in zukünftigen Gesprächen angesprochen werden müssen. Er (Abe) 
habe in vier Tagen den Eindruck eines im Vergleich zu Gromyko völlig anderen 
Stils der sowjetischen Diplomatie („softer“) gewonnen. Schewardnadse zeige ver-
bindliches Auftreten, diskutiere sehr gern und ausführlich, zeige immer ein Lä-
cheln, besonders in der Öffentlichkeit und vor den Medien. Herr und Frau Sche-
wardnadse hätten bei Industriebesichtigungen, Kabuki-Besuch etc. stets gelä-
chelt – in Japan bestehe eine starke Aversion gegen die SU, aber Scheward-
nadse habe einen guten Eindruck hinterlassen. 
Sicher sei die Haltung der SU grundsätzlich dieselbe geblieben, aber Scheward-
nadse selbst sei sicherer, selbstbewußter geworden. Er habe seine guten Bezie-
hungen zu Gorbatschow unterstrichen. Er (Abe) habe ihn beim Essen gefragt, 
ob er (Schewardnadse) Außenminister werden wollte, und habe als Antwort er-
halten: Er habe auf einen wichtigen Posten gehofft, aber nicht unbedingt Au-
ßenminister. Schewardnadse sei freier, selbstsicherer, habe an Selbstvertrauen 
gewonnen. AM Shultz habe ihm bestätigt: Schewardnadse sei sehr verbindlich, 
ein angenehmer Gesprächspartner, spreche eher indirekt, aber wenn man spä-
ter im Protokoll nachlese, habe er nichts anderes als Gromyko gesagt. So: Der 

Fortsetzung Fußnote von Seite 97 
Territorialproblem noch als offene Frage betrachtet worden; erst 1978 verkündete Moskau, daß für 
SU kein Territorialproblem mit Japan existiere, was de facto Ende der Friedensvertragsverhand-
lungen bedeutete.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 14; Referat 341, Bd. 142642. 

14 Im Kommuniqué über den Besuch des sowjetischen Außenministers Schewardnadse vom 15. bis 
19. Januar 1986 in Japan hieß es: „Die beiden Außenminister haben auf der Grundlage der in der ge-
meinsamen Erklärung vom 10. Oktober 1973 festgestellten Übereinstimmung Verhandlungen 
über den Schluß eines Friedensvertrags, einschließlich der Probleme, die möglicherweise Bestandteil 
dieses Vertrages sein könnten, geführt. Beide Seiten sind übereingekommen, daß bei den nächsten 
Konsultationen in Moskau diese Verhandlungen fortgesetzt werden.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 
93/94 des Gesandter Jung, Tokio, vom 20. Januar 1986; Referat 213, Bd. 139337. 

15 Am 13. Dezember 1981 wurde über Polen das Kriegsrecht verhängt und ein Militärrat unter Führung 
des Ministerpräsidenten Jaruzelski gebildet. Vgl. dazu AAPD 1981, III, Dok. 365.  
Das Kriegsrecht wurde zum 31. Dezember 1982 ausgesetzt und am 22. Juli 1983 aufgehoben. 

16 Am 24. Dezember 1979 intervenierten Streitkräfte der UdSSR in Afghanistan. Vgl. dazu AAPD 1979, 
II, Dok. 393–395. 
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Stil sei anders, aber keine grundsätzliche Änderung. Bei Diskussion über Auf-
nahme der territorialen Frage in das Kommuniqué habe Stv. AM Kapiza Ab-
bruch der Verhandlungen und Abreise vorgeschlagen, aber AM Schewarndadse 
habe gesagt, er spreche nicht als AM, sondern als Politiker – und daher Verhand-
lung in 4. Runde fortgesetzt. Er sei ein taktischer und sehr harter („tough“) 
AM. Wie gesagt, die Grundlinie bleibe dieselbe, nur der Anschein sei anders. 
Daher müsse der Westen sehr vorsichtig sein und miteinander über diesen An-
schein sprechen und sich nicht täuschen lassen. 
BM: Schewardnadse habe ein enges Verhältnis zu Gorbatschow, bereits seit 
vielen Jahren, seit den Komsomolzen.17 Dies sei ein großer Vorteil für jeden 
Gesprächspartner: Er kenne nicht nur die Meinung Gorbatschows, sondern sei 
auch voll in die Meinungsbildung einbezogen. Der jetzigen größeren Aufmerk-
samkeit der SU für Japan entspreche Ähnliches gegenüber Europa. Gromyko 
sei eindeutiger Bilateralist gewesen, fixiert auf die SU-USA-Beziehungen. Selbst 
auf dem Höhepunkt der deutsch-sowjetischen Beziehungen (nach Vertragsab-
schluß18) habe Breschnew weit mehr Interesse an uns gezeigt als Gromyko. An 
einem Beispiel erläutert: Bei Besuch im Frühsommer 198019 in Moskau (vor 
Nachrüstungsbeschluß, aber schon Hauptthema) habe Breschnew ein 30minü-
tiges Statement mit sehr harten Formulierungen verlesen, dann gesagt, dieses 
sei sehr scharfe Erklärung gewesen, sie habe auch sein AM entworfen, jetzt wolle 
er eine eigene, in der Nacht überlegte, am Morgen diktierte Erklärung abge-
ben, die sehr viel verbindlicher war.20 Die neue sowjetische Führung habe Ja-
pan wiederentdeckt und möchte auch Europa wiederentdecken. Dazu gehöre 
auch Gorbatschows Erklärung, die Europäische Gemeinschaft habe nicht nur 
wirtschaftliche, sondern auch politische Bedeutung.21 In den jüngsten Vorschlä-
gen Gorbatschows zur Abrüstung seien einige, die sich speziell auf Europa be-
ziehen. Jetzt gelte es, nüchtern die Entwicklungen anzuschauen, ob sich sub-
stantielle Veränderungen abzeichnen oder ob es sich nur um taktische Züge han-
delt, den einen gegen den anderen, d. h. Europa und Japan gegen die USA, aus-
zuspielen. 
Für uns entscheidend zur Beurteilung der möglichen Öffnung der SU sei, ob 
diese bereit ist, Europa das gleiche Recht auf Sicherheit zuzugestehen, das sie 
für sich selbst in Anspruch nimmt. Wichtiges Kriterium der Bewertung sei, wie 
sich in Zukunft tatsächlich die Bedrohung Westeuropas und Japans durch die 
SS-20 entwickelt. Zusätzlich spiele für Westeuropa die konventionelle sowjeti-
sche Überlegenheit eine entscheidende Rolle. Die SU habe ein erhebliches In-
teresse am Ausbau der wirtschaftlichen und technologischen Zusammenarbeit 
mit Japan und Europa; sie sehe darin eine Chance für die eigene Entwicklung. 
 
17 Eduard Amwrossijewitsch Schewardnadse war von 1957 bis 1961 Erster Sekretär des Komsomol 

der Georgischen SSR, Michail Sergejewitsch Gorbatschow von 1955 bis 1962 Erster Sekretär zunächst 
des Stadtkomitees, dann des Regionalkomitees des Komsomol in Stawropol. Beide lernten sich bei 
einer Tagung des ZK des Komsomol in Moskau kennen und blieben seitdem in Kontakt. Vgl. dazu 
Eduard SCHEWARDNADSE, Die Zukunft gehört der Freiheit, Reinbek 1991, S. 63 f. 

18 Für den Wortlaut des Vertrags vom 12. August 1970 zwischen der Bundesrepublik und der UdSSR 
vgl. BUNDESGESETZBLATT 1972, Teil II, S. 354 f. Vgl. dazu auch AAPD 1970, II, Dok. 387 und Dok. 388. 

19 Korrigiert aus: „1979“. 
20 Bundeskanzler Schmidt und Bundesminister Genscher hielten sich am 30. Juni und 1. Juli 1980 in 

der UdSSR auf. Vgl. dazu AAPD 1980, I, Dok. 192, und AAPD 1980, II, Dok. 193–195. 
21 Zu den Äußerungen des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, vgl. Dok. 14, Anm. 10. 
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Wenn wir die Lage in Moskau nüchtern betrachten: Gorbatschow habe ein sehr 
schweres Erbe übernommen. Seit den letzten Jahren der Breschnew-Ära befin-
de sich die SU in einer innen- und außenpolitischen Stagnation. Dies komme 
auch in demokratischen Staaten vor, aber in der SU werde die Wirtschaft vom 
Staat gemacht, d. h., staatliche bedeute auch wirtschaftliche Stagnation. Die 
neue sowjetische Führung sei weiterhin in die Fesseln der Mißwirtschaft, Kor-
ruption und Bürokratie verstrickt. Demgegenüber sehe sie das große Dreieck 
Japan – Europa – USA mit seiner technologischen, zukunftsorientierten Entwick-
lung. Das allein gebe Anlaß zur Beunruhigung. 
Hinzu komme: Die VR China wage ein großes wirtschaftliches Experiment, das 
Erfolge haben und den Abstand zwischen der SU und China verkleinern kön-
ne. Er (BM) sei sicher, daß dies die SU noch mehr beunruhige als die Entwick-
lung im Westen. Er glaube, daß die Last der inneren Entwicklung mit maßgeb-
lich sei für die Bemühungen der SU, die Beziehungen zu Japan und zu Westeu-
ropa zu entwickeln. 
Auf jeden Fall liege ein Vorteil darin, daß wir es jetzt mit einer Führung zu tun 
haben, die für längere Zeit die Geschicke der SU gestalten werde. Wichtig sei 
vor allem, daß keine Illusionen (bei der SU) erweckt werden, die westlichen Staa-
ten auseinanderdividieren, gegeneinander ausspielen zu können. Wenn hier je-
der Zweifel ausgeschlossen sei, sei der Weg für viele neue Entwicklungen offen. 
Im Interesse der westlichen Einheit sei daher wieder bei WWG eine gemeinsa-
me politische Meinungsäußerung wünschenswert. 
AM stimmt BMs Meinung voll zu. AM Schewardnadse habe ihm ausführlich 
dargelegt, daß wichtigste Aufgaben der SU seien, die Wirtschaft wiederzubele-
ben, die wissenschaftlich-technologische Entwicklung zu fördern und den Le-
bensstandard des Volkes zu heben. Dafür sei der Weltfrieden erforderlich, da-
her wolle man auch die wirtschaftliche und wissenschaftlich-technologische Zu-
sammenarbeit mit Japan. 
Es sei jedoch nicht die Politik Japans, zugunsten atmosphärischer Verbesse-
rungen seine Grundsatzpositionen aufzugeben. Die Territorialfrage bleibe die 
wichtigste. Es bestehe keine Absicht, Handel und Zusammenarbeit mit der SU 
zu verbessern vor der Verbesserung der politischen Beziehungen – dies gelte 
auch für die wissenschaftlich-technologische Zusammenarbeit. Japan lege Wert 
darauf, Teil der westlichen Welt zu sein; die Einheit des Westens sei für Japan 
wichtiger als wirtschaftliche Vorteile im Verhältnis zur SU. Eher würde sich 
Japan gegenüber der SU negativ verhalten. Der Dialog mit der SU sei wichtig, 
nicht zuletzt deswegen, um ihr ganz klarzumachen, daß es nutzloses Unterfan-
gen sei zu versuchen, den Westen auseinanderzudividieren. 
Für den WWG sei es daher wichtig, neben einer Erklärung zu den Wirtschafts-
fragen eine Erklärung zu verabschieden, die die Einheit der westlichen Staaten 
ganz klarmache. Japan, als Gastgeber des WWG, möchte versuchen, hierzu ei-
nen Konsensus herzustellen. 
BM begrüßt und unterstützt diese Absicht. Um die SU zu verstehen, sei es je-
doch nötig, tiefer zu bohren. Die SU habe die dritte Stufe der Gestaltung ihrer 
Beziehungen zum Ausland erreicht. Bis zum Zweiten Weltkrieg sei die SU wirt-
schaftlich und politisch autonom gewesen. Mit dem Zweiten Weltkrieg sei sie 
in die internationale Politik, später auch in die internationale Wirtschaft ein-
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getreten (vom Nord-Süd- und Ost-West-Verhältnis sei auch COMECON nicht 
unberührt geblieben). Jetzt stünden wir an der Schwelle des Informationszeit-
alters, in dem Informationen zum Hauptproduktionsfaktor geworden seien. Für 
jeden Staat, jede Gesellschaft, jede Volkswirtschaft stelle sich die unausweich-
liche Alternative, sich international absolut einzuschließen oder sich abzukap-
seln und damit hoffnungslos zurückzufallen. Für die offenen Gesellschaften des 
Westens bringe dies keine Probleme, für ein starres kommunistisches System 
bedeute es jedoch eine große Herausforderung. Wir brauchten nicht besorgt, son-
dern könnten zuversichtlich sein. Wir riskierten nichts in der Zusammenarbeit 
mit der SU, sondern könnten Kräfte der Veränderung in sie hineintragen. 
AM fragt nach Bewertung der neuen SU-Abrüstungsvorschläge. 
BM: Heute früh habe ihm der sowjetische Verhandlungsführer in Genf (Kwizin-
skij) diese ausführlich erläutert und dabei besonders den europäischen Ansatz 
der Vorschläge herausgestellt. Zweifellos seien darin neue substantielle Ele-
mente enthalten. Wichtig für Europa sei vor allem die Änderung der sowjeti-
schen Haltung zur Frage der Maßnahmen einer effektiven Verifikation. Diese sei 
in Vergangenheit immer die Hemmschwelle jedes Schritts zur Abrüstung ge-
wesen. Nach 1984 habe Gromyko gesagt, mit dieser Forderung wollten wir nur 
ein Loch in den Vorhang bohren, um hineinsehen und alles erfahren zu können. 
Er (BM) habe darauf gesagt, es handele sich nur um ein Loch, während bei uns 
alles einsehbar sei, da wir keinen Zaun errichtet hätten. 
Weiterhin neu in den Vorschlägen sei, daß in erster Stufe der Reduzierung der 
Mittelstreckenraketen die GB- und F-Systeme nicht berücksichtigt werden sol-
len. Zudem sei die neue Haltung zum weltweiten Bann der chemischen Waffen 
interessant. Aber es gebe ein Bündel offener Fragen bei den Themen, die für 
Europa von existentieller Bedeutung sind: So werde z. B. die große konventio-
nelle Überlegenheit der SU in Europa nicht angesprochen. Die SU habe offen-
sichtlich einen Mangel in der US-Verhandlungsposition für Genf ausgenutzt. 
Am 8.1.1985 habe man sich auf drei Verhandlungsthemen verständigt22: Welt-
raumrüstung, internationale strategische Waffen, Mittelstreckenraketen, aber 
nichts gesagt über das Kräfteverhältnis unterhalb der Mittelstreckenwaffen. Er 
(BM) habe heute dem sowjetischen Gesprächspartner gesagt, alle seien für Be-
seitigung der A-Waffen, die Welt sei ohne sie besser als mit ihnen. Aber er 
müsse auch feststellen: Die Existenz von A-Waffen habe seit Jahrzehnten ei-
nen Krieg unführbar gemacht; Krieg sei nicht mehr führbar. Die Frage sei: Wie 
können wir die Nichtführbarkeit eines Kriegs sichern ohne die Existenz von A-
Waffen? Die Vernichtungskraft der angesammelten konventionellen Waffen und 
Kräfte sei so groß, daß wir auch einen konventionell geführten Krieg nicht über-
leben würden. 
Von der Sache abgesehen, sei die Gorbatschow-Initiative ein propagandistisch 
geschickter Vorschlag; er zeige eine ideenreiche Führung in Moskau. Er lehre 
uns: Wir brauchten im Westen nicht nur Waffen, sondern auch Gehirne und Her-
zen unserer Völker. Die Vorschläge müßten substantiell genau geprüft werden – 

 
22 Vgl. dazu die Gemeinsame Erklärung der Außenminister Gromyko (UdSSR) und Shultz (USA); 

DEPARTMENT OF STATE BULLETIN, Bd. 85 (1985), Heft 2096, S. 30. Für den deutschen Wortlaut vgl. 
EUROPA-ARCHIV 1985, D 60. Vgl. dazu auch AAPD 1985, I, Dok. 7 und Dok. 8. 
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er (BM) sei froh, daß erste Reaktionen, auch aus den USA, konstruktive Wer-
tungen enthielten. 
AM stimmt zu. Beseitigung aller Atomwaffen bis zum Jahr 2000, totales Verbot 
von Atomtests, Ächtung der C-Waffen etc. seien reizvolle Vorschläge. Auch die 
neuen Vorschläge zur Verifikation und zur Nichteinbeziehung der GB- und F-
Mittelstreckenraketen zeigten eine Änderung der sowjetischen Haltung. Für Ja-
pan als asiatischen Staat lege der Vorschlag zu großen Wert auf Europa, beson-
ders bei den Mittelstreckenraketen. Der asiatische Raum werde überhaupt 
nicht erwähnt. Die SS-20 seien sehr mobil, daher rühre japanische Besorgnis, 
daß Asien ausgespart wurde. Für Japan sei es unabdingbar, daß das Mittelstrek-
kenproblem global, nicht auf Europa beschränkt, gesehen und gelöst werde. Die 
Definition strategischer Waffen, d. h. nur solche, die die USA oder die SU direkt 
erreichen, sei für Japan nicht akzeptabel. 
BM: Wir hätten vor einigen Jahren den Grundsatz eines globalen Verhandlungs-
ansatzes in die Verhandlungen eingebracht. Der Abrüstungsbeauftragte der 
Bundesregierung, Botschafter Ruth, habe heute das Gespräch mit Kwizinskij 
fortgesetzt, besonders mit der Absicht, zu klären, was mit den sowjetischen SS-
20 im asiatischen Raum der SU geschehen solle (gegenüber früheren Zusiche-
rungen, daß ihre Zahl nicht erhöht werden solle, also keine Verschiebung vom 
Westen der SU in den Osten vorgesehen sei).23 Er (BM) habe Kwizinskij gesagt, 
daß die Definition der strategischen Waffen nicht akzeptabel sei, daß Sicher-
heit nur zwischen den Großmächten hergestellt werden solle. Dies bedeute: große 
Sicherheit für die Großen, kleine Sicherheit für die Kleinen. Dies vertrage sich 
nicht mit unseren Sicherheitsvorstellungen. 
AM: Sowjetischer Vorschlag enthalte konstruktive und problematische Elemente. 
Man solle sich bemühen, positiv zu reagieren und akzeptable Elemente aufzu-
greifen im Interesse der Fortführung der Verhandlungen. Der Westen müsse 
gemeinsam beraten, wie er SU/USA-Verhandlungen positiv beeinflussen könne. 
BM: Europa, auch Japan, habe großes Interesse daran, Einfluß auf die West-Ost-
Verhandlungen auszuüben. An drei der vier Verhandlungstischen sei die BR 
Deutschland anwesend: bei MBFR in Wien, bei der KVAE in Stockholm, im CD 
in Genf (chemische Waffen und Atomteststopp). 
AM: Der sowjetische Vorschlag sei mit vollem Bewußtsein gegen die US-Pläne 
zu SDI gemacht worden – das Ziel sei dasselbe: Überflüssigmachen der A-Waf-
fen. Japanische Haltung zu SDI sei: a) Verständnis für Forschungsbemühun-
gen, b) keine Entscheidung bisher über Beteiligung, daher Bitte um Darlegung 
deutscher Haltung. 
BM: Im März 1985 habe Bundesregierung erklärt, daß Forschung gerechtfer-
tigt sei.24 Dann habe es eine lautstarke Diskussion gegeben, wobei nicht alle den 

 
23 Im Gespräch mit dem Leiter der sowjetischen INF-Delegation am 22. Januar 1986 fragte Botschaf-

ter Ruth auch nach der Einbeziehung der nuklearen Mittelstreckensysteme der UdSSR im asiati-
schen Raum. Kwizinskij antwortete, „diese sollten zunächst auf ihrem gegenwärtigen Stand einge-
froren werden. Ihre spätere Beseitigung sei in dem Programm vom 15.1.1986 eingeschlossen.“ Vgl. 
die Gesprächsaufzeichnung; Referat 220, Bd. 130078. 

24 Vgl. dazu die Stellungnahme der Bundesregierung zu SDI vom 27. März 1985; BULLETIN 1985,  
S. 289 f. Vgl. dazu ferner AAPD 1985, I, Dok. 87. 
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Komplex voll übersehen zu haben scheinen. Im Dezember 1985 habe die Bun-
desregierung eine klare Entscheidung getroffen: 
a) keine staatliche Beteiligung der Bundesregierung an SDI; 
b) keine finanzielle Beteiligung der Bundesregierung an SDI; 
c) aber: Deutsche Unternehmen und Institute könnten sich frei beteiligen, dafür 
bedürfe es jedoch einer Regelung der Bedingungen der Zusammenarbeit, d. h., 
die Bedingungen für die technologische Zusammenarbeit und den Technologie-
transfer müßten verbessert werden, nicht nur auf SDI begrenzt, sondern gene-
rell. 
Im Vordergrund z. Zt. stünden die wirtschaftlichen Aspekte und die Schaffung 
von Rahmenbedingungen für die private Industrie. Daher habe er (BM) auch 
vorgeschlagen, daß die Verhandlungen mit den USA vom Wirtschaftsminister ge-
führt werden25, um deutlich zu machen, daß die industriellen und wirtschaft-
lich-technischen Fragen im Vordergrund stehen. 
Man habe festgestellt, daß man nicht einer, sondern vielen Meinungen in den 
USA gegenüberstehe. Während Weinberger nur über SDI verhandeln wolle, ver-
stünden andere, daß die technologische Zusammenarbeit und der Technologie-
transfer insgesamt verbessert und auf eine neue Grundlage gestellt werden müß-
ten. 
Er (BM) habe Verständnis für Weinberger; er stünde in einem schweren Abwehr-
kampf – es sei allgemein übereinstimmende Meinung, daß das Haushaltsdefizit 
abgebaut werden müsse. D. h., im Wahljahr 198626 seien einschneidende Ein-
zelsparentscheidungen nötig. Aber wo? Sicher nicht bei sozialen Aufwendun-
gen, eher im Verteidigungsetat. Daher möchte sich Weinberger der Unterstüt-
zung der Freunde und Verbündeten versichern, den vorgesehenen SDI-Haus-
halt durchzuziehen. Man müsse nun den Verhandlungsgang abwarten, der hof-
fentlich möglichst schnell abgeschlossen werden könne. Insgesamt sei dies nur 
ein minimaler Aspekt der gewaltigen Probleme, die mit SDI als strategischem 
Komplex verbunden seien. 
AM dankt und geht über zu WWG-Tokio. Die IL seien konfrontiert mit Ver-
langsamung des Wirtschaftswachstums, sinkenden Rohstoffpreisen, der Ver-
schuldungsproblematik. Zwar habe die G 5 Erfolge erzielt, zu denen Japan bei-
getragen habe, doch blieben Probleme der Reibungen im Welthandel (Unausge-
wogenheit von Handelsüberschüssen und -defiziten). Vor diesem Hintergrund 
müsse der WWG in Tokio zum Erfolg geführt werden und einen „rosigen“ (so 
der japanische Dolmetscher) Blick in die Zukunft werfen. Es dürfe kein Pessi-
mismus aufkommen. Japan bitte um Zusammenarbeit aller Teilnehmer und um 
Unterstützung, dieses Ziel zu erreichen. 
Als politische Frage stehe beim Gipfel das Ost-West-Verhältnis im Vordergrund. 
Japan wolle eine allgemeine politische Erklärung, nach dem Vorbild der vor-

 
25 Zu den Gesprächen des Bundesministers Bangemann vom 13. bis 15. Januar 1986 in Washington 

vgl. Dok. 1, Anm. 11. 
26 Am 4. November 1986 fanden in den USA Wahlen zum Repräsentantenhaus und Teilwahlen für 

den Senat und die Gouverneursämter statt. 



17 22. Januar 1986: Gespräch zwischen Genscher und Abe 

104 

hergehenden Gipfel in Bonn27 und London28. Frage liege z. Zt. bei den Sher-
pas.29 Japan werde sich weiter um den erforderlichen Konsensus bemühen und 
bitte um unsere Mitwirkung, dem Tokio-WWG zum Erfolg zu verhelfen. Zu-
sätzlich stellten sich sicher Probleme bei Terrorismusbekämpfung, Drogen u. a., 
aber in der Grundlinie eines „politischen Gipfels“ müsse man sich einig sein. 
BM: Wir seien genauso an einem Erfolg des WWG interessiert. Wichtig sei, daß 
in Tokio ein deutliches Signal gegen den wachsenden Protektionismus gesetzt 
und die Frage des Verschuldungsproblems behandelt wird. Wir möchten Aus-
kunft haben, wie die einzelnen Länder die Entwicklung der Weltwirtschaft in 
den nächsten Jahren sehen und welche Rolle sie übernehmen. 
D sei ein Land, das von der Überbewertung des Dollars profitiert habe; es gebe 
zwar Kritik am überhöhten Dollarkurs, aber die deutschen Exporteure seien 
sehr froh über ihre dicken Auftragsbücher. Das werde sich ändern; wenn die 
Dollarbewertung realistischer werde, verändere dies auch die Wettbewerbsbe-
dingungen. Es werde komplizierter, wenn rückläufige Entwicklung in den USA 
die Weltwirtschaft beeinflußt, d. h. Rückführung des jetzt kritisierten Haushalts-
defizits der USA – führt sie zu weicher Landung oder zu hartem Aufprall der 
Weltwirtschaft? Es könnte dazu führen, daß Japan und Deutschland wieder in 
einem Boot sitzen und erwartungsvolle Blicke auf Tokio und Bonn gerichtet 
werden, etwas zur Ankurbelung der Wirtschaft zu tun. Auf dem vorletzten Bon-
ner WWG, 197830, war uns die Aufgabe der „Lokomotive“ zugewiesen worden – 
ich war dagegen, doch der stärkere Koalitionspartner setzte, mit diesem An-
stoß, auf Expansion der staatlichen Ausgaben zur Konjunkturankurbelung. Er 
(BM) sei sich mit Finanzminister31 einig, daß man sich nicht wieder auf eine 
„Lokomotive Bundesrepublik“ einlassen dürfe. Er sehe jedoch gern die BR 
Deutschland (und Japan) an der Spitze als „Lokomotive der Stabilität“, die zur 
Gesundung, nicht zur Aufblähung der Weltwirtschaft beitragen. Wir seien für 
freien Welthandel, doch stelle sich die Frage von wirtschaftlichen Sanktionen 
mit dem Ergebnis, daß wir gegenüber vielen Staaten den Handel unterbinden. 

 
27 Für den Wortlaut der Politischen Erklärung des Weltwirtschaftsgipfels vom 3. Mai 1985 vgl. EUROPA-

ARCHIV 1985, D 292 f. Vgl. dazu ferner AAPD 1985, I, Dok. 112 und Dok. 113. 
28 Für den Wortlaut der Erklärungen des Weltwirtschaftsgipfels vom 8. bzw. 9. Juni 1984 über die 

demokratischen Werte sowie zu Ost-West-Beziehungen und Rüstungskontrolle, zum internationa-
len Terrorismus und zum irakisch-iranischen Krieg vgl. EUROPA-ARCHIV 1984, D 375 und D 379 f. 
Vgl. dazu ferner AAPD 1984, I, Dok. 170. 

29 Eine erste Sitzung der Beauftragten der Teilnehmerstaaten am Weltwirtschaftsgipfel („Sherpas“) 
fand am 21./22. November 1985 in Kyoto statt. Staatssekretär Tietmeyer, Bundesministerium der Fi-
nanzen, vermerkte dazu am 25. November 1985, daß die japanische Regierung u. a. eine politische 
Erklärung wünsche, die sich „vor allem mit den Perspektiven für die Zukunft (Ausblick auf das 21. 
Jahrhundert) befassen soll. PM Nakasone möchte offensichtlich insbesondere positive Perspekti-
ven für die wirtschaftliche, kulturelle und zivilisatorische Entwicklung sowie die dafür erforderli-
chen Anstrengungen aufzeigen. Die Voraussetzungen dafür sieht er insbesondere in einer stärke-
ren Kooperation der verschiedenen Teile der Welt (Fernost, Amerika und Europa) sowie in der Be-
reitschaft zu den erforderlichen Veränderungen und Anpassungen. Volle Klarheit über den mögli-
chen Inhalt einer solchen Erklärung scheint die japanische Seite aber noch nicht zu haben.“ Vgl. 
Referat 412, Bd. 130563.  
Die zweite Sitzung fand vom 30. Januar bis 3. Februar 1986 in Honolulu statt: „Zentrales Thema 
war die internationale Wirtschaftslage und die weltwirtschaftlichen Aussichten.“ Vgl. die Auf-
zeichnung des Ministerialdirektors Jelonek vom 6. Februar 1986; Referat 412, Bd. 130563. 

30 Zum Weltwirtschaftsgipfel am 16./17. Juli 1978 vgl. AAPD 1978, II, Dok. 225. 
31 Gerhard Stoltenberg. 
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Japan sei besser dran, da es Öl aus dem Iran beziehe, wir dagegen von Libyen 
(wenn auch nicht so viel wie die Amerikaner). 
Wir möchten, daß auf dem Tokio-Gipfel auch die Nord-Süd-Fragen ausführlich 
erörtert werden, und wären dankbar, wenn Sie darauf großen Wert legen wür-
den, daß diese Frage nicht vernachlässigt wird. 
AM: Auch er hoffe, daß der Protektionismus des amerikanischen Kongresses 
nicht auf die ganze Welt Pressionen ausübe, daher sei es wichtig, den freien 
Welthandel aufrechtzuerhalten und eine neue GATT-Runde32 einzuleiten. 
BM: Ja. 
AM: Seine Meinung zur Lokomotivtheorie sei: Japan habe seinerzeit seine Rol-
le als Lokomotive übernommen und seinen Beitrag zur Wiederbelebung der 
Weltkonjunktur geleistet. Jetzt leide Japan an hohem Haushaltsdefizit, das 
staatliche Anreize zur Importförderung erschwere. Trotzdem bemühe sich Ja-
pan, 
– die Inlandsnachfrage zu erhöhen, 
– die Importneigung des Japaners zu fördern und 
– die Marktöffnungsmaßnahmen weiter effektiv zu betreiben. 
Er (Abe) selbst habe sich diesem Kurs verschrieben. Wichtig für den WWG sei, 
daß jeder seine eigene Verantwortung übernehme und diese mit den anderen 
koordiniere. Japan habe das große Problem des Handelsbilanzüberschusses. Es 
werde alles tun, diesen abzubauen, aber es sei nicht Schuld Japans allein (s. 
z. B. die Überbewertung des Dollars etc.). Japan wolle nicht die Verantwortung 
abwälzen, aber es habe seinen Beitrag, z. B. in der G 5 (Aufwertung des Yen33), 
geleistet. Von einer Änderung der Währungsprobleme erhoffe man sich lang-
same Wirkungen. Es sei eine Studie in Auftrag gegeben, die die langfristige 
strukturelle Entwicklung der japanischen Wirtschaft erfassen soll; sie solle im 

 
32 Vom 25. bis 28. November 1985 fand in Genf die Jahrestagung der Vertragsparteien des GATT 

statt. Vortragender Legationsrat I. Klasse Pleuger informierte dazu am 3. Dezember 1985, daß dabei 
„das Verfahren für die offizielle Einleitung einer neuen GATT-Runde in Gang“ gesetzt worden sei: 
„Die Genfer Beschlüsse haben Kompromiß-Charakter. Die Befürworter einer neuen GATT-Runde 
(insbes[ondere] USA, Japan, EG, rest[liche] OECD-Staaten, unterstützt von ASEAN und AKP, aber 
auch die Staatshandelsländer des europäischen Ostblocks) haben drei Punkte durchgesetzt: Ein-
setzung des Vorbereitungsausschusses (VA; Preparatory Committee), Zeitplan und Ministerkonferenz. 
[…] Auch die Gegner einer neuen GATT-Runde, die um Brasilien, Indien, Jugoslawien, Argentinien 
und Ägypten gescharten ‚Hardliner‘ unter den EL, können mit den Genfer Beschlüssen zufrieden 
sein. Sie lehnen die neue Runde nicht prinzipiell ab, sondern wollen nur sicherstellen, daß die bis-
her unerledigten Punkte des Arbeitsprogramms der GATT-Ministertagung von 1982, die besonders 
die EL interessieren (wie z. B. Schutzklausel, Textilien, tropische Produkte), mit Priorität behandelt 
werden. Außerdem hegen sie Mißtrauen gegen die Behandlung der Dienstleistungen, da sie die über-
mächtige Konkurrenz der westlichen IL auf ihren eigenen Dienstleistungsmärkten befürchten.“ 
Diese Interessen blieben durch die Genfer Beschlüsse gewahrt. Vgl. den Runderlaß Nr. 106; Referat 
411, Bd. 131325. 

33 Bei ihrem Treffen am 22. September 1985 in New York bekundeten die Finanzminister und No-
tenbankgouverneure der Bundesrepublik, Frankreichs, Großbritanniens, Japans und der USA ihre 
Bereitschaft, durch ein koordiniertes Vorgehen auf den Devisenmärkten eine weitere Verteuerung des 
Dollar zu verhindern. Dadurch sollte eine Aufwertung der DM und des Yen bewirkt werden mit 
dem Ziel, das Handelsdefizit der USA zu verringern und Forderungen des amerikanischen Kongresses 
nach protektionistischen Maßnahmen zu begegnen. Vgl. dazu den Runderlaß des Vortragenden 
Legationsrats I. Klasse Pleuger vom 26. September 1985; Referat 412, Bd. 130568. 
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März erscheinen.34 Man erhoffe sich von ihr Aufschlüsse, was Japan noch tun 
solle. Japan sei ohne freien Welthandel nicht lebensfähig und müsse versuchen, 
in gegenseitiger Abstimmung zu konkurrieren und zu koordinieren. 
BM: Wir gehen und denken in die gleiche Richtung. Wir beide haben vom freien 
Welthandel den größten Gebrauch gemacht. 
Beide Minister verabreden sich zum Abendessen am selben Abend35 und zum 
Frühstück am nächsten Morgen36 zur Fortsetzung des Gesprächs. 

Referat 341, Bd. 142633 
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Gespräch des Bundesministers Genscher  
mit dem amerikanischen Sonderbotschafter Kampelman 

220-370.70 USA-83/86 VS-vertraulich 24. Januar 19861 

Von BM noch nicht genehmigt. 
Gesprächsvermerk über das Gespräch des Bundesministers mit Botschafter 
Kampelman am 24. Januar 19862  
Auf deutscher Seite  nahmen teil: D 2 A3, Dg 204, LMB5, RL 2206, VLR I Weber. 
Auf amerikanischer Seite: Botschafter Burt, BR Grobel. 
 
34 Die Beratergruppe unter Leitung des ehemaligen Gouverneurs der japanischen Notenbank, Maekawa, 

legte ihren Bericht zur strukturellen Anpassung der japanischen Wirtschaft („Report on Economic 
Structural Adjustment for International Harmony“) am 7. April 1986 vor. Für den Bericht vgl. Re-
ferat 341, Bd. 142645. 

35 In seinem Haus in Wachtberg erörterte Bundesminister Genscher mit dem japanischen Außenmi-
nister Abe die Erforschung des Weltraums, die Beziehungen zwischen Japan und der Volksrepublik 
China, den Stand der Ausreisen aus der DDR sowie Fragen der Währungs- und Energiepolitik. Vgl. 
die Gesprächsaufzeichnung; Referat 341, Bd. 142633. 

36 Bundesminister Genscher und der japanische Außenminister Abe befaßten sich am 23. Januar 1986 
mit den militärisch-strategischen Auswirkungen von SDI und einer möglichen Beteiligung an der 
SDI-Forschung, ferner mit der Entwicklung in Korea. Vgl. die Gesprächsaufzeichnung; Referat 341, 
Bd. 142633. 

 1 Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Botschafter Ruth am 24. Januar 1986 über Staatssekretär 
Meyer-Landrut an Bundesminister Genscher geleitet.  
Hat Meyer-Landrut am 27. Januar 1986 vorgelegen.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Klaiber am 3. Februar 1986 vorgelegen, der den Rück-
lauf über das Büro Staatssekretäre an Referat 220 verfügte.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse von Schubert am 4. Februar 1986 vorgelegen.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Hofstetter am 5. Februar 1986 vorgelegen. Vgl. den Be-
gleitvermerk; VS-Bd. 11305 (220); B 150, Aktenkopien 1986. 

 2 Der amerikanische Sonderbotschafter Kampelman hielt sich am 23./24. Januar 1986 in der Bun-
desrepublik auf. 

 3 Friedrich Ruth. 
 4 Hans-Friedrich von Ploetz. 
 5 Michael Jansen. 
 6 Rolf Hofstetter. 
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Auf die einleitende Frage des Bundesministers, wie die Welt zu Beginn des neuen 
Jahres aussehe, antwortete Botschafter Kampelman, daß der Ausblick etwas 
hoffnungsvoller sei. In Genf habe man von März bis Oktober auf sowjetische 
Vorschläge gewartet. Erst dann habe sich Bewegung gezeigt, die mit dem Gor-
batschow-Vorschlag vom 15.1.19867 einen gewissen Höhepunkt erreicht habe. 
Er selbst habe mit dem sowjetischen Verhandlungsführer am 15.1. ein längeres 
Gespräch geführt, in dem dieser die neue Initiative mit keinem Wort erwähnt 
habe. Das Gespräch sei um 15 Uhr zu Ende gegangen, und um 17 Uhr habe die 
amerikanische Delegation erfahren, daß Radio Moskau den Gorbatschow-Vor-
schlag bekanntgegeben habe. Als er Karpow später darauf angesprochen habe, 
habe dieser geantwortet, daß er keine Weisung gehabt habe, die amerikanische 
Delegation zu unterrichten. Der Bemerkung Kampelmans, daß er, Karpow, falls 
er Weisung gehabt hätte, wahrscheinlich nicht gewußt hätte, was er hätte sa-
gen sollen, habe der sowjetische Verhandlungsleiter nicht widersprochen.8 
Ähnlich sei es bei den sowjetischen Vorschlägen vom 30. September/1. Oktober 
19859 gewesen, wo es 14 Tage gedauert habe, bis die sowjetische Delegation in 
Genf in der Lage gewesen sei, amerikanische Fragen zu beantworten. Dasselbe 
habe für die Äußerungen Gorbatschows in Paris10 gegolten. Botschafter Ruth 
habe ihn davon unterrichtet, daß Kwizinskij in Bonn dezidiert die Auffassung 
vertreten habe, eine Null-Lösung für INF hänge von einem SDI-Verbot ab.11 In 
 
 7 Zu den Vorschlägen des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, vom 15. Januar 1986 

vgl. Dok. 16 und Dok. 19. 
 8 Botschafter van Well, Washington, übermittelte am 17. Januar 1986 Informationen des amerika-

nischen Außenministeriums, wonach die sowjetische Delegation in der ersten Plenarsitzung der 
vierten Runde der amerikanisch-sowjetischen Verhandlungen über Abrüstung und Rüstungskon-
trolle am Vortag in Genf die Vorschläge des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, 
vorgetragen habe: „Auf amerikanische Frage hätten Sowjets erklärt, daß alle Elemente des neuen 
Vorschlags miteinander verbunden seien. Falls es nicht möglich sei, auf der Grundlage des neuen 
sowjetischen Vorschlags Fortschritte zu erzielen, könne auf die bisherigen sowjetischen Vorschläge zu-
rückgegriffen werden. […] In informellem Gespräch ließ Karpow Kampelman wissen, daß auch die 
sowjetische Delegation von dem neuen sowjetischen Vorschlag erst am Nachmittag des 15.1. erfahren 
habe. Karpow sei in gewisser Verlegenheit gewesen, weil er bei Mittagessen mit Kampelman am 
15.1. den neuen Vorschlag noch nicht erwähnt habe. Insgesamt habe sowjetische Delegation den 
Eindruck von Ratlosigkeit gemacht, noch ausgeprägter als nach den Vorschlägen Gorbatschows vom 
Oktober 1985. US-Delegation stelle sich darauf ein, daß es noch Wochen dauern könne, bevor so-
wjetische Delegation über volle Instruktionen zu dem neuen Vorschlag verfügen werde.“ Vgl. den 
Drahtbericht Nr. 244; VS-Bd. 11280 (220); B 150, Aktenkopien 1986. 

 9 Zu den sowjetischen Vorschlägen vgl. AAPD 1985, II, Dok. 270. 
10 Der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, hielt sich vom 2. bis 5. Oktober 1985 in Frank-

reich auf. Am 3. Oktober 1985 erklärte er in einem Treffen mit französischen Parlamentariern die 
Bereitschaft der UdSSR, ein gesondertes Abkommen über nukleare Mittelstreckensysteme zu schlie-
ßen, „ohne unmittelbaren Zusammenhang mit dem Problem der Weltraum- und strategischen Rü-
stungen“. Darüber hinaus wiederholte er den Vorschlag, mit den USA eine Vereinbarung über das 
Verbot von Weltraumangriffswaffen zu schließen und die Nuklearwaffen, die das Territorium des 
jeweils anderen erreichen könnten, um 50 % zu reduzieren. Vgl. GORBATSCHOW, Reden, Bd. 2, S. 510 f. 

11 Botschafter Ruth führte am 22. Januar 1986 gegenüber dem sowjetischen Sonderbotschafter Kwi-
zinskij aus, daß „das künftige Verhältnis von Offensiv- und Defensivsystemen entscheidend auch 
vom Umfang der Offensivsysteme bestimmt würde und von den beiden Großmächten einvernehm-
lich gestaltet werden müßte. Gegenwärtig komme es auf die Grenzziehung zwischen Forschung 
und Entwicklung an, er frage deshalb, wo die SU diese Grenze sehe. Kwizinskij antwortete zu-
nächst, eine perfekte Raketenabwehr sei unmöglich. Deshalb bedeute jede Erweiterung von Defen-
sivsystemen ein Plus zum Offensivpotential einer Seite. Der Sinn neuer Defensivsysteme könne 
daher nur darin liegen, eine Erstschlagskapazität zu erlangen. […] Die Aufforderung zum Bau 
neuer Waffen in der Hoffnung, auf diese Weise die Nuklearwaffen zu beseitigen, sei ein ‚grotesker 
Unsinn‘. Wenn es gemäß dem sowjetischen Programm keine Kernwaffen mehr gäbe, so bestünde 
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dem Gespräch, das Botschafter Glitman gestern nachmittag mit seinem Coun-
terpart Obuchow geführt habe, habe dieser ein solches Junktim nicht erwähnt. 
Obuchow habe allerdings auch nicht gesagt, daß es ein solches Junktim nicht 
gebe. Auch in der Frage der sowjetischen SS-20 in Asien habe Obuchow nicht 
viel zu sagen gehabt. Er habe sich auf den Hinweis beschränkt, daß im Falle ei-
nes Abkommens diese Frage nur von temporärer Bedeutung sei, da in einer spä-
teren Phase auch die asiatischen Systeme beseitigt würden. Er, Kampelman, 
sei nicht sicher, was hinter diesen Äußerungen stecke. Möglicherweise versuch-
ten die Sowjets, die europäischen Verbündeten dafür zu gewinnen, in Sachen 
SDI Druck auf die USA auszuüben.  
Bundesminister fragte, wie die geänderte sowjetische Haltung zu den französi-
schen und britischen Systemen zu erklären sei. Kampelman wies darauf hin, 
daß am Ende der letzten Runde im November12 Kwizinskij ihm gegenüber be-
tont habe, daß man dieses Problem nicht unterschätzen dürfe. Ein Interimsab-
kommen ohne Anrechnung dieser Systeme gebe es nicht. Abweichend davon habe 
sich Obuchow zu dieser Frage eher zurückhaltend geäußert.  
D 2 A wies darauf hin, daß die Äußerungen Kwizinskijs in Bonn in dieser Frage 
ganz eindeutig gewesen seien.13 Es komme jetzt darauf an, aus den sowjetischen 
Vorschlägen (dem früheren Interimsvorschlag und den jüngsten Gorbatschow-
Vorschlägen) das herauszunehmen, was für uns akzeptabel sei. Wenn es gelin-
ge, die Diskussion hierauf zu konzentrieren, seien Fortschritte möglich.  
Kampelman stimmte dieser Auffassung zu.  
Auf die Bemerkung von Botschafter Burt, die Behandlung von SDI sei schwie-
rig, sagte Kampelman, daß die Russen nur widerstrebend über SDI reden wür-
den. Sie seien nicht bereit, darüber zu sprechen, was erlaubt und was verboten 
sei. Kwizinskij, der eigentlich für diese Weltraumfragen zuständig sei, schalte 
sich auch bei INF ein, so daß manches Mal unklar sei, wer eigentlich für INF 

Fortsetzung Fußnote von Seite 107 
auch keine Notwendigkeit mehr für Defensivsysteme. Auch die FOFA-Pläne, die ebenfalls der 
Vorbereitung eines Erstschlags dienten, würden dann überflüssig.“ Was SDI betreffe, so sei die 
UdSSR bereit, „über die Grenzen der erlaubten Forschung“ zu sprechen; sie sei jedoch gegen „ziel-
gerichtete Forschung“. Er, Kwizinskij, könne keinen Sinn darin erkennen, „etwas zu entwickeln, was 
anschließend sofort gemäß Art[ikel] 8 ABM-Vertrag zu zerstören wäre“. Vgl. die Gesprächsauf-
zeichnung; Referat 220, Bd. 130078. 

12 Die dritte Runde der amerikanisch-sowjetischen Verhandlungen über Abrüstung und Rüstungs-
kontrolle in Genf fand vom 19. September bis 7. November 1985 statt. Vgl. dazu AAPD 1985, II, 
Dok. 304. 

13 Im Gespräch des Botschafters Ruth mit dem sowjetischen Sonderbotschafter Kwizinskij am 22. 
Januar 1986 stellte Ministerialdirigent von Ploetz die Frage, „wie sich der sowjetische Vorschlag 
einer europäischen Null-Lösung zur Zwischenlösung verhalte, ob insbesondere die sowjetische 
Forderung auf Anrechnung der Drittstaatensysteme zurückgestellt sei: „Kwizinskij antwortete auf 
letzteres mit einem klaren Nein. Im Falle einer europäischen Null-Lösung entstünde qualitativ ei-
ne andere Situation, in der die Nichtausweitung der britischen und französischen Potentiale ge-
nügte. Eine Zwischenlösung, die den Verbleib amerikanischer, britischer und französischer Syste-
me in Westeuropa bedeutet, sei ohne Anreiz für SU.“ Eine Zwischenlösung „unterscheide sich für 
die SU grundsätzlich von der einer europäischen Null-Lösung, weil bei einer Zwischenlösung zu 
den britischen und französischen Systemen amerikanische Erstschlagswaffen hinzuträten. Im übri-
gen verzichtete SU im Falle der europäischen Null-Lösung nicht auf die Anrechnung der britischen 
und französischen Systeme, sondern nähme eine andere Anrechnung vor. Der Vorschlag einer eu-
ropäischen Null-Lösung sei im Kontext der gesamten ersten Etappe des sowjetischen Programms 
zu sehen, d. h. auch im Kontext mit dem Verbot kosmischer Angriffswaffen.“ Vgl. die Ge-
sprächsaufzeichnung; Referat 220, Bd. 130078. 
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das Sagen habe, Kwizinskij oder Obuchow. Zwischen beiden gebe es offensicht-
lich Schwierigkeiten. Von den beiden sei Kwizinskij mit Sicherheit der härtere.  
Bundesminister wies in diesem Zusammenhang darauf hin, daß Kwizinskij von 
Anfang an an der sowjetischen Reaktion auf die NATO-Nachrüstung maßgeb-
lich beteiligt gewesen sei. Er wolle jetzt nachweisen, daß er recht gehabt habe. 
Die anderen Verhandler seien weniger mit Vorurteilen belastet. Kwizinskij sei 
sozusagen der letzte Überlebende des alten Konzepts, das er weiterhin vertei- 
dige.  
In den Gesprächen mit Kwizinskij14 sei es uns darauf angekommen, folgende 
Punkte ganz klar zu machen:  
1) Die sowjetischen Vorschläge betreffen gesamte Allianz, d. h., es kann nur um 
die Reaktion des gesamten Bündnisses gehen und nicht um eine bilaterale deut-
sche Reaktion. Natürlich sind Konsultationen möglich, aber die Festlegung der 
Position ist eine Allianzangelegenheit. Mit dieser Feststellung hätten wir von 
vornherein sowjetischen Bestrebungen entgegenwirken wollen, in dieser Sache 
mit uns bilateral etwas bewegen zu können.  
2) Er, Bundesminister, habe Kwizinskij nach der Philosophie gefragt, die hinter 
den sowjetischen Vorschlägen stehe. Kwizinskij habe daraufhin den europä-
ischen Ansatz des Programms betont. Ohne das Bild Gorbatschows vom euro-
päischen Haus zu benutzen, habe er an diese Vorstellung angeknüpft. Er, Bun-
desminister, habe deutlich gemacht, daß der Prüfstein für uns sei, ob diese 
Vorschläge uns das gleiche Recht auf Sicherheit einräumten oder nicht. Man 
dürfe nicht vergessen, daß der philosophische Grundansatz für die Aufstellung 
der SS-20 der Gedanke der sowjetischen Dominanz über Europa gewesen sei. 
Deshalb müsse die westeuropäische Antwort – und dies sagten wir auch öffent-
lich – sein: gleiches Recht auf Sicherheit wie für die Sowjetunion. Der Defi-
nition des Begriffs „strategische Waffen“ komme daher ganz besondere Bedeu-
tung zu.  
3) Er habe ferner Kwizinskij eindeutig darauf hingewiesen, daß, wie immer die 
Entwicklung ausgehe, ob alle Atomwaffen beseitigt würden oder nicht, für uns 
die Frage maßgebend sei, wie die Kriegsverhinderung auch in Zukunft garan-
tiert werden könne. Wie könne gewährleistet werden, daß auch in Zukunft ein 
Krieg unführbar sei? Zum einen gehe es um den Abbau konventioneller Dispa-
ritäten. Aber auch ein konventionelles Gleichgewicht schließe kriegerische Kon-
flikte, wie man im Falle des Ersten Weltkriegs gesehen habe, nicht aus. Man 
müsse sich deshalb Gedanken machen, wie die Zukunft Europas aussehen wer-
de. Eine erste Stufe sei die KVAE in Stockholm. Dort müßten Fortschritte er-
zielt werden. In demselben Sinne habe sich auch der amerikanische Präsident 
geäußert. Stockholm sei der erste Test für die veränderte Lage.  
Es komme jetzt darauf an, in der Allianz eine Position zu formulieren, damit 
der Westen die Führungsposition auch in bezug auf die öffentliche Meinung 
sichtbar übernehme. Es müsse eine Entwicklung vermieden werden, wo sich 
verschiedene Gruppierungen, Regierungen, Parteien und andere Gruppen in 

 
14 Vgl. dazu das Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem sowjetischen Sonderbotschafter 

Kwizinskij am 22. Januar 1986; Dok. 16. 
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unterschiedlicher Weise äußerten. Die Allianz dürfe nicht zu spät kommen. Es 
gehe um eine Gesamtreaktion der Allianz. Die ersten Reaktionen, unsere eige-
ne, die der USA und anderer Staaten, seien nahezu identisch gewesen. Wie er ge-
stern abend von einem Abgeordneten der CSU erfahren habe, betrieben Ost-
blockdiplomaten in Bonn, aber wahrscheinlich auch anderswo, eine Art Volks-
befragung der politisch Maßgeblichen, um sich über die Einschätzung und die 
Trends zu unterrichten. Dies zeige, wie wichtig es sei, daß die Allianz eine Leit-
funktion übernehme.  
Für uns besonders wichtig sei, daß zu INF eine Position formuliert werde. Die 
Aufgabe beschränke sich aber nicht auf INF, sondern müsse auch alle anderen 
Fragen, z. B. die Verhandlungen in Stockholm, Wien15 und Genf, umfassen, ge-
nauso wie die Implikationen für den konventionellen Bereich. Wenn die So-
wjetunion von einem europäischen Ansatz spreche, werde die propagandisti-
sche Stoßrichtung klar. Er wolle noch einmal hervorheben, daß es das Aller-
wichtigste sei, daß wir gemeinsame Positionen entwickelten.  
Auf eine entsprechende Frage von Botschafter Burt führte der Bundesminister 
aus, daß die SCG das geeignete Gremium für diese Aufgabe wäre, wenn Frank-
reich, das von den sowjetischen Vorschlägen unmittelbar betroffen sei, daran 
teilnähme. Er rege an, daß möglichst rasch Experten der Vier zusammenträten 
und danach der NATO-Rat unter Hinzuziehung von Experten aus den Haupt-
städten sich mit dieser Angelegenheit befasse.  
Auf die Bemerkung von Botschafter Burt, die USA hätten versucht, Frankreich 
für die Mitarbeit in der SCG zu gewinnen, wiederholte der Bundesminister, 
daß es das beste wäre, wenn Frankreich sich an der SCG beteilige. Vielleicht 
sei dies unter den veränderten Umständen möglich. Er selbst treffe Außenmi-
nister Dumas am Montag.16  
Botschafter Kampelman bemerkte, daß die amerikanischen Verhandlungsleiter 
am 3. Februar mit dem NATO-Rat in Brüssel zusammenträfen.17 D 2 A be-
merkte, daß wir in Washington um eine Vorverlegung der SCG gebeten hät-

 
15 Zu den MBFR-Verhandlungen vgl. Dok. 59. 
16 Bundesminister Genscher und der französische Außenminister Dumas trafen anläßlich der Konferenz 

der Außenminister der EG-Mitgliedstaaten im Rahmen der EPZ am 27. Januar 1986 in Brüssel 
zusammen. 

17 Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), informierte am 3. Februar 1986, daß im Mittelpunkt der Aus-
sprache über die Unterrichtung des Ständigen NATO-Rats durch die amerikanischen Sonderbot-
schafter Glitman, Kampelman und Tower die Bewertung der Abrüstungsvorschläge des General-
sekretärs des ZK der KPdSU, Gorbatschow, gestanden habe: „F erklärte, die Vorschläge enthielten 
keine wirklich neuen Elemente. Die sowjetische Seite stelle höhere Forderungen auf als vorher. 
Bei SDI gebe es kein Zugeständnis für erlaubte Forschung, bei den strategischen Waffen werde die 
bekannte sowjetische Position wiederholt, die INF-Vorschläge enthielten unakzeptable zusätzliche Be-
dingungen und seien wegen der Forderungen an die Drittstaaten nach einem Einfrieren und Ver-
bot der Modernisierung darauf gezielt, Uneinigkeit in der Allianz herbeizuführen. […] Eine ähnli-
che negative Bewertung wurde von GB vorgetragen. Die SU werde am Ende der drei Phasen kon-
ventionell erdrückend überlegen sein. Gorbatschow habe die bedeutende Frage konventioneller Waf-
fen nicht ausreichend behandelt. Der Hauptzweck der Vorschläge sei propagandistischer Natur. 
Andere (NL, B) zeigten eine in Nuancen positivere Einschätzung der Vorschläge. Übereinstim-
mung bestand jedoch darin, daß es notwendig sei, die vielen Aspekte und Elemente der Vorschläge 
so intensiv wie möglich zu untersuchen und positive Ansatzpunkte zu nutzen.“ Vgl. den Drahtbe-
richt Nr. 135; VS-Bd. 11280 (220); B 150, Aktenkopien 1986. 
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ten.18 Außerdem hielten wir es für erforderlich, daß sich an die Sitzung des 
NATO-Rats am 3. Februar eine Expertensitzung anschließe.  
Kampelman führte aus, daß in Washington zur Zeit eine eingehende Analyse 
vorbereitet werde. Er habe Einblick in die bisherigen Ergebnisse genommen 
und könne sagen, daß den Bündniskonsultationen ein ganz hoher Stellenwert 
eingeräumt werde.  
Auf die Frage Kampelmans, welchen Rat der Bundesminister ihm nach Genf 
mitgebe, führte der Bundesminister folgendes aus: Es gehe darum, umfassend 
zu antworten, das heiße, man müsse die Elemente, die weiterführten, aufführen 
und auch als solche herausstellen und dort, wo die sowjetische Position unak-
zeptabel sei, unsere Position klar entgegensetzen, auch wenn dies früher be-
reits geschehen sei. Vermieden werden müsse eine Detailkritik. Unser eigenes 
Konzept müsse sichtbar werden. Wenn man nur einzelne Punkte kritisiere, blei-
be immer noch das sowjetische Gesamtprogramm. Seiner Meinung nach sei das 
sowjetische Programm sozusagen die erste Stufe einer Rakete. Auf dem Partei-
tag19 solle die zweite Stufe gezündet werden. Die Sowjetunion wolle sichtbar 
machen, daß sie zu politischer und militärischer Stabilität bereit und ihre Poli-
tik für die nächsten 15 Jahre kalkulierbar sei. Der Westen müsse dem sein ei-
genes Konzept gegenüberstellen. Die von ihm bereits erwähnten „Umfragen“ der 
Ostblockdiplomaten dienten dazu, herauszufinden, welche Teile des Programms 
hier ankämen und was noch geändert werden müsse. Auch dies müsse man im 
Zusammenhang des Parteitags sehen, mit dem eine neue Ära eingeläutet wer-
den solle. Botschafter Kampelman fügte hinzu, daß es in diesem Zusammen-
hang interessant sei, daß die Sowjetunion als Ende der vierten Runde den 4. 
März 1986 vorgeschlagen hätte.20  
Kampelman fuhr fort mit der Bemerkung, daß es beim KSZE-Folgetreffen für 
die USA immer günstig gewesen sei, die neutralen und ungebundenen Staaten 
zu benutzen. Die Sowjetunion habe ihre Positionen nicht der Amerikaner we-
gen ändern müssen. Bei den bilateralen Verhandlungen in Genf sei die Lage 
anders. Deshalb komme auch seiner Meinung nach einer gemeinsamen Alli-
anzposition eine besondere Bedeutung zu.  
D 2 A führte aus, daß die Geschlossenheit des Bündnisses angesichts der lang-
fristigen Perspektive des sowjetischen Vorschlags von fundamentaler Bedeu-
tung sei.  
Botschafter Burt fragte nach der Rolle, die ein CTB in der deutschen öffentli-
chen Diskussion spiele.  
Bundesminister antwortete, daß die Teststoppfrage von größter Bedeutung in 
der Öffentlichkeit sei. Die westliche Argumentation sei der schwächste Punkt 
in der Allianzposition.  
D 2 A bemerkte, daß die Teststoppfrage als Vehikel benutzt werde, um die Glaub-
würdigkeit der westlichen Position anzugreifen.  

 
18 Die für Ende Februar vorgesehene Sitzung der Special Consultative Group (SCG) der NATO fand 

am 12. Februar 1986 in Brüssel statt. Vgl. dazu Dok. 38. 
19 Zum XXVII. Parteitag der KPdSU vom 25. Februar bis 6. März 1986 in Moskau vgl. Dok. 68. 
20 Zur vierten Runde der amerikanisch-sowjetischen Verhandlungen über Abrüstung und Rüstungs-

kontrolle vom 16. Januar bis 4. März 1986 in Genf vgl. Dok. 56. 
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Kampelman antwortete, daß er die Schwierigkeiten sehe. Auch in Washington 
sei dies eine schwierige Frage. Wie weit solle man den ernstgemeinten Rat mi-
litärischer Experten akzeptieren? In Genf hätten die Russen den Teststopp nie 
zu einem Hauptthema gemacht. ASAT habe eine viel größere Rolle gespielt. 
Auch für die Russen stelle sich das Problem, daß die Militärs einen Teststopp 
nicht für wünschenswert hielten.  
Bundesminister führte aus, daß die Opposition die Teststoppfrage zur Speer-
spitze ihres Angriffs machte. Das sei gestern im Bundestag ganz deutlich ge-
worden.21  
D 2 A wies auf die Erklärung von Staatsminister Möllemann in der gestrigen 
Debatte hin. Botschafter Burt sagte auf persönlicher Basis, daß er dieses Pro-
blem durchaus sehe, aber den Eindruck habe, daß man in Washington sich 
über die Tragweite nicht im klaren sei. Auf dem Gebiet der Verifikation hätten 
wir noch die stärksten Argumente. In diesem Zusammenhang wolle er auf die 
von Präsident Reagan ausgesprochene Einladung zur Entsendung von Exper-
ten hinweisen.22  
Bundesminister führte aus, daß er es für das Zweckmäßigste halte, wenn die An-
gelegenheit zunächst unter den Verbündeten besprochen werde und dann eine 
hochrangige amerikanische Stellungnahme zu dieser Thematik abgegeben 
werde, auf die wir uns dann als nicht unmittelbar Betroffene berufen könnten. 
Bisher hätten wir bei unserer Argumentation den Nachdruck auf die Verifika-
tion gelegt, wenn in Washington nun auch das Argument benutzt werde, daß 
man Tests aus anderen Gründen brauche, lasse sich diese Argumentationslinie 
nicht mehr halten, zumal die Sowjetunion ihre Bereitschaft zur Lösung der Ve-
rifikationsfrage betone. Botschafter Kampelman bemerkte an dieser Stelle, daß 
eine Antwort Gorbatschows auf den Brief Reagans noch nicht vorliege. Bot-
schafter Burt fügte hinzu, daß man bereits vor einem Jahr den Sowjets signali-
siert habe, daß eine sowjetische Geste auf dem Gebiet der Verifikation man-
ches in Bewegung bringe. Darauf sei bisher keine Antwort erfolgt.  
D 2 A vertrat die Auffassung, daß wir jetzt eine ernsthafte Perspektive brauch-
ten. Der Eindruck, daß ein CTB niemals Realität werde, dürfe nicht entstehen.  

VS-Bd. 11305 (220) 

 
21 Auf Antrag der SPD-Fraktion fand am 23. Januar 1986 eine aktuelle Stunde zur Haltung der 

Bundesregierung zu einem nuklearen Teststopp statt. Für den Wortlaut vgl. BT STENOGRAPHISCHE 
BERICHTE, 10. WP, 190. Sitzung, S. 14377–14383, bzw. 191. Sitzung, S. 14385–14392. 

22 Botschafter Kastl, Moskau, berichtete am 19. Dezember 1985 über einen Bericht der sowjetischen 
Tageszeitung „Prawda“ vom Vortag zur Frage eines nuklearen Teststopps. Darin sei ausgeführt wor-
den, die UdSSR sei für den Fall, daß die USA einem wechselseitigen Moratorium zustimme, bereit, 
sich „über einige Kontrollmaßnahmen vor Ort zur Beseitigung möglicher Zweifel hinsichtlich der Ein-
haltung eines solchen Moratoriums“ zu verständigen. Vgl. den Drahtbericht Nr. 3939; Referat 222, 
Bd. 130111. Vgl. ferner den Artikel „Jadernye vzryvy – pod zapret“; PRAVDA vom 19. Dezember 1985, 
S. 5.  
In einer am 19. Dezember 1985 veröffentlichten Mitteilung lehnte das amerikanische Präsidialamt 
ein Moratorium für Nukleartests ab, erklärte jedoch, daß die USA eine Bereitschaft der UdSSR 
begrüßen würden, gegenseitig Beobachter zu nuklearen Testanlagen zu entsenden. Vgl. 
DEPARTMENT OF STATE BULLETIN, Bd. 86 (1986), Heft 2107, S. 60. 
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Aufzeichnung des Botschafters Ruth 

220-370.70 SOW VS-NfD 24. Januar 19861 

Über Herrn Staatssekretär2 Herrn Bundesminister 

Betr.: Sowjetischer Stufenplan zur Beseitigung der Kernwaffen vom 
15.1.19863; 
hier: Grundsätzliche Bewertung des Konzepts der vollständigen nu-
klearen Abrüstung 

Bezug: Ihre Weisung in der Hausbesprechung vom 20.1.1986 

Zweck der Vorlage: Zur Unterrichtung (insbesondere zusammenfassende Fol-
gerungen unter III., S. 9 ff.4)  

I. 1) Das Ziel der vollständigen Beseitigung der Kernwaffen ist nicht neu. Es fin-
det sich (als Element der allgemeinen und vollständigen Abrüstung) in Rü-
stungskontrollverträgen, in früheren amerikanischen und sowjetischen Erklä-
rungen sowie auch in der gemeinsamen amerikanisch-sowjetischen Erklärung 
vom 8.1.1985.5 Eine tiefergehende argumentative Auseinandersetzung mit die-
sem Ziel hat sich bisher schon deshalb erübrigt, weil es allgemein als ein Fern-
ziel begriffen wurde, dessen Verwirklichung eher unwahrscheinlich ist und das 
keinen konkreten Bezug zu aktuellen Rüstungskontrollverhandlungen hat.  
2) Das Besondere an dem sowjetischen Vorschlag vom 15.1.1986 ist, daß er die 
Verwirklichung des Fernziels bis zum Jahr 2000 in Aussicht stellt und in einen 
unmittelbaren Zusammenhang mit den gegenwärtigen Verhandlungen stellt. 
Den aktuellen sowjetischen Vorschlägen für die drei Verhandlungsbereiche in 
Genf soll dadurch eine besondere Attraktivität und Legitimation verliehen wer-
den. Sie sollen als notwendiger und vernünftiger Schritt auf dem Wege zur Ver-
heißung einer von Nuklearwaffen freien Welt erscheinen.  
3) Die USA haben mit SDI Entsprechendes versucht, doch der sowjetische An-

 
 1 Die Aufzeichnung wurde von Vortragendem Legationsrat I. Klasse Hofstetter und Legationsrat I. 

Klasse Müller konzipiert. 
 2 Hat Staatssekretär Meyer-Landrut am 27. Januar 1986 vorgelegen, der handschriftlich vermerkte: 

„S[iehe] beigefügte Bemerkung.“ Vgl. Anm. 14.  
Hat Meyer-Landrut am 12. Juni 1986 erneut vorgelegen, der die Wörter „über Herrn Bundesminister“ 
strich.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse von Schubert am 12. Juni 1986 vorgelegen, der den Rück-
lauf an Referat 220 verfügte.  
Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Hofstetter am 13. Juni 1986 erneut vorgelegen. 

 3 Am 15. Januar 1986 unterbreitete der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, Vorschläge 
zur Abrüstung und Rüstungskontrolle. Für den Wortlaut vgl. GORBATSCHOW, Reden, Bd. 3, S. 146–
159. Vgl. dazu ferner Dok. 16. 

 4 Vgl. Anm. 13. 
 5 Für den Wortlaut der Gemeinsamen Erklärung der Außenminister Gromyko (UdSSR) und Shultz 

(USA) vom 8. Januar 1985 über ihr Treffen in Genf vgl. DEPARTMENT OF STATE BULLETIN, Bd. 85 
(1985), Heft 2096, S. 30. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1985, D 60. Vgl. dazu auch 
AAPD 1985, I, Dok. 7 und Dok. 8. 
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satz ist wesentlich einfacher und – jedenfalls vordergründig – realitätsnäher 
angelegt:  
– Die Vorstellung, mit SDI einen Prozeß der Abschaffung der Nuklearwaffen 

einzuleiten, war von vornherein mit dem Makel der visionären Spekulation 
behaftet. Die amerikanische Regierung hat auch nie verhehlt, daß SDI an 
den Notwendigkeiten der nuklearen Abschreckung und der Modernisierung 
der strategischen Offensivsysteme auf absehbare Zeit nichts ändern werde.  

– Die SU dagegen schlägt den direkten Weg ins nach-nukleare Zeitalter vor – 
ohne den Vorbehalt technologischer Ungewißheit, ohne die Gefahr eines neuen 
Wettrüstens und ohne Kosten.  

Das sowjetische „Programm zur vollständigen Beseitigung der Kernwaffen in 
der ganzen Welt“ vom 15.1.1986 bedeutet deshalb eine unmittelbare konzep-
tionelle Herausforderung für unsere Sicherheitspolitik.  
II. 4) Die sowjetischen Vorschläge müssen daran gemessen werden, ob sie dem 
obersten Ziel unserer Sicherheitspolitik, der Kriegsverhütung, dienen. Bei der 
Bewertung sind zu unterscheiden:  
– Das Ziel der vollständigen Beseitigung der Kernwaffen als solches. 
– Der sowjetische Stufenplan, mittels dessen dieses Ziel erreicht werden soll.  
a) Das Ziel der vollständigen Beseitigung der Kernwaffen 
5) Militärstrategisches Fundament der Kriegsverhütungspolitik des westlichen 
Bündnisses ist die nukleare Abschreckung. Ihr Beitrag zu 40 Jahren Frieden 
in Europa ist unbestritten. Die hohe konventionelle Überlegenheit des WP er-
fordert, daß sich das Bündnis für den Verteidigungsfall den nuklearen Erstein-
satz vorbehält. Ohne grundlegende Änderung des konventionellen Kräfteverhält-
nisses läge die vollständige Beseitigung der Kernwaffen nicht in unserem In-
teresse. 
6) Die militärstrategische Situation Europas wird bestimmt durch die nach dem 
Zweiten Weltkrieg erfolgte Teilung in Ost und West, durch das konventionelle 
Übergewicht der im Warschauer Pakt zusammengeschlossenen Staaten Osteu-
ropas sowie durch die strategische Tiefe des WP, die ihm die SU mit ihren asia-
tischen Territorien verleiht. In dieser Lage hätten die dem westlichen Bündnis 
angehörenden Staaten Europas bei einem rein konventionell geführten Krieg das 
größere Schadensrisiko zu tragen. Der Warschauer Pakt könnte die Option einer 
konventionellen Kriegführung auch dafür einsetzen, durch politische Druckaus-
übung Vorherrschaft in Europa zu erreichen. Das macht die zielstrebig ent- 
wickelte Option konventioneller Angriffsfähigkeit für die SU attraktiv. Für die 
europäischen Bündnisstaaten ist es hingegen entscheidend, daß es nicht zu einer 
Situation wie vor 1945 kommt, daß ein konventioneller Krieg nicht wieder führ-
bar und gewinnbar erscheint. Daher ist die Verhinderung jeder Art von Krieg, 
von politischer Druckausübung oder Erpressung Ziel der Bündnisstrategie.  
7) Der konventionellen Überlegenheit des Warschauer Pakts, der in ihr liegen-
den Angriffsfähigkeit und dem auf der kommunistischen Weltanschauung auf-
bauenden Vormachtstreben ist der Westen bisher mit der Option der nuklearen 
Eskalation geschlossen und erfolgreich entgegengetreten. Wenn wir angesichts 
der geographischen und geopolitischen Asymmetrie in Europa in Frieden und 
Freiheit leben, so deswegen, weil  
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– die NATO-Doktrin der Abschreckung mit der flexiblen Reaktion6, die selek-
tive nukleare Optionen einschließt und so ein Kontinuum der Abschreckung 
herstellt bis hin zum nuklearstrategischen Potential der USA, und  

– die Nutzung der technologischen Möglichkeiten des Westens zur Stärkung 
der konventionellen Verteidigung bisher verhindern konnten, daß sich diese 
sowjetische Überlegenheit zu aktueller Instabilität konkretisiert.  

8) Selbst bei konventionellem Gleichgewicht wäre der Wegfall der nuklearen 
Abschreckung nicht ohne Risiken. Militärisches Gleichgewicht per se kann nicht 
mit strategischer Stabilität gleichgesetzt werden. Es gibt keinen geschichtlichen 
Erfahrungssatz, wonach ein Gleichgewicht konventioneller Rüstungen kriegs-
verhütend wirkt. Erst unter den Bedingungen des Nuklearzeitalters konnte das 
Gleichgewicht diese Funktion erfüllen: Weil ein Nuklearkrieg nicht mehr führ-
bar ist, besteht eine wirksame Abschreckung von jedem Krieg, der das Risiko 
der nuklearen Eskalation in sich trägt. Die Geschichte seit 1945 hat dies ein-
drucksvoll bestätigt: Kriege gab es nur gegen Staaten, die sich nicht unter dem 
Schirm nuklearer Abschreckung befanden. Eine nuklearwaffenfreie Welt als 
Idealziel wird auch von den Europäern nicht abgelehnt. Jedoch kann sie für 
uns sinnvollerweise erst dann in Betracht kommen, wenn gleichzeitig die mili-
tärischen und politischen Voraussetzungen einer dauerhaften Friedensordnung 
in Europa geschaffen sind.  
9) Unter den gegenwärtigen politischen und militärstrategischen Rahmenbe-
dingungen läge die vollständige Beseitigung der Kernwaffen nur dann in unse-
rem Interesse, wenn wir der Verhinderung eines Nuklearkriegs absolute Prio-
rität einräumten, wohingegen wir die erhöhte Wahrscheinlichkeit eines kon-
ventionellen Krieges in Kauf nähmen. Die SU ist offensichtlich erneut bemüht, 
unsere Meinungsbildung in diese Richtung zu lenken. In der Gorbatschow-Er-
klärung vorn 15.1. findet sich die implizierte Gleichsetzung von „Frieden“ und 
„Verhinderung eines Nuklearkriegs“:  
„Wenn es um die Erhaltung des Friedens, um die Bewahrung der Menschheit 
vor der Gefahr eines Kernwaffenkrieges geht …“  
In der vorbereiteten Erklärung Samjatins für die Pressekonferenz vom 17.1.1986 
wird der Zweck des neuen Stufenplans einleitend wie folgt umrissen:  
„… Beseitigung der ... sehr ernsthaften Gefahr des Ausbruchs eines Atomkrie-
ges ...“  
Im Schlußsatz heißt es wiederum:  
„… Lösung des größten und dringendsten Problems unserer Zeit, das da lautet: 
Beseitigung der Gefahr eines atomaren Krieges ...“  
Dagegen ist von dem im Gipfelkommuniqué vom 21.11.19857 einvernehmlich 
bekundeten Willen, jeden Krieg zu verhindern, nicht mehr die Rede.  
10) Für uns hat die sehr hohe Wahrscheinlichkeit, jeden Krieg zu verhüten, 
aus guten Gründen Priorität vor der zweifelhaften Gewißheit, (nur) einen Nu-

 
 6 Zur Strategie der „flexible response“ vgl. Dok. 15, Anm. 11. 
 7 Für den Wortlaut der gemeinsamen Erklärung über das Treffen des Präsidenten Reagan mit dem 

Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, vom 19. bis 21. November 1985 in Genf vgl. 
DEPARTMENT OF STATE BULLETIN 86 (1986), Heft 2106, S. 7–10. Für den deutschen Wortlaut vgl. 
EUROPA-ARCHIV 1985, D 687–690. Vgl. dazu AAPD 1985, II, Dok. 317 und Dok. 319. 
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klearkrieg zu verhindern. Am Ende der Flucht aus dem nuklearen Dilemma 
stünde immer das Wissen um die Herstellung von Kernwaffen. Sie können nicht 
„wegerfunden“ werden. Selbst unter der hypothetischen Annahme eines welt-
weit akzeptierten, streng kontrollierten Vertrages über die Beseitigung aller 
Kernwaffen müßte erhebliches Mißtrauen verbleiben, da eine lückenlose Kon-
trolle spaltbaren Materials kaum vorstellbar ist.  
b) Der sowjetische Stufenplan als Mittel zur Beseitigung der Kernwaffen  

11) Selbst wenn man zu dem Ergebnis käme, daß eine Politik der Verhütung 
jeden Krieges auch ohne nukleare Abschreckung möglich wäre, so bliebe das 
nicht ohne Grund seit vierzig Jahren ungelöste Problem, den geeigneten Weg 
zum Ziel der Beseitigung aller Kernwaffen zu finden. Dieser Weg müßte so be-
schaffen sein, daß zu keinem Zeitpunkt des nuklearen Abrüstungsprozesses 
neue Stabilitätsrisiken entstünden. Der sowjetische Stufenplan erfüllt diese Vor-
aussetzung nicht.  
12) Die Stabilität der nuklearen Abschreckung in der Übergangszeit bis zum 
Jahr 2000 litte darunter, daß die Unausgewogenheit der bisherigen sowjeti-
schen Vorschläge für die Genfer Verhandlungen größtenteils in den Abrüstungs-
fahrplan inkorporiert wäre: 

– Auf der strategischen Ebene zwischen den USA und der SU wäre es vor al-
lem die sowjetische Definition strategischer Systeme, die den USA destabili-
sierende Vorleistungen abverlangte.  

– Im Mittelstreckenbereich wäre es dieselbe Definition, die das gleiche Recht 
der westeuropäischen Staaten auf Sicherheit in Frage stellte, auch wenn die-
se Unausgewogenheit durch das bemerkenswerte neue Element einer „euro-
päischen Null-Lösung“ abgemildert würde. Es bliebe die Kategorisierung der 
„forward based systems“ als strategisch, was eine einseitige Anrechnung der 
amerikanischen flugzeuggestützten Mittelstreckensysteme bei den strategi-
schen Offensivwaffen bedeutete. Es blieben ferner die potentielle Bedrohung 
NATO-Europas infolge der Mobilität der asiatischen SS-20 und (in der er-
sten Etappe des sowjetischen Plans) die unveränderte Bedrohung durch die 
sowjetischen SRINF. 

13) Die schwerwiegendsten Nachteile für unsere Sicherheit ergäben sich aus 
der äußerst kursorischen Natur der sowjetischen Vorschläge für die flankieren-
de Stabilisierung des konventionellen Kräfteverhältnisses. Wie oben bereits 
ausgeführt, wäre ein Verzicht auf Nuklearwaffen für uns allenfalls dann ak-
zeptabel, wenn ein grundlegender Wandel im konventionellen Kräfteverhältnis 
einträte und wenn dieser Wandel von stabilisierenden, d. h. verläßlich verifi-
zierbaren und völkerrechtlich verbindlichen Rüstungskontrollvereinbarungen 
im nichtnuklearen Bereich begleitet wäre. Die SU hat bei früheren Gelegenhei-
ten den Zusammenhang zwischen konventioneller und nuklearer Abrüstung 
anerkannt. So heißt es in der gemeinsamen amerikanisch-sowjetischen Erklä-
rung vom 8.1.1985:  

„Beide Seiten sind der Überzeugung, daß die anstehenden Verhandlungen letzt-
lich, wie auch die Bemühungen allgemeiner Art zur Begrenzung und Verringe-
rung von Waffen, zu der vollständigen Beseitigung der Kernwaffen allerorts füh-
ren sollten.“  
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Auch in Art. VI des NVV8 sowie in der Präambel des ABM-Vertrages9 kommt 
der Gedanke zum Ausdruck, daß nukleare und allgemeine Abrüstung nicht von-
einander zu trennen sind.  
14) Der sowjetische Stufenplan geht jedoch nur hinsichtlich der nuklearen (und 
chemischen) Abrüstung ins Detail. Der Hinweis, daß der Stufenplan „sich zwei-
fellos günstig“ auf die multilateralen Verhandlungen auswirken werde, reicht 
nicht. Gorbatschows Ausführungen zu MBFR und KVAE haben nicht den glei-
chen Grad der Konkretheit und sehen nicht ebenso drastische Schritte vor wie 
der Stufenplan zur nuklearen Abrüstung und sind mit ihm nur allgemein ver-
knüpft.10 Andererseits zielt Gorbatschow mit seinem Vorschlag, die „Entwick-
lung nicht-nuklearer Rüstungen ..., die auf neuen physikalischen Prinzipien 
basieren und mit ihrer Vernichtungskraft den nuklearen oder anderen Mas-
senvernichtungswaffen nahe kommen“, zu verbieten, insbesondere auf die für 
die konventionelle Verteidigung des Westens notwendige Nutzung der techno-
logischen Basis ab. Kwizinskij bestätigte diese Zielsetzung am 22.1.1986 mir 
gegenüber mit der Erklärung, bei Verwirklichung der sowjetischen Vorschläge 
müßte die NATO auch die „Erstschlagszwecken dienenden“ FOFA-Pläne11 fal-
lenlassen.12 Ein Verzicht auf die militärische Verwendung von Zukunftstech-
nologien ist für den Westen nur im Rahmen eines Systems annehmbar, das 
über alle Bereiche bis hin zu dem der konventionellen Rüstung Stabilität schafft. 
15) Für die Bewertung des sowjetischen Stufenplans als eines Mittels ist ferner 
von Bedeutung, daß er geeignet ist, Interessenunterschiede unter den Bünd-
nispartnern zu akzentuieren. Das Besondere ist dabei, daß diese Gefahr in ver-
schiedenen Richtungen besteht und wechselnde Fronten nicht nur transatlan-
tischer Natur entstehen lassen könnte. 
16) Insoweit der Stufenplan zu einer nuklearwaffenfreien Welt aufruft, befindet 
er sich im Einklang mit Reagans SDI-Vision. Diese Übereinstimmung ist ge-
eignet, bipolare Tendenzen zu fördern, da SU und USA beide ein Interesse daran 
haben, von der gegenseitigen nuklearen Bedrohung freizukommen. Dieser Ak-

 
 8 Für den Wortlaut von Artikel VI des Nichtverbreitungsvertrags vom 1. Juli 1968 vgl. BUNDESGESETZ-

BLATT 1974, Teil II, S. 790. 
 9 Für den Wortlaut der Präambel des Vertrags vom 26. Mai 1972 zwischen den USA und der UdSSR 

über die Begrenzung der Raketenabwehrsysteme (ABM-Vertrag) vgl. UNTS, Bd. 944, S. 14 bzw. 
18. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1972, D 392. 

10 Am 15. Januar 1986 führte der Generalsekretär der KPdSU, Gorbatschow, aus, daß sich bei den 
MBFR-Verhandlungen in Wien „gewissermaßen die Konturen eines möglichen Beschlusses über 
die Reduzierung der sowjetischen und amerikanischen Truppen und über das nachfolgende Einfrieren 
der Truppenstärken der einander gegenüberstehenden Gruppierungen in Mitteleuropa“ abzeichne-
ten: „Wir gehen davon aus, daß eine mögliche Vereinbarung über die Truppenreduzierung natürlich 
einer vernünftigen Kontrolle bedarf. Dazu sind wir bereit. Was die Einhaltung der Verpflichtung 
über das Einfrieren der Truppenstärken anbelangt, so könnte man, ergänzend zu den nationalen 
technischen Mitteln, ständige Kontrollpunkte einrichten, die die Verlegung jeglicher Truppenkon-
tingente in die Reduzierungszone überwachen.“ Vgl. GORBATSCHOW, Reden, Bd. 3, S. 154 f. 

11 Am 9. November 1984 billigte der Ausschuß für Verteidigungsplanung (DPC) der NATO auf der Ebe-
ne der Ständigen Vertreter die Langzeitplanungsrichtlinie (Long Term Planning Guideline, LTPG) 
zur Verteidigung gegen die zweite Staffel konventioneller Streitkräfte des Warschauer Pakts („Follow-
on Forces Attack“ – FOFA). Vgl. dazu die Aufzeichnung des Ministerialdirektors Pfeffer vom 12. No-
vember 1984; VS-Bd. 12025 (201); B 150, Aktenkopien 1984. 

12 Zu den Äußerungen des sowjetischen Sonderbotschafters Kwizinskij vgl. Dok. 18, Anm. 11. 
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zent des sowjetischen Plans ist tendenziell auf eine Distanzierung der USA von 
NATO-Europa gerichtet.  
17) Andererseits wird den Nuklearängsten Europas die Verheißung der Besei-
tigung der Kernwaffen im Gegenzug gegen die Aufgabe der SDI durch die USA 
angeboten (besonders deutlich im Hinblick auf die europäische INF-Null-Lö-
sung). Dies soll die Distanzierung Westeuropas von den USA weiter fördern.  
18) Daneben könnte gerade der INF-Vorschlag jedoch auch innereuropäische 
Fronten aufbrechen lassen: Die sowjetische Bedingung der Nicht-Erweiterung 
der Drittstaatensysteme könnte uns beispielsweise in einen Gegensatz zu Frank-
reich bringen, das seine ehrgeizigen Pläne zur Modernisierung der Force de 
frappe nicht so ohne weiteres aufgeben wird. Ferner stellt sich die Frage, was 
die von F und GB in der zweiten Etappe zu übernehmende Verpflichtung, ihre 
Kernwaffen nicht „auf den Territorien anderer Länder zu haben“, für die euro-
päische verteidigungspolitische Integration bedeuten würde. 
1319) Insgesamt drängt sich hier der Schluß auf, daß die SU das mit der SS-20-
Rüstung nicht erreichte Ziel einer Spaltung des Bündnisses mit anderen Mit-
teln, insbesondere durch die Aushebelung der Bündnisstrategie, aber auch durch 
eine Taktik differenzierter Köder, zu erreichen sucht.  
20) Für diesen Schluß spricht auch eine nüchterne Einschätzung des sowjeti-
schen Interesses an umfassender Abrüstung. Die SU hat zwar aus innen- und 
wirtschaftspolitischen Gründen ein starkes Interesse daran, einen Rüstungs-
wettbewerb im Bereich Defensivsysteme zu vermeiden und will deshalb SDI 
verhindern. Die Abrüstung ihres bestehenden Militärpotentials ist jedoch eine 
gänzlich andere Frage. Was die Beseitigung der Kernwaffen betrifft, so ist bei-
spielsweise schwer vorstellbar, daß sich die SU für ihre Sicherheit gegenüber 
China allein auf konventionelle Streitkräfte verlassen wird. Selbst wenn aber 
die SU zur Beseitigung ihrer Kernwaffen wirklich bereit wäre, dann gewönnen 
ihre konventionellen Streitkräfte eine solche Bedeutung, daß ihr Abbau in dem 
Maße, wie wir es in einer nuklearwaffenfreien Welt fordern müßten, kaum in 
Frage käme. Solange der Weltmachtstatus der SU rein militärisch begründet 
ist – und eine alternative Machtbasis ist einstweilen nicht erkennbar –, müßte 
die SU gerade in einer von Kernwaffen freien Welt ihre konventionelle Überrü-
stung beibehalten.  
III. Folgerungen für unsere Haltung14  
21) Unsere Antwort auf die sowjetischen Vorschläge vom 15.1.86 sollte sich an 
folgenden Leitgedanken orientieren:  
– Für die dauerhafte Sicherung des Friedens in Europa bedarf es neben der 

rüstungskontrollpolitischen Stabilisierung des gesamten militärischen Kräfte-
verhältnisses des Abbaus der politischen Spannungsursachen.  

 
13 Beginn der Seite 9 der Vorlage. Vgl. Anm. 4. 
14 Staatssekretär Meyer-Landrut vermerkte am 27. Januar 1986 handschriftlich: „Zu den Abschnit-

ten 21 ff. möchte ich doch anmerken, daß mir die Sachaussage durchaus schlüssig und richtig er-
scheint, das emotionale Element in der Beurteilung des Vorgangs ‚Abschaffung von Kernwaffen‘ 
dürfen auch wir nicht übersehen. Deshalb sollten wir bei aller Betonung der für uns als Europäer 
bedeutenden Elemente der Rüstungskontrolle eine negative Beurteilung des Gedankens der Abschaf-
fung von Kernwaffen in der Öffentlichkeit möglichst vermeiden.“ Vgl. den Begleitvermerk; Referat 
220, Bd. 130078. 
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– Die positiven Elemente des Gorbatschow-Plans bedürfen der entsprechenden 
Resonanz auf westlicher Seite, um das Momentum des Rüstungskontrolldia-
logs aufrechtzuerhalten.  

– Gleichzeitig sollten wir mit aller Deutlichkeit auch öffentlich darlegen, in 
welchem Maße wir es hier mit Lösungsvorschlägen zu tun haben, die unserer 
Sicherheit nicht dienen. Täten wir dies nicht, gerieten wir in Zugzwang ge-
genüber unserer öffentlichen Meinung, liefen die Gefahr ernster Spannun-
gen mit unseren Verbündeten diesseits und jenseits des Atlantiks und trü-
gen dazu bei, uns und unsere Partner am Verhandlungstisch in die Defensive 
drängen zu lassen.  

– Unsere rüstungskontrollpolitische Antwort sollte es sein, der ihrer Scheinat-
traktivität entkleideten Zukunftsverheißung ein pragmatisches Konzept ge-
genwartsbezogener Einzelschritte entgegenzusetzen, diese aber gleichzeitig 
mit einer stabilitätsorientierten, langfristigen Perspektive zu verbinden.  

Diese Leitgedanken könnten inhaltlich wie folgt ausgefüllt werden:  
a) Darlegung der Voraussetzungen einer dauerhaften Friedenssicherung in Eu-
ropa  
22) Erster Ausgangspunkt einer auch an die Öffentlichkeit gerichteten Darstel-
lung unserer sicherheitspolitischen Grundsatzposition ist unser existentielles 
Interesse an der Verhütung jeden Krieges in Europa. Zweiter Ausgangspunkt 
ist die Einsicht, daß nicht Waffen, sondern unvereinbare politische Gegensätze 
Kriege auslösen. Hierauf sollte eine entdämonisierende Klarstellung der Funk-
tion der nuklearen Abschreckung folgen. Daraus ließe sich dann folgender 
Schluß ableiten: Die vollständige Beseitigung der Kernwaffen ist nur scheinbar 
die wichtigste Aufgabe der Rüstungskontrollpolitik. Worauf es wirklich an-
kommt, ist die Stabilisierung des gesamten Kräfteverhältnisses mittels prag-
matischer Einzelschritte auf allen Gebieten der Rüstungskontrolle. Diese mili-
tärische Stabilisierung muß im Sinne des Harmel-Konzepts15 durch politische 
Schritte begleitet werden, die zur Überwindung der politischen Ursachen des 
Ost-West-Konfliktes beitragen. Ohne gleichzeitige Stabilisierung sowohl des kon-
ventionellen Kräfteverhältnisses wie auch der politischen Rahmenbedingungen 
brächte uns die Beseitigung der Kernwaffen nicht ein Mehr, sondern ein Weni-
ger an Sicherheit.  
b) Kritik der strukturellen Mängel des sowjetischen Stufenplans  
23) Während Einzelelemente des sowjetischen Plans sehr positive Ansatzpunk-
te pragmatischer Rüstungskontrolle bieten, ist das Grundkonzept wenig geeig-
net, zu einer dauerhaften Friedensordnung in Europa beizutragen:  
– Der Akzent liegt zu einseitig auf der Beseitigung der Kernwaffen.  
– Der Gesichtspunkt der Stabilisierung des konventionellen Kräfteverhältnisses 

kommt zu kurz. Darüber hinaus enthält der Plan Elemente, die offenbar dar-

 
15 Für den Wortlaut des „Berichts des Rats über die künftigen Aufgaben der Allianz“ (Harmel-

Bericht), der dem Kommuniqué über die NATO-Ministerratstagung am 13./14. Dezember 1967 in 
Brüssel beigefügt war, vgl. NATO FINAL COMMUNIQUES 1949–1974, S. 198–202. Für den deutschen 
Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1968, D 75–77. Vgl. dazu AAPD 1967, III, Dok. 435, und AAPD 
1968, I, Dok. 14. 
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auf ausgerichtet sind, dem Ausgleich dieses Kräfteverhältnisses dienende ver-
teidigungspolitische Maßnahmen des Westens zu unterbinden. 

– Die ebenfalls notwendige Bereitschaft zum politischen Ausgleich scheint noch 
zu fehlen. Die aggressiv-polemischen Ausführungen zum Thema Abrüstung 
und Entwicklung sind insofern wenig hilfreich. („Mehr als 250 Milliarden Dol-
lar, die jährlich aus den Entwicklungsländern herausgepreßt werden, sind 
eine Summe, die mit dem Ausmaß des gigantischen Rüstungsbudgets der USA 
praktisch übereinstimmt. Und ihrem Wesen nach ist diese Übereinstimmung 
durchaus kein Zufall.“) 

c) Unser rüstungskontrollpolitisches Alternativkonzept  
24) Nach der Vision des amerikanischen Präsidenten, mittels SDI das Nukle-
arzeitalter zu überwinden16, und nach dem Gorbatschow-Plan bedarf es keiner 
dritten visionären, wohl aber einer realistischen Perspektive. Unser Interesse 
muß es sein, den Rüstungskontrolldialog wieder auf eine realistische und prag-
matische Ebene zurückzuholen. Es gilt nicht nur, dem gefährlichen Verführungs-
aspekt des Gorbatschow-Plans entgegenzusteuern. Die Argumente, die das 
Bündnis jetzt gegen den Gorbatschow-Plan formuliert, werden auch ihre Wir-
kung in der SDI-Diskussion haben. Sie könnten dazu beitragen, die illusionä-
ren Gedanken mancher SDI-Begründung in Richtung auf das konkret Machba-
re und Wünschbare umzulenken.  
25) Wir sollten die SU mit ihrem erklärten Willen, Durchbrüche bei der Rü-
stungskontrolle zu erzielen, in Stockholm und Wien beim Wort nehmen. In 
Stockholm und Wien böte sich der SU die Gelegenheit, etwa ihren Positions-
wandel in der Verifikationsfrage unter Beweis zu stellen. Die erste Phase der 
KVAE muß bis zum Herbst abgeschlossen sein, in MBFR liegt ein realistischer 
Reduzierungsvorschlag auf dem Tisch17. In Stockholm und Wien liegt Erreich-
bares näher als in Genf. Stellt Moskau bei KVAE und MBFR seinen guten Wil-
len unter Beweis, wird dies auch den Genfer Verhandlungen helfen.  
26) Eine weitere konkrete Möglichkeit eines Verhandlungserfolgs bieten die Be-
mühungen der CD in Genf um ein CW-Verbot.18 Insoweit kann uneingeschränkt 
positiv die entsprechende Passage des Gorbatschow-Plans aufgegriffen werden.  

 
16 Vgl. dazu die Fernseh- und Rundfunkansprache des Präsidenten Reagan vom 23. März 1983; PUBLIC 

PAPERS, REAGAN 1983, S. 437–443. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1983, D 267–
270 (Auszug). Vgl. dazu ferner AAPD 1983, I, Dok. 81. 

17 Am 14. Februar 1985 führten die an den MBFR-Verhandlungen teilnehmenden Warschauer-Pakt-
Staaten in Wien Elemente für ein Interimsabkommen ein. Vgl. dazu AAPD 1985, I, Dok. 45.  
In der Plenarsitzung vom 5. Dezember 1985 legten die an den MBFR-Verhandlungen teilnehmen-
den NATO-Mitgliedstaaten „Ergänzungen und Änderungen“ zu dem Vorschlag vor. Vgl. dazu AAPD 
1985, II, Dok. 339. 

18 Referat 222 vermerkte am 21. Januar 1986 zum Stand der Arbeiten der Genfer Abrüstungskonfe-
renz (CD) an einem Abkommen über das Verbot chemischer Waffen: „Ein großer Teil der vorgese-
henen Präambel und der 16 Vertragsartikel ist weitgehend ausgearbeitet.“ Noch divergierende Po-
sitionen beträfen erstens „die Überwachung der zivilen Produktion, durch die verhütet werden 
soll, daß chemische Produkte für CW-Herstellung zweckentfremdet werden (Art[ikel] VI). Mit die-
ser Frage in Zusammenhang steht die Frage, ob bestehende C-Waffen-Fabriken in Anlagen für die 
zivile Produktion umgewandelt werden können (Art. V) und wie die Produktion supertoxischer 
Stoffe organisiert wird. Hier verlangt der Osten Produktion in einer einzigen Fabrik pro Land, was 
mit der westlichen Wirtschaftsordnung nicht zu vereinbaren ist“. Zweitens gebe es noch keine Ei-
nigung in „Fragen der Verdachtskontrolle (Art. IX)“. Vgl. Referat 222, Bd. 130108. 
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27) Hinsichtlich der bilateralen Genfer Verhandlungen gilt es, die Aufmerk-
samkeit wieder auf die Gipfelvereinbarungen zu lenken, deren Implementie-
rung am ehesten Ergebnisse erwarten läßt. Zum einen bedeutet dies eine In-
tensivierung der Verhandlungen über die strategischen Offensivsysteme mit 
dem Ziel der 50 %igen Reduzierung, wobei als erster Schritt eine Rückkehr der 
SU zur SALT-Definition „strategischer“ Systeme19 erwartet werden muß.  
28) Zum zweiten, und hier liegt unser Hauptinteresse, muß der auf dem Gipfel 
gemeinsam bekundete Wille zu einem INF-Zwischenabkommen in die Tat um-
gesetzt werden. Die INF-Passage des Plans bietet insoweit einen positiven An-
satz, den es konsequent zu sondieren und weiterzuentwickeln gilt. Der sowjeti-
sche Vorschlag auf Beseitigung aller amerikanischen und sowjetischen Mittel-
streckensysteme in Europa hat für uns vor allem drei negative Punkte, die mo-
difiziert werden müßten:  
– Junktim mit Aufgabe der SDI. Hier muß zunächst geklärt werden, inwieweit 

dieses Junktim besteht. (Kwizinskij hatte es uns gegenüber deutlich formu-
liert, Kampelman teilte uns dagegen mit, Obuchow habe in Genf den gegen-
teiligen Eindruck vermittelt20.) Argumentativ wäre diesem Junktim die eige-
ne sowjetische Argumentation zu SDI entgegenzuhalten: SU erklärt, SDI sei 
deshalb so bedrohlich, weil unter dem Schutz eines BMD-Schildes das 
Schwert der weiterhin existierenden Offensivsysteme für einen Erstschlag 
gebraucht werden sollte. Wenn es aber in Europa keine amerikanischen P II 
und CMs mehr gäbe, so gäbe es insofern auch kein Schwert mehr, dessen Exi-
stenz die Aufgabe der SDI verlangte.  

– Beibehaltung der asiatischen SS-20. Hier könnte versucht werden, das ent-
sprechende Element des amerikanischen Interims-Vorschlags einzuführen: 
Reduzierung dieser SS-20 auf ca. 100, Recht der USA zur Kompensation, das 
aber nicht ausgeschöpft würde. 

– Keine Berücksichtigung der SRINF. Wir können auf die Einbeziehung dieser 
Systeme in ein INF-Abkommen nicht verzichten. Eine vorläufige Verhand-
lungslösung bestünde darin, die sowjetischen Systeme auf dem Stand von 
1982 einzufrieren und gleichzeitig ein Recht der USA auf Ausgleich zu statu-
ieren.  

29) Im Verhandlungsbereich Defensiv- und Weltraumwaffen schließlich sollten 
wir darauf hinwirken, daß Washington ein konkretes rüstungskontrollpoliti-
sches Konzept entwickelt, das für die nächsten 15 bis 20 Jahre einen berechen-
baren politischen Handlungsrahmen bietet. (Eine gesonderte Aufzeichnung hier-
zu ist in Vorbereitung.) Die Ungewißheit für die Zeit nach Abschluß der SDI-
Forschung muß überwunden werden, um der sowjetischen SDI-Polemik den Bo-
den zu entziehen. 
30) Zusammenfassend ist zur Grundlinie unserer rüstungskontrollpolitischen 
Antwort auf den Gorbatschow-Plan festzustellen: 
 
19 Artikel II des Vertrags vom 18. Juni 1979 zwischen den USA und der UdSSR über die Begrenzung 

strategischer offensiver Waffen (SALT II) legte die Waffensysteme fest, für welche die getroffenen 
Absprachen gelten sollten. Für den Wortlaut vgl. DEPARTMENT OF STATE BULLETIN, Bd. 79 (1979), 
Heft 2028, S. 24–28. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1979, D 368–374. 

20 Vgl. dazu das Gespräch des Bundesministers Genscher mit dem amerikanischen Sonderbotschaf-
ter Kampelman am 24. Januar 1986; Dok. 18. 
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– Es gilt, die positiven Elemente des Plans auf der ganzen Breite des Rüstungs-
kontrolldialogs fruchtbar zu machen.  

– Die geschichtliche Erfahrung seit 1945 zeigt jedoch, daß „große“ Lösungen zur 
Beseitigung der Nuklearwaffen wenig erfolgversprechend sind. Sie verleiten 
zu hypothetischen Zukunftsdiskussionen und verstellen den Blick auf die 
konkret anstehenden Rüstungskontrollfragen.  

– Fortschritte verspricht am ehesten ein pragmatischer Ansatz: Schritt-für-
Schritt-Lösung der anstehenden Probleme auf den dafür jeweils vorgesehe-
nen Foren. Festhalten an der Perspektive umfassender Abrüstung, aber kein 
Schnüren überladener Paketlösungen, die die Gefahr der gegenseitigen Blok-
kierung verschiedener Verhandlungsbereiche und -foren in sich bergen.  

Referate 201 und 213 haben mitgewirkt.  

Ruth 
Referat 220, Bd. 130078 
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Bundesminister Genscher an den 
amerikanischen Außenminister Shultz 

214-322.00 RUM/USA-28I/86 VS-vertraulich 24. Januar 19861 

Lieber George,  
im Dezember letzten Jahres hatten wir uns am Vorabend Ihrer Reise in einige 
Hauptstädte des Warschauer Paktes2 auch über Rumänien unterhalten.3 Vom 
erfolgreichen Verlauf Ihrer Besuche und dem wesentlichen Ergebnis Ihrer Ge-
spräche in Bukarest sind wir inzwischen unterrichtet worden, wofür ich Ihnen 
danke.4  

 
 1 Ablichtung.  

Das Schreiben wurde von Vortragendem Legationsrat Weiß mit Begleitschreiben vom 24. Januar 
1986 an die Botschaft in Washington mit der Bitte übermittelt, „das BM-Schreiben nebst Höflich-
keitsübersetzung weiterzuleiten“. Vgl. VS-Bd. 13463 (214); B 150, Aktenkopien 1986. 

 2 Der amerikanische Außenminister Shultz hielt sich am 15. Dezember in Rumänien, vom 15. bis  
17. Dezember in Ungarn und am 17./18. Dezember 1985 in Jugoslawien auf.  

 3 Für das Gespräch vom 14. Dezember 1985 vgl. AAPD 1985, II, Dok. 346. 
 4 Der amerikanische Botschafter in Bukarest, Kirk, unterrichtete die Vertreter der NATO-Mitgliedstaa-

ten am 17. Dezember 1985 über die Gespräche des amerikanischen Außenministers Shultz am 15. De-
zember 1985. Botschafter Schulze-Boysen, Bukarest, berichtete am selben Tag über das Gespräch 
mit Präsident Ceauşescu: „Shultz habe ohne Umschweifen die Situation in den USA, was die Be-
ziehungen zwischen beiden Ländern, bes. die Menschenrechtsfragen, angehe, als besonders 
schwierig geschildert. Das gelte für den Kongreß, aber auch in zunehmendem Maß für die öffentli-
che Meinung. […] Selbst wenn Reagan im Juni 1986 die Verlängerung der Meistbegünstigungs-
klausel für Rum[änien] empfehle, sei die notwendige Billigung durch beide Häuser des Kongresses 
keineswegs sicher. Auch wenn es sich um innerrumänische Angelegenheiten handle, seien Konse-
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Es ist dabei von Ihren Mitarbeitern die Frage aufgeworfen worden, ob sich die 
von den Vereinigten Staaten bisher eingeräumte Meistbegünstigung nach un-
serer Einschätzung noch als Hebel zur Durchsetzung humanitärer Anliegen 
einsetzen lasse.5 
Nach meiner Auffassung dürfte weiterhin die Meistbegünstigung zwar ein wich-
tiges Kriterium für die Konzessionsbereitschaft der rumänischen Regierung bei 
der Lösung von Einzelschicksalen sein. Ich glaube aber nicht, daß sich die all-
gemeine Haltung der rumänischen Führung in Menschenrechtsfragen, insbe-
sondere was ganze Gruppen von Menschen anbelangt, dadurch nachhaltig be-
einflussen ließe.  
Bei meiner Einschätzung berücksichtige ich einerseits den Wert der rumäni-
schen Exporte in die USA, die Meistbegünstigung genießen: nach unserer Kennt-
nis etwa 150 Mio. $ pro Jahr.  
Diese Summe erscheint angesichts der rumänischen Gesamtexporte in Hart-
währungsländer – etwa 3,5 Mrd. US $ – nicht allzu gewichtig. Auch weiß 
Ceauşescu, daß die Verwirklichung der Menschenrechte in Rumänien auch bei 
gelegentlichem Entgegenkommen ein von der Weltöffentlichkeit behandeltes 
Thema bleiben wird.  
Andererseits beeindruckt die Konsequenz, mit der Rumänien in den letzten 
Jahren seine Westverschuldung abgetragen hat. Da Ceauçescu nach jüngsten 
Äußerungen entschlossen scheint, diese Politik fortzusetzen, wird Rumänien 
auch in Zukunft jeden US-Dollar und jede Deutsche Mark benötigen, die es aus 
Exporten in unsere Länder erlösen kann. Schon aus diesem Grund dürfte 
Ceauşescu – trotz mancher Unberechenbarkeit seiner Reaktionen – jedenfalls 
nicht von sich aus auf die Meistbegünstigung verzichten und einen Entzug 
schmerzlich spüren.  
Hinsichtlich des Umfangs möglicher Konzessionen ist es allerdings meine Ein-
schätzung, daß Ceauşescu sich bei Weitergewährung der Meistbegünstigung 
zwar bereit finden dürfte, einige humanitäre Einzelfälle, die mit besonderem 
Nachdruck vertreten werden, zu lösen. Wesentlich schwieriger dürfte es dage-

Fortsetzung Fußnote von Seite 122 
quenzen für das bilaterale Verhältnis nicht auszuschließen.“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 965; Referat 
204, Bd. 135308. 

 5 Gesandter Wallau, Washington, übermittelte am 20. Dezember 1985 Informationen des amerika-
nischen Außenministeriums, wonach Außenminister Shultz am 15. Dezember 1985 in Bukarest „über-
aus deutlich“ auf die „akute Gefährdung der Meistbegünstigung über Juni 1986 hinaus“ hingewie-
sen habe: „Allerdings frage man sich intern auf amerikanischer Seite, ob der Hebel der Meistbe-
günstigung noch funktioniere. Vielleicht sei dies nicht mehr der Fall, a) sei es, weil die Rumänen 
in triumphaler nationalistischer Geste auf Meistbegünstigung von sich aus verzichteten, um sich 
im selben Atemzug Kritik an ihrer Menschenrechtspraxis zu verbitten; b) oder sei es, weil 
Ceauşescu für Milderungen in der religiösen Verfolgung (um die es in erster Linie gehe) Kritik vor 
allem aus Moskau zu gewärtigen habe und sich hier keine unnötige offene Flanke schaffen wolle.“ 
Dem amerikanischen Außenministerium stellten sich deshalb drei Fragen: „1) Hat Bonn eine 
Antwort oder eine plausible Vermutung auf die oben formulierte Frage, ob Gefahr besteht, daß 
Ceauşescu aus verletzter Souveränität oder aus Blockerwägungen auf Meistbegünstigung von sich 
aus verzichten könnte? 2) Hält Bonn es für sinnvoll und erfolgversprechend, gemeinsam mit USA 
bei den Rumänen mehr Verständnis dafür zu wecken, daß Einlenken bei humanitären Gravamina 
ein Schritt im rumänischen Interesse und nicht ein Gefallen an die Adresse der USA ist? 3) Kann 
Bonn sich gegenüber Bukarest dafür verwenden, daß Bereitschaft zum Eingehen auf amerikani-
sche Menschenrechtsbedenken zunimmt?“ Vgl. den Drahtbericht Nr. 5827; VS-Bd. 13463 (214);  
B 150, Aktenkopien 1985. 
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gen sein, Zugeständnisse hinsichtlich ganzer Gruppen, die in Rumänien leben 
und bleiben wollen – etwa Religionsgemeinschaften, aber auch Minderheiten – 
zu erreichen, weil derartige „Privilegierungen“ dem totalitären Charakter des 
Regimes zuwiderliefen.  
Die Frage der Menschenrechte in Rumänien ist auch in unseren Gesprächen 
mit der rumänischen Führung ein zentrales Thema. Dabei sind wir in besonde-
rer Sorge um die in Rumänien lebenden Deutschen, beziehen aber auch andere 
humanitäre Anliegen – wie z. B. vor einem Jahr die Forderung nach Ausreise 
des Priesters (Father) Calciu6 – mit ein.  
Wir beabsichtigen, in diesem Jahr den hochrangigen politischen Meinungsaus-
tausch mit Rumänien fortzusetzen.7 Wir sind gern bereit, dabei auch Sie inter-
essierende Einzelschicksale anzusprechen. Wenn Sie dies wünschen, werde ich 
Sie gerne unterrichten, sobald Termine feststehen.  

gez. Hans-Dietrich Genscher 
VS-Bd. 13463 (214) 
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Botschafter Hansen, Brüssel (NATO), an das Auswärtige Amt 

114-344/86 VS-vertraulich Aufgabe: 24. Januar 1986, 20.15 Uhr1 
Fernschreiben Nr. 101 Ankunft: 24. Januar 1986, 20.32 Uhr    

Betr.: KVAE; 
hier: Allianz-Konsultationen mit Stockholmer Delegationsleitern am 
24.1.1986 

Bezug: 1) DE Nr. 520 vom 22.1.1986 – 221-373.16 VS-NfD 
2) DB Moskau Nr. 177 vom 22.1.1986 – Pol 372.00/12 
3) Büronote vom 22.1.1986 – I-341.44-171/86 VS-v 

Zur Unterrichtung 

  6 Bundesminister Genscher setzte sich im Gespräch mit dem rumänischen Außenminister Andrei 
am 13. Februar 1985 für die Freilassung des rumänischen Staatsangehörigen Gheorghe Calciu-
Dumitreasa ein. Vgl. dazu die Gesprächsaufzeichnung; Referat 214, Bd. 139537.  7 Vgl. dazu den Besuch des rumänischen Außenministers Văduva vom 16. bis 19. April 1986 vgl. 
Dok. 110 – 112. 

 1 Hat Vortragendem Legationsrat I. Klasse Buerstedde am 2. Februar 1986 vorgelegen. 
 2 Gesandter Arnot, Moskau, übermittelte Ausführungen des Mitglieds der sowjetischen KVAE-Dele-

gation, Rachmaninow, zur Haltung der UdSSR in den Bereichen Gewaltverzicht, Notifizierung, 
beschränkende Maßnahmen, Verifikation, Jahreskalender und Konsultationen. Rachmaninow ha-
be die sowjetische Bereitschaft bekräftigt, „auf KVAE bis September 1986 zu ‚ersten Vereinbarun-
gen‘ zu kommen. […] Den Sowjets schwebe in Stockholm in diesem Jahr eine ‚Interims-Lösung‘ 
vor. R. erklärte diesen Gedanken am Beispiel der Notifizierung von Seeaktivitäten. Wenn Gor-
batschow jetzt konzediere, diese Frage auszuklammern, sei sie damit nicht gelöst, sondern nur auf 
die nächste Phase verschoben.“ Vgl. Referat 221, Bd. 144792. 
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I. Zusammenfassung 
1) In der Sitzung mit KVAE-Delegationsleitern am 24.1.1986 hörte der NATO-
Rat eine Zusammenfassung der Sitzung der Delegationsleiter am 23.1.1986 in 
Brüssel durch den dänischen KVAE-Botschafter3 (Text folgt mit Kurier). Es 
schloß sich ein Gedankenaustausch zu Stand und Fortgang der KVAE an, in dem 
insbesondere folgende Punkte behandelt wurden: Einigung auf sofortigen Be-
ginn der Textarbeiten in Stockholm, Inhalt eines für den Westen akzeptablen 
Ergebnisses (Verhältnis KVAE/KSZE), Gewaltverzicht und Beschränkungsmaß-
nahmen, insbesondere mit Bezug auf die Position der NNA4 im Vorschlag SC.75, 
Bedeutung der KVAE-Passage in der Erklärung Gorbatschows vom 15.1.19866 
und Zusammenwirken zwischen den Alliierten-Delegationen in Stockholm und 
dem NATO-Hauptquartier. 
2) F und ich wiesen auf die große Bedeutung der KVAE hin, die durch den be-
absichtigten gemeinsamen Besuch der AM Genscher und Dumas7 unterstrichen 
werde. Der Rat nahm das Allianz-Papier zu den Beschränkungsmaßnahmen 
billigend zur Kenntnis, das mit Bezug zu 3) übermittelt worden war. Anstatt 
der Bezeichnung ISD/361 (3rd revised) vom 20.1.1986 trägt es jetzt die Bezeich-
nung CM (86) 4 vom 22.1.1986.8 
II. Im einzelnen 
1) Ich sprach auf der Grundlage des Bezugs-DE und wies aufgrund des Bezugs 
zu 2) auf die Relativierung der KVAE-Passage zum Thema Seeaktivitäten in 
der Erklärung Gorbatschows vom 15.1.1986 durch die Erläuterung Rachmani-
nows gegenüber der Botschaft Moskau hin. Die Klarstellung Rachmaninows, 
Gorbatschows Äußerung hinsichtlich der Seeaktivitäten beziehe sich nur auf 
die Notifizierung, nicht aber auf den Kalender, fand ebenso Interesse wie die 
Präzisierung, die Verifikation sei bei KVAE bewußt nicht erwähnt worden, da 
bei VSBMs nur „adäquate“ Verifikation „entsprechend dem Inhalt der Maßnah-
men“ in Frage komme – im Gegensatz zur sowjetischen Bereitschaft zu weit-
gehenden Schritten bei der Verifizierung von Abrüstungsmaßnahmen. Diese Er-
läuterungen wurden von einigen Sprechern (NWG, KAN, GB) mit dem Hinweis 
auf die Notwendigkeit der genauen Prüfung der sowjetischen Absichten aufge-
griffen. 

 
 3 Skjøld G. Mellbin. 
 4 Neutral and Non-alligned Countries. 
 5 Zum Vorschlag CSCE/SC.7 der neutralen und nichtgebundenen Staaten vom 15. November 1985 

vgl. Dok. 8, Anm. 11. 
 6 In seiner Erklärung nahm der Generalsekretär des ZK der KPdSU, Gorbatschow, auch Stellung zu 

den noch offenen Fragen der KVAE in Stockholm: „Der kritische Punkt ist dort bekanntlich die 
Frage der Vorankündigung großer Übungen der Land-, See- und Luftstreitkräfte. Das sind natür-
lich ernste Probleme, und sie müssen grundlegend, im Interesse einer Vertiefung des Vertrauens 
in Europa, gelöst werden. Wenn es jedoch einstweilen nicht gelingen sollte, sie im Komplex zu lö-
sen, warum sollte man dann nicht nach Teillösungen suchten? Sagen wir einmal, jetzt über die 
Ankündigung von großen Manövern der Land- und Luftstreitkräfte übereinzukommen, aber die 
Frage militärischer Aktivitäten auf See auf die nächste Etappe der Konferenz zu verschieben.“ Vgl. 
GORBATSCHOW, Reden, Bd. 3, S. 155. 

 7 Zum gemeinsamen Auftritt des Bundesministers Genscher und des französischen Außenministers 
Dumas bei der KVAE in Stockholm vgl. Dok. 16, Anm. 13. 

 8 Für das Papier „Constraint Measures at the CDE“ der CSBM-Arbeitsgruppe vgl. VS-Bd. 13435 (212). 


